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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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ATOM/249: Halbwertzeit - klimapolitisch obsolet ... (BBU)

BBU-Pressemitteilung, 02.03.2020

Positives Fazit: Konferenz "50 Jahre Urenco" ruft zu weiteren Protesten
auf



(Bonn, Almelo, Gronau, 02.03.2020) Am Samstag, 29. Februar 2020, waren
der Urenco-Konzern und der (fast) 50 Jahre alte Vertrag von Almelo
Gegenstand einer internationalen Konferenz in Almelo (NL). Beteiligt
waren Bürgerinitiativen, Umweltverbände und Friedensorganisationen aus
den Niederlanden, aus Russland und aus der Bundesrepublik Deutschland.

Urenco ist ein deutsch - britisch - niederländischer Konzern, der Uran
für den Einsatz in Atomkraftwerken vorbereitet (anreichert). Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Konferenz tauschten sich über den
Export von Urenco-Uranmüll nach Russland, über die Zusammenhänge
zwischen Atomwaffen und Atomanlagen und über die Auswirkungen des in der
Bundesrepublik Deutschland beschlossenen Atomausstiegs und dessen Folgen
für den Urenco-Konzern aus. Udo Buchholz vom Vorstand des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) nahm an der
Konferenz teil und zog danach ein positives Fazit: "Es besteht Einigkeit
darüber, dass der Uranmüll nicht exportiert werden darf, alle
Urananreicherungsanlagen müssen sofort stillgelegt werden und
grundsätzlich ist die Nutzung der Atomenergie keine Lösungsansatz im
Kampf gegen den Klimawandel." Am Ende der Konferenz wurde zum weiteren
Protest gegen Atomanlagen und Atomwaffen aufgerufen.

Am Montag, 2. März fand um 18 Uhr in Münster eine Demonstration gegen die
Uranmüllexporte von Gronau nach Russland statt.

Am Mittwoch, 4. März, der 50. Jahrestag des Vertrages von Almelo, finden
um 15 Uhr gleichzeitig Protestaktionen bei den Anlagen der Urenco in
Capenhurst (GB), Almelo (Drienemansweg 1, NL) und Gronau (Röntgenstraße
4) statt. Und am Samstag, 7. März, richtet sich in Enschede (NL,
zwischen Gronau und Almelo) um 12 Uhr die monatliche Friedensmahnwache
auch gegen die Urananreicherungsanlagen des Urenco-Konzerns
(Gemeindehaus, Ei van Ko).

Um auf die Verknüpfung der sogenannten zivilen und der militärischen
Atomenergienutzung aufmerksam zu machen, wird am Karfreitag (10. April
2020) wieder ein Ostermarsch zur Gronauer Urananreicherungsanlage führen.

50 Jahre Vertrag von Almelo

Am 4. März 2020 ist es genau 50 Jahre her, dass im Rathaus von Almelo
der Vertrag von Almelo unterzeichnet wurde. Der Vertrag von Almelo
begründete eine Vereinbarung zwischen den Niederlanden, Großbritannien
und (West)Deutschland über die Bildung eines Unternehmens mit dem Ziel
der Urananreicherung mittels Ultrazentrifugen. Zu diesem Zweck
beschlossen die drei Länder die Gründung eines Unternehmens zur
Produktion von Zentrifugen und zum Bau von Urananreicherungsanlagen:
Urenco.

Urenco stand in den Niederlanden und in Großbritannien besonders in den
ersten 15 Jahren des Bestehens in der Kritik; in der Bundesrepublik
Deutschland gerät Urenco immer wieder, und so auch in den letzten 10
Jahren, unter Druck: Bedingt durch den beschlossenen Atomausstieg, aber
auch bedingt durch einen Störfall im Jahr 2010 und durch Kritik an dem
Export abgereicherten Urans nach Russland.

Folgende Rednerinnen und Redner kamen bei der Konferenz zu Wort:


	Vladimir Slyviak von der russischen Umweltorganisation Ecodefense

	Hubertus Zdebel (Bundestagsabgeordneter Die Linke)

	Kirsten Sleven (WISE Nederland)

	Susan van der Heijden (Dutch Ploughshares support)

	Dirk Bannink (Stichting Laka)



Die Konferenz wurde von der Stiftung Vedan, von der Friedensinitiative
Enschede voor Vrede und von der Stiftung Laka organisiert. Unterstützt
wurden sie von Initiativen, die sich gegen die Urenco-Anlagen in
Capenhurst (GB) und Gronau engagieren sowie vom Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU).




Weitere Informationen:

https://www.laka.org/urenco50

https://www.bbu-online.de

https://wisenederland.nl

http://www.enschedevoorvrede.nl

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. März 2020 
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KOHLEALARM/709: Klimakampf und Kohlefront - Scheinkorrekturen ... (Antje Grothus)

Statement von Antje Grothus zu den neuen Planungen des Kohlekonzerns
RWE

Neues Revierkonzept von RWE ist unsozial, klimafeindlich und ein
gigantisches Flächenzerstörungskonzept



Buir, 28.02.2020. "Das von RWE vorgelegte Revier Konzept ist nicht
zukunftsfähig und wird weder den Anforderungen eines sozialverträglichen
Kohleausstiegs, noch der Klimakrise oder den Nachhaltigkeitszielen gerecht.
Es ist unsozial, klima- und umweltschädlich und ein gigantisches
Flächenzerstörungskonzept.

Statt mit einer weiteren Verkleinerung des ohnehin noch in Umplanung
befindlichen Tagebaus Garzweiler fünf bedrohte Dörfer am Tagebau Garzweiler
zu erhalten, plant RWE stattdessen den Tagebau Inden minimal zu
verkleinern. Der Kohlekonzern handelt damit willkürlich und in höchstem
Masse menschenverachtend, denn am Tagebau Inden wird niemand mehr
umgesiedelt, es werden keine Wälder zerstört und gefährdet, und es gibt
bereits sehr fortgeschrittene Zwischen- und Nachnutzungspläne der 
Indeland-Entwicklungsgesellschaft. Für die Planung des Indeschen Ozeans wurde sogar
extra der Braunkohleplan geändert.

An Dreistigkeit kaum zu überbieten sind auch die Planungen den Hambacher
Wald zu verinseln und fruchtbares Ackerland und Manheim abzubaggern, um mit
dem dort abgetragenen Material die steilen Böschungen zu stabilisieren, die
RWE während der letzten Monate vorsätzlich neu geschaffen hat.

Es ist absehbar, dass sich die Klimakrise weiter verschärft und es zu einer
Nachschärfung der Klimaziele auf europäischer Ebene kommt. Hinzu kommen die
Revisionszeitpunkte, die eine Überprüfung der Klimaschutzwirksamkeit der
Kohlereduzierung vorsehen. Die nordrhein-westfälische Landesregierung muss
deshalb jetzt vorausschauend und präventiv handeln, sich von RWE
emanzipieren und eigene sozial- und klimaverträgliche Tagebauplanungen mit
Flexibilitätsoptionen vorlegen. Es dürfen keine langfristigen
Genehmigungen mehr erteilt werden, die den aktuellen Herausforderungen
nicht gerecht werden.

Eine sinnvolle Strukturentwicklung braucht jetzt zudem den Erhalt der durch
Kiesgruben- und Braunkohletagebauplanungen stark gefährdeten Flächen. Die
neuen Braunkohleplanungen von RWE konterkarieren
Strukturentwicklungspotentiale von Kommunen im Revier. Auch die Planungen
der Tagebauseen Hambach und Garzweiler gehören auf den Prüfstand, denn
Wasser ist neben fruchtbarem Boden eine unserer wertvollsten Ressourcen.
Die Seenplanungen stehen in Widerspruch zum SDG 6, dem Nachhaltigkeitsziel,
das die Verfügbarkeit von sauberem Wasser und die nachhaltige
Bewirtschaftung von Wasser garantieren soll."

Weitere Infos:

www.hamabchfrau.de

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 28.02.2020

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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MELDUNG/212: Corona-Virus trifft Kulturbereich hart (Kulturrat)

Deutscher Kulturrat e.V. - Pressemitteilung vom 4. März 2020

Corona-Virus trifft Kulturbereich hart

Deutscher Kulturrat zu den ersten Auswirkungen des Corona-Virus auf den
Kulturbereich



Berlin - Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der
Bundeskulturverbände, sieht mit Sorge, dass der Kultur- und Medienbereich
zunehmend auch von den Auswirkungen des Corona-Virus betroffen ist. Erst
gestern wurde die Leipziger Buchmesse abgesagt, heute kam die Nachricht,
dass die Frankfurter Musikmesse verschoben wurde. Beide Entscheidungen
werden massive Auswirkungen auf die Kultur- und Kreativwirtschaft haben und
zu empfindlichen Einbußen bei kultur- und kreativwirtschaftlichen
Unternehmen führen.

Für den Deutschen Kulturrat steht außer Frage, dass die Sicherheit der
Besucherinnen und Besucher sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Vorrang haben muss. Es ist daher erforderlich, dass jeweils in
Zusammenarbeit mit den Behörden vor Ort eine Einzelfallentscheidung
getroffen wird. Es können nicht alle Kulturveranstaltungen über einen
Leisten geschlagen werden.

Der Deutsche Kulturrat appelliert an die Bevölkerung, bereits bei ersten
Krankheitssymptomen von geplanten Besuchen von Kultureinrichtungen oder
Kulturveranstaltungen abzusehen. Er bittet die Kultureinrichtungen und
Kulturveranstalter, in solchen Fällen bei der Rückgabe von Tickets kulant
zu sein.

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, sagte: "Das
Corona-Virus trifft den Kulturbereich hart. Kunst und Kultur leben davon,
dass viele Menschen auf relativ engem Raum zusammen sind, um Kultur zu
genießen. Die Absage der Leipziger Buchmesse und die Verschiebung der
Frankfurter Musikmesse werden empfindliche wirtschaftliche Auswirkungen
insbesondere auf klein- und mittelständische Unternehmen haben. Für sie
sind die Messen wesentliche Orte, um sich und ihre Arbeit zu präsentieren
und Geschäfte abzuschließen. Auch andere Unternehmen der Kultur- und
Kreativwirtschaft, wie privatwirtschaftliche Konzertveranstalter, werden
Einbußen erleiden müssen, wenn Veranstaltungen abgesagt werden. Es ist
daher zentral, dass das Bundeswirtschaftsministerium bei seinen
Wirtschaftshilfen nicht nur das produzierende Gewerbe, sondern auch die
klein- und mittelständisch geprägte Kultur- und Kreativwirtschaft im Blick
hat. Ich appelliere an Kulturstaatsministerin Monika Grütters MdB, sich bei
Wirtschaftsminister Peter Altmaier MdB in diesem Sinne für die Kultur- und
Kreativwirtschaft stark zu machen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020

Deutscher Kulturrat e.V.

Mohrenstr. 63, 10117 Berlin

Telefon: 030-226 05 28-0, Fax: 030-226 05 28-11

E-Mail: post@kulturrat.de

Internet: http://www.kulturrat.de
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MELDUNG/114: "Ein führender arabischer Dichter, der lange fast unbekannt war" (idw)

Exzellenzcluster "Religion und Politik" an der Westfälischen
Wilhelms-Universität Münster - 03.03.2020

"Ein führender arabischer Dichter, der lange fast unbekannt war"

Forscher um den Arabisten Thomas Bauer starten Langzeitprojekt zur
digitalen Edition des literarischen Gesamtwerkes von Ibn Nubātah -
"Blütezeit der arabischen Literatur entdeckt"



An der WWU startet diese Woche ein digitales Langzeitprojekt zur Edition
des Gesamtwerks des zu seiner Zeit führenden arabischen Dichters Ibn
Nubātah al-Miṣrī, der bis vor kurzem noch fast unbekannt
war. "Er hat sich in unseren jüngsten Forschungen als bekanntester Dichter
im Syrien und Ägypten der Mamlukenzeit (1250-1518) erwiesen, die lange als
Epoche des Niedergangs galt, sich nun aber als literarische Blütezeit
entpuppt hat", erläutert der Arabist und Leibniz-Preisträger Prof. Dr.
Thomas Bauer vom Exzellenzcluster "Religion und Politik" der WWU. Er
leitet das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) mit 5,9
Millionen Euro für zwölf Jahre finanzierte Langzeitvorhaben. Damit
verknüpft sind Bauers Projekte am Exzellenzcluster zur Diskursvielfalt der
Mamlukenzeit und zu schiitisch-sunnitischen Religionskonflikten im 12.
Jahrhundert.

Dem Editionsprojekt, das am Freitag in Münster feierlich eröffnet wird,
ging ein siebenjähriges Leibnizpreisprojekt zur lange vernachlässigten
arabischen Literatur und Rhetorik von 1100-1800 (ALEA) voran. Die Epoche
erwies sich als eine der großen Blütezeiten der arabischen Literatur. Das
Forscherteam entdeckte eine nie dagewesene Vielfalt an literarischen
Formen und Inhalten, die alle Bevölkerungsschichten trugen. Die bisherigen
Forschungsergebnisse zu Ibn Nubātah widerlegen nach Bauer das gängige
Bild von islamischen Kulturen, in denen Religion angeblich alle
Lebensbereiche präge, besonders die Politik. Ob Ibn Nubātahs eher
weltlicher Zugang zum Politischen eine Innovation der Mamlukenzeit
darstellt oder schon für vorausgehende, religiös aufgeregtere Zeiten gilt,
ist Leitfrage im aktuellen Projekt des Arabisten am Exzellenzcluster, das
die Religionskonflikte im 12. Jahrhundert und damit die Vorgeschichte der
Werke Ibn Nubātahs untersucht.

"Durch digitale Mittel dem Dichter über die Schulter schauen"

Der Dichter, der 1287 in Kairo geboren wurde, 1366 dort starb und den
längsten Teil seiner Karriere in Damaskus verbrachte, verfasste neben gut
2.000 Gedichten 30 weitere Werke, die fast alle erhalten sind, aber nur
zum Bruchteil in Editionen vorliegen, wie Bauer ausführt. "Wer den wahren
Ibn Nubātah, und damit das Vorbild der auf ihn folgenden
Literatengenerationen, kennenlernen will, ist bislang auf Handschriften
angewiesen." Im Langfristprojekt könnten nun zuverlässige Editionen des
gesamten erhaltenen Schaffens von Ibn Nubātah erarbeitet werden, die
gerade mit der digitalen Version allen Interessierten zugänglich gemacht
würden. Eine Herausforderung stellt Bauer zufolge nicht nur der Umfang des
Gesamtwerkes dar, sondern auch die Tatsache, dass der Dichter seine Texte
immer wieder umgearbeitet hat. Die vielen Autor-Varianten zu
dokumentieren, sei komplex. Eine digitale Edition eigne sich da besonders,
die Historie der Varianten leicht nachvollziehbar zu machen. "Sie bietet
die einmalige Gelegenheit, einem Dichter des 14. Jahrhunderts bei der
Arbeit über die Schulter zu schauen."

Ibn Nubātahs Werk ist nach Bauer zum größten Teil rein säkular, auch
seine Lobdichtung auf Herrscher. "Sein Herrscherratgeber in Prosa ist
geradezu machiavellistisch." Wie die literarischen Vorgänger mit Religion
und Politik umgingen, untersucht der Forscher in seinem Cluster-Projekt zu
den schiitisch-sunnitischen Religionskonflikten im 12. Jahrhundert anhand
der wichtigsten Herrschaftsdiskurse der Umbruchszeit von 1150-1200. In
sogenannten Kanzleischreiben und im Herrscherlob untersucht Bauer,
inwiefern darin Religionskritik gegen den Gegner eingesetzt wird oder mit
Religion eigene Ansprüche propagiert werden. "Wie modifiziert der
religiöse Konflikt das Herrschaftsbild und wie beeinflusst der politische
Konflikt die Mobilisierung der Religion?", fragt der Arabist.

Eröffnungsvortrag "Ein goldenes Zeitalter der Arabistik"

Das DFG-Langfristvorhaben trägt den Titel "Edition des Gesamtwerkes von
Ibn Nubātah al-Miṣrī" und wird am Freitag, 6. März 2020,
um 18.00 Uhr im Institut für Arabistik und Islamwissenschaft der WWU
eröffnet. Die Leiterin des Akademieprojekts "Bibliotheca Arabica. Neue
Geschichte der arabischen Literatur" in Leipzig, Prof. Dr. Verena Klemm,
hält einen Vortrag mit dem Titel "Ein goldenes Zeitalter der Arabistik".

Im Hintergrund der Forschungen steht, wie Bauer erläutert, "die dominante,
ursprünglich westlich-kolonialistische, aber von arabischen Eliten rasch
übernommene Vorstellung, einem frühen 'Goldenen Zeitalter' im Islam sei
eine lange Zeit der Stagnation und des Niedergangs gefolgt, bis im 19.
Jahrhundert das islamische Dornröschen von den westlichen Kolonialmächten
wachgeküsst wurde." Dieses Dekadenzkonzept sei nicht nur unzutreffend,
sondern habe bis heute politisch manifeste Folgen in arabischen Ländern.
"So macht etwa die Fixierung auf ein 'Goldenes Zeitalter' eine Anknüpfung
an die Geschichte problematisch und begünstigt ideologische Verzerrungen
verschiedenster Art." Vor allem aber stünden diese Vorurteile der
Rezeption ganzer literarischer Epochen im Wege, "in denen einige der
faszinierendsten literarischen arabischen Texte verfasst wurden. Eine
bessere Kenntnis der Literatur und Rhetorik dieser Zeit wird unser
Verständnis der arabischen Literaturgeschichte sowie der islamischen
Kulturgeschichte wesentlich verändern", so Prof. Bauer. Er hatte 2013 den
Gottfried Wilhelm Leibniz-Preis der DFG für seine Forschungen zur
arabischen Dichtung, zur Literatur der Mamluken- und Osmanenzeit erhalten.

(vvm/maz)


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-muenster.de/Religion-und-Politik/aktuelles/2020/aktuell/PM_Arabischer_Dichter_und_literarische_Bluetezeit_entdeckt.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1807

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Exzellenzcluster "Religion und Politik"

an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5077: Bielefeld - Plattdeutsch wiederentdecken, 13.-15.03.2020

Stadt Bielefeld

Plattdeutsch wiederentdecken mit der VHS



Bielefeld (bi) . Plattduisk kuiren - dazu lädt die Volkshochschule
(VHS) Mitte März ein. Dabei steht die Konversation im Vordergrund. Das
plattdeutsche Kompaktseminar beginnt am Freitag, 13. März, um 18 Uhr
im Raum 164 der VHS im Ravensberger Park. Weitere Termine sind Samstag
(14. März) von 14 bis 19 Uhr sowie Sonntag (15. März) von 10 bis 15
Uhr.

Infos und Anmeldung unter Tel. 0521 51-3084 oder unter www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/4446: Braunschweig - Manfred Zieger stellt den Schriftsteller Ambrose Bierce vor, 10.03.2020

Stadt Braunschweig

Manfred Zieger stellt den Schriftsteller Ambrose Bierce vor



Braunschweig. Manfred Zieger stellt am Dienstag, 10. März, um 19 Uhr
den Schriftsteller Ambrose Bierce im Raabe-Haus:Literaturzentrum,
Leonhardstraße 29a, vor. Ambrose Bierce, geboren 1842 in Ohio,
verschwand 1914 während seiner journalistischen Recherchen über die
Mexikanische Revolution und wurde wahrscheinlich erschossen. Der
Amerikanische Bürgerkrieg prägt viele seiner teils sarkastischen
Kurzgeschichten. Bei Bierce gibt es als wiederkehrendes Motiv die
Angst, den eigenen Tod bewusst erleben zu müssen.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.03.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INTERNATIONAL/277: Israel - Juden und Araber weiterhin im gemeinsamen Protest vereint (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 3. März 2020

Israel: Juden und Araber weiterhin im gemeinsamen Protest
vereint



Palästina, Israel - 03.03.2020. Juden und Araber, die einen
Friedensvertrag und die Sicherheit beider Seiten anstreben, führen
ihre gemeinsamen Proteste in Israel fort. "Wir sind hier um zu
bleiben", so das Motto ihrer Kampagne. In diesem Sinne kämpfen sie
gegen die Abschaffung der Staatsbürgerschaft, die unter anderem Teil
des Friedensplans Donald Trumps ist, dem damit ein "Jahrhundert-Deal"
vorschwebt. In den Veröffentlichungen der Protestierenden heißt es,
dass "nur der gemeinsame arabisch-jüdische Kampf letztlich zum
gewünschten Ergebnis führen wird - zu Frieden, Sicherheit und
Gleichheit."

Ihr gemeinsamer Marsch im Dreieck von Kfar Saba nach Jaljulia, hat am
21. Februar 2020 stattgefunden. [Anm.d.Verf.: Das Dreieck (hebräisch,
HaMeshulash; arabisch: -Muthalath) früher Kleines Dreieck genannt, ist
eine Ansammlung von Städten und Dörfern israelischer Araber nahe der
grünen Linie, in der östlichen Landesebene der Region Sharon
(Wikipedia) [1]]. Der gemeinsame Marsch war von Juden und Arabern
organisiert worden.


Die Übersetzung aus dem Französischen wurde von Silvia Sander
vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkung:

[1] https://de.wikipedia.org/wiki/Meschulasch


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MUMIA/1011: Free Mumia - Rundbrief März 2020 (Berliner Free Mumia Bündnis)

Freiheit für Mumia - Freiheit für alle! - Rundbrief März 2020



Hallo,

hier kommen aktuelle Meldungen über den seit 1981 (!) inhaftierten
Journalisten Mumia Abu-Jamal aus den USA. Im vergangenen Februar gab es
drei wichtige Ereignisse:

Prison Radio berichte am 24. Februar 2020, dass Mumia nun endlich seine
zweite Augenoperation bekommen hat. Auf diese OP musste er sehr lange
warten und hatte zwischenzeitlich sehr eingeschränkte Sicht: "Mumia
Abu-Jamal erfolgreich an Augen operiert" [1].

Im Februar 2020 wurde Chuck Africa, der letzte noch festgehaltene der
MOVE 9 Gefangenen in Pennsylvania nach über 41,5 Jahren Haft
freigelassen. In seiner Geburtsstadt Philadelphia fand eine
Willkommensfeier unter dem Motto "The MOVE 9 are free - Mumia's next!"
für ihn statt. Mumia Abu-Jamal kommentierte dieses erfreuliche Ergebnis
jahrzehntelang anhaltender Mobilisierung am 9. Februar 2020 auf Prison
Radio [2]. Die dt. Übersetzung dieses Beitrages erschien am 17. Februar
2020 in der Tageszeitung Junge Welt: "Heimkehr nach Philly" [3].

Aber es gab am 24. Februar auch einen juristischen Angriff, der in
seiner Willkür stark an die sprichwörtliche "Mumia-Ausnahme" erinnert,
die wir in den vergangenen Jahren bereits so oft beobachten mussten:
Pennsylvanias höchstes Gericht setzte Mumia Abu-Jamals Revision aus.

Dieses Gericht, der Pennsylvania Supreme Court (PASC) ist das gleiche,
aus dem erst vor kurzem ein Richter überführt wurde, 1998 in der
Revision gegen Mumia voreingenommen gehandelt zu haben, weswegen es ja
jetzt ein neues Revisionsverfahren gibt. Der PASC wolle nun aber
untersuchen, ob Bezirksstaatsanwalt Larry Krasner nicht voreingenommem
für Abu-Jamal sei und durch einen anderen, z.B. den extrem rechten
Generalstaatsanwalt Shapiro ausgetauscht werden müsse. Bis dahin sei die
Revision, die sich in der Sache ja gegen die Praktiken dieses konkreten
Gerichtes richtet, ausgesetzt. "Kafka hätte das nicht besser formulieren
können", kommentierte Noelle Hanrahan von Prison Radio am 26. Februar
2020 [4].

Eine deutsche Übersetzung ihres Kommentars wird es in naher Zukunft auf
unserer Webseite geben. Noch ist schwer einzuschätzen, wie lange es den
Kräften im PASC um die Fraternal Order of Police (FOP) gelingen wird,
Mumias Revisionsverfahren und seine Freilassung damit hinauszuzögern. Es
ist zu vermuten, dass das Verzögern die einzige Motivation hinter diesem
Zug zu sein scheint. Dieses ungewöhnliche Vorgehehen des PASC wird
vielleicht verständlicher, wenn wir uns vor Augen führen, dass mehrere
der dort gewählten Richter*innen von der FOP in ihrem Wahlkampf
finanziert wurden. Der PASC verstärkt mit diesem Vorgehen den Eindruck
der Black Lives Matter Bewegung, dass es eine Illusion sei zu glauben,
dass es in Gerichtssäalen um Gerechtigkeit gehe. Weitere Hintergründe zu
diesem Vorgang finden sich hier:

http://freiheit-fuer-mumia.de/#revisionausgesetzt260220

Lasst uns die in wenigen Tagen beginnende Infotour mit Johanna
Fernandez, der Sprecherin von Mumias Verteidigung nutzen, um gemeinsam
zu überlegen, was wir von hier aus tun können, um Mumia und die
Solidaritätsbewegung in den USA zu unterstützen.

(http://freiheit-fuer-mumia.de/va2020jf.htm / siehe auch Termine
weiter unten).


Zum weiteren Inhalt:

1. Presse und Bewegungsmeldungen

2. Termine

3. Solidarität mit Gefangenen

4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!


1. Presse & Meldungen aus der Bewegung

(this can't be happening) Court courts cops - Pa High Court's King-sized
Assault On Abu-Jamal (February 27, 2020)

https://thiscantbehappening.net/pa-high-courts-king-sized-assault-on-abu-jamal/

(Prison Radio) Breaking News (February 24,2020)

https://mailchi.mp/prisonradio/kingbenchpetitiongranted2-24-2020mumiaabu-jamal?fbclid=IwAR3Nk3gKm6SdAzI570fKgIyX41b5uYY45Q8-I2z8JlyeGp18KsJj_UN3wwI


2. Termine

6. März 2020 - Nürnberg, Stadtteilladen "Schwarze Katze", 19:00 Uhr

AAB-Solitresen in März, Film: "Justice on Trial - Der Fall Mumia Abu-Jamal"
Hintergrundinformationen:

https://www.redside.tk/2020/02/19/mumia-film-auf-dem-aab-solitresen-6-maerz-19-h/

Stadtteilladen "Schwarze Katze", Untere Seitenstr. 1, 90429 Nürnberg

Fr. 13. März 2020, Heidelberg - DAI - 19:00 Uhr

Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien -
Veranstalterinnen: Freiheit für Mumia Abu-Jamal Heidelberg + Rote Hilfe
HD + DAI

weitere Infos 

https://dai-heidelberg.de/de/veranstaltungen/das-streben-nach-gerechtigkeit-33389/

DAI Heidelberg, Sofienstraße 12, 69115 Heidelberg

Mo. 16. März 2020, Hannover - Kulturzentrum Pavillon 19:00 Uhr

Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien -
Veranstalter*innen: Rote Hilfe Hannover

Kulturzentrum Pavillon, Lister Meile 4, 30161 Hannover

Di, 17. März 2020 - FRANKFURT - Saalbau Gallus - 20:00 Uhr

Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien -
Veranstalterin: Mumia-Gruppe Frankfurt

Saalbau Gallus - Frankenallee 111/Raum 3, 60326 Frankfurt (S+StraBa
Galluswarte)

Mi, 18. März 2020 - Chemnitz - Café Weltecho - 19:30 Uhr

Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien -
Veranstalterin: Rote Hilfe Chemnitz

Café Weltecho, Annaberger Straße 24, 09111 Chemnitz

Do. 19. März 2020 - Berlin, Schule für Erwachsenenbildung (SfE) - 19:00 Uhr
Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien - (dt.
Kopfhörerübersetzung vorhanden)

Schule für Erwachsenenbild (SfE), Mehringhof, Gneisenaustr. 2a, 10961
Berlin-Kreuzberg - U6/7-Mehringdamm

Fr. 20. März 2020 - Nürnberg - Dialog der Kulturen - 19:00 Uhr

Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien -
Veranstalterin: Rote Hilfe Nürnberg

Dialog der Kulturen, Fürtherstraße 40a, 90489 Nürnberg

Sa. 21. März 2020, München - Kulturladen Westend - 19:00 Uhr

Vortrag von und Diskussion mit Johanna Fernandez, Sprecherin von Mumia
Abu-Jamals Verteidigung und US-Aktivistin der Free Mumia Bewegung über
das aktuelle Verfahren und die Möglichkeiten, ihn zu befreien -
Veranstalterin: Rote Hilfe München

KulturLaden Westend, Ligsalzstr. 44, 80339 München


3. Solidarität mit Gefangenen

(Radio Aktiv Berlin) Anti-Knast-Spezial: Profite aus Gefängnissen USA
und BRD - ein Vergleich (19.02.2020)

https://radioaktivberlin.nostate.net/2020/02/19/anti-knast-spezial-profite-aus-gefaengnissen-usa-und-brd-ein-vergleich/

(de.indymedia.org) Blut an euren Händen! Es gibt keinen Selbstmord im
Knast (18.02.2020) 

https://de.indymedia.org/node/66733


4. Abschaffung der Todesstrafe - überall!

(Spiegel) Abgeordnete in Colorado stimmen für Abschaffung der
Todesstrafe - Der Gouverneur muss noch zustimmen (27.02.2020)

https://www.spiegel.de/politik/ausland/usa-abgeordnete-in-colorado-stimmen-fuer-abschaffung-der-todesstrafe-a-03272762-5721-4005-9ae2-5a9bfe59e0d7

(IHfL) Oklahoma will Hinrichtungen wieder aufnehmen (20.02.2020)

https://lancelotarmstrong.wordpress.com/2020/02/20/oklahoma-will-hinrichtungen-wieder-aufnehmen/


Wir hoffen, gut informiert zu haben.

Bitte verbreite diese Meldungen auch selbst weiter.

FREE MUMIA - Free Them All!

Viele Grüße

FREE MUMIA Berlin


Verweise

[1] http://www.freiheit-fuer-mumia.de/#breakingnews260220

[2] https://www.prisonradio.org/media/audio/mumia/chuck-africa-goes-home-137-mumia-abu-jamal

[3] https://www.jungewelt.de/artikel/372700.heimkehr-nach-philly.html?sstr=Mumia%7CAbuJamal%7CChuck%7CAfrica

[4] https://mailchi.mp/prisonradio/kingbenchpetitiongranted2-24-2020mumiaabu-jamal?fbclid=IwAR3Q48gg9A9MBYSQAdaGY_1-cKWDNJ8MinxAeWkYzGdXdkavMMm0x_EXMpU

 * 

Quelle:

FREE MUMIA - Rundbrief März 2020

FREE MUMIA Berlin

im HdD (Haus der Demokratie)

Greifswalderstr. 4, Briefkasten Nr. 79, 10405 Berlin

E-Mail: info@mumia-hoerbuch.de

Internet: www.mumia-hoerbuch.de
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MELDUNG/064: Neuigkeiten vom International Peace Bureau (ZivilCourage)

ZivilCourage - Nr. 1 / 2020

Magazin der DFG-VK

Neuigkeiten vom International Peace Bureau

Co-Vorsitzender Philip Jennings: Friedens- und Arbeiterbewegung
stärker verbinden

von Guido Grünewald



Am 19. Oktober fand in London die Generalversammlung des International
Peace Bureau (IPB) statt, gefolgt von einem Ratstreffen und einer
gemeinsamen Konferenz mit der britischen Campaign for Nuclear
Disarmament (CND) zum Thema "Sicherheit: Herausforderungen und
Lösungen im 21. Jahrhundert" am folgenden Tag.

Für Reiner Braun wurde als neuer Co-Präsident neben Lisa Clark (u.a.
Vizepräsidentin der italienischen NGO Beati i costruttori di pace)
Philip Jennings gewählt. Aus Deutschland zog der DFG-VK-Aktive Stephan
Möhrle vom "Global net - stop the arms trade" neu in den Rat des IPB
ein.


Mit dem neuen Co-Präsidenten hat das IPB ein
politisch-gesellschaftliches Schwergewicht gewonnen. Philip Jennings
war fast drei Jahrzehnte Generalsekretär internationaler
Gewerkschaftsorganisationen und maßgeblich daran beteiligt, dass durch
Fusionen im Jahr 2000 mit der Uni Global Union eine globale
Gewerkschaftskonföderation für den Dienstleistungssektor entstand, die
in 150 Ländern 900 Gewerkschaften mit mehr als 15 Millionen
Mitgliedern vereint.

Philip Jennings hat das Thema Frieden beharrlich auf die Tagesordnung
der Uni Global Union gesetzt, als Ort für den dritten Weltkongress
2010 Nagasaki ausgewählt und die Ican-Kampagne von Beginn an
unterstützt.

Der jüngste Uni-Global-Weltkongress 2018 in Liverpool unterstützte ein
Verbot autonomer Waffen und forderte alle Gliederungen auf, bei ihren
Regierungen auf die Ratifizierung des Atomwaffenverbotsvertrags der
Vereinten Nationen zu drängen. In einer Begleitbroschüre zum Kongress
wurde auf die massive weltweite Überrüstung hingewiesen und
formuliert: "Eine stärkere Brücke zwischen Friedens- und
Arbeiterbewegung ist wichtig, um die Welt so zu gestalten, wie wir sie
wollen."


Im September veranstaltete das IPB zusammen mit dem Asia-Europe
People's Forum (AEPF) in Berlin einen Workshop zum Thema
"Herausforderungen einer Politik gemeinsamer Sicherheit in Eurasien".
Das AEPF entstand 1996 und ist ein interregionales Netzwerk
zivilgesellschaftlicher Organisationen aus Europa und Asien. Parallel
zu den alle zwei Jahre stattfindenden ASEM-Gipfeln (Asia-Europe
Meeting) von Regierungsvertretern aus Asien und Europa (der nächste
wird 2020 in Phnom Penh stattfinden) organisiert es
Alternativkonferenzen der Zivilgesellschaft. IPB und AEPF wollen
versuchen, den Themenbereich Frieden und Sicherheit stärker in den
Fokus zu schieben.

Beim Workshop ging es darum, anknüpfend an den Bericht der
Palme-Kommission von 1982 zu überlegen, wie das damals formulierte
Konzept der gemeinsamen Sicherheit (Kernaussagen: Jeder Staat hat ein
Recht auf Sicherheit. Anhaltende Sicherheit ist nur miteinander und
nicht gegeneinander erreichbar. Militärische Gewalt ist kein legitimes
Mittel der Konfliktlösung.) für Europa und Asien wiederbelebt und
praktisch gestaltet werden kann.

Die Herausforderung ist riesig. In den 1980er Jahren handelte es sich
um eine primär bipolare Welt, während wir heute in einer
Übergangsphase mit multiplen Machtkonzentrationen leben. Weitere
Änderungen sind u.a. eine (damals noch nicht vorhandene) Cyberwelt
oder multiple auseinanderlaufende Wertvorstellungen. Der
Workshop-Bericht [1] versammelt erste Überlegungen und Ansätze einer Konzeption, 
ist aber streckenweise auch zu einer Wunschliste geraten. Hier wird noch viel
Gedankenarbeit erforderlich sein, wenn aus dem Konzept operationelle
Handlungsanleitungen gewonnen werden sollen.


Zum Jahresende war das IPB nochmals aktiv: Am 3. Dezember
organisierte das Centre Delàs mit der globalen Kampagne gegen
Militärausgaben im Europaparlament einen Workshop zu Rüstungsexporten,
der Rüstungsfinanzierung und der Migrationspolitik der EU. Zuvor war
das Friedensbüro maßgeblich an der Ausrichtung des Nato-Gegengipfels
beteiligt, der am 30. November unter der Parole "Die neue
Welt-Unordnung" in London stattfand.


Guido Grünewald ist internationaler Sprecher der DFG-VK.


Anmerkung:

https://aepf.info/wp-content/uploads/2017/08/Narrative-Report-Workshop-on-Challenges-of-a-Common-Security-Policy-in-Eurasia.pdf

*

Quelle:
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MELDUNG/056: Signal für Menschenrechte - Sofortiges Aufnahmeprogramm für schutzbedürftige Flüchtlinge aus Griechenland 

terre des hommes Deutschland e.V. - 4. März 2020

Signal für Menschenrechte

Sofortiges Aufnahmeprogramm für schutzbedürftige Flüchtlinge aus
Griechenland



Osnabrück, 4. März 2020 - Das internationale Kinderhilfswerk terre des
hommes fordert angesichts der katastrophalen Situation der Flüchtlinge in
Griechenland und an den Landgrenzen zur Türkei die Bundesregierung auf, ein
sofortiges humanitäres Aufnahmeprogramm zu starten. Ferner muss die
Bundesregierung darauf dringen, dass sich möglichst viele EU-Mitglieder
diesem Aufnahmeprogramm anschließen.

»In den ursprünglich als Hotspots zur Durchführung von Asylverfahren
geplanten Aufnahmelagern der ostägäischen Inseln befinden sich nach Angaben
der Regierung Griechenlands rund 42.000 Flüchtlinge, davon etwa die Hälfte
Minderjährige«, so Birte Kötter, Vorstand Kommunikation von terre des
hommes. Die Camps sind hoffnungslos überbelegt, die hygienischen
Verhältnisse spotten jeder Beschreibung. Es gibt nicht genug zu essen, die
Strom- und Wasserversorgung funktioniert kaum, viele schwer traumatisierte
Kinder leben ungeschützt unter aufgeweichten Zeltplanen.

»Anstatt den schäbigen EU-Türkei-Deal fortzusetzen und die EU-Grenzen
gewaltsam gegen Menschen auf der Flucht abzuschotten, muss die
Bundesregierung die Initiative ergreifen. Deutschland darf nicht darauf
warten, dass sich alle 27 EU-Mitgliedsstaaten auf ein einheitliches
Vorgehen einigen. Wir müssen jetzt ein Signal für die Einhaltung der
Menschenrechte setzen und in einem ersten Schritt 5.000 besonders
schutzbedürftige Flüchtlinge aufnehmen. Diese Haltung würde in vielen
deutschen Städten und Kommunen, in denen Menschen bereit sind, Flüchtlinge
aufzunehmen und zu betreuen, als überfälliges humanitäres Signal
verstanden«, so Birte Kötter.

 * 

Quelle:

terre des hommes Deutschland e.V.

Ruppenkampstraße 11 a, 49084 Osnabrück

Telefon: 05 41 / 71 01-0, Telefax: 05 41 / 70 72 33

E-Mail: post@tdh.de

Internet: www.tdh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/214: Hamburg - Demonstration für das Recht auf Asyl und humanitäre Aufnahme in Europa, 7. März 2020

Flüchtlingsrat Hamburg

Für das Recht aus Asyl und humanitäre Aufnahme in

Europa!



Abschottung tötet

Demonstration am 7. März 2020

auf dem Rathausmarkt um 12:00 Uhr



Die Szenen an der türkisch-griechischen Grenze sind erschütternd. Mit
Tränengas und Wasserwerfern werden Menschen auf der Flucht, darunter auch
Kinder angegriffen, Schlauchboote werden attackiert und am Anlegen
gehindert.

Nun soll auch noch das Militär gegen die Schutzsuchenden mobilisiert
werden. Statt zu helfen, werden Tote in Kauf genommen.

Mit der Ankündigung, einen Monat lang keine Asylanträge mehr anzunehmen,
will Griechenland mit Billigung der EU ein Grund- und Menschenrecht
zeitweise außer Kraft setzen. Das ist illegal und inakzeptabel.

Das gesamte Vorgehen widerspricht jedem Anspruch auf Humanität und Achtung
der Menschenrechte, dem sich die Europäische Union verpflichtet hat.
Menschenrechte müssen vor allem in schwierigen Situationen gelten, dann
wenn sie herausgefordert werden - nicht nur, wenn ihre Einhaltung nichts
kostet.

Auch wenn die gegenwärtige Situation ist von der Türkei bewusst
herbeigeführt worden, um Unterstützung für das militärische Vorgehen in
Syrien zu erpressen, so kann das keine Rechtfertigung für gewalttätiges
Vorgehen gegen unbewaffnete Menschen auf der Flucht sein.

Griechenland kann und soll nicht allein gelassen werden.

Jetzt braucht es schnelle Zusagen für die Aufnahme von Geflüchteten - aus
vielen Ländern und vielen Städten.

Deutschland und Hamburg sollten dabei voran gehen, anstatt abzuwarten.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg

Telefon (040) 43 15 87, Fax: (040) 430 44 90

E-Mail: info@fluechtlingsrat-hamburg.de

Internet: www.fluechtlingsrat-hamburg.de
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REZENSION/041: Christian Baron - Ein Mann seiner Klasse (SB)

Christian Baron

Ein Mann seiner Klasse

von Christiane Baumann



Kein "Schaffschuhversteckeler" und dennoch im sozialen Aus.

Zu Christian Barons Debüt Ein Mann seiner Klasse.

"Er kübelte sein Bier in einem Zug, rülpste seine Alkoholfahne in die
stickige Raumluft und zog den Rotz hoch, so laut und so lange, dass
jeder, der es zwischenzeitlich hätte vergessen können, sofort wieder
wusste, wer hier der Boss war." (107) So erinnert und beschreibt in
Ein Mann seiner Klasse der 1985 in Kaiserslautern geborene
Ich-Erzähler Christian seinen Vater, einen gewalttätigen Alkoholiker,
der das Leben der Familie, der Mutter und der vier Kinder, zur Hölle
werden ließ, und zwar einer Familie, für die Armut und soziale
Ausgrenzung zum Alltag gehörten. Die Geschichte spielt nicht in
irgendeiner Vorzeit oder in einem Entwicklungsland. Erzählt werden mit
dokumentarischer Genauigkeit Kindheit und Jugend eines jungen Mannes
zwischen 1985 und 2011 in Deutschland, das seit der 1957 proklamierten
sozialen Marktwirtschaft Ludwig Erhards das Narrativ vom "Wohlstand
für Alle" fortschreibt und jene, die diesen nicht erreichen, auf ihre
Eigenverantwortung verweist.

Der eigentliche Skandal des Buches dabei ist: Christians Vater geht
jeden Tag zur Arbeit und verdient als ungelernter Arbeiter in einer
Umzugsfirma als Möbelpacker mühsam sein Geld, mit dem er jedoch am
Ende des Tages seine Familie nicht ernähren kann, was den Erzähler als
Kind zu der berechtigten Frage führt: "Warum sollte sein Chef ihm
nicht genug Geld geben, um seine Familie zu ernähren, das ergab doch
überhaupt gar keinen Sinn, welcher Chef würde denn so was tun!" (15)
Trug der Vater, erinnert als "Bestie" (54) und "Monster" (103), aber
trotz allem der Vater, trug er die Schuld am Elend der Familie? Die
Schuldfrage steht im Zentrum der Erinnerungen des Erzählers. Sein
Bruder Benny spricht den Vater an dessen Sterbebett "in allen
Anklagepunkten" (5) frei: frei "von jeder Schuld an der Armut" (5) der
Familie, frei von jeder Schuld am frühen Krebstod der Mutter und frei
von der Schuld an einer bedrückenden Kindheit.

Mit dieser Sterbeszene im Jahr 2003 beginnt Christian Barons
Buch-Debüt, das autobiographischen Charakter hat. Baron wurde wie der
Ich-Erzähler im Mai 1985 in Kaiserslautern geboren. Nach dem Studium
der Politikwissenschaft, Soziologie und Germanistik arbeitete er für
verschiedene Lokalzeitungen und ist seit 2018 Redakteur der
Wochenzeitung der Freitag. Er schaffte, wie der Ich-Erzähler
Christian, der sich zum Abitur durchkämpft, studiert und Journalist
wird, den sozialen Aufstieg. Der Erzähler macht den moralischen
Freispruch des Vaters durch den Bruder zum Ausgangspunkt seiner
akribischen Recherchen und nimmt seine im Erinnerungsvorgang gewonnene
Erkenntnis vorweg: "Unser Vater war ein Mann seiner Klasse. Ein Mann,
der kaum eine Wahl hatte, weil er wegen seines gewalttätigen Vaters
und einer ihn nicht auffangenden Gesellschaft zu dem werden musste,
der er nun einmal war." (19) Damit wird dem Leser zum Einstieg eine
fatalistische Sicht auf das Erzählte angeboten. Sozialisierung,
"vererbte" Armut und Gewalttätigkeit, die der Erzähler ansatzweise
auch bei sich selbst entdeckt, und soziales Versagen, das den Vater in
seinem Milieu gefangen hält, werden zu Determinanten des Lebens, was
an naturalistische Literatur denken lässt, deren prominentestes
Beispiel, Gerhart Hauptmanns soziales Drama Vor Sonnenaufgang
1889 erstmals das Thema Alkoholismus auf eine deutsche Bühne brachte.
"Saufen und prügeln" (184) - auf diesen Nenner bringt in Barons Buch
die Mutter des Erzählers das häusliche Leben, das sie verabscheut, aus
dem sie jedoch nicht auszubrechen vermag.

Baron erzählt von der Kindheit und Jugend eines Deklassierten, eines
sozialen Außenseiters, der aus bürgerlicher Perspektive zur
"Unterschicht", zu den "Asozialen" (14) gehört. Die Orte des Erzählens
sind soziale Brennpunkte, Orte an der Peripherie der Gesellschaft: ein
Wohnblock, ein "kleines Elendsviertel" (25), nicht ganz so schlimm
wie das berüchtigte "Kalkofen"-Viertel in Kaiserslautern, die
Stammkneipe "Schnorres" des Vaters, wo sich Arbeiter, Arbeitslose und
Abgehängte treffen, der Hinterhof, auf dem die Kinder spielen. Er
fängt Bilder der Arbeitswelt ein. Es ist ein Mörderjob, den die
Möbelpacker zu bewältigen haben. Aber er erzählt auch von
ABM-Karrieren, von Arbeitslosigkeit, Entlassung. Das Wichtigste, so
schärft es Opa Willy dem Erzähler ein, ist, dass aus der Familie
"niemals Schaffschuhversteckeler würden" (152), denn allein die
Arbeit, so erklärt er, schütze vor Asozialität und ernähre die
Familien. Dieses Denken erweist sich als nicht haltbar. Die Familie
steuert trotz Arbeit des Vaters unaufhaltsam ins soziale Abseits. Die
Mutter, zermürbt von den untragbaren Lebensbedingungen und schwer
depressiv, stirbt mit 32 Jahren an Krebs. Der Vater verfällt vollends
dem Alkohol.

Der Erzähler nähert sich seiner Vergangenheit, seinen Wurzeln, denen
er - trotz seines sozialen Aufstiegs - nicht entkommen kann,
analytisch. Er rollt die Familiengeschichte von hinten auf, orientiert
sich an Daten und Fakten. Gefühle wie Zorn, Glück, Schmerz, Scham,
Angst, Hass, Liebe, Hoffnung, Zweifel, mit denen die Kapitel
überschrieben sind, werden im Erzählvorgang auf ihre Tragfähigkeit
überprüft und mit Erinnerungen des Bruders und der Tante Juli
abgeglichen, um am Ende zu einem differenzierteren Bild vom Vater zu
gelangen, seinen Frieden mit ihm machen zu können und das
Kindheitstrauma zu überwinden.

"Wer oder was hat meinen Vater umgebracht? Sein Kummer? Seine
Krankheit? Sein Körper? Seine Armut? Seine Klasse? Sein Sohn?" (279).
Am Ende wirft der Erzähler nochmals diese Fragen auf, um sie im Raum
stehen zu lassen. Er vertraut auf die Aussagefähigkeit des Erzählten
und überlässt es dem mündigen Leser, Schlussfolgerungen zu ziehen.
Gesellschaftliche Lösungen kann er nicht bieten, stattdessen kippt die
Geschichte am Schluss ins Rührselige und Triviale. Das ist schade,
gelingen doch Baron subtile Milieuschilderungen vom Rand unserer
Gesellschaft, die man heute in dieser Härte kaum irgendwo lesen kann.
Er macht das System kapitalistischer Ausbeutung am Schicksal des
Vaters, der für einen Hungerlohn schwer arbeiten muss, ohne mit seiner
Familie davon menschenwürdig leben zu können, erfahrbar und
dokumentiert das Versagen staatlicher Institutionen, die sozial
Schwachen mit Selbstüberhebung begegnen. Er rüttelt am Slogan
"Wohlstand für alle" und richtet den Fokus auf die im sozialen Abseits
Lebenden. Deutlich wird, dass der Erzähler seinen sozialen Aufstieg,
seine Karrierechancen, nicht staatlicher Förderung und Obhut, sondern
dem couragierten Eingreifen zweier Tanten zu verdanken hat.

Baron schildert packend, teils drastisch. Er nimmt Jargonismen ebenso
auf wie dialektale Färbungen. Dabei suchen seine
Personenbeschreibungen häufig den Vergleich zu Filmfiguren
("Elvis-Typ", Freddie-Mercury-Verschnitt usw.) und werden plakativ,
wobei Film und Fernsehen, denen der Erzähler "fast alle schönen
Momente" (15) seiner Kindheit verdankt, wesentlicher Teil des
beschriebenen Milieus sind. Der Versuch, Poetisches zu bieten, gerät
schnell zu Kitsch. Aber da, wo Baron minutiös und genau den Alltag und
das Leben der Unterprivilegierten beschreibt, ist er authentisch und
in seiner sozialen Anklage beeindruckend.

Christian Baron

Ein Mann seiner Klasse

Berlin: Claassen Verlag 2020

20,00 Euro

ISBN 978-3-546-10000-7

4. März 2020
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TREFF/1308: Frankfurt - Sexyunderground, Arbeitstreffen des Jungautorenkollektivs, 27.03.2020

Literaturhaus Frankfurt - Programm im März 2020

27.03.20 Freitag, 18.00 h

SEXYUNDERGROUND

Treffen im Untergrund



Im Literaturhaus Frankfurt gibt es seit 2005 Schreibwerkstätten für
Jugendliche. Seit 2007 steht die Form des "Schreibzimmers". Jeden
Herbst werkeln im Literaturhaus eine Prosa- und eine Lyrikgruppe,
angeleitet von etablierten Schriftstellern. Nach der Abschlusslesung
im Frühjahr ist das Schreibzimmer vorbei. Denkt man! Denn schon seit
2007 treffen sich Ehemalige über das Ende hinaus regelmäßig einmal
monatlich im Literaturhaus, um miteinander über das Schreiben zu
sprechen und zu streiten, an Texten zu feilen und an gemeinsamen
Projekten zu arbeiten. Das Jungautorenkollektiv hat sich den Namen
sexyunderground gegeben und lädt jeden Sommer zur Lesung ins
Literaturhaus. Die Gruppe bekommt immer wieder Besuch zu
Werkstattgesprächen - von Frankfurter Schriftstellern, Agenten,
Kritikern und Lektoren. Mit von der Partie waren bisher u. a. Andreas
Maier, Silke Scheuermann, Jamal Tuschick, Hans Jürgen Balmes, Georg
Simader und der Schauspieler Jochen Nix.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im März 2020

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8913: Und morgen, den 05. März 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 05.03.2020 bis zum 06.03.2020 +++






[image: Jean-Luc 8913 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Leichte Kühle,

etwas Wind,

Jeans Gefühle

frühlingslind.
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UNIVERSITÄT/082: Europäische Hochschulnetzwerke - Hochschulen stecken Rahmenbedingungen für den Erfolg ab (idw)

Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 03.03.2020

Europäische Hochschulnetzwerke: Hochschulen stecken Rahmenbedingungen für
den Erfolg ab



"Wenn das Programm zur Schaffung Europäischer Hochschulnetzwerke ein
Erfolg werden soll, müssen die beteiligten Hochschulen in ihrer Ganzheit
als Bildungs-, Forschungs-, Innovations- und Kultureinrichtungen von der
Europäischen Union gesehen und gefördert werden", forderte der Präsident
der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Prof. Dr. Peter-André Alt, bei einer
HRK-Tagung in Bonn.

Die Entwicklung Europäischer Hochschulnetzwerke sei eine wichtige
Initiative, die erhebliches Potenzial für die zukunftsorientierte
Entwicklung der europäischen Hochschulsysteme berge. "Gleichzeitig sollte
aber die Vielfalt anderer Kooperationsmodelle unbedingt erhalten bleiben",
betonte Alt. "All diese Initiativen können in Zeiten von erstarkendem
Nationalismus zu einer positiven Wahrnehmung von Europa und einer
nachhaltigen Vernetzung im Europäischen Hochschulraum beitragen. Durch
ihre multilateralen Beziehungen tragen die Hochschulen auch dort, wo eine
Zusammenarbeit auf politischer Ebene schwieriger geworden ist, zu einem
produktiven Zusammenleben innerhalb Europas bei. Die Hochschulen sind sich
der gesellschaftlichen Bedeutung und auch der wirtschaftlichen Relevanz
ihres europäischen Agierens sehr bewusst."

Mit Blick auf die aktuelle EU-Initiative ist die
Hochschulrektorenkonferenz besorgt, dass den einzelnen Netzwerken
möglicherweise nicht die notwendigen Rahmenbedingungen zur Verfügung
gestellt werden. Sie plädiert daher dafür, lieber wenige, aber angemessen
ausgestattete Netzwerke zu schaffen. Auch könnten die Hochschulen ihren
Beitrag für die Gesellschaft nur dann umfassend leisten, wenn sie die
entsprechenden Gestaltungsspielräume erhielten. Dazu gehöre auch, dass sie
sich mit den für sie passenden Partnern und frei von zu eng konzipierten
geographischen Proporzvorgaben zusammenschließen könnten.

"Fast kann man im Moment den Eindruck gewinnen, dass die Initiative, kaum
dass die Förderung angelaufen ist, bereits mit Plänen, Erwartungen und
Ansprüchen überfrachtet wird", sagte HRK-Präsident Alt. "Die beteiligten
Hochschulen müssen aber ihre jeweiligen Stärken entfalten können. Zu
detailgenaue Anforderungen der beteiligten EU-Generaldirektionen Bildung
und Forschung wären kontraproduktiv. Nur mit frei und kreativ agierenden
Einrichtungen lassen sich starke und produktive Netzwerke bilden."


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/458: Iran-Report Nr. 3 - März 2020

Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 3 - März 2020

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen
aus. Auch um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen
und Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.


INNENPOLITIK

• Die Parlamentswahlen 

• Chameinei forderte das Volk zur Teilnahme an der Wahl auf 

• Rohani will nicht zurücktreten 

• Mottahari: "Ich werde nicht um Zulassung zu den Wahlen betteln" 

• Nargess Mohammadi rief zum Wahlboykott auf 

• 41. Jahrestag der Gründung der Islamischen Republik gefeiert 

• Coronavirus - Iran nach China am zweitstärksten betroffen 

• Immer noch keine Zahlen über Tote bei den Unruhen im November 

• Alle Instanzen in Iran waren vom Anfang an über Flugzeugabschuss
informiert 

• Spitzensportlerinnen und Spitzensportler verlassen das Land 

• Endgültige Urteile gegen Umweltaktivistinnen und Umweltaktivisten


• Drei Frauenrechtlerinnen zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt 

• Todesurteil wegen Spionage für die USA


DIE PARLAMENTSWAHLEN

Bei den diesjährigen Parlamentswahlen waren in der Bevölkerung keine
Spannung über ihren Ausgang und allgemein kein großes Interesse
spürbar. Anders als bei vergangenen Wahlen gab es keinen Andrang und
kaum lange Schlangen vor den Wahllokalen. Die Menschen schienen eher
resigniert. Jeder konnte sich ausmalen, wie das Wahlergebnis lauten
werde. Tatsächlich kam fast alles wie erwartet: das Wahlergebnis
entsprach dem Wunsch der Architekten der Wahl, zu ihrem Leidwesen
aber nicht die peinlich geringe Wahlbeteiligung.

Das am 21. Februar gewählte Parlament besteht, bis auf wenige
Gemäßigte, aus Ultras und Konservativen. Die Monopolisierung des
"Hauses des Volkes," wie das Parlament in Iran genannt wird, war
nicht überraschend. Der von den Konservativen beherrschte Wächterrat,
der bei den Wahlen über die Eignung der Kandidaten entscheidet, hatte
mehrere tausend Reformer und Gemäßigte als "ungeeignet" eingestuft,
darunter solche, die seit vier Jahren als Volksvertreter im Parlament
sitzen.

Es scheint, dass die Hardliner mit Revolutionsführer Ali Chamenei an
der Spitze kein Risiko eingehen wollten. Zwar war ein Sieg der
Reformer nicht zu erwarten. Denn sowohl die als gemäßigt geltende
Regierung von Hassan Rohani als auch das Parlament, in dem die
Reformer bis vor den Wahlen die Mehrheit hatten, haben die
Bevölkerung zutiefst enttäuscht. Das Land steckt in einer
existenzbedrohenden Wirtschaftskrise. Hinzu kommen Misswirtschaft und
eine weit verbreitete Korruption. Auch der Druck von außen, allen
voran der "maximale Druck" aus den USA, und die wachsende
Unzufriedenheit in der Bevölkerung, die sich in immer häufiger
werdenden landesweiten Demonstrationen manifestiert, ließen den
Reformern keine Hoffnung, im Parlament erneut die Mehrheit erringen
zu können.

Dennoch wollten die Ultras offenbar auf Nummer sichergehen. Selbst
die harmlosesten Gemäßigten, die zumindest als republikanisches
Feigenblatt hätten dienen können, wurden nicht zugelassen. Das
Parlament sollte eine Einheit bilden, die wie ein Bollwerk hinter dem
Revolutionsführer steht und dessen Willen und Pläne umsetzt.

Die Zusammensetzung des neuen Parlaments zeigt, dass die Ultras und
Konservativen ihr Ziel erreicht haben. Sie haben 76,2 Prozent der
Stimmen bekommen und damit 221 der 290 Sitze erobert. Die Reformer
und Gemäßigten erhielten lediglich 5,5 Prozent der Stimmen und bilden
mit 16 Sitzen eine winzige Minderheit gegenüber den Ultras. Der Rest
der Sitze fiel an unabhängige Kandidaten, die wegen ihrer lokalen
Popularität gewählt wurden, oder an Vertreter religiöser
Minderheiten. Sämtliche 30 Sitze für Teheran wurden von Ultras
besetzt. Die meisten Stimmen erhielt der ehemalige Teheraner
Bürgermeister Bagher Ghalibaf, der vermutlich auch der zukünftige
Präsident des Parlaments sein wird.

Der 58-jährige Ghalibaf machte bereits in seinen jungen Jahren bei
den Revolutionsgarden Karriere und wurde während des Iran-Irak-Kriegs
(1980-1988) zum Kommandeur einer Division ernannt. 1999 wurde er
Polizeichef, promovierte während dieser Zeit an der Tarbiat Modares
Universität in Teheran in dem Fach Politische Geographie. 2005 wurde
er Bürgermeister von Teheran. Dreimal kandidierte er bei den
Präsidentschaftswahlen und scheiterte. Jetzt wird er wohl als Chef
der Legislative in die Staatsführung aufgenommen werden.

Den zweithöchsten Stimmenanteil in der Hauptstadt erhielt Mostafa
Mirsalim. Er war früher unter Präsident Haschemi Rafsandschani
Minister für Kultur und Islamische Führung und ist bekannt als der
größte Zensor in der Geschichte der Islamischen Republik. Im neuen
Parlament sind zudem eine ganze Reihe von Personen aus dem Kreis um
den früheren Präsidenten Mahmud Ahmadinedschad. Hinzu kommt eine
Reihe früherer Minister oder Provinzgouverneure, die alle den
Konservativen und Ultras angehören.

Spannend bei der Wahl war die Wahlbeteiligung, die bei früheren
Wahlen immer hoch war, was das Regime als eindeutigen Hinweis auf
seine Legitimität propagierte. Aber dieses Mal war die Lage anders
als sonst. Abgesehen von den rigorosen Ausgrenzungen der Reformer und
Gemäßigten hatten die Ereignisse der letzten Monate, die landesweiten
Proteste im November, bei denen laut Reuters mehr als 1.500 Menschen
getötet wurden, der Abschuss der ukrainischen Passagiermaschine, bei
dem das Volk drei Tage lang belogen und betrogen wurde und die
Demonstrationen danach, viel Unmut in der Bevölkerung erzeugt. So gab
es im Vorfeld der Wahl zahlreiche Boykottaufrufe, die in den sozialen
Netzwerken weit verbreitet wurden. Dagegen waren alle Appelle der
Staatsführung nutzlos.

Nach Angaben des Innenministeriums lag die Wahlbeteiligung bei 42,57
Prozent. Das ist der geringste Wert seit der Gründung der Islamischen
Republik. In der Hauptstadt Teheran nahmen demnach lediglich 22
Prozent an der Wahl teil. In vielen Großstädten lag die
Wahlbeteiligung bei 20 bis 30 Prozent. Selbst in der Pilgerstadt
Ghom, Hochburg der Ultras, gingen nur 40 Prozent der Bürgerinnen und
Bürger zu den Urnen.

Das war eine herbe Niederlage für das gesamte Regime. Chamenei machte
die "Feinde der Islamischen Republik" dafür verantwortlich. Sie
hätten mit dem Coronavirus Ängste geschürt und damit versucht, die
Menschen davon abzuhalten, ihre Stimme abzugeben, schrieb er am 24.
Februar auf seiner Internetseite. Auch die feindlichen Medien im
Ausland hätten alle Kunst der Propaganda verwendet, um einen
Wahlboykott zu erreichen. Dennoch bedankte er sich bei der
Bevölkerung, die sich trotz der Propaganda an der Wahl beteiligt
habe. "Es ist der Wille Gottes, dass dieses Volk siegt," sagte er vor
einer Versammlung von Geistlichen.

Chamenei musste klar sein, dass die Wahlbeteiligung gering ausfallen
wird. Aber warum haben er und die Ultras diese Niederlage riskiert?
Vielleicht wollten sie, bei der Lösung der akuten Probleme, mit denen
das Land konfrontiert ist, Verzögerungen und Zweifel vermeiden und
die Entscheidungen alleine treffen. Auch der Umstand, dass in den
nächsten vier Jahren über die Nachfolge des alternden und kranken
Revolutionsführers entschieden werden muss, könnte ein Grund für die
Monopolisierung der Macht gewesen sein. Wie auch immer, das Risiko
war zu groß, die Spaltung der Gesellschaft hat sich stark vertieft.
Zudem ist davon auszugehen, dass auch im neuen Parlament die
Machtkämpfe fortgesetzt werden. Zwar sind alle neu gewählten
Abgeordneten dem Revolutionsführer ergeben und werden seine
Anweisungen ausführen. Aber sie bilden dennoch keine Einheit,
vertreten verschiedene wirtschaftliche und politische Interessen,
folglich werden sie miteinander konkurrieren und einander bekämpfen.
Wie auch immer, die absolute Herrschaft der Geistlichkeit wird ohne
Unterstützung der Massen nicht funktionieren.

(Auszüge aus diesem Bericht sind am 24. Februar in der taz
erschienen.)


CHAMEINEI FORDERTE DAS VOLK ZUR TEILNAHME AN DER WAHL
AUF

Aus Furcht davor, dass die Ereignisse der letzten Monate einen
Großteil der Bevölkerung davon abhalten könnte, zur Wahl zu gehen,
versuchte Revolutionsführer Ali Chamenei in einer anbiedernden Rede
am 14. Februar, an das Nationalgefühl der Iraner zu appellieren. So
wollte er sie doch noch zur Teilnahme an der Wahl bewegen. "Es kann
sein, dass jemand mich nicht mag, aber, wenn er seine Heimat Iran
liebt, muss er wählen gehen," sagte er. "Alle, die einen Bezug zu
Iran und zu seiner Sicherheit haben, müssen an der Wahl teilnehmen."
Selbst jene, die nicht religiös oder revolutionär motiviert seien,
sollten zu den Urnen gehen, weil die hohe Wahlbeteiligung eine
Garantie für die Sicherheit und Stabilität des Landes bilde und zur
Lösung der Probleme, einen wichtigen Beitrag leiste.

Scharfe Kritik übte Chamenei an jenen, die dem Wächterrat wegen
massenhafter Ablehnung der Kadidaten kritisierten. Es sei eine Lüge,
wenn behauptet werde, die Wahlen würden manipuliert oder Abgeordnete
bereits vor der Wahl nominiert. Solche Stellungsnahmen seien dazu
geeignet, unter der Bevölkerung Resignation zu verbreiten. Es sei
erstaunlich, dass Leute, die durch Wahlen zu Rang und Namen gekommen
seien, jetzt die Wahlen kritisierten. "Wie kommt es, dass ihr die
Wahlen gutheißt, wenn sie zu eueren Gunsten ausfallen, sie aber
kritisiert, wenn ihr davon nicht profitiert?" sagte er. "Wir können
uns nicht bei Feinden beschweren, die uns denunzieren, wohl aber bei
jenem Schriftsteller, der im Internet aktiv ist oder bei jenem
Parlamentsabgeordneten oder Staatsbeamten, die zwar die Bevölkerung
zur Teilnahme an der Wahl auffordern, aber sich so negativ über die
Wahl äußern, dass die Menschen die Lust verlieren, zu wählen."

"Die Wahlen in Iran gehören zu den saubersten und korrektesten Wahlen
in der Welt," sagte Chamenei weiter. Es sei bei den Wahlen oft
vorgekommen, dass einige sich über Wahlbetrug beschwert hätten. "Ich
habe eine Untersuchungskommission beauftragt, die Fälle zu
untersuchen. Das Ergebnis zeigte, dass die Vorwürfe nicht zutrafen."

Chamenei betonte die Bedeutung der Wahl für das internationale
Ansehen des Landes und forderte die Kritiker auf, Äußerungen zu
vermeiden, die resignierend wirken. Er warnte davor, den Lügen der
Auslandspresse Glauben zu schenken. Eine feindlich gesinnte Presse,
die zum Beispiel die Millionen Teilnehmer an den Trauerfeiern für
General Soleimani als "Tausende" bezeichnet und ein paar Hundert
Demonstranten auf den Straßen als Massenproteste dargestellt habe,
sei nicht glaubwürdig.

Einen Tag vor den Wahlen appellierte Chamenei noch einmal an das
iranische Volk, wählen zu gehen. Er bezeichnete den Urnengang als
"Dschihad der Massen" (Massenaufmarsch im Krieg für Gott). Es sei
äußerst wichtig, ein starkes Parlament zu haben, das imstande sei,
den Feinden Widerstand zu leisten und das Land zu schützen. Die
Teilnahme an der Wahl sei nicht allein eine "nationale und
revolutionäre Pflicht," sondern auch eine "religiöse Pflicht." Die
Wähler sollten wachsam sein und die richtigen Leuten Wählen. "Denn in
unseren Parlamenten saßen auch Abgeordnete, die inzwischen Diener und
Dienerinnen der Amerikaner und Feinde Irans geworden sind."


ROHANI WILL NICHT ZURÜCKTRETEN

Kurz vor den Parlamentswahlen widersprach Präsident Hassan Rohani
Gerüchten, wonach er im Falle einer Schlappe bei den Parlamentswahlen
zurücktreten würde. "Die Idee, zurückzutreten, ist mir nie in den
Sinn gekommen," sagte er am 17. Februar auf einer Pressekonferenz.
Ein Rücktritt würde die Probleme nicht lösen. Die Amtszeit Rohanis
endet im Juni nächsten Jahres. Er wurde 2013 gewählt und nach vier
Jahren im Amt bestätigt. Gemäß der Verfassung der Islamischen
Republik darf ein Präsident nur zweimal gewählt werden.

Rohani berichtete, dass er bereits zweimal seinen Rücktritt
eingereicht habe, einmal in seiner ersten und einmal in seiner
zweiten Amtszeit. Doch Revolutionsführer Ali Chamenei hätte
abgelehnt. "Ich wünsche, dass Sie bis zur letzten Minute dienen. Ich
unterstütze diese Regierung," soll er laut Rohani gesagt haben. Der
Präsident kündigte an, er werde auch während des Rests seiner
Amtszeit seine Versprechen einlösen. Er sagte nicht, welche
Versprechen er bisher eingelöst habe. Eine Bilanz seiner bisherigen
Amtszeit liefert jedenfalls keine Antwort auf diese Frage. Allerdings
sind Rohani und seine Regierung nicht allein schuldig an ihrem
Misserfolg. Der Austritt der USA aus dem Atomabkommen und die
anschließenden Sanktionen der USA haben dazu beigetragen. Die
Regierung ist aber verantwortlich für die weit verbreitete Korruption
und die Misswirtschaft und dafür, dass in den vergangenen sieben
Jahren keine grundlegenden Reformen durchgesetzt worden sind. Sollten
sie dazu nicht fähig gewesen sein, sich gegen Ultras und Konservative
durchzusetzen, hätten sie zurücktreten müssen.


MOTTAHARI: "ICH WERDE NICHT UM ZULASSUNG ZU DEN WAHLEN
BETTELN"

Der populäre Parlamentsabgeordnete aus Teheran, Ali Mottahari, dessen
Kandidatur für einen Sitz im nächsten Parlament vom Wächterrat
abgelehnt und dessen Beschwerde ebenso zurückgewiesen wurde, schrieb
in einer Erklärung am 2. Februar: "Als ein Mitglied des Wächterrats
auf einer Sitzung, an der ich auf Einladung des Rats teilgenommen
hatte, indirekt zu mir sagte: 'Sie müssen genau das sagen, was wir
Ihnen vorschreiben' ergriff ein Beben meinen ganzen Körper und ich
dachte, ich befinde mich in einem Albtraum."

Es sei absurd, dass über eine Beschwerde gegen die Ablehnung des
Wächterrats nicht eine andere Instanz, sondern der Wächterrat selbst
entscheide, schrieb Mottahari. Das bedeute, dass ein und dieselbe
Person sowohl die Rolle des Richters als auch die des Angeklagten
übernehme. Dieser Fehler im Rechtssystem müsse korrigiert werden. Zu
seiner Kandidatur sagte er, er werde nicht um eine Zulassung betteln.


NARGESS MOHAMMADI RIEF ZUM WAHLBOYKOTT AUF

Die Menschrechtaktivistin Nargess Mohammadi, die zu 16 Jahren Haft
verurteilt worden war, schickte aus dem Gefängnis eine Botschaft, in
der sie die Bevölkerung aufforderte, "auf zivilisierte Weise" mit
einem Wahlboykott gegen die "kleinkarierte und unterdrückerische
Politik" des iranischen Staates zu protestieren. "Der Respekt vor dem
vergossenen Blut der Demonstranten im November" verlange ein Boykott
der Wahlen.

"Wir haben in den vergangenen 40 Jahren zivilisiert und friedlich
Freiheit und Unabhängigkeit gefordert. Herausgekommen ist eine
Diktatur," schreibt Mohammadi weiter. "Das Volk hat mit dem Gang zu
den Wahlurnen Reformen gefordert, doch die Regierung hat darauf mit
Aggression und Brutalität reagiert. Das Volk hat vom Staat
Kompromissbereitschaft gefordert, doch der Staat hat darauf mit Mord
auf den Straßen geantwortet."

"Aus Protest gegen die Missachtung der Grundrechte der Bürger gegen
eine unterdrückerische und aggressive Politik und in Anbetracht der
gegenwärtige Lage, in der der Staat den Willen des Volkes permanent
missachtet, legale und friedliche Möglichkeiten, wie Demonstrationen,
Kundgebungen, Streiks und Bildung von zivilen Institutionen verbietet
und mit aggressiven Methoden, Gefängnis, Folter und Tötung von
wehrlosen Menschen ahndet, wie im November geschehen, bleibt kein
anderer Weg, als den Gang zu den Wahlurnen abzulehnen," fährt
Mohammadi fort.

Taghi Rahmani, Ehemann von Mohammadi, der derzeit in Paris lebt,
sagte in einem Interview mit der BBC: "Nargess hat, wie viele andere
Menschen in Iran, in den vergangenen Jahrzehnten an den Wahlen
teilgenommen, mit dem Ziel, die Zivilgesellschaft zu stärken. Doch
(Revolutionsführer) Chamenei hat sein Wort gebrochen und bei dem
Spiel sich selbst einen Sieg und der Bevölkerung eine Niederlage
beschert." Möglicherweise werde ein Wahlboykott kaum eine Wirkung
haben, "er wird aber eine klare Botschaft an Chamenei senden und ihm
mitteilen, dass er sein Wort gebrochen, alle Wege, die zu Reformen
führen, gesperrt und das Vertrauen zwischen dem Volk und dem Staat
zerstört hat."

Auch eine Gruppe von Frauen, die sich im Gefängnis befindet, hat zum
Wahlboykott aufgerufen. Das sei ein Akt der Solidarität mit den
Ermordeten vom November. "Die Freiheit und damit die Stimmen der
Wähler ging von dem Tag an verloren, an dem statt einer vom Volk frei
gewählten Verfassungsgebenden Versammlung eine Expertenversammlung
gebildet wurde, die die absolute Herrschaft der Schriftgelehrten
sicherte," schreiben die Frauen. "Heute ist es so weit gekommen, dass
die Staatsführung aus Furcht vor einem allgemeinen Wahlboykott
versucht, mit allen Mitteln die Menschen zu den Urnen zu locken. Der
Justizchef erklärte sogar, jeder, der, aus welchem Grund auch immer,
die Wahlen in Frage stelle, gelte als Staatsfeind. Doch die Wähler
haben von 2009 bis November 2019 opferbereit ihren Willen auf den
Straßen kundgetan. (...) Die Menschen in Iran werden das vergossene
Blut nicht unbeantwortet lassen," heißt es in der Erklärung der
Frauen. Zum Schluss schreiben die Frauen: "Lassen wir ihnen ihre
Wahlen, gehen wir lieber dorthin, wo der wirkliche Wille des Volkes
kundgetan wird. Jeder der zu den Urnen geht, hinterlässt seinen
Fingerabdruck auf dem Abzug der Gewehre, die auf junge Revolutionäre
gerichtet wird. Zu den Urnen gehen bedeutet, das herrschende Regime
und seine Verbrechen zu akzeptieren."


41. JAHRESTAG DER GRÜNDUNG DER ISLAMISCHEN REPUBLIK
GEFEIERT

Trotz der tiefen Krise, in der Iran sowohl wirtschaftlich als auch
politisch steckt, versucht die Führung die Probleme als gering
darzustellen und die Bevölkerung mit Hilfe von Durchhalteparolen zur
Unterstützung des Staates zu mobilisieren. An den Kundgebungen zum
41. Jahrestag der Gründung der Islamischen Republik nahmen landesweit
wieder Hunderttausende teil, wobei wahrscheinlich ein Großteil nicht
freiwillig zu den Kundgebungen gekommen war.

Hauptredner bei der Kundgebung in Teheran war Präsident Hassan
Rohani, der einen Teil seiner Rede dem Konflikt mit den USA widmete.
Ziel der USA sei, Iran durch wirtschaftlichen Druck zur Kapitulation
zu zwingen. Aber "wir werden niemals aufgeben und letztendlich wird
die jetzige US-Regierung dies auch einsehen müssen." US-Präsident
Trump sollte wissen, dass er es "nicht nur mit einer Regierung zu tun
hat, sondern mit einem ganzen Volk, das genau wie vor 41 Jahren für
seine Unabhängigkeit kämpfen wird," sagte Rohani. Er ließ aber trotz
starker Worte die Tür noch einen Spalt offen. "Widerstand (gegen die
USA) heißt aber nicht, dass wir nicht auch den Weg der Diplomatie
weiterführen werden," betonte der Präsident. Sollten die USA die
Sanktionen gegen Iran aufheben, werde Teheran bereit sein, mit den
USA und anderen Mächten wieder Gespräche zu führen.

Die Massenkundgebungen und die Durchhalteparolen können jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, dass sich das Land in einer tiefen Krise
befindet. Für jeden Bewohner des Landes ist sicht- und spürbar, dass
die Säulen des Systems längst zu bersten begonnen haben. Bezeichnend
für diese Lage ist, dass die meisten von denen, die noch bis vor
kurzem an Reformen glaubten und die Parlaments- und
Präsidentschaftswahlen als ein Instrument betrachteten, um Reformen
durchzusetzen, heute alle Hoffnungen aufgegeben haben, die Islamische
Republik friedlich in einen freien und demokratischen Staat
transformieren zu können.

Zu diesem Teil der Bevölkerung gehört die Gruppe, die als
Melli-Mashabi (national-religiös) bezeichnet wird. Einige ihrer
Mitglieder waren in den ersten Jahren nach der Gründung der
Islamischen Republik Träger hoher Ämter, Parlamentsabgeordnete und
dergleichen mehr und zählten damit zu den Trägern des Systems. Doch
nach und nach wurde die Gruppe an den Rand gedrängt. Inzwischen führt
sie ein halblegales Dasein. Sie veröffentlichte zum Jahrestag der
Revolution einen offenen Brief, aus dem wir einige Passagen hier
zusammenfassend wiedergeben:

Die Revolution von 1979 hatte Freiheit, Unabhängigkeit und
Gerechtigkeit ankündigt, Ziele, die die Menschen in unserem Land seit
mehr als einem Jahrhundert anstreben. Diese Ziele wurden in den
Begriffen wie Islamische Republik oder Gerechter Islamischer Staat
zum Ausdruck gebracht. Sie waren das Ideal von Generationen, vor
allem reformorientierter Muslime, die zwischen Islam, der kulturell
eine wichtige Rolle spielt, und Republik, die sich nach dem Willen
des Volkes richtet und Gleichberechtigung fordert, keinen Widerspruch
sahen.

Was haben wir nun nach vierzig Jahren erreicht? Allgemein betrachtet
befindet sich das Land gegenwärtig in einer tiefen, großen Krise und
ist mit wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen
Problemen konfrontiert. Die eigentliche Wurzel wirtschaftlicher und
sozialer Probleme ist politisch und die Wurzeln politischer Probleme
sind kulturell und ideologisch. Es geht also um die Auffassung vom
Glauben, um eine traditionelle oder moderne Lesart des Glaubens.

Konkret geht es bei den Auseinandersetzungen um das Verhältnis von
Islam und Politik, um die Konkurrenz zwischen ernannten oder
gewählten Instanzen, um Zwang und Freiwilligkeit, um Gerechtigkeit
und Freiheit. Dieses Nebeneinander von Gegensätzen im System der
Islamischen Republik hat Unfähigkeit, Korruption, Betrug und
dergleichen mehr erzeugt, das Ansehen des Staates beschädigt und
seine Legitimität in Frage gestellt. Die Folge ist, dass der Staat um
Machterhalt Gewalt anwendet und auf Kritik aggressiv reagiert.

Die Krise hat die Unabhängigkeit des Staates, insbesondere die der
Justiz, beeinträchtigt. Harte, langfristige Urteile, Kontrollen,
Verfolgungen, Einbestellungen, Festnahmen ... gegen unabhängige
Journalisten, Umweltschützer, Frauenrechtlerinnen ... haben jede
Hoffnung auf eine gerechte Justiz zunichtegemacht. Die Krise der
Wirtschaft hat zu einer sozialen Krise geführt. Die Folgen sind hohe
Arbeitslosigkeit, Armut, Verzweiflung, Kriminalität, Drogensucht,
Prostitution. (...)

Das Festhalten an einer ölabhängigen Wirtschaft der vergangenen
vierzig Jahre hat eine produktive, sich weiter entwickelnde
Wirtschaft verhindert. Das vorliegende Zeugnis der Revolution, die
einst mit dem Anspruch auftrat, die Kultur zu pflegen und dem Volk
Frieden und Freiheit zu bringen, lässt sich durch nichts
rechtfertigen. Wir sind nach vierzig Jahren mit einer Gesellschaft
konfrontiert, die krank, ängstlich, hoffnungslos und voller Sorge
ist.

Es bedarf viel Zeit und Geduld und einer grundlegenden Reform der
gesamten Staatsordnung, um zu einer gesunden Gesellschaft und zur
Herrschaft des Rechts und der Gesetze zu gelangen. Die Gerechtigkeit
muss hergestellt und Ungleichheiten müssen beseitigt, sämtliche
Privilegien abgeschafft und einige Grundgesetze gemäß dem Votum des
Volkes revidiert werden. Zu diesem Votum gehören auch freie Wahlen,
die mit der Fortdauer der Kontrolle durch den Wächterrat und
Ausgrenzung politisch unliebsamer Bewerber ad absurdum geführt werden
und das Prinzip der Herrschaft des Volkes in Frage stellen. Solche
Machenschaften haben den Staat in eine Legitimationskrise geführt.

Im Falle der Fortsetzung der bisherigen Strategie werden sich die
Proteste häufen und den Verfallsprozess des Staates beschleunigen.
Die allgemeine Sicherheit wird darunter leiden, die Krise sich immer
weiter vertiefen und die territoriale Integrität und nationale
Souveränität unseres Landes sowie der Frieden in der gesamten Region
werden in Gefahr geraten. In Anbetracht dieser Lage scheint nichts
dringlicher als der Einsatz aller Mittel und Möglichkeiten, um den
Übergang zu einem demokratischen Staat und einer demokratischen
Gesellschaft zu ermöglichen. Die Verantwortlichen des Staates
sollten, ausgehend von den Erfahrungen der Revolution von 1979, wohl
wissen, dass die Beteiligung der Bevölkerung an Entscheidungen über
das Schicksal des Landes Vertrauen voraussetzt. Die Revolution von
1979 hat gezeigt, dass es weitaus leichter ist, den Willen des Volkes
und das Recht zu akzeptieren - solange es nicht zu spät ist - als die
Unterdrückung und Gewalt fortzusetzen und gegenüber den Außenmächten
zu kapitulieren.


CORONAVIRUS - IRAN NACH CHINA AM ZWEITSTÄRKSTEN
BETROFFEN

Iran hat nach China derzeit die meisten Opfer durch Coronavirus zu
beklagen. Laut neuesten Angaben des Teheraner Gesundheitsministeriums
(3. März) sind bislang 66 Menschen an dem neuen Virus gestorben.
1.501 Personen seien positiv getestet worden. Gemessen an der Zahl
der Bevölkerung liegt Iran damit sogar vor China. Zu den Erkrankten
gehören auch die Vizepräsidentin Massumeh Ebtekar, zuständig für
Frauen und Familie und der stellvertretende Gesundheitsminister
Iradsch Harirtschi, der für den Kampf gegen den Virus zuständig ist.
Das Ministerium fügte den Berichten zugleich hinzu, dass bislang 175
Coronavirus-Patienten geheilt seien und bereits das Krankenhaus
verlassen hätten.

Die Zweifel an Angaben der Regierung sind in der iranischen
Bevölkerung sehr groß. Nach den Ereignissen der letzten Monate, vor
allem nach dem Abschuss der ukrainischen Passagiermaschine, bei der
das Volk drei Tage lang belogen und betrogen wurde, ist das Vertrauen
zwischen der Bevölkerung und der Staatsführung stark gestört. Das
öffnet Gerüchten und Verschwörungstheorien Tor und Tür. Dem versucht
der Staat mit Strafdrohung entgegenzutreten. Wer Gerüchte und
Unwahrheiten verbreite, wird mit drei Jahren Gefängnis bestraft, hieß
es aus der Justiz. 24 Personen seien deswegen bereits festgenommen
worden.

Auch Experten schätzen die Zahl der Toten und infizierten weit höher
als die von der Regierung angegebenen. Der Abgeordnete Gholamali
Dschafarsadeh Imanabadi bat die Verantwortlichen inständig, die
Wahrheit zu sagen. "Die angegebenen Zahlen sind nicht korrekt. Sagt
dem Volk die Wahrheit. Man kann doch die Gräber nicht verstecken,"
sagte er.

Das persischsprachige TV-Programm der BBC mit Millionen Zuschauern in
Iran sprach am 28. Februar unter Berufung auf Angaben der
Krankenhäuser von mindestens 210 Toten in Iran, mehr als hundert
allein in Teheran.

Aber selbst wenn die Angaben der Regierung stimmen sollten, bleibt
die Frage, warum gerade Iran so stark von der Lungenkrankheit
heimgesucht wurde. Die Gründe dafür sind vielfältig. Zunächst steht
es fest, dass die Regierung die Krankheit viel zu spät ernst genommen
und erforderliche Maßnahmen dagegen eingeleitet hat. Trotz Proteste,
wurde der Luftverkehr zwischen China und Iran bis vor kurzem nicht
eingestellt. China ist derzeit der größte Handelspartner der
Islamischen Republik, die Märkte in Iran sind überfüllt von
chinesischen Waren. Ein User schrieb im Internet: "nun könnte sogar
mein Tod made in China sein."

Auch andere Vorbeugemaßnahmen, wie Isolierung von Infizierten oder
Absage von größeren Veranstaltungen und Versammlungen, wurden viel zu
spät und dann auch nur zögerlich getroffen. Sie sind aber immer noch
nicht ausreichend. Die Heilige Stadt Ghom, von der aus sich die
Krankheit verbreitete, wird täglich von Tausenden Pilgern besucht,
die sich in den Moscheen versammeln. Doch bis heute wird darüber
gestritten, ob man den Moscheebesuch verbieten dürfte. Dasselbe gilt
für die Teilnahme am Freitagsgebet. Der Freitagsprediger von Ghom,
Mohammad Saidi, meinte, die Feinde Irans wollten Ghom als eine
unsichere Stadt darstellen. "Wir betrachten die Moscheen als Orte,
die körperlich und psychisch Kranke gesundmachen. Gerade jetzt müssen
die Menschen in die Moschee kommen," sagte er. Längst hätte die Stadt
Ghom, die als Epizentrum der Krankheit gilt, isoliert werden müssen.
Doch offenbar hindert der Widerstand der Kleriker die Regierung
daran, diesen notwendigen Schritt zu vollziehen.

Bislang hat keine wichtige religiöse Instanz den Gang zu den Moscheen
untersagt. Als Ayatollah Hossein Wahid Chorasani gebeten wurde, den
Gläubigen zu empfehlen, hygienische und medizinische
Vorbeugemaßnahmen zu befolgen, sagte er: "Legt die Hände auf die
Brust, sprecht morgens und abends siebenmal die Sure Hamd aus dem
Koran, dann wird euch Gott helfen."

Erst am 28. Februar beschlossen 22 der 31 Provinzen, das
Freitagsgebet abzusagen. Laut Beschluss der Regierung sollen Schulen
und Universitäten möglicherweise bis nach den Neujahrsferien
geschlossen bleiben. Das neue Jahr (Noruz) beginnt in Iran am 21.
März. Dann schließen die Lehranstalten ohnehin für 13 Tage. Zudem
sollen öffentliche Veranstaltungen sowie Hochzeits- und Trauerfeiern
abgesagt werden.

Die Staatsführung versuchte zunächst, wie bei allen unangenehmen
Ereignissen, ausländische Feinde für die Verbreitung der Krankheit in
Iran verantwortlich zu machen. Nach der Teilnahme an der ersten
Sitzung des Krisenstabs am 25. Februar erklärte Präsident Hassan
Rohani auf einer Pressekonferenz, die live im Fernsehen übertragen
wurde: "Es handelt sich um eine Verschwörung unserer Feinde, die mit
der Verbreitung der Angst unser Land zum Erliegen bringen wollen."
Die Verbreitung der Krankheit habe ihren Gipfel erreicht, in wenigen
Wochen werde es mit dem Spuk vorbei sein.

Mittlerweile haben alle Nachbarstaaten Flüge aus Iran gestrichen.
Auch diese Maßnahme erfolgt zu spät. Laut Angaben der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) sind bislang 970 Personen in elf
verschiedenen Ländern durch Reisende aus Iran infiziert worden.

(Auszüge aus diesem Bericht erschienen zuerst in der taz, 29. Februar
2020)


IMMER NOCH KEINE ZAHLEN ÜBER TOTE BEI DEN UNRUHEN IM
NOVEMBER

Obwohl bereits mehr als drei Monate seit den landesweiten Protesten
im November verstrichen sind, gibt es immer noch keine offiziellen
Zahlen über die Toten, Verletzten und Verhafteten. Die Agentur
Reuters hatte über 1.500 Tote berichtet, die
Menschenrechtsorganisation Amnesty International sprach von
mindestens 304 Toten.

Dazu erklärte der Provinzgouverneur von Teheran, Anuschirawan
Mohsseni, auf einer Pressekonferenz am 2. Februar, es habe
"sicherlich weniger als 1.500 Tote gegeben." Er werde die Zahl der
Menschen, die bei den Unruhen in der Hauptstadt Teheran getötet
worden sein, demnächst bekannt geben. Auf die Frage eines
Journalisten, warum niemand die Verantwortung für die Bekanntgabe der
Zahlen übernehme, sagte Mohsseni: "Es liegt nicht in unserer
Zuständigkeit, Angaben zu den Toten, Verletzten und Verhafteten zu
machen. Das müssen schon jene Organe tun, die die Ereignisse unter
Kontrolle hatten."

Welche Organe Mohsseni meinte, ist nicht klar. Vermutlich hat er die
Justiz oder die Revolutionsgarden im Blick. Wie auch immer, seit den
Protesten im November versucht jede Instanz, sich als unzuständig
darzustellen und die Verantwortung auf andere Organe zu schieben.

Präsident Rohani sagte am 17. Februar der Presse, die Informationen
über die Zahl der Toten lägen bei der Gerichtsmedizin. Die Behörde
müsste inzwischen darüber genaue Kenntnis haben. Sie könne sie
problemlos veröffentlichen. Sofort kam von der Gerichtsmedizin ein
Dementi. Für solche Informationen sei die Regierung zuständig,
konterte die Behörde. Abbas Masdschedarai, Chef der Gerichtsmedizin,
sagte, laut Beschluss des Nationalen Sicherheitsrats sei für solche
Informationen die Regierung verantwortlich. Seine Behörde sei nicht
verpflichtet, die Öffentlichkeit über die Zahl der Toten bei
Demonstrationen zu informieren. "Alle Informationen liegen beim Rat
der Nationalen Sicherheit. Der Innenminister kann darüber Auskunft
geben," sagte er. Gemeint ist offenbar der "Landessicherheitsrat,"
der dem Innenminister untersteht.


ALLE INSTANZEN IN IRAN WAREN VOM ANFANG AN ÜBER
FLUGZEUGABSCHUSS INFORMIERT

Eine Videoaufzeichnung, die an die Öffentlichkeit gelangt ist, hat
die Diskussion über den Abschuss der ukrainischen Passagiermaschine
in Iran neu belebt. Die Aufzeichnung legt nahe, dass sämtliche
Instanzen der Islamischen Republik von Anfang an die Wahrheit über
den Absturz kannten und diese drei Tage lang zu vertuschen
versuchten. Bei der Aufzeichnung handelt es sich um einen Wortwechsel
zwischen einem Piloten der iranischen Fluggesellschaft "Aseman" und
einem iranischen Fluglotsen. Der Pilot befand sich genau zu der Zeit
als die ukrainische Maschine abgeschossen wurde, auf dem Flug von
Schiras nach Teheran. Er konnte die Rakete sehen, die auf das
Flugzeug zusteuert, er rief dem Lotzen zu: "Eine Serie von
Lichtern ... ja, es ist eine Rakete, ist da etwas?" "Nein," sagte der
Lotze, "wie viele Meilen? Wo? " Ihm sei nichts dergleichen bekannt,
sagte er. Doch der Pilot besteht darauf. "Es ist das Licht einer
Rakete," sagte er. Der Lotze fragte ihn, ob er noch etwas sehe.
"Lieber Ingenieur, es war eine Explosion," sagte der Pilot. "Wir
haben dort ein sehr großes Licht gesehen, ich weiß nicht wirklich,
was es war." Der Lotze versucht vergeblich das ukrainische Flugzeug
zu kontaktieren.

Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyi erklärte am 3. Februar,
die Aufnahme sei authentisch. Auch der Leiter des iranischen
Ermittlungsteams, Hassan Resaifar, bestätigte die Echtheit der
Aufnahme, kritisierte jedoch die Veröffentlichung. Es sei
unprofessionell, einen Teil des vertraulichen Berichts zu
veröffentlichen. Iran werde von nun an der Ukraine keine weiteren
Dokumente zur Verfügung stellen, sagte er.

Über den Vorfall wurde in den sozialen Netzwerken heiß diskutiert.
Die meisten User argumentierten wie folgt: Wenn der Kontrollturm
tatsächlich über den Abschuss informiert war, waren auch alle
Verantwortlichen bei den Politikern und Militärs von Anfang an
darüber in Kenntnis. Alle haben also gelogen und den Vorfall zu
vertuschen versucht. Das sei verwerflich und nicht hinnehmbar. Die
Proteste richteten sich in erster Linie gegen Präsident Rohani, der
behauptete, er habe erst drei Tage nach dem Ereignis die Wahrheit
erfahren.

Ein User schrieb: "Seit dem Abschuss der ukrainischen Maschine sind
20 Tage vergangenen. Aber die Details sind immer noch nicht bekannt.
Ist nur eine Person festgenommen worden oder mehrere Personen? Was
macht die Blackbox? Wer war für den Abschuss verantwortlich? Können
wir darauf hoffen, die Wahrheit zu erfahren oder wird auch dieser
Vorfall bald vergessen werden?"

Am 16. Februar gab Rohani eine Pressekonferenz, die vom Fernsehen
direkt übertragen wurde. Dabei lobte er die Revolutionsgarden und
sagte: "Dieselbe militärische Kraft, die uns zu höchsten Ehren
verhalf, hat einen Fehler begangen. Ich verehre die
Revolutionsgarden, die sich bei der ersten Gelegenheit bei der
Bevölkerung entschuldigt haben. Daher dürfen wir nicht zulassen, dass
solche Ereignisse unsere Einheit schädigen," sagte der Präsident.


SPITZENSPORTLERINNEN UND SPITZENSPORTLER VERLASSEN DAS
LAND

Eine ganze Reihe von Spitzensportlern hat in den letzten Monaten das
Land verlassen. Ein Fall, der auch unternational Aufsehen erregte,
war der des iranischen Judo-Weltmeisters Said Molaii. Ihm war im
Halbfinale der Judo-WM 2019 von der Teamleitung befohlen worden, den
Kampf im Halbfinale zu verlieren, um im Finale nicht gegen einen
israelischen Judoka antreten zu müssen. Iranischen Sportlern ist
untersagt, bei welcher Gelegenheit auch immer, gegen israelische
Sportler zu kämpfen. Das gilt sowohl für Einzelsportler als auch für
Mannschaften. Dieser "Grundsatz"" wird jedoch von nationalen und
internationalen Gremien, die für die Durchführung der Wettkämpfe
verantwortlich sind, nicht akzeptiert.

Ein zweiter Fall betrifft die 21-jährige Taekwondo-Kämpferin Kimia
Alisadeh, der es 2016 gelang, bei den Olympischen Spielen in Rio de
Janeiro die Bronzemedaille zu gewinnen. Sie kam im vergangenen Monat
über Dänemark nach Deutschland und erklärte, sie wolle nicht mehr
nach Iran zurückkehren, weil sie die dort herrschende Unterdrückung
gegen Frauen nicht mehr erdulden wolle und könne. Sie äußerte den
Wunsch, im deutschen Team zu den Olympischen Spielen in Tokio
mitgenommen zu werden.

Auch die iranische Schach-Schiedsrichterin, Schohreh Bayat, entschied
sich dafür im Ausland zu bleiben. Sie befürchte, sagte sie, dass sie
in Iran bestraft werden würde, weil sie bei der WM der Frauen in
Shaghai ihr Kopftuch nicht vorschriftgemäß getragen habe.

Die iranische Regierung bestreitet, dass die Weigerung der
Sportlerinnen und Sportler, ins Land zurückzukehren, politische
Gründe habe. "Die meisten von ihnen hatten private Probleme mit ihren
Trainern und die Angelegenheit ist nicht politisch und auch nicht als
eine gesellschaftspolitische Krise einzustufen," sagte Sportminister
Masud Soltanifar am 3. Februar der Presse.


ENDGÜLTIGE URTEILE GEGEN UMWELTAKTIVISTINNEN UND
UMWELTAKTIVISTEN 

Die iranische Justiz gab am 18. Februar bekannt, dass die Urteile
gegen die Umweltaktivisten, die sich bereits seit zwei Jahren in Haft
befinden, vom Revisionsgericht gefällt worden seien. Diese Urteile
seien endgültig und nicht mehr anfechtbar. Justizsprecher
Gholamhossein Esmaili sagte, Morad Tahbas und Nilufar Bayani seien
wegen Kooperation mit den USA zu jeweils zehn Jahren Haft verurteilt
worden. Aus einem ähnlichen Grund seien Human Dschokar und Taher
Ghadirian zu jeweils acht Jahren und Sam Radschabi und Sepideh
Kaschan zu je sechs Jahren Haft verurteilt worden. Amirhossein
Chaleghi sei wegen Spionage mit sechs Jahren Haft und Abdolresa
Kuhpayeh wegen Gruppenbildung zu Aktivitäten gegen die nationale
Sicherheit mit vier Jahren Haft bestraft worden.

Esmaili sagte: "Aus unserer Sicht ging es bei diesem Prozess gegen
die Umweltaktivisten um Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit
Irans."

Zu den Umweltaktivisten gehörte auch der renommierte
Umweltwissenschaftler Kawuss Seydemami, der zwei Wochen nach seiner
Festnahme starb. Die Justiz erklärte, er habe Selbstmord begangen.
Doch seine Angehörigen sowie Anwälte ziehen diese Darstellung stark
in Zweifel. Sie nehmen an, dass er unter Folter getötet wurde.

Der Prozess gegen die Umweltaktivisten gehört zu den umstrittensten
Fällen der letzten Jahre. Sowohl die Regierung als auch das
Informationsministerium (Geheimdienstministerium) erklärten mehrmals,
dass die Aktivisten völlig unschuldig seien und es keinerlei Beweise
für angebliche Spionagetätigkeit oder Aktivitäten gegen die nationale
Sicherheit gebe. Doch, aus welchem Grund auch immer, beharrten der
Geheimdienst der Revolutionsgarden und mit ihm die Justiz darauf,
dass die Angeklagten für die USA gearbeitet hätten.

Allgemeines Entsetzen riefen die Berichte von Nilufar Bayani über
Folterungen im Gefängnis hervor. In einigen Briefen an
Verantwortliche der Staatsführung schreibt sie, dass sie während der
Haft 1.200 Stunden lang vom Geheimdienst der Revolutionsgarden
verhört, "schlimmsten psychischen Folterungen" unterzogen und mit
physischen und sexistischen Quälereien bedroht wurde, schrieb sie an
Revolutionsführer Chamenei. Man habe sie gezwungen Tierlaute
nachzuahmen, habe ihr ein Foto von der Leiche ihres Kollegen
Seydemami gezeigt und gesagt, "genauso wirst du und werden deine
Kollegen enden," es sei denn, "sie tun, was von ihnen verlangt
werde." Sie drohten, ihr Luft in die Venen einzuspritzen, sie mit
Peitschenschlägen zu bestrafen. "Sieben bewaffnete Männer haben mich
in eine Privatvilla gebracht und mich gezwungen, ihnen bei
unmoralischen, unislamischen, sexistischen Handlungen in einem
Schwimmbecken zuzuschauen," schreibt sie. "Bei lang andauernden
Verhören, an denen mehrere Männer beteiligt waren, wurde ich mit
üblen, schmutzigen, sexistischen Ausdrücken beschimpft. Sie
schilderten ihre sexistischen Phantasien und forderten mich auf,
diese zu erfüllen." Sie sollte unter Drohung der Vergewaltigung
Geständnisse ablegen, aufschreiben, was die Folterer ihr diktierten.
Monate lang musste sie in Einzelhaft verbringen. Immer wieder seien
in den dunklen Gängen die Folterer aufgetaucht, um ihr Schrecken
einzujagen. "Nirgends fühlte ich mich sicher, ich lebte unter
ständiger unerträglicher Angst," schreibt die Umweltaktivistin.

Im persischsprachigen Programm der BBC wurden Auszüge aus den Briefen
zitiert, was in den sozialen Netzwerken Entsetzen, Empörung und Wut
ausgelöst hat. Weder die Revolutionsgarden noch die Justiz haben sich
bislang zu den Vorwürfen geäußert.


DREI FRAUENRECHTLERINNEN ZU HOHEN GEFÄNGNISSTRAFEN
VERURTEILT 

Drei Frauen, die gegen den Kopftuchzwang protestiert hatten, wurden
am 5. Februar zu hohen Gefängnisstrafen verurteilt. Das
Revisionsgericht verurteilte die drei Frauen, Yasaman Ariaii, Manijeh
Arabschahi und Mojgan Keschawars wegen "Werbung für Unzucht und
Prostitution" zu je fünfeinhalb Jahren Gefängnis. Sie hatten ein
Video veröffentlicht, auf dem sie zu sehen waren, wie sie ohne
Kopftuch in der U-Bahn Blumen verteilten.

Ariaii und Arabschahi waren bereits im März vergangenen Jahres
festgenommen worden. Einen Monat später wurde auch Keschawars
verhaftet. Der Anwalt der Frauen, Amir Raisian, sagte, er sei weder
zu den Verhören noch zu der Gerichtverhandlung zugelassen worden.

Viele Frauen haben in den letzten zwei Jahren aus Protest gegen den
Kopftuchzwang in der Öffentlichkeit demonstrativ ihr Kopftuch
abgenommen. Allein im März 2019 wurden aus diesem Grund 29 Frauen
festgenommen. Wida Mowahed war die erste Frau, die im Zentrum der
Hauptstadt Teheran ihr weißes Kopftuch abnahm, es an einen Stock
hängte und damit solange wedelte, bis sie festgenommen wurde. Diese
mutige Aktion fand landesweit Nachahmerinnen.


TODESURTEIL WEGEN SPIONAGE FÜR DIE USA

Justizsprecher Gholamhossein Esmaili gab am 4. Februar bekannt, dass
der oberste Gerichtshof das Todesurteil gegen den Iraner Amir
Rahimpur bestätigt habe. Rahimpur wurde wegen Spionage für den
US-Geheimdienst CIA zum Tode verurteilt. Er habe Informationen über
das iranische Atomprogramm an den Geheimdienst verkauft und dafür
hohe Summen erhalten. Das Gericht habe Beweise, die die
Spionagetätigkeit eindeutig belegen, betonte der Sprecher. Rahimpur
sei einer der drei zum Tode verurteilten Spione gewesen, dessen
Urteil nun mit der Bestätigung durch den obersten Gerichtshof
endgültig sei. "Er wird hoffentlich demnächst seine Untaten büßen,"
sagte Esmaili.

"Die Spionage in Iran sei eines der Mittel, mit denen die USA der
Islamischen Republik Schaden zufügen wollten," sagte der
Justizsprecher. Das Urteil zeige, dass die Islamische Republik
insbesondere gegen Lakaien ausländischer Staaten entschieden vorgehe
und zu keinem Zugeständnis bereit sei. "Unsere Maßnahmen und unsere
Logik gegen Feinde richten sich nach der Logik der Macht, unsere
Antwort auf Feindseligkeiten ist kompromisslos."

Wie und wann Rahimpur festgenommen und was ihm konkret vorgeworfen
wurde, sagte der Sprecher nicht. Er sprach über weitere Personen, die
für die CIA spioniert hätten und vor kurzem vor Gericht gestellt
worden seien. Sie seien zu jeweils 10 Jahren Haft wegen Spionage plus
fünf Jahren wegen Aktivitäten gegen die nationale Sicherheit
verurteilt worden. Da die Urteile noch nicht endgültig seien, könne
er ihre Namen nicht nennen.

 * 


KULTUR

• Buch eines Mörders als "Buch des Jahres" gefeiert 

• Neue Welle der Repression gegen Journalistinnen und Journalisten 

• Der Sänger Tetlo wieder freigelassen 

• Haftstrafen für Schriftsteller, die Chameneis Rücktritt gefordert hatten 

• Prozess gegen den Journalisten Sam hat begonnen


BUCH EINES MÖRDERS ALS "BUCH DES JAHRES" GEFEIERT

Beim 37. Tag des Buches, an dem das "Buch des Jahres" gekürt wird,
gewannen die Memoiren eines Mörders den ersten Preis. Die Feier fand
im Beisein von Präsident Rohani statt. Der Autor heißt Kazem Darabi.
Er gehört zu den vier Männern, die ein Berliner Gericht wegen eines
Mordanschlags zu lebenslanger Haft verurteilt hat. Der Mordanschlag
ereignete sich am 17. September 1992 im Berliner Lokal Mykonos. Dabei
wurden vier iranische Oppositionelle mit einem Maschinengewehr und
einem Colt niedergeschossen. Bei den Ermordeten handelte es sich um
den Generalsekretär der Demokratischen Partei des Iranischen
Kurdistan Scharafkandi, dem Vertreter der Partei in Europa, Fattah
Abdi, dem Vertreter der Partei in Deutschland Homayun Ardalan und
Nuri Dehkordi, der als Übersetzer die Gruppe begleitete.

Das Buch trägt den Titel "Das Gemälde des Lokals". Es schildert das
Leben Darabis, der 1997 zu lebenslanger Haft verurteilt wurde. Der
Anschlag sowie das Urteil hatten weitreichende Folgen. Deutschland
zog, gefolgt von sämtlichen europäischen Staaten, seinen Botschafter
aus Teheran zurück, über Jahre waren die Beziehungen zwischen Iran
und den europäischen Staaten schwer belastet.

Der Autor schildert seine Kindheit, seine Übersiedlung nach
Deutschland und seine politischen Aktivitäten als gläubiger Muslim.
Ausführlich beschreibt er die Zeit, die er im Gefängnis verbracht hat
und versucht dabei, sich als Opfer der deutschen Justiz darzustellen.

Vor dem Attentat war Darabi als Verfechter der Islamischen Republik
in Deutschland tätig. Er gehörte zu den Organisatoren einer Moschee
in Berlin. Er organisierte Veranstaltungen, unter anderem eine große
Trauerfeier zum Todestag von Ayatollah Chomeini oder Feiern zum
Jahrestag der Gründung der Islamischen Republik. Er arbeitete mit der
iranischen Botschaft in Berlin zusammen und begleitete iranische
Politiker bei ihren Besuchen in Deutschland. Seinen Unterhalt
verdiente er nach eigenen Angaben zuerst mit einem kleinen Laden und
danach mit Handel zwischen Iran und Deutschland.

Über das Attentat schreibt er, er habe ein völlig normales Leben
geführt: "Ich habe mit meiner Familie in Deutschland gelebt, hatte
Kontakt zu Freunden und Kollegen. Ich verkaufte und Kaufte,
importierte, exportierte, schloss Verträge, zahlte Geld, kassierte
Geld, nahm Einladungen an, lud Freunde und Bekannte ein." Von dem
Attentat habe er durch eine Faxsendung erfahren. Er leugnet jede
Beteiligung an dem Mordanschlag.

Neun Tage nach dem Attentat reiste Darabi nach Iran, kehrte nach
einer Woche zurück und wurde am 8. Oktober verhaftet. Seinen Angaben
zufolge hatte er keine Ahnung über die Vorgänge gehabt. Doch das
Gericht legte eindeutige Beweise vor, wonach er eine Wohnung gemietet
hatte, in der das Attentat geplant und vorbereitet worden war. Er
selbst schreibt in dem Buch, er habe die Wohnung für die Gäste und
Mitarbeiter gemietet, die aus Iran zu Besuch nach Berlin kamen.

Darabi wurde nach 15 Jahren aus der Haft entlassen. Bei seiner
Ankunft in Teheran wurde er offiziell empfangen, unter anderem vom
Staatssekretär im Außenministerium, Ali Bagheri. Darüber habe er sich
nicht gefreut, schreibt er. Denn die Regierung in Teheran hätte sich
nicht um seine Freilassung bemüht. Das Buch hat mehr als 900 Seiten.
Man fragt sich, wozu er dieses Buch überhaupt geschrieben hat. Noch
wichtiger ist aber zu wissen, warum dieses Buch zum Buch des Jahres
gekürt wurde.


NEUE WELLE DER REPRESSION GEGEN JOURNALISTINNEN UND
JOURNALISTEN 

Die jüngsten Ereignisse in Iran haben zu einer verstärkten Repression
gegen Journalisten geführt. Anfang Februar fanden bei mindestens vier
Journalisten Hausdurchsuchungen statt. Dabei wurden ihre Computer,
Mobiltelefone und persönliche Unterlagen beschlagnahmt. Zugleich
häufen sich Nachrichten über neue Urteile gegen Journalisten
beziehungsweise über Vollstreckung der bereits gefällten
Gefängnisstrafen.

Am 3. Februar durchsuchten Sicherheitsbeamte des Geheimdienstes der
Revolutionsgarden die Wohnung der Redakteurin der Zeitung "Taadol",
Molud Hadschizadeh, wobei sie ihren Laptop, ihr Mobiltelefon, ihren
Personalausweis und einige ihrer Bücher beschlagnahmten. Anschließend
wurde sie zu ihrem Arbeitsplatz gebracht. Auch dort wurden einige
Unterlagen beschlagnahmt.

Hadschizadeh war bereits im Juni vergangenen Jahres wegen
"Aufwiegelung der öffentlichen Meinung" in Haft genommen worden,
wurde jedoch nach wenigen Tagen gegen eine hohe Kaution wieder
freigelassen. Ähnliche Maßnahmen wurden bei den Journalisten Jaghma
Faschkhami, Masiar Chosrawi und Yasaman Chaleghian durchgeführt.

Die Journalistin Marsiyeh Amiri, Redakteurin der Zeitung Schargh, die
im vergangenen Jahr während der Berichterstattung über Demonstration
am 1. Mai festgenommen und in erster Instanz vom Revolutionsgericht
zu zehn Jahren Gefängnis und 148 Peitschenschlägen verurteilt wurde,
wurde nun vom Revisionsgericht wegen "Propaganda gegen die islamische
Staatsordnung und Aufruhranstiftung" zu fünf Jahren Gefängnis
verurteilt.

Ein Sprecher der Iran-Abteilung der Internationalen Föderation der
Journalisten sagte in einem Interview mit der BBC am 5. Februar, die
neue Repressionswelle stehe im Zusammenhang mit der nach dem Abschuss
der ukrainischen Passagiermaschine entstandenen politischen
Atmosphäre in Iran, was mit Blick auf die Parlamentswahlen das Regime
dazu veranlasste, Härte zu zeigen und unter den Journalisten eine
Atmosphäre der Angst und Unsicherheit zu erzeugen. Damit sollten
kritische Berichte verhindert werden.


DER SÄNGER TETLO WIEDER FREIGELASSEN

Der bekannte iranische Sänger Amir Hossein Moghsudlu, bekannt als
"Tetlo" wurde am 3. Februar aus türkischer Haft entlassen. Er war am
28. Januar festgenommen worden. Laut Polizei hatte es Probleme wegen
seiner Aufenthaltserlaubnis gegeben. Seine Freilassung wurde zuerst
von der Musikgesellschaft Awang bekannt gegeben. Wenige Stunden
später erschien ein Foto von ihm, umgeben von Freunden, auf seiner
Hompage, die von 2,7 Millionen seiner Anhänger besucht wird. "Ich
habe wegen diesen Leuten viel gelitten!! Jetzt bin ich zufrieden ...
habe die Prüfung bestanden", schrieb er. Die genauen Umstände seiner
Freilassung sind nicht bekannt, auch nicht, ob mit seiner Entlassung
der Fall abgeschlossen ist.

Am 28. Januar veröffentlichte Tetlo auf Instagram ein Foto, auf dem
er mit Handschellen zu sehen war. Er schrieb, er sei in Istanbul
festgenommen worden. Wenige Stunden danach erklärte Hadi Schirsad,
Chef der Interpol in Iran, in einem Interview mit der Agentur Isna,
die iranische Justiz habe die Festnahme Teltos bei Interpol
beantragt. Es gehe um den Kampf gegen Drogenkonsum, insbesondere bei
Jugendlichen, sagte er. Zugleich erklärte ein Vertreter der
türkischen Polizei in einem Interview mit der BBC, es gehe um die
Aufenthaltserlaubnis für Telto. Auch er erwähnte den Haftantrag der
iranischen Justiz.

Indes wurde ein in London geplantes Konzert von Tetlo abgesagt und
die bereits erteilte Einreiseerlaubnis für ihn und zwei seiner
Kollegen wieder zurückgenommen. In einem Schreiben des britischen
Innenministeriums heißt es, da sich die Umstände inzwischen geändert
hätten, werde die Erlaubnis zurückgezogen.

Tetlo lebt seit einem Jahr in der Türkei. Während dieser Zeit hat er
oft gegen die Islamische Republik, gegen die iranische Geistlichkeit
und gegen den Islam Stellung bezogen.


HAFTSTRAFEN FÜR SCHRIFTSTELLER, DIE CHAMENEIS RÜCKTRITT
GEFORDERT HATTEN

Sieben Schriftsteller, die in einem offenen Brief Revolutionsführer
zum Rücktritt aufgefordert hatten, sind wegen "illegaler
Gruppenbildung" und "Propaganda gegen die Staatsordnung" zu insgesamt
72 Jahren Gefängnis, sechs Jahren Ausreiseverbot und sechs Jahre
Verbannung verurteilt worden. Die Urteile wurden in der zweiten
Kammer des Revolutionsgerichts der Stadt Maschad gefällt. Haschem
Chastar wurde zu 16 Jahren Haft und zwei Jahren Verbannung
verurteilt, Mohammad Nurisad zu 15 Jahren Haft, zwei Jahren
Verbannung und drei Jahren Ausreiseverbot, Abdolrasul Mortasawi zu 16
Jahren Haft, Mohammad Hossein Sepehri zu 6 Jahren Haft, Fatemeh
Sepehri zu sechs Jahren Haft und Haschen Redschai, Mohammad Mohsenpur
und Mortesa Ghassemi zu jeweils einem Jahr Haft verurteilt.

Die sozial und politisch engagierten Schriftsteller hatten im Sommer
vergangenen Jahres den Staat der Islamischen Republik als "als
Diktatur ohne Verantwortung" bezeichnet, die "die eigentliche Ursache
für alle Probleme bilde und jede Chance zur Reformierung des Systems
ausschließt." Daher forderten sie den Rücktritt des
Revolutionsführers und eine grundlegende Reform der Verfassung der
Islamischen Republik. "Verhandlungen, bitten und betteln um Reformen"
seien vergebliche Mühe. Das Land benötige eine grundlegende Zäsur,
erklärten sie.

Nach der Veröffentlichung des Briefs wurden einige der Unterzeichner
festgenommen. Mirhossein Sayyah, Chef des Sicherheitsdienstes der
Provinz Chorasan, sagte in einem Interview mit der Agentur "Junger
Journalisten": "Einige Personen, die mit Ausland in Verbindung
stehen, sind aus verschiedenen Gegenden des Landes nach Maschad
gekommen, um Unruhe zu stiften und gegen den Staat zu propagieren.
Sie wurden, während sie sich vor dem Justizgebäude versammelt hatten,
festgenommen."


PROZESS GEGEN DEN JOURNALISTEN SAM HAT BEGONNEN

Am 10. Februar begann der Prozess gegen den Journalisten Ruhollah
Sam, der in Paris den regimekritischen Nachrichtenkanal Amad News auf
dem Kurznachrichtendienst Telegram betrieb. Er wurde, wie wir bereits
im November berichtet haben, im Oktober aus Paris nach Bagdad gelockt
und von dort aus nach Teheran entführt. Die Revolutionsgarden
erklärten, Sam sei im Zuge einer "komplexen und professionellen
Operation" verhaftet worden. Das Besondere an dem Kanal war, dass er
auch über ganz interne Informationen verfügte und sie
veröffentlichte. Demnach bestand der Verdacht, innerhalb des
Staatsapparats gebe es Personen, die Informationen an Sam
weiterleiteten.

Der Prozess wurde unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt. Nach
Angaben der Justizbehörde verlas zunächst ein Vertreter der
Staatsanwaltschaft die Anklageschrift, in der Sam wegen 17
Anklagepunkten für schuldig befunden wurde, darunter wegen Spionage
für israelische und französische Geheimdienste und Zusammenarbeit mit
der amerikanischen Regierung gegen die Islamische Republik. Sam wurde
als "Verderber auf Erden" bezeichnet, worauf gewöhnlich die
Todesstrafe steht. Justizsprecher Gholamhossein Esmaili sagte in
einem Interview mit dem Teheraner Rundfunk, der Prozess werde im
Rahmen bestehender Gesetze geführt.

Der 41-jährige Sam, Sohn eines Geistlichen, wurde bei den
Protestdemonstrationen 2009 gegen die umstrittene Wiederwahl von
Präsident Mahmud Ahmadinedschad in Haft genommen. Nach seiner
Entlassung flüchtete er zunächst nach Malaysia und danach nach
Frankreich. Dort gründete er den Nachrichtenkanal Amad News, der
zeitweise mehr als zwei Millionen Mitglieder hatte.

Die Organisation Reporter ohne Grenzen erklärte am 14. Februar, der
Vorwurf, "Verderber auf Erden" und der Spionage könnten zu einem
Todesurteil führen. Resa Moini, Leiter der Abteilung für Iran und
Afghanistan, erklärte, der Prozess gegen Sam sei "illegal," er
verstoße sowohl gegen Gesetze der Islamischen Republik als auch gegen
internationale Konventionen. Er forderte den UN-Hochkommissar für
Menschenrechte sowie Menschenrechtsorganisationen auf, "sofort bei
der iranischen Justiz zu intervenieren." Sam wurde empfohlen, den von
der Justiz ernannten Pflichtanwalt zu akzeptieren, damit seine Lage
nicht noch schlimmer werde. Iranische Revolutionsgerichte erlauben
Angeklagten nicht, ihren Anwalt selbst zu bestimmen. Der Richter
Abolghassem Salawati ist für seine harten Urteile, auch Todesstrafen,
bekannt.

Am 24. Februar, dem dritten Prozesstag, warf der Staatsanwalt dem
Angeklagten Sam vor, ausländische Geheimdienst über die militärischen
Operationen Irans in Syrien und den Aktivitäten der Befehlshaber
informiert zu haben. Dabei habe er besonders Ghassem Soleimani, der
am 8. Januar auf Befehl von US-Präsident Donald Trump in Bagdad
gezielt getötet wurde, im Visier gehabt und dessen jeweiligen
Aufenthaltsorte bekannt gegeben. Sam lehnte den Vorwurf ein
"Verderber auf Erden" zu sein ab. Er habe nicht versucht, die
Menschen für Straßenproteste zu mobilisieren. "Man kann doch nicht
mit einem Nachrichtenkanal so viele Menschen auf die Straße locken,"
sagte er.

 * 


WIRTSCHAFT

• EU bemüht sich weiter um Rettung des Atomabkommens

• FATF setzt Iran auf die schwarze Liste 

• Iran - Ziel eines neuen schweren Cyber-Angriffs 

• Ölminister: "Wir haben kein Geld mehr" 

• Iran bezeichnet neue US-Sanktionen als wirkungslos 

• Chef der Zentralbank: Maßnahmen zum Import von Medikamenten nicht ausreichend 

• Irak darf weiterhin aus Iran Gas und Strom importieren 

• Samsung und LG verlassen Iran


EU BEMÜHT SICH WEITER UM RETTUNG DES ATOMABKOMMENS

Sowohl die europäischen Mitunterzeichner des Atomabkommens mit Iran,
Deutschland, Frankreich und Großbritannien, als auch die EU insgesamt
versuchen das Abkommen, das auch der Kippe steht, zu retten. Zu
diesen Bemühungen gehört auch der Besuch der EU-Außenbeauftragten
Josep Borrell am 3. Februar in Teheran. Borrell führte in der
iranischen Hauptstadt Gespräche mit Außenminister Mohammad Dschawad
Sarif und Präsident Hassan Rohani, der der EU vorwarf, ihre
Verpflichtungen versäumt zu haben. "Wir hatten ja unseren teil der
Verpflichtungen im Atomabkommen erfüllt, die Gegenseite jedoch
nicht," sagte Rohani. Teheran sei jederzeit bereit, wieder alle seine
Verpflichtungen zu erfüllen. "Nur müssen dann auch die anderen
Vertragspartner ihre Verpflichtungen erfüllen," zitierte ihn dpa in
einem Bericht vom 3. Februar.

Zudem erklärte Rohani, Teheran werde weiterhin mit der
Internationalen Atombehörde zusammenarbeiten und ihr wie bisher
gestatten, das iranische Atomprogramm zu kontrollieren, solange "wir
nicht mit einer neuen Situation konfrontiert werden." Mit dieser
Bemerkung wollte Rohani offenbar auf den Beschluss der drei
europäischen Vertragspartner vom 14. Januar hinweisen, den im
Abkommen vorgesehenen Mechanismus zur Streitschlichtung auszulösen,
was möglicherweise zur Wiederaufnahme der UN-Sanktionen gegen Iran
führen könnte. Teheran hatte gedroht, sollte dies geschehen, werde
Iran nicht nur das Atomabkommen kündigen, sondern auch seine
Mitgliedschaft im Atomwaffensperrvertrag.

Borrell traf auch Außenminister Sarif. Über den Inhalt seiner
Gespräche wurde die Öffentlichkeit nicht informiert. Vor seiner Reise
nach Iran teilte die EU am 2. Februar in Brüssel mit, Borrell werde
sich beim Treffen mit der iranischen Führung um Entspannung im Nahen
und Mittleren Osten bemühen. Er habe "ein starkes Mandat der
EU-Außenminister erhalten, um sich im diplomatischen Dialog mit den
regionalen Partnern zu engagieren." Der Besuch in Teheran sollte auch
das Festhalten der EU an dem Abkommen bekräftigen.


FATF SETZT IRAN AUF DIE SCHWARZE LISTE

Das Internationale Gremium zum Kampf gegen Geldwäsche und
Terrorfinanzierung (FATF) hat nach langen Verhandlungen und
Fristverlängerungen Iran auf die schwarze Liste gesetzt. Die
Financial Action Task Force gab am 21. Februar bekannt, dass Iran
sowohl im Bereich der Geldwäsche als auch in Bezug auf
Terrorfinanzierung die Auflagen des Gremiums nicht erfüllt und gegen
die Konvention von Palermo verstoßen habe, die die UNO zum Kampf
gegen grenzüberschreitende Kriminalität beschlossen habe. Sobald Iran
die Auflagen erfülle, werde das Land von der schwarzen Liste
gestrichen. Auf dieser Liste steht nun neben Iran nur noch Nordkorea.
Die FATF, die eine Unterorganisation der Organisation für
wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit ist, erschwert mit
dieser Entscheidung den Handel mit Iran, der ohnehin durch den
"maximalen Druck" der USA schwer belastet ist.

Der Sprecher des Teheraner Außenministeriums, Abbas Mussawi,
bezeichnete die Entscheidung als "politische Machenschaften" gegen
Iran, die nun auch von internationalen Wirtschaftsorganisationen
übernommen worden seien. Sie sei auf Initiative der iranfeindlichen
Länder wie den USA, Israel und Saudi-Arabien zustande gekommen.
Mussawi bestritt jeden Vorwurf der Geldwäsche und Terrorfinanzierung.
So etwas gebe es in Iran nicht, sagte er.

Iran hatte 2016 mit Versprechungen, seine Defizite zu beheben, die
FATF davon überzeugen können, dass das Land von der schwarzen Liste
genommen wird. Die Frist für die Einlösung dieser Versprechen wurde
immer wieder verlängert. Doch Iran konnte zu keiner Entscheidung
kommen. Denn während die Regierung mit allem Nachdruck für die
Erfüllung der Auflagen stimmte, sprach sich der Wächterrat dagegen
aus, mit der Begründung, Iran würde sich durch den Beitritt in die
Organisation deren Kontrollen unterwerfen, was vor allem für die
iranische Außenpolitik schädlich sein könnte. Zum Beispiel wäre die
Unterstützung der libanesischen Hisbollah, die von der FATF als
terroristisch eingestuft wird, nicht mehr möglich. Zudem würde die
Umgehung der US-Sanktionen beim Ölexport problematisch werden. Bei
dem Streit zwischen Regierung und Wächterrat, konnte der
Schlichtungsrat, der für solche Fälle zuständig ist, keine Lösung
anbieten.

Was die FTAF von Iran verlangt, ist der Beitritt in die von der UN
verabschiedete Palermo-Konvention und in die CFT-Konvention
(Internationales Übereinkommen zur Bekämpfung der
Terrorfinanzierung). Die Regierung in Teheran legte dem Parlament
dazu einen Antrag vor, der nach langen und heftigen
Auseinandersetzungen vor mehr als einem Jahr verabschiedet wurde. Das
Gesetz wurde aber vom Wächterrat abgelehnt. Wie schädlich nun die
Aufnahme in die schwarze Liste für Iran sein wird, wird die Zukunft
zeigen.


IRAN - ZIEL EINES NEUEN SCHWEREN CYBER-ANGRIFFS

Hamid Fattahi, Chef der infrastrukturellen Kommunikationsmittel,
sagte am 9. Februar der Presse, "eine zweite Welle von
Cyber-Angriffen, die gestern abgewehrt wurde, hat erneut begonnen."
Dieser neue Angriff sei "gigantisch". "Die Hacker richten sich auf
Millionen Ziele und drohen, das gesamte Internetnetzwerk zu
zerstören." Der Angriff am Vortag habe fast 25 Prozent des Verkehrs
im Internet zum Erliegen gebracht. Die Quelle des Angriffs befinde
sich in Nordamerika, aber der Initiator wurde nicht identifiziert.

In den iranischen Medien wird berichtet, dass sich der Angriff nicht
gegen Grundstrukturen des Internets richtet. Ein Reporter der BBC
meinte, der Angriff sei so als würden tausende Menschen gleichzeitig
die Feuerwehr anrufen. "Damit blieben die Leitungen ständig besetzt.
Folglich könnten Menschen, bei denen es tatsächlich brennt, die
Feuerwehr nicht erreichen." Ähnlich verhalte es sich mit dem neuen
Cyber-Angriff. In jeder Sekunde versuchten mehrere Millionen Viren
ins Netz zu gelangen. Damit werde das Netz außerstande sein, seine
tatsächliche Funktion auszuüben.

Im Januar hatte Mohammad Dschawad Asari Dschahromi, Minister für
Kommunikation und Technologie, von zwei Cyber-Angriffen innerhalb
einer Woche gesprochen. Ziel dieser Angriffe sei Spionage gewesen.


ÖLMINISTER: "WIR HABEN KEIN GELD MEHR"

Ölminister Bijan Sangeneh zeichnete bei seinem Besuch am 18. Februar
in der Provinz Chusesten, in der sich die meisten iranischen
Ölanlagen befinden, ein düsteres Bild von der Lage der Ölindustrie.
Sein Ministerium habe kein Geld mehr und könne die an sie gerichteten
Erwartungen nicht mehr erfüllen, sagte er vor Journalisten. "Alle
Angriffe richten sich gegen uns, und wir versuchen unser Gesicht zu
wahren." Zahlreiche Projekte seien stillgelegt worden, weil es dafür
kein Geld gebe. Das gelte auch für Zusatzprojekte, die längst
eingestellt worden seien.

Die USA hatten mehrmals erklärt, dass sie die Absicht hätten, den
iranischen Ölexport auf null zu reduzieren. Tatsächlich ist seit dem
Beginn der Sanktionen gegen die iranische Ölindustrie der Ölexport
drastisch zurückgegangen. Das meiste Öl, das Iran exportiert, wird
auf dem Schwarzmarkt verkauft.

Das Ministerium veröffentlicht seit längerer Zeit keine Daten mehr
über den Ölexport. Dazu sagte der Minister: "Wir haben zwar Vertrauen
zu unserer Bevölkerung, aber auch die Feinde hören mit." Vor zwei
Monaten hatte der 1. Vizepräsident, Eshagh Dschahangiri, erklärt, aus
Furcht vor US-Sanktionen seien nicht einmal befreundete Staaten
bereit, das iranische Öl zu kaufen. Zwar übten die USA den maximalen
Druck gegen die iranische Wirtschaft aus, aber sie hätten es nicht
geschafft, den iranischen Ölexport auf null zu reduzieren. "Wir
verkaufen unser Öl auf anderen Wegen."

Sangeneh hatte am 10. Februar im staatlichen Fernsehen zur Erhöhung
der Benzinpreise, die im November zu landesweiten Demonstrationen
geführt hatte, Stellung genommen. Er sagte, zwar sei durch die
Preiserhöhung der Verbrauch von Benzin zurückgegangen, aber er werde
wieder steigen, sobald sich die Menschen an die neuen Preise gewöhnen
würden. Der Verbrauch war nach der Preiserhöhung um 40 Millionen
Liter pro Tag zurückgegangen. Laut Sangeneh liegt der Benzinverbrauch
bei 75 bis 76 Millionen pro Tag. Das Positive an der Preiserhöhung
sei, dass die Zunahme des Benzinverbrauchs um zwei Jahre verschoben
worden sei, sagte Sangeneh. "Sonst hätten wir schon im nächsten Jahr
wieder Benzin aus dem Ausland einführen müssen."


IRAN BEZEICHNET NEUE US-SANKTIONEN ALS WIRKUNGSLOS

Iran hat die am 30. Januar gegen das iranische Atomprogramm
verhängten Sanktionen als wirkungslos bezeichnet. Das Teheraner
Außenministerium erklärte am 31. Januar, der von den Sanktionen
betroffene Chef der iranischen Atombehörde, Ali Akbar Salehi, sei ein
hervorragender Wissenschaftler und Politiker. Die US-Maßnahmen gegen
ihn seien nichts anderes als ein Akt der Verzweifelung. Das
"friedliche Atomprogramm" Irans werde sicherlich nicht unter den
Sanktionen der USA leiden. Außenamtssprecher Abbas Mussawi sprach von
einer "irrationalen Entscheidung."

Die Sanktionen gegen die iranische Atomorganisation und deren Leiter
seien eine Reaktion auf die Verstöße Irans gegen das Atomabkommen,
sagte der Sonderbeauftragte der US-Regierung für Iran Brian Hook.
Iran betreibe eine "kontinuierliche nukleare Eskalation." Die USA
hatten im Mai 2018 ihre Teilnahme an dem Atomabkommen gekündigt.


CHEF DER ZENTRALBANK: MAßNAHMEN ZUM IMPORT VON MEDIKAMENTEN
NICHT AUSREICHEND

Nasser Hemmati, Chef der iranischen Zentralbank hat die gemeinsamen
Initiativen der USA und der Schweiz zur Erleichterung des Exports von
Medikamenten und landwirtschaftlichen Gütern als "nicht ausreichend"
bezeichnet.

Ende Januar hatten Vertreter der USA und der Schweiz erklärt, sie
hätten zur Erleichterung des Exports von Medikamenten und
landwirtschaftlichen Gütern nach Iran einen "Finanzkanal"
eingerichtet. Zudem gab die Schweizer Botschaft in Teheran bekannt,
die Schweiz habe im Rahmen des Projekts "humanistischer Austausch"
versuchsweise Medikamente gegen Krebs und Mittel für Implantierung im
Wert von 205 Millionen Dollar nach Iran geschickt.

Hemmati sagte, die Medikamente seien durch Guthaben der Zentralbank
bei einer Schweizer Bank beglichen worden. Dieser Mechanismus sei
nicht ausreichend, um den Bedarf Irans an eingeführten Medikamenten
zu decken.

Die von den USA gegen Iran verhängten Sanktionen haben nicht nur den
iranischen Ölexport und den Export anderer Güter drastisch
eingeschränkt, sondern Iran auch daran gehindert, über die aus dem
Export erzielten Devisen zu verfügen. Hemmati erinnerte an die
Bekenntnisse der USA zu den Menschenrechten und forderte sie auf,
Iran zu ermöglichen, die benötigten medizinischen und
landwirtschaftlichen Produkte im Ausland zu kaufen.

Nach internationalem Recht ist der Boykott von Medikamenten und
Nahrungsmittel, selbst gegen einen Aggressor, verboten. Auch die USA
erkennen dieses Recht an. Demnach wird dem Präsidenten ausdrücklich
untersagt, Sanktionsmaßnahmen auf Medikamente und Nahrungsmittel
auszuweiten. Zwar haben die USA diese Produkte aus ihrem
Sanktionsregime ausgenommen. Doch ausländische Unternehmen nehmen
trotzdem von Geschäften mit Iran Abstand, weil sie befürchten, dafür
von den USA bestraft zu werden. Dasselbe gilt für die Banken.

Nun hat die Schweiz, die die Interessen der USA in Iran vertritt, mit
Hilfe einiger ausgesuchter Banken und Unternehmen und mit
Unterstützung der USA einen Mechanismus eingerichtet, um Medikamente
und Nahrungsmittel nach Iran exportieren zu können. Noch ist nicht
klar, ob dieses Projekt tatsächlich funktionieren wird.

Der Iran-Beauftragte der US-Regierung, Brian Hook, bedankte sich bei
der Schweizer Regierung und äußerte die Hoffnung, dass das Projekt
erfolgreich sein wird. Zugleich kritisierte er das Einfuhrsystem
Irans für Medikamente und verwies auf Fälle, bei denen mit der
Einfuhrerlaubnis für Medikamente, Stromkabel importiert worden seien.
Das hatte Irans Gesundheitsminister Said Namaki bereits im Sommer
vergangenen Jahres beanstandet. Er hatte gesagt, einige Personen
hätten mit Devisen, die für den Kauf von Medikamenten bestimmt waren,
unter anderem Stromkabel oder Medikamente importiert, deren
Haltbarkeitsdatum bereits abgelaufen war.

Hook betonte abermals, dass seiner Ansicht nach die Strategie des
"maximalen Drucks" richtig sei und sie Iran von seinen
"destabilisierenden Aktivitäten" in der Region abhalten werde. Er
forderte die EU-Staaten auf, sich dieser Strategie anzuschließen, das
Atomabkommen mit Iran zu kündigen, um damit den Plan der USA zu neuen
Verhandlungen mit Iran zu unterstützen.


IRAK DARF WEITERHIN AUS IRAN GAS UND STROM IMPORTIEREN

Einem Bericht der dpa vom 12. Februar zufolge, der sich auf Angaben
aus irakischen Regierungskreisen bezieht, haben die USA Irak erlaubt,
ohne Sanktionen befürchten zu müssen, 45 Tage lang Gas und Strom aus
Iran zu importieren. Bagdad solle während dieser Frist seine
Einfuhren aus Iran reduzieren. Die 45 Tage bilden eine Verlängerung
der im Oktober gewährten Frist von 120 Tagen. Eine Stellungnahme des
US-Außenministeriums lag der Agentur nach eigenen Angaben nicht vor.
Einem hohen irakischen Beamten zufolge könnte die Frist abermals
verlängert werde, wenn Bagdad einen Plan zu Reduzierung des Gas- und
Stromimports aus Iran vorlegen würde.

Ein hochrangiger US-Politiker, der anonym bleiben wollte, sagte dem
Wall Street Journal: "Wir möchten maximalen Druck auf Iran ausüben.
Doch das darf nicht zur wirtschaftlichen Destabilität der Nachbarn
Irans führen."


SAMSUNG UND LG VERLASSEN IRAN

Vizeaußenminister Abbas Araghtschi reagierte verärgert über den
Beschluss der südkoreanischen Unternehmen Samsung und LG, den
iranischen Markt zu verlassen. "Die Unternehmen, die den iranischen
Markt verlassen haben, werden nicht mehr so leicht zurückkehren
können," sagte er am 16. Februar. "Das iranische Volk wird dieses
Verhalten nicht so leicht vergessen. Wenn neue Geschäfte anstehen,
werden wir jene Unternehmen bevorzugen, die in Iran geblieben sind."

Seit April vergangenen Jahres waren Gerüchte über den Weggang der
beiden südkoreanischen Firmen im Umlauf. Hier und dort wurden die
Reklametafeln entfernt. Doch das Ministerium für Industrie und
Bergbau dementierte die Gerüchte stets.

Samsung nahm zu der Kritik Teherans Stellung. Die Firma werde trotz
bestehender Schwierigkeiten, alle notwendigen Dienstleistungen für
ihre in Iran verkauften Produkte zur Verfügung stellen. Es gebe
keinen Grund, sich darüber Sorgen zu machen. Zudem werde Samsung
trotz Probleme, die beim Handel und Verkauf bestehen, weiterhin ihre
neuesten Produkte und Ersatzteile nach Iran liefern. Wie die Firma
den Handel mit Iran trotz US-Sanktionen bewerkstelligen will, wird in
der Stellungnahme nicht erläutert.

Morteza Miri, Chef des Verbands der Haushaltswarenlieferer, sagte,
die Entfernung der Reklametafeln von Samsung und LG erfolgte auf
Vorschlag seines Verbandes, nachdem die "feigen" südkoreanischen
Firmen sich geweigert hätten, ihre Produkte und Ersatzteile nach Iran
zu liefern.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Trump verteidigt die Tötung von General Soleimani 

• Wächterrat mit Sanktionen belegt 

• Soleimani soll Bote einer Botschaft für Saudi-Arabien gewesen sein 

• Iran konnte nicht an der Tagung der Islamischen Kooperationsorganisation teilnehmen 

• Neue Waffen für die Huthis in Jemen stammen vermutlich aus Iran 

• Dänemark und Niederlande nehmen mehrere Iraner fest 

• Gefangenenaustausch zwischen Iran und Deutschland


TRUMP VERTEIDIGT DIE TÖTUNG VON GENERAL SOLEIMANI

US-Präsident Donald Trump hat bei seiner Rede an die Nation im
Kongress am 5. Februar abermals die gezielte Tötung des iranischen
Generals Ghassen Soleimani verteidigt. Soleimani sei der "brutalste
Schlächter" im iranischen Regime gewesen, ein Monster, der tausende
amerikanische Soldaten im Irak getötet habe, sagte er. Er sei der
"größte Terrorist" in der Welt gewesen, der den Mord an unzähligen
Frauen, Männern und Kindern organisiert habe. "Er hat den Angriff auf
amerikanische Kräfte im Dezember geleitet und plante neue Angriffe."
Die USA hätten ihn gezielt getötet, um seine "teuflischen
Aktivitäten" zu beenden.

Nach iranischer Darstellung hat der Tod Soleimanis den Kampf gegen
den Islamischen Staat (IS) geschwächt. Ali Akbar Salehi, Chef der
iranischen Atombehörde, sagte bei einem Treffen in der
internationalen Atombehörde in Wien laut dpa vom 10. Februar, die
Attacke auf Soleimani mache deutlich, dass "die US-Regierung beim
Erkennen der Realitäten auf dem Boden noch nicht zur Räson gekommen,"
seien.

Trump nahm auch zu den Protesten der letzten Monate in Iran Stellung.
"Wir waren in den letzten Monaten Zeuge, wie das stolze iranische
Volk seine Stimme gegen die herrschenden Unterdrücker erhob. Das
iranische Regime muss seine Aktivitäten zum Bau von Nuklearwaffen
beenden, mit der Verbreitung von Terrorismus, Tod und Zerstörung
aufhören und endlich damit beginnen, für das Wohl des eigenen Volkes
zu sorgen. "Die iranische Wirtschaft befindet sich aufgrund unserer
Sanktion in keinem guten Zustand. Wir können ihnen helfen und
innerhalb kurzer Zeit ihre Wirtschaft wiederbeleben. Vielleicht ist
das Regime zu stolz oder zu dumm, um unsere Hilfe anzunehmen. Wir
müssen sehen, welchen Weg sie wählen werden. Es wird ihre Wahl sein."

Trump glaubt offenbar, der wirtschaftliche Druck werde Iran
letztendlich doch an den Verhandlungstisch zwingen. Bislang deutet
jedenfalls alles darauf hin, dass er einen militärischen Angriff
gegen das Land nicht in Erwägung zieht. Das erklärt auch seine
Reaktion auf den Raketenangriff Irans gegen amerikanische Stützpunkte
im Irak am 8. Januar, der, wie jetzt nach und nach bekannt wird,
nicht so harmlos gewesen war, wie die USA zunächst darzustellen
versuchten. Wie das Pentagon am 10. Februar bekannt gab, wurden bei
dem Angriff 109 amerikanische Soldaten verletzt. Es sei möglich, dass
die Zahl sich erhöhen werde, denn bestimmte Verletzungen würden erst
nach Ablauf einer bestimmten Zeit feststellbar, erklärte das
Verteidigungsministerium.

Indes hat der US-Senat Trumps Befugnisse zu einem militärischen
Angriff gegen Iran eingeschränkt. Der demokratische Senator Tim Kaine
legte dem Senat einen entsprechenden Entwurf vor, der die Zustimmung
von 55 Senatoren fand. 45 Senatoren stimmten dagegen. Auch acht
Republikaner stimmten für den Antrag. Kaine und andere Senatoren
betonten, dass sie nicht die Absicht hätten, das Recht des
Präsidenten, das Land gegen Bedrohungen von außen zu verteidigen,
einzuschränken. Sinn des Antrags sei, festzuhalten, dass das Recht,
Krieg zu erklären beim Kongress liege. Der republikanische Senator
Mike Lee sagte, er stehe voll und ganz hinter Trumps Iran-Politik.
Doch die Verfassung gebiete, dass für die Entscheidung, Krieg zu
erklären und Frieden zu schließen, der Kongress verantwortlich sei.

Trump und mit ihm viele Republikaner kritisierten den Beschluss, der
ihrer Meinung nach ein Zeichen der Schwäche gegenüber Iran darstellt.


WÄCHTERRAT MIT SANKTIONEN BELEGT

Die USA haben am Vortag vor den Parlamentswahlen in Iran gegen den
Vorsitzenden des Wächterrats, Ahmad Dschannati, und vier andere
Mitglieder des Rats Strafmaßnahmen beschlossen. Demnach wurden deren
Guthaben in den USA eingefroren und Geschäfte mit ihnen verboten.

Bei Wahlen ist der Wächterrat zuständig für die Zulassung der
Kandidaten. Er ist mehrheitlich mit Konservativen und Ultras besetzt.
Dem Rat werfen die USA vor, eine freie und faire Wahl in Iran durch
Ausgrenzung vom Andersdenkenden verhindert zu haben. Was die USA mit
der Sanktionierung des Wächterrats erreichen wollten, teilten sie
nicht mit. Der Sonderbeauftragte der Regierung für Iran, Brian Hook,
sagte auf die Frage eines Journalisten, ob diese neue Strafmaßnahme
darauf hindeute, dass der "maximale Druck" erreicht worden sei und es
keine Instanzen mehr zur Sanktionierung gebe, "Ziele gibt es genug."

Der Sprecher des Wächterrats, Abbas Ali Kadchodai, reagierte auf die
Maßnahme mit den Worten: "Wir sind sehr glücklich über die Sanktionen
und für uns ist es eine große Ehre, denn sie zeigen ja, wie wütend
die Amerikaner auf uns sind." Das sei der beste Beweis dafür, dass
die iranische Politik gegenüber den USA richtig sei und es sei
nachvollziehbar, dass die Amerikaner darüber nicht glücklich seien,
sagte er der Agentur Isna am 21. Februar.


SOLEIMANI SOLL BOTE EINER BOTSCHAFT FÜR SAUDI-ARABIEN
GEWESEN SEIN

Irans Botschafter im Irak, Iradsch Sadschadi, sagte am 4. Februar der
staatlichen Nachrichtenagentur Iraks, General Soleimani, der gezielt
von den USA in der Nähe des Bagdader Flughafens getötet wurde, sei
Bote einer Botschaft zur Beilegung des Konflikts zwischen Iran und
Saudi-Arabien gewesen. Sadschadi war nach eigenen Angaben über
längere Jahre unter Ghassen Soleimani in der Al-Kuds-Brigade tätig.
Er sagte, Soleimani sei auf dem Weg zu einem Treffen mit der
irakischen Führung gewesen. Dabei habe er eine Botschaft Irans an
Saudi-Arabien erläutern wollen, in der Teheran seine Ansichten über
den Kampf gegen den Terrorismus und zur Herstellung der Sicherheit
und Stabilität in der Region dargelegt habe.

Bereits zuvor hatten Teheran und Bagdad erklärt, Soleimani sei auf
dem Weg zu einem Treffen mit dem irakischen Ministerpräsidenten
gewesen, um ihm eine Botschaft zu übergeben, obwohl Saudi-Arabien die
Nachricht über den Austausch von diplomatischen Botschaften zwischen
Teheran und Riad über Bagdad dementierte.

Nun erklärte Sadschadi, Teheran habe "großes Interesse" an der
raschen Beilegung der Konflikte mit Saudi-Arabien und begrüße die
Vermittlungsbemühungen der irakischen Regierung.


IRAN KONNTE NICHT AN DER TAGUNG DER ISLAMISCHEN
KOOPERATIONSORGANISATION TEILNEHMEN

Irans Außenamtssprecher Abbas Mussawi protestierte am 3. Februar auf
Twitter, Saudi-Arabien habe nicht rechtzeitig zur Teilnahme an der
Tagung der Islamischen Kooperationsorganisation in Dschiddah für die
iranische Delegation Einreiseerlaubnis erteilt. Riad habe sich erst
einen Tag vor Beginn der Tagung zur Ausstellung des Visums bereit
erklärt. Da habe die Delegation keine Möglichkeit mehr gehabt, an der
Tagung teilzunehmen.

Bereits zuvor hatte das Teheraner Außenministerium mitgeteilt, dass
Saudi-Arabien kein Visum für die iranische Delegation ausgestellt
habe. Das wichtigste Thema der Tagung war der Plan von US-Präsident
Donald Trump zur Lösung des Konflikts zwischen Palästina und Israel,
den er als "Jahrhundertdeal" bezeichnete.

Das Außenministerium in Teheran legte offiziell beim Sekretariat de
islamischen Kooperationsorganisation Protest ein und warf
Saudi-Arabien vor, seine Position als Gastgeber der Tagung
missbraucht zu haben. Es sei zu bezweifeln, ob das Regime in Riad
dafür "würdig" sei, die Rolle des Gastgebers zu spielen, hieß es in
dem Protestschreiben.

Den Plan zur Lösung des Nahost-Konflikts hatte Trump am 28. Januar im
Beisein des israelischen Ministerpräsidenten Benjamin Netanjahu
vorgelegt. Es handele sich um einen Win-Win-Plan, in dem auch ein
unabhängiger Staat Palästina vorgesehen sei, sagte Trump. Er
gewährleiste beiden Staaten Sicherheit und Souveränität. Er sei ein
großer Schritt in Richtung Frieden im Nahen Osten.


NEUE WAFFEN FÜR DIE HUTHIS IN JEMEN STAMMEN VERMUTLICH AUS
IRAN 

UN-Experten haben bei den Huthis in Jemen neue Waffen entdeckt, die
möglicherweise aus Iran stammen. Dies berichtete die
Nachrichtenagentur AFP, die nach eigenen Angaben einen entsprechenden
Bericht der Vereinten Nationen einsehen konnte. Dem Bericht zufolge
erwiesen die Waffen eine Ähnlichkeit mit denen, die in Iran gebaut
werden. Ob nun die Waffen, die seit dem vergangenen Jahr sich im
Besitz der Huthis befinden, tatsächlich direkt aus Iran stammen, sei
nicht einwandfrei nachzuweisen. Bei den Waffen, deren "technische
Eigenschaften, die den in der Islamischen Republik Iran produzierten
Waffen ähneln," handele es sich vor allem um eine neue Drohne und um
Marschflugkörper eines neuen Typs.

Iran hat immer wieder bestritten, Waffen nach Jemen geliefert zu
haben. Doch im vergangenen Jahr erklärte General Ali Ghadawi,
Vizebefehlshaber der Revolutionsgarden, Iran werde, die Huthis in
Jemen so viel wie möglich unterstützen. "Aber in Anbetracht des
Waffenboykotts, der über Jemen verhängt worden sei, "sind uns die
Hände gebunden."

Die Experten stellten auch die Behauptung der Huthis in Frage, sie
seien für den Angriff auf zwei saudische Ölanlagen im September
vergangenen Jahres verantwortlich gewesen. Unmittelbar nach dem
Anschlag hatten die USA erklärt, die Huthis seien technisch nicht in
der Lage, einen solchen Anschlag durchzuführen. Sie machten dafür
Iran verantwortlich. Dieser Meinung schlossen sich später auch
Deutschland, Frankreich und Großbritannien sowie einige andere Länder
der EU an.

Die UN-Experten hatten Iran im vergangenen Jahr vorgeworfen, illegal
Waffen nach Jemen geliefert zu haben. Damit habe Iran gegen die
UN-Resolution verstoßen, mit der ein Waffenlieferungsboykott gegen
Jemen beschlossen worden war.

Indes erklärte die Kommandozentrale des US-Militärs im Nahen Osten
(Centcom) laut einem Bericht der dpa vom 13. Februar, an Bord eines
Segelschiffs im Arabischen Meer unter anderem 150
Panzerabwehrlenkwaffen und drei Boden-Luft-Raketen entdeckt und
beschlagnahmt zu haben, die in Iran hergestellt worden seien. Die
Waffen seien identisch gewesen, mit denen, die bei der Kontrolle
eines Frachters gefunden worden seien. Jene wie diese Waffen seien
für die jemenitischen Huthis bestimmt gewesen, was ein Verstoß gegen
das von der UNO beschlossene Waffenembargo bilde, teilte Centcom mit.


DÄNEMARK UND NIEDERLANDE NEHMEN MEHRERE IRANER FEST

Einer Meldung der dpa vom 3. Februar zufolge wurden mehrere iranische
Separatisten in Dänemark und den Niederlanden festgenommen. Ihnen
werden Terrorismus und Spionage vorgeworfen. Die Festgenommenen
gehören der ASML.A an, einer Organisation, die das Ziel hat, die im
Südwesten Irans gelegene Provinz Chusestan, deren Bewohner zumeist
Arabisch sprechen, in einen unabhängigen arabischen Staat zu
verwandeln. Die Organisation wird von Saudi-Arabien unterstützt.

Der Leiter des dänischen Inlandsgeheimdienstes (PET), Finn Borch
Anderson, sagte am 3. Februar vor Journalisten in Kopenhagen, drei
führende Mitglieder der ASML.A stünden unter dem Verdacht, in
Dänemark in den Jahren zwischen 2012 und 2018 für einen saudischen
Geheimdienst spioniert zu haben. Die Männer hätten seit geraumer Zeit
unter dem Schutz des dänischen Geheimdienstes gestanden, weil ein
iranischer Anschlag auf sie befürchtet wurde.

Ein weiterer Iraner wurde am selben Tag in den Niederlanden
festgenommen. Auch er soll nach Angaben des niederländischen
Nachrichtendienstes AIVD der Organisation ASML.A angehören. Er soll
einen Terroranschlag in Iran geplant haben. Die dänische
Staatsanwaltschaft wirft ihm die Mitgliedschaft in einer
terroristischen Organisation vor. Bei der Durchsuchung seiner Wohnung
in Delft seien Telefone und Datenträger beschlagnahmt worden,
berichtete die Nachrichtenagentur ANP, die sich auf Abgabe der
Staatsanwaltschat beruft.

Wie die dpa weiter berichtet, hat das dänische Außenministerium den
saudischen Botschafter einbestellt, weil eine Verbindung
Saudi-Arabiens zu ASML.A vermutet wird. Außenminister Stef Block
teilte dem Botschafter laut einem Sprecher mit, "dass unerwünschte
Aktivitäten, wie sie ASML.A in Dänemark vorgeworfen werden, nicht
akzeptabel sind."

Iran bezeichnet die ASML.A als eine terroristische Organisation, die
nach eigenen Bekundungen mehrere Anschläge auf
Infrastruktureinrichtungen und das Militär in Iran verübt hat.


GEFANGENENAUSTAUSCH ZWISCHEN IRAN UND DEUTSCHLAND

Abbas Mussawi, Sprecher des Teheraner Außenministeriums, gab am 17.
Februar bekannt, dass ein iranischer, in Deutschland inhaftierter
Staatsbürger freigelassen worden sei. Er sei in Begleitung von Irans
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif, der an der Münchener
Sicherheitskonferenz teilgenommen hatte, nach Iran geflogen.

Bei dem Gefangenen handelt es sich um Ahmad Chalili. Er war wegen
Verstoßes gegen US-Sanktionen festgenommen worden und sollte bald an
die USA ausgeliefert werden. Seine Freilassung sei durch zähe
diplomatische Verhandlungen, unterstützt von der iranischen Justiz
und dem Geheimdienst der Revolutionsgarden, erreicht worden. Mussawi
machte keine weiteren Angaben zu Person Chalilis, auch nicht zu der
Rolle, die der Geheimdienst der Garden bei seiner Freilassung
gespielt habe. Chalili war vor Jahren für die zivile Luftfahrt in
Iran verantwortlich.

Laut einem Bericht der Agentur AFP vom 18. Februar erklärte Irans
Justizsprecher Gholamhossein Esmaili, Chalili sei gegen einen
deutschen Gefangenen in Iran ausgetauscht worden. Dieser sei am 17.
Februar freigelassen worden und unmittelbar danach nach Deutschland
zurückgekehrt. Demnach war der Deutsche, dessen Namen er nicht
nannte, wegen Film- und Videoaufnahmen von militärischen
Sperrgebieten zu drei Jahren Haft verurteilt worden.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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KURSE/517: Leverkusen - "NRW kann schwimmen", 5 neue Intensiv-Kurse in den Osterferien, 06.-18.04.2020

Stadt Leverkusen

Nach wie vor ertrinken Kinder: "NRW kann schwimmen" will weiter
Abhilfe schaffen - Neue Intensiv-Kurse in den Osterferien



Im Jahr 2019 war das Landesprogramm "NRW kann schwimmen" mit 639
Kursen wieder ein voller Erfolg. So konnten allein im Vorjahr
landesweit erneut weit über 2.000 Kinder ein Schwimmabzeichen
erwerben. Entsprechend bietet der Sportpark Leverkusen mit seiner
Schwimmschule Aqua-Vital auch für die kommenden Osterferien fünf Kurse
des NRW-Programms "NRW kann schwimmen" im Freizeitbad CaLevornia an.
Darauf weist jetzt das Kommunale Bildungsbüro Leverkusen hin.

Der Sportpark Leverkusen beteiligt sich mit der Schwimmschule 
Aqua-Vital seit 2012 an dem Förderprogramm und bietet in den Schulferien
kontinuierlich die vergünstigten Kurse für Leverkusener Schülerinnen
und Schüler der Klassen 3 bis 6 an. Vom 6. April bis zum 18. April
haben jeweils 10 Kinder pro Kurs unter Aufsicht geschulter
Übungsleiter die Möglichkeit, schwimmen zu lernen und das Seepferdchen-
 das Seeräuber- oder das Bronze-Abzeichen zu erlangen.

Die 45-minütigen Kurse finden täglich um 9.15 Uhr,10.15 Uhr, 11.15
Uhr, 12.15 und 13.15 Uhr statt. Die Anmeldung erfolgt über ein
Anmeldeformular, das nur in den Sekretariaten der Schulen erhältlich
und auch nur mit dem Stempel der Schule gültig ist. Da es sich um ein
gefördertes Projekt handelt, beträgt die Kursgebühr nur 10,00 Euro. Da
das Platzkontingent begrenzt ist, empfiehlt sich eine
schnellstmögliche Anmeldung.

 * 

Quelle:
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MUSEUM/884: Bielefeld - Fliegen mit Leonardo da Vinci, 08.03.2020

Stadt Bielefeld

Fliegen mit Leonardo da Vinci



Bielefeld (bi) .
Die Flugmaschinen Leonardo da Vincis sind am Sonntag, 8. März, von 15
bis 17 Uhr Thema im Historischen Museum. Nach Besichtigung der
Ausstellung haben Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Gelegenheit,
kleine flugfähige Leonardo Fallschirme zu bauen.

Die Veranstaltung richtet sich an Kinder ab acht Jahren. Die
Teilnahmegebühr beträgt sechs Euro. Anmeldung unter Tel. 0521 51-3635.

 * 

Quelle:
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TREFFEN/229: Braunschweig - Bildbuchkino, Chris Wormwell, "Der kleine Bär und die sechs weißen Mäuse", 10.03.2020

Stadt Braunschweig

Bildbuchkino im Heidberg



Braunschweig. Als Bildbuchkino ist die Geschichte "Der kleine Bär und
die sechs weißen Mäuse" von Chris Wormwell am Dienstag 10. März, um 16
Uhr in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4,
zu sehen. Eingeladen sind Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre
Eltern. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein Malangebot. Der
Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

In der Geschichte geht es um den kleinen Bär, der eines Abends noch
einen Spaziergang unternimmt. Eigentlich wollte er um den unheimlichen
Wald einen Bogen machen. Doch plötzlich hört er ein ängstliches
Quieken. Mutig geht er in den Wald und findet sechs weiße Mäuse. Sie
haben sich verlaufen und haben Angst, von einer Eule oder einem Fuchs
gefressen zu werden. Der kleine Bär kann helfen und findet einen
Trick, mit dem er die Feinde der Mäuse vielleicht überlisten kann.

Das nächste Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 14. April
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.03.20

Stadt Braunschweig
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TREFF/783: Kassel - Bildhauer Christof Kalden stellt Künstlerwerkstatt Holzschnitzen vor, 01.04. + 16.05. + 12.09.2020

documenta-Stadt Kassel

Bildhauer stellt Künstlerwerkstatt Holzschnitzen vor



Der Bildhauer Christof Kalden stellt bei einem Rundgang in seinem
Atelier vor, worum es bei seiner Künstlerwerkstatt Holzschnitzen am
16. Mai und am 12. September gehen wird.

Christof Kalden lädt in seiner Künstlerwerkstatt dazu ein, das
Material Holz zu entdecken, den Umgang mit dem zugehörigen Werkzeug zu
erlernen und kleine Schalen, Reliefs und Skulpturen zu gestalten. Der
Rundgang beinhaltet keinen Praxisteil, sondern dient dazu, sich
unverbindlich über die geplante Künstlerwerkstatt zu informieren,
Interesse zu wecken und offene Fragen zu klären.

Das Kulturamt der Stadt Kassel und das Referat für Altenhilfe bieten
mehrere Künstlerwerkstätten im Jahr an, die Menschen ab 60 Jahren
einladen, Neues auszuprobieren oder bereits erlerntes aufzufrischen
und dabei Unterstützung von professionellen Künstlerinnen und
Künstlern aus Kassel in ihren Ateliers vor Ort zu erhalten.

Der kostenfreie Rundgang findet am Mittwoch, 1. April um 12 Uhr im
Atelier Christof Kalden, Schirmerstraße 12, statt.

Um Anmeldung ab 9. März beim Servicecenter der Stadt Kassel unter der
Telefonnummer 0561 115 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr und samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 27.02.20
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DAS BLÄTTCHEN/1976: Endloser Immobilienboom?

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

23. Jahrgang | Nummer 4 | 17. Februar 2020

Endloser Immobilienboom?

von Jürgen Leibiger



Neue Hoffnung für Mieter" titelte jüngst eine große deutsche Zeitung ihren
Bericht über das Ende 2019 verlangsamte Wachstum der Wohnungsmieten bei
Neuverträgen. Einige Analysten verzeichnen für einige Segmente sogar
Rückgänge. Nähert sich der Immobilienboom seinem Ende? Zeigen politische
Maßnahmen wie Mietpreisbremse oder Wohnungsbauförderung Wirkung? Wirft das
Platzen der Spekulationsblase seinen Schatten voraus?

Wenn die Immobilienpreise - Preise für Grund und Boden sowie Gebäudepreise -
 sich spekulationsbedingt erhöhen, wird von einer Preisblase gesprochen.
Die Preise steigen, weil sie steigen. Was sich wie eine Tautologie liest,
gehört zum Einmaleins der Ökonomie. Für gewöhnlich sinkt die Nachfrage bei
steigenden Preisen, so dass diese bei gegebenem Angebot und auch sonst
unveränderten Bedingungen wieder fallen. Kapitalanleger behandeln
Immobilien jedoch als Spekulationsobjekte, wodurch andere Mechanismen in
Kraft treten. Die Preiserhöhung signalisiert ihnen zunehmende Nachfrage,
sie kaufen dann, weil sie weiter steigende Preise und einen
Spekulationsgewinn beim Wiederverkauf erwarten. Dadurch werden sich
Nachfrage und Preise wegen steigender Preise erhöhen; sie steigen, weil sie
steigen. Preissteigerungen, die auf Spekulationen beruhen, dauern zwar
nicht ewig an, aber wie weit oder wie lange das geht, bis die Blase platzt,
ist ungewiss. Spekulation ist per se - anders als der Alltagsgebrauch
dieses Begriffs suggeriert - ein Verhalten bei Ungewissheit.

Spekulationen sorgen also für einen beständigen Wechsel von Boom- und
Baissephasen, der auch den Wohnungs- und Hausbau ergreift. Also "Hoffnung
für Mieter"? Mitnichten! Immobilienpreise sind Vermögenspreise, Mieten und
Pachten sind die laufend zu zahlenden Nutzungsentgelte. Durch sie werden
die Investitionskosten zwar in letzter Instanz hereingeholt, aber sie
reagieren nicht auf einen kurzzeitigen Preisrutsch der Immobilien. Zuletzt
stiegen die Immobilienpreise deutlich rascher als die Mieten, was auf eine
Überbewertung hinweist. Wenn Mieten stagnieren oder sinken, trüben sich die
Renditeerwartungen der Anleger und es beginnen Absatzbewegungen; das
Platzen der Blase ist eine Folge davon. Die Immobilienpreise waren nach der
Krise von 2007/2009 zunächst weltweit um fast 12 Prozent gesunken,
übersteigen den Vorkrisenstand inzwischen jedoch wieder; in einigen
Metropolregionen verdoppelten sie sich seit dem letzten Tiefstand von 2012.
Der globale Aufwärtstrend begann allerdings schon Jahrzehnte früher und
wird sich nach dem nächsten Crash fortsetzen. In Deutschland begann der
Boom erst nach der Krise, als die im internationalen Vergleich niedrig
bewerteten Immobilien nicht zuletzt auch im Ausland als Anlage mit
Preissteigerungspotenzial entdeckt wurden und bessere Renditen als andere
Anlagen versprachen. Die Wirtschaftspolitik hat in all den Jahrzehnten
außerdem im Interesse der Immobilieneigner agiert; fast überall wurden
öffentliche Flächen und Wohnungsbestände verscherbelt, der
Sozialwohnungsbau ausgedünnt und Miet- und Wohnregulierungen sowie
staatliche Preiskontrollen abgebaut. Steigende Bau- und Sanierungskosten
oder Umweltauflagen spielen für die Immobilienpreissteigerungen eine weit
geringere Rolle als von interessierter Seite behauptet wird.

Solange sich Grund und Boden weitgehend in Privateigentum befinden und
keiner Regulierung unterliegen, werden - da das Angebot im Prinzip gegeben
ist - die Preise sich zudem mit der infolge der weltweiten
Bevölkerungszunahme steigenden Nachfrage erhöhen. Der Flächenbedarf für die
Agrarwirtschaft, für die extraktive Industrie, für Handel, Gewerbe und
Wohnen wird steigen. Der technisch-organisatorische Fortschritt wirkt zwar
bremsend, aber er hat auch in der Vergangenheit bei weit höheren
Wachstumsraten der Produktivität und der Bodenerträge als heute den Anstieg
der Nachfrage nicht gehemmt. Zudem reagiert die bedarfsbestimmte Nachfrage
nur in geringem Maße auf Preiserhöhungen, weil der Flächenbedarf zum
Beispiel für das Wohnen unverzichtbar, die Preiselastizität dieser
Nachfrage also gering ist.

In den hochentwickelten Ländern wächst die Bevölkerung zwar nicht so stark
oder schrumpft sogar, aber abgesehen vom Immigrationsdruck, dem sie sich
langfristig nicht gänzlich entziehen können, führt der demografische Wandel
besonders in Ballungszentren zu höherer Immobiliennachfrage. Die
Urbanisierung sowie das Wachstum der Anzahl der Haushalte bei Verkleinerung
ihrer Größe lassen den Wohnungsbedarf steigen. Die städtische
Immobilienpreis- und Mietsteigerungen fallen vor allem dort hoch aus, wo
die Bevölkerung stärker als anderenorts wächst. Gentrifizierung und
Luxussanierung sorgen für die Verdrängung weniger betuchter Bewohner aus
bestimmten Wohnvierteln und tragen ebenfalls zum Preisanstieg bei. Die
Landflucht wirkt in bestimmten Regionen zwar preisdämpfend, aber insgesamt
wächst der Verbrauch an Siedlungs- und Verkehrsflächen auch in Deutschland,
wenngleich zuletzt etwas verlangsamt. Selbst die offiziellen
Nachhaltigkeitsziele sehen zwar eine Begrenzung des Anstiegs der
Inanspruchnahme von Flächen, nicht aber - vielleicht in der Hoffnung auf
das Wirken der natürlichen Grenzen - deren Verminderung vor. Und nicht nur
in den agrarisch geprägten Ländern Afrikas, Asiens oder Lateinamerikas mit
raschem Bevölkerungswachstum hat ein hemmungsloses Landgrabbing
eingesetzt. Auch hierzulande legen Investoren ihr angesichts des hohen
liquiden Geldvermögens und niedrigster Zinsen überreichlich vorhandenes
Kapital nicht nur in "Betongold", sondern auch in landwirtschaftlichen
Nutzflächen und anderen verwertungsrelevanten Spots an.

Grund und Boden sind nicht beliebig vermehrbar. Ihre Eigentümer verfügen
über ein natürliches Monopol, dass es ihnen erlaubt, eine absolute Grund-
oder Bodenrente zu erzielen, die weder auf einer eigenen Leistung noch auf
einem besonderen Ertrags- oder Lagevorteil der Flächen beruht. Sind
letztere Vorteile zusätzlich gegeben, ermöglichen sie noch höhere
leistungslose Einkommen, die sogenannte Differential- oder Lagerente. Hinzu
kommt, dass sich die Immobilien bei immer weniger Eignern konzentrieren und
neben das natürliche ein konzentrationsbedingtes Monopol tritt. Riesige
Agrarkonzerne und Immobilienunternehmen bringen immer größere Flächen an
sich und ein signifikanter Teil der Wohnungsvermietung liegt in den Händen
von Großunternehmen, bei denen wiederum Finanzkonzerne in nicht
unerheblichem Maße das Sagen haben. Während der größere Teil der
Bevölkerung ohne Immobilienvermögen Verlierer des anhaltenden
Immobilienbooms ist, weil höhere Einkommensanteile für Mieten zu zahlen
sind, gewinnen die Vermögenden. Bei den Immobilieneigentümern, und das sind
vor allem die reicheren Schichten, hat die Bedeutung dieser
Vermögenskomponente stark zugenommen. Die Immobilienpreissteigerung führt
bei ihnen zu Vermögenssteigerungen, die zwar, soweit es sich nur um
Erwartungswerte handelt, fiktiven Charakter tragen, aber bei Verkauf,
Vermietung und Verpachtung unverdiente Einkommen generieren; die Kasse
klingelt, ohne dass dafür ein Finger krumm gemacht werden müsste. Sie heizt
darüber hinaus die ökonomisch destabilisierende Vermögenspreisblase an.

Eine richtig konstruierte Mietpreisregulierung könnte verhindern, dass die
Kaufpreise für Immobilien vollständig auf die Mieten überwälzt werden. Für
die Mehrheit der Bevölkerung wäre das ein Segen, lediglich die völlig
leistungslosen und unverdienten Renditen der reichen Minderheit würden
geschmälert. Außerdem entwiche Luft aus der Blase und die spekulativ
bedingte Immobilienpreissteigerung könnte eingedämmt werden. Um die vom
wachsenden Flächen- und Raumbedarf verursachte Steigerung in den Griff zu
bekommen, müssten freilich die relevanten Bereiche von Grund und Boden dem
Markt und dem privaten Verwertungskalkül gänzlich entzogen werden.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 4/2020 vom 17. Februar 2020, Online-Ausgabe
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GEGENWIND/855: Klima, Gerechtigkeit und sozialökologischer Umbau

Gegenwind Nr. 377, Februar 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Klima, Gerechtigkeit und sozialökologischer Umbau

von Klaus Peters



Was zunächst wie ein Scherz aufgefasst werden konnte, hat einen
ernsten Hintergrund. Ende des letzten Jahres wurde berichtet, dass die
Post die zeitlichen Zustellungsquoten verlängern möchte. Ein
wesentlicher Grund soll der Klimaschutz sein, der Verzicht auf
Postflüge. Nun ja, gibt es wieder Postzüge? Wahrscheinlich findet nur
eine Verlagerung auf die Straße statt.

In dem rund 80 Seiten umfassenden Entwurf des "Aktionsplans
Klimagerechtigkeit" der Arbeitsgemeinschaft sozial-ökologischer Umbau
der Bundestagsfraktion DIE LINKE vom 14.11.2019 ist dieser Vorschlag
nicht enthalten. Dieser Aktionspian kann aber aus anderen Gründen
nicht überzeugen. Die Absicht ist gut, doch man muss sich etwas mehr
einfallen lassen, als nur etliche Seiten mit weitgehend bekannten
Forderungen zu füllen. Unbestritten waren die Grünen die ersten, die
Forderungen zum sozial-okologischen Umbau aufgestellt und auch
Programmentwurfe erstellt hatten. Was ist daraus geworden7 Richtig,
heute reden fast alle vom Klimaschutz und DIE LINKE jetzt auch vom
"Green New Deal".

An den Anfang einer alternativen Konzeption müssten aufgrund der
bestehenden Bildungsdefizite zunächst einige grundlegende Erkenntnisse
stehen. Neben einer Aufklärung über die Ursachen (Neoliberalismus,
Wachstumswahn) sind dies insbesondere: Aufklärung über Wasser-,
Nährstoff- und Kohlenstoffkreisläufe, über Bevölkerungswachstum,
Ressourcenverbrauch, Artenschwund, Flächenverbrauch, Unfallopfer und
volkswirtschaftliche Kosten.


Ein ganzheitlicher Ansatz ist notwendig

Ein ganzheitlicher Ansatz zum Schutz unserer Lebensgrundlagen, wie
bereits in den 1980er Jahren von vielen Wissenschaftlern, Publizisten
und Bürgerinitiativen gefordert und skizziert, ist im vorliegenden
Entwurf dieses Aktionspians nicht klar erkennbar. Eine Partei wie DIE
LiNKE kann es nicht dabei belassen, Forderungen zum Klimaschutz
zusammenzufassen und auf die Notwendigkeit von etwas mehr
Gerechtigkeit hinzuweisen. Zahlreiche andere Defizite beim Schutz
unserer Lebensgrundlagen müssen benannt, in einen Zusammenhang
gestellt werden. Dazu kommt es ganz wesentlich darauf an, echte
Alternativen aufzuzeigen. Auch die Umsetzung von Zielen ist - mit
möglichen Schwierigkeiten und Nebenwirkungen - zu thematisieren. Die
von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 2015 beschlossenen
17 Nachhaltigkeitsziele sollten berücksichtigt werden.

Doch entweder fehlen Mut oder Fähigkeiten oder beides. Wenn die
Verhältnisse schwierig und festgefahren sind, ist es
selbstverständlich nicht ganz einfach, grundlegende Veränderungen
durchzusetzen. Kleine Korrekturen stabilisieren die Verhältnisse auch
noch. Für große Veränderungen fehlt die politische Kraft. Vielleicht
war ja ohnehin die Mitwirkung in einer R2G-Koalition der eigentliche
Vater des Gedankens.

Wichtig wäre zu erklären, welche Bereiche vergesellschaftet bzw.
rekommunalisiert werden sollen. Die Bürger sollen zwar wieder stärker
beteiligt werden, doch auch diese Forderung bleibt unkonkret. Klar
herausgestellt werden müsste zudem, dass Veränderungen, die in die
gewünschte Richtung gehen sollen, nur mit den betroffenen
zivilgesellschaftlichen Gruppen und geeigneten Experten durchgesetzt
werden können. Eine Würdigung der Rolle der Pioniere unter den
Experten, der Bürgerinitiativen und Verbände, die sich für den Schutz
unserer Lebensgrundlagen schon seit den 1980er Jahren eingesetzt
haben, darf eigentlich erwartet werden. Die Gründe für die
gesellschaftliche Verdrängung von deren Leistungen sind deutlich zu
machen: deutsche Einheit, verstärkter Neoliberalismus, Hartz IV,
Kriege, Finanzkrise, Migration und wieder Kriege, Aufrüstung, Kampf
gegen rechts. Die internationale Dimension der Herausforderungen, etwa
Vorschläge zur Neuausrichtung und Verstärkung der Entwicklungshilfe,
sollten noch stärker betont werden. Die besonders negative Rolle des
Militärs wird thematisiert. Auch das Wachstumsdogma ist immerhin
infrage gestellt worden. Es fehlt die Problematisierung des
Flächenverbrauchs sowie die der Vernachlässigung des Natur- und
Artenschutzes.

Selbst wenn eine ideale "regionale Kreislaufwirtschaft" nicht zu
realisieren ist, in diese Richtung muss es gehen. Voraussetzungen sind
starke Gebietskörperschaften und öffentliche Einrichtungen,
insbesondere zur Daseinsvorsorge. Die demokratische Kontrolle, auch
der Konzerne, muss durch Beiräte, Berichtspflichten und echte
Bürgerbeteiligung gestärkt werden. Eine solche gesellschaftliche
Alternative muss durch Arbeitszeitverkürzungen und eine
Vermögensumverteilung begleitet werden.


Zu einigen Kapiteln und Teilaspekten des vorliegenden
Aktionsplanentwurfs

Energie

Wie nicht anders zu erwarten, steht das Thema Energie an vorderster
Stelle. Insofern berechtigt, da jeglicher Ressourcenverbrauch auch mit
Energieverbrauch verbunden ist. Doch der Energieverbrauch steht in
diesen Abschnitt im Mittelpunkt: Es werden die bekannten Forderungen
aufgelistet: Kohleausstieg und "Ökostromausbau" forcieren.
Energiewende durch Bürgerenergieprojekte forcieren, Kosten gerecht
verteilen und wieder "Ökostrom" effizient einsetzen. Letzteres müsste
eigentlich für jeden Haushalt und Betrieb selbstverständlich sein.
Achja, um Akzeptanz zu kaufen, sollen Kommunen an den Erträgen der
"Ökostrom"-Betreiber beteiligt werden. Durch die Gewerbesteuer
geschieht dies übrigens schon. Schließlich soll (teurer) Wasserstoff
die Rettung bringen. Die Rekommunalisierung der Strom- und
Wärmeversorgung soll durch die Bundesebene "gefördert" werden. Es
folgen dann noch einige andere bekannte Forderungen wie Umverteilung
der Netzentgelte, Abschaffung der Stromsteuer und Aufhebung von
Industrie-Privilegien. Gegenfinanzierungsvorschläge werden nicht
gemacht.

Verkehr

Zu Beginn wird festgestellt, dass im Bereich Verkehr seit 1990 keine
C02-Einsparungen erreicht worden sind. Deutlich wird auf die falsche
Entwicklung im Mobilitätssektor, auf den massiven Straßenbau und die
jahrzehntelange Vernachlässigung der Bahn hingewiesen.
Erfreulicherweise werden die Reaktivierung von Bahnhöfen, die
Barrierefreiheit sowie eine Qualitäts- und Komfortoffensive angemahnt.
Die Tatsache, dass einige Züge und Bahnstrecken an manchen Tagen
bereits überlastet sind, wird nicht erwähnt. Großprojekte werden
erwartungsgemäß abgelehht. Welchen Wert die Forderung nach einem
Verbot von Verbrennungsmotoren haben soll, bleibt unklar, zumal dies
aus verschiedenen Gründen illusorisch bleiben dürfte. Gleiches gilt
für ein Werbeverbot oder ein Verbot von Inlandsflügen. Die LKW-Maut
soll erhöht, eine PKW-Maut jedoch offensichtlich nicht eingeführt
werden. Niedrige Tempolimits werden gefordert, ein Hinweis auf
Unfallopfer und Unfallkosten unterbleibt jedoch. Richtig und
überfällig ist die Umwandlung der Entfernungspauschale in ein
einkommensunabhängiges Mobilitätsgeld.

Industrie

Der Forderungskatalog ist prinzipiell bekannt, die Möglichkeiten sind
aber relativ begrenzt. Die Industrie soll zu Energie-Effizienz
verpflichtet werden. Entsprechende Förderprogramme werden als
notwendig erachtet. Das EU-Emissionshandelssystem soll überarbeitet
werden. Zudem sollen die Recyclingquoten erhöht werden. Ersatz
fossiler Rohstoffe durch nachwachsende Rohstoffe wird nicht besonders
thematisiert, ist auch nur in wenigen Bereichen möglich.

Gebäude

Nicht ganz unbekannte, auch jahrzehntelang vernachlässige Ziele
enthält das Kapitel: "Lebenswerte Nachbarschaften,
gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung". Ressourcensparende Bauweisen
(Holzbau), Passivhausstandard werden aufgeführt. Das Thema
Sozialwohnungen wird erwartungsgemäß behandelt. Hilfreich wären
Vergleichszahlen zum europäischen Ausland. Es fehlen konkrete Vorgaben
zur Reduzierung des Flächenverbrauchs (Mehrfamilienhäuser statt
Einfamilienhäuser), zur Deckelung und Rückführung des Baus von
Zeitwohnungen sowie Angaben dazu, was unter Ökologischem Bauen
verstanden wird. Auch Gestaltungsfragen sollten thematisiert werden
(Gebäude, Ensembles, Frei- und Grünflächen, Ortsgestaltung).

Ernährung und Landwirtschaft

Die Herstellung gleichwertiger Lebensräume in Stadt und Land ist eine
Herausforderung, der bisher nicht gerecht werden konnte. Deshalb ist
es wichtig, immer wieder auf die diversen Defizite hinzuweisen und
politisch Druck zu machen. Mit der Neuausrichtung der Landwirtschaft
ist es dabei nicht getan. Die zentrale Rolle, die die Landwirtschaft,
insbesondere durch die LPGs, in der DDR hatte, kann nicht wieder
hergestellt werden. Die damalige Landwirtschaft war zudem auch nicht
ökologisch ausgerichtet.

Eine sozialökologisch ausgerichtete Landwirtschaft wird gefordert, der
Anteil des zertifizierten Öko-Landbaus soll 25 % betragen. Im Bereich
Landwirtschaft sollen aber auch regionale Kreisläufe aufgebaut und
unterstützt werden. Fleischkonsum, Transporte und Futtermittelimporte
werden problematisiert. Beim Pestizid- und Düngemitteleinsatz wirkt
die Forderung nach kontrolliertem und gezieltem Einsatz relativ
schwach. Moore sollen zu Recht geschützt und die Waldfläche soll
vergrößert werden. Im Bereich Landwirtschaft hängt vieles von der
Agrarpolitik der EU und der entsprechenden Mittelvergabe ab. Der
bisherigen Bevorzugung von Großbetrieben, der immer noch zu geringen
Beachtung des Natur- und Landschaftsschutzes, sowie der unzureichenden
Berücksichtigung der Infrastruktur in den ländlichen Räumen müsste
auch durch nationale Maßnahmen soweit wie möglich entgegen gewirkt
werden. Zur Änderung der EU-Politik und der nationalen Ergänzungs-
bzw. Ersatzmaßnahmen wären konkretere Angaben notwendig.


Weitere Kapitel zusammengefasst

Zur C02-Bepreisung gibt es differenzierte Angaben. Es soll ein
jährliches Investitionspaket von 87 Mrd. Euro bereitgestellt werden.
Bei Investitionen ist immer sehr genau darauf zu achten, dass die
Mittel auf der Basis fundierter Konzepte, in der Regel auch mit
begleitenden Beteiligungsprozessen in der Planung und Ausführung,
eingesetzt werden. Ebenso notwendig sind nachfolgende Evaluierungen.
Geschieht dies nicht, werden Mittel allzu leicht falsch und nicht
effizient eingesetzt.

Zum Sektor Struktur- und Arbeitsmarktpolitik wird optimistisch auf
mehr Arbeitsplätze durch einen sozial-ökologischen Umbau gesetzt. Über
diesen Umbau soll das Wirtschaftswachstum auch wieder steigen. Die
ländlichen Räume sollen besonders profitieren. Dennoch wird auch eine
Arbeitszeitverkürzung für notwendig erachtet.

Im Rahmen internationaler Solidarität sollen regionale
Wirtschaftskreisläufe im Fokus stehen. Dies dürfte tatsächlich eine
große Herausforderung sowohl für die betroffenen Länder als auch für
Geberländer sein, zumal die Entwicklung in den Industrieländern auch
in eine andere Richtung gelaufen ist. Der Freihandel ist, wie
herausgestellt wird, grundsätzlich nachteilig für Entwicklungsländer.
Die Importeure sollen auch für Verstöße gegen Umwelt-,
Gesundheitsauflagen und andere Auflagen in den Lieferketten
verantwortlich gemacht werden können. Hinzuweisen wäre auch darauf,
dass die Entwicklungshilfe regelmäßig evaluiert werden müsste.


Ist Klimaschutz Friedenspolitik?

In der üblichen Klimadebatte wird der Militär- und Rüstungsbereich
fast völlig ausgeblendet. Die Annahme, dass drohende
Klimaveränderungen Migration und sogar Konflikte auslösen, ist schwer
zu überprüfen. Sicher dürfte sein, dass knapper werdende Rohstoffe
schon immer auch Gründe für Konflikte waren. Insofern ist die
Problemlage komplex. Festzustellen, Klimaschutz sei
Konfliktprävention, ist daher etwas zu einfach. Es kommt vielmehr
darauf an, durch Verhandlungen den Rohstoffverbrauch zu regeln und
einzuschränken. Gleichzeitig ist die Abrüstung voranzutreiben.
Deutschland sollte hier eine Vorreiterrolle einnehmen - das Gegenteil
ist leider der Fall, die jährlichen Militärausgaben, die jetzt bereits
bei über 45 Milliarden Euro liegen [1], sollen noch weiter steigen.
Der enorme Treibstoffverbrauch der Armeen (auch ohne Kriegseinsätze)
darf, abgesehen von den Zerstörungen und Umweltschäden bei
kriegerischen Handlungen [2], nicht verdrängt werden und ist immer im
Zusammenhang mit den sonstigen Emissionen und mit den
volkswirtschaftlichen Kosten zu betrachten.


Fazit

In dem vorliegenden Entwurf des Aktionspians Klimagerechtigkeit wird
ein Investitionsprogramm mit einem Volumen von jährlich 87 Milliarden
Euro genannt, dass durch Umschichtung, Steuern auf Vermögen sowie eine
geringe Neuverschuldung finanziert werden soll. Der "European Green
Deal" soll bis 2030 jährlich rund 260 Milliarden Euro zusätzlich zu
bisherigen Investitionen generieren. Im Vordergrund stehen
systembedingt offensichtlich Profite für Konzerne und Investoren - die
logischerweise letztlich von den Bürgern aufgebracht werden müssten
[3]. Der European Green Deal soll ein Beitrag zur Umsetzung der 17
UN-Nachhaltigkeitsziele sein. Alle Politikbereiche sollen einbezogen
werden. Auch für den Bereich Biodiversität werden Maßnahmen
angekündigt. Sowohl im Aktionsplan als auch im EU-Papier werden
Herausforderungen, die sich aus der Europäischen Landschaftskonvention
ergeben, allerdings nicht erwähnt. Defizite im Bereich
Straßenverkehrssicherheit werden in beiden Entwürfen ebenfalls nicht
genannt, ebenso wenig wie Unfallkosten.

Der dänische Wissenschaftler Björn Lomberg weist am Beispiel
Neuseeland nach, dass bereits für eine Halbierung der CO2-Emissionen
in diesem Land bis 2050 jährlich 5 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
aufgebracht werden müssten [4]. Dabei unterstellt Lomberg die
Machbarkeit, ohne dabei besonders konkret zu werden.


Anmerkungen:

[1] Nach NATO-Definition sind es gemäß einem Bericht des Handelsblatts
vom 16.10.2019 bereits 50,36 Milliarden Euro (einschließlich
Stationierungskosten und Maßnahmen des Auswärtigen Amtes).

[2] Siehe hierzu auch den Beitrag "Klimakiller Militär" von Ralf
Cüppers in der Gegenwind-Ausgabe 12/2019.

[3] Der "European Green Deal" sieht gemäß dem Beitrag "Kritik am New
Grean Deal" von Karoline Meta Beisel in der Süddeutschen Zeitung vom
04.12.2019 ein Investitionsvolumen von 100 Milliarden Euro für die
nächste Haushaltsperiode (2021-2027) vor. Die Mittel sollen aus dem
EU-Budget, von den EU-Staaten, aus dem Privatsektor und von der
Europäischen Investitionsbank kommen. Durch den EU-Austritt
Großbritanniens werden sich die genannten Summen voraussichtlich
entsprechend ändern.

[4] Björn Lomberg: "Klimaneutralität wird richtig teuer", Frankfurter
Allgemeine Zeitung vom 13.12.2019
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Neue Studie zeigt verschärfte Gesundheitskrise in Griechenland

Von George Gallanis

4. März 2020



Aufgrund der umfassenden Angriffe auf das öffentliche Gesundheitssystem und
den gesamten Sozialstaat in Griechenland ist die Arbeiterklasse mit einer
gefährlichen Gesundheitskrise konfrontiert.

Jahrelange Sparmaßnahmen haben Hunderttausende Arbeiter und Jugendliche in
Armut und Arbeitslosigkeit gestürzt. Eine neue Studie, die von der
gemeinnützigen Forschungsagentur diaNEOsis veröffentlicht wurde, zeichnet
ein verheerendes Bild der Auswirkungen auf die Gesundheit von Arbeitern und
ihren Zugang zur Gesundheitsversorgung.

Eine Puppe als Patient auf einem Protest von Krankenhausmitarbeitern gegen
die Sparpolitik vor dem griechischen Parlament, 15. März 2017. (AP
Photo/Yorgos Karahalis)
Die Studie unter dem Titel "Ein neues nationales Gesundheitssystem" stellt
fest: "Die Schwierigkeiten beim Zugang zum Gesundheitssystem und der
Inanspruchnahme von Versorgungsleistungen sind vor allem für diejenigen,
die sie am meisten benötigen, gewachsen und gefährden damit das Prinzip der
Gleichheit und sozialen Gerechtigkeit."

Die Untersuchung ergab, dass jeder fünfte Grieche nicht in der Lage ist,
Gesundheitsleistungen zu bezahlen, wenn er sie braucht; jeder dritte
Krebspatient kann seinen Arzt nicht regelmäßig aufsuchen; jeder Vierte hat
Schwierigkeiten, die benötigten Medikamente zu erhalten; und sechs von zehn
Diabetes-Patienten haben Probleme, ihre Behandlung zu bezahlen.

Verschlimmert wird die Situation durch die Zunahme von Krankheiten in der
griechischen Arbeiterklasse - ein Nebenprodukt der Sparmaßnahmen. Fast
jeder vierte Grieche hat irgendeine Form von chronischer Erkrankung, sieben
von zehn sind fettleibig oder übergewichtig, vier von zehn sind "körperlich
inaktiv", also treiben keinen Sport.

Der Studie zufolge gibt Griechenland 5 Prozent seines Bruttoinlandsprodukts
(BIP) für die öffentliche Gesundheitsversorgung aus, während der
Durchschnitt der Europäischen Union (EU) bei 7 Prozent liegt. Die
Panhellenic Medical Association erklärte letztes Jahr, dass "die sichere
Mindestgrenze für jedes Gesundheitssystem - wie wir wiederholt betont haben
- 6 Prozent des BIP beträgt".

Die Situation von 9,7 Prozent der griechischen Familien, die Geld für
Gesundheitsleistungen ausgeben müssen, sei laut der Studie "katastrophal",
weil die Kosten für die Gesundheitsversorgung ihre niedrigen Einkommen
übersteigen.

Die Autoren der Studie führen die Krise im Gesundheitswesen auf
Haushaltskürzungen, Unterbesetzung und Missmanagement zurück. Die Ursache
ist der jahrelange Sparkurs.

Die pseudolinke Syriza hat die Gesundheitsausgaben während ihrer
vierjährigen Regierungszeit drastisch gesenkt. Das Gesundheitsministerium
hatte 2019 ein Budget von nur 3,9 Milliarden Euro - 500 Millionen Euro
weniger als 2015, als Syriza erstmals an die Macht kam, und etwa die Hälfte
der Gesundheitsausgaben von 2009. Das war noch vor dem Beginn der
Sparprogramme, die Griechenland von der "Troika" aus EU, Internationalem
Währungsfonds und Europäischer Zentralbank diktiert wurden und bis heute
verheerende Folgen für die Lebensbedingungen der Bevölkerung haben.

Nach den Statistiken zweier Gewerkschaften des Gesundheitswesens vom
September 2014 wurden bereits in den ersten Jahren der Krise 850
Medizinische Kliniken geschlossen, 10.000 Krankenhausbetten gestrichen und
30.000 Arbeitsplätze abgebaut. Elf Krankenhäuser wurden geschlossen und
6.000 Ärzte in öffentlichen Kliniken entlassen. Die Mittel für die
psychische Gesundheitsversorgung wurden um 55 Prozent gekürzt. 2015 hatten
3 Millionen Griechen, etwa ein Viertel der Bevölkerung, keine
Krankenversicherung und kein Recht auf staatlich finanzierte
Gesundheitsversorgung.

Die Kürzungen im griechischen Gesundheitssystem zeigen sich deutlich in der
gesunkenen Lebenserwartung. Laut einer Studie, die im Juli 2018 von der
Zeitschrift Lancet veröffentlicht wurde, stieg die
Sterblichkeitsrate von 997,8 pro 100.000 im Jahr 2010 auf 1.174,9 pro
100.000 im Jahr 2016 - ein Anstieg von 17,7 Prozent in nur sechs Jahren.

Die Lancet-Studie stellt einen Zusammenhang zwischen dem Anstieg der
Todesfälle und den Sparmaßnahmen im Gesundheitssystem fest und erklärt:
"Viele der Todesursachen, die in Griechenland zugenommen haben, können
potenziell behandelt werden, darunter HIV, Neoplasmen, Zirrhose,
neurologische Störungen, chronische Nierenerkrankungen und die meisten
Arten von Herz-Kreislauf-Erkrankungen."

Die Ergebnisse der diaNEOsis-Studie über den weiteren Niedergang im
Gesundheitswesen machen deutlich, dass die Sterblichkeitsrate
voraussichtlich weiter steigen wird.

Die letzten zehn Jahre haben klar gezeigt, dass Syriza und alle Parteien
der herrschenden Klasse die Interessen der Finanzelite vertreten. Die
sozialdemokratische PASOK-Regierung peitschte im Auftrag der Troika das
erste von fünf Sparprogrammen durch und entfesselte damit eine soziale
Konterrevolution, die bis heute andauert. Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit
und Armut erreichten ein beispielloses Niveau.

Syriza kam 2015 mit dem Versprechen an die Macht, die Sparmaßnahmen zu
beenden. Doch in rasantem Tempo verriet sie die Arbeiterklasse und setzte
die Spardiktate der EU um. Die Jugendarbeitslosigkeit ist in der Krise in
die Höhe geschossen und liegt heute bei etwa 35 Prozent, die allgemeine
Arbeitslosenquote bei 17 Prozent. Syriza stärkte den Polizeiapparat, den
sie gegen protestierende Arbeiter, Rentner und Studenten ebenso wie gegen
hilflose Kriegsflüchtlinge einsetzte.

Die heute regierende rechtskonservative Nea Dimokratia (ND) setzt die
Angriffe gegen die Arbeiterklasse fort. Sie hat den Staatsapparat gestärkt
und geht brutal gegen Flüchtlinge vor.

Im neuen Haushalt der ND bleibt das Gesundheitsbudget vom letzten Jahr
vorerst intakt, aber die Unternehmenssteuer wird von bereits niedrigen 29
Prozent im vorherigen Syriza-Haushalt auf nur 24 Prozent gesenkt.
Premierminister Kyriakos Mitsotakis hat versprochen, die Steuer auf 20
Prozent zu reduzieren. ND wird diese Steuersenkungen durch weitere
Sozialkürzungen, unter anderem im öffentlichen Gesundheitswesen, bezahlen.

Die Opfer der verheerenden Zerstörung des öffentlichen Gesundheitswesens
könnten angesichts der Verbreitung des Coronavirus sogar noch mehr werden.
Laut der nationalen Gesundheitsorganisation EODY sind bisher sieben 
Corona-Fälle in Griechenland bestätigt, sowohl in der Hauptstadt Athen als auch in
der zweitgrößten Stadt Thessaloniki im Norden.

Am vergangenen Mittwoch war der erste bestätigte Fall in Thessaloniki
gemeldet worden, während ein weiterer Fall im Nachbarland Nordmazedonien
registriert wurde.

Medienberichten zufolge sind in Apotheken landesweit aufgrund der hohen
Nachfrage die Atemschutzmasken ausgegangen. In Athen und der Region Attika
haben acht öffentliche und drei private Schulen aus Angst vor dem Virus
vorübergehend geschlossen

Euractive berichtete vor einer Woche: "Es gibt mehr als zehn
verschiedene Notfallpläne für die Ausbreitung des Coronavirus im Land, die
vom Generalsekretariat für Katastrophenschutz umgesetzt werden würden. Sie
basieren auf separaten Szenarien je nach Häufigkeit und Ausbreitung der
Erkrankung. Das 'Alptraum'-Szenario, bei dem sich die Pandemie in einer der
beiden Großstädte Athen und Thessaloniki ausbreitet, sieht die Aktivierung
von Polizei und Streitkräften, Maßnahmen zur Blockierung des Verkehrs in
großen Siedlungen sowie die Schließung der U-Bahn vor."

Besonders gefährdet sind in Griechenland auch Tausende Flüchtlinge, die
unter unmenschlichen Bedingungen ohne auch nur die Mindeststandards an
Hygiene und ärztlicher Versorgung in Lagern und Massenunterkünften
eingepfercht sind. Viele von ihnen haben bereits jetzt mit unbehandelten
Krankheiten zu kämpfen. Ein Übergriff der Epidemie auf die Lager hätte
voraussichtlich tödliche Folgen.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Tarifflucht = Lohnraub und Sozialdiebstahl

Um die Tarifbindung ist es in der Bundesrepublik nicht mehr gut
bestellt

von Manfred Dietenberger



Die deutschen Gewerkschaften feierten letztes Jahr das sog.
Stinnes-Legien-Abkommen. Am 15. November 1918, nur wenige Tage nach
dem Beginn der deutschen Novemberrevolution, ging damals unter den
Fabrikherren die Angst vor der Räterepublik um. Verhandlungen mit
Gewerkschaften erschienen den Firmenbossen als das kleinere Übel. Nur
deshalb anerkannten die Unternehmerverbände erstmals Gewerkschaften
und versprachen, die Arbeitsbeziehungen künftig durch Tarifverträge zu
regeln.

Gut 100 Jahre später fürchten sich die Unternehmer längst nicht mehr
vor den Gewerkschaften. Deren Mitgliederzahlen gehen seit 1990
drastisch zurück - eine Folge der gewerkschaftlichen Schwäche,
Tarifverträge zu erzwingen; die Tarifbindung von Unternehmen in
Deutschland erodiert in mehr als nur besorgniserregendem Umfang. Immer
mehr Beschäftigten werden tarifvertraglich abgesicherte Arbeits- und
Einkommensbedingungen vorenthalten, arbeiten ohne Tarifvertrag wird
mehr und mehr zum Normalfall - zum Nachteil der Beschäftigten und der
ganzen Gesellschaft.

Wurden in den 90er Jahren noch vier von fünf Beschäftigten nach Tarif
bezahlt, ist es jetzt nur noch gut jeder zweite. In anderen
europäischen Ländern ist die Tarifbindung weit höher; in Frankreich
und Österreich liegt sie bei fast 100 Prozent. Nur noch 56 bzw. 45
Prozent der Beschäftigten in West und Ost arbeiten in tarifgebundenen
Unternehmen. Schlusslichter unter den Bundesländern sind Thüringen und
Sachsen, dort beträgt die Tarifbindung nur noch 43 bzw. 39 Prozent.
Damit sinkt unaufhörlich die Zahl der Beschäftigten, die von
tariflichen Bestimmungen wie Tariflöhnen, kürzeren Arbeitszeiten, mehr
Urlaubstagen, Sonderzahlungen wie Urlaubs- und Weihnachtsgeld u.a.
"profitieren".

Die Hans-Böckler-Stiftung des DGB belegt darüber hinaus in einer
aktuellen Studie das Ausmaß der finanziellen Auswirkungen auf die
Gesellschaft: Durch die Tarifflucht der Arbeitgeber und die damit
einhergehenden Dumpinglöhne und prekären Beschäftigungen werden den
Sozialkassen und der öffentlichen Hand jährlich Milliarden
vorenthalten, die stattdessen die Geldsäcke der Reichen füllen - es
sind jährlich rund 40 Milliarden Euro. Allein den Arbeitslosen-,
Renten-, Pflege- und Krankenversicherungen entgehen rund 25 Milliarden
Euro jährlich; Bund, Ländern und Kommunen fehlen dadurch bei der
Einkommensteuer rund 15 Mrd. Euro. Und den Beschäftigten fehlt
natürlich das Geld in der Tasche, das ihnen zusteht. Würden alle
Beschäftigten nach Tarif bezahlt, stiege deren Kaufkraft um 35 Mrd.
Euro im Jahr.

Der DGB und seine Gewerkschaften machen sich daher schon seit geraumer
Zeit für eine stärkere Tarifbindung stark und fordern die Arbeitgeber
auf, in die Tarifbindung zurückzukehren. Als "wünschenswert und
erstrebenswert" hat Bundeskanzlerin Merkel eine höhere Tarifbindung
beim Festakt zum 70. Jubiläum des DGB im Oktober in Berlin bezeichnet.
Deshalb fordern der DGB und die Gewerkschaften "politische
Anstrengungen", d.h. gesetzliche Reformen, die Tariftreue als
Vergabekriterium festschreiben und die Allgemeinverbindlichkeit von
Tarifverträgen für die ganze Branche erleichtern. Wird ein Unternehmen
aufgespalten oder umgewandelt, sollen die Tarifverträge kollektiv
fortgelten, damit sie nicht auf diesem Wege ausgehebelt oder umgangen
werden. Eine Verbandsmitgliedschaft von Arbeitgebern ohne
Tarifvertrag, sog. OT-Mitgliedschaften (ohne Tarifbindung) soll
gestrichen werden. Tarifverträge sollen endlich auch gegen den Willen
der Arbeitgeberverbände für allgemeinverbindlich erklärt werden können
und vollumfänglich auch für Leiharbeiter, Werksverträgler und für aus
dem Ausland entsandte Beschäftigte gelten.

Doch allein auf den Gesetzgeber zu vertrauen, wird nicht wirklich
helfen, dazu ist der Interessengegensatz zwischen Lohn und Kapital zu
groß. Und selbst gewerkschaftlich erkämpfte Tarifverträge taugen nicht
immer dazu, "faire Löhne", oder "guten Lohn für gute Arbeit" zu
erlangen. Dem DGB sei daher ein Zitat von Friedrich Engels (1881) ins
Stammbuch geschrieben. Der hielt nicht viel vom Wahlspruch: "Ein
gerechter Tagelohn für ein gerechtes Tagewerk", das sei "fehl am
Platze". Stattdessen forderte er: "Begrabt darum den alten Wahlspruch
für immer, und ersetzt ihn durch einen anderen: Besitzer der
Arbeitsmittel - der Rohstoffe, Fabriken und Maschinen - soll das
arbeitende Volk selbst sein." Oder künftig: Wir wollen nicht nur
größere Brötchen backen, wir wollen Die Ganze Bäckerei (DGB)!
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MELDUNG/1056: Noch immer verfügen weniger ältere Frauen als ältere Männer über einen Internetzugang (idw)

Deutsches Zentrum für Altersfragen - 03.03.2020

Noch immer verfügen weniger ältere Frauen als ältere Männer über einen
Internetzugang

Pressemitteilung zum Weltfrauentag am 08.03.2020



Der Zugang zum Internet ist ein elementarer Bestandteil unseres modernen
Lebens. Das Internet liefert Informationen zu verschiedenen Themen,
erleichtert die Kommunikation mit anderen, bietet Möglichkeiten der
Freizeitgestaltung und vieles mehr.

Wie eine Untersuchung des Deutschen Zentrums für Altersfragen zeigt,
verfügten 2017 deutlich mehr Menschen über einen Zugang zum Internet als
noch 2002. Auffällig ist dabei jedoch, dass immer noch weniger Frauen (ca.
81 %) als Männer (ca. 89 %) über einen solchen Zugang verfügen. Untersucht
wurde die Altersgruppe von 43 bis 84 Jahren.

Diese Unterschiede sind in den höheren Altersgruppen besonders deutlich.
Unter den 79- bis 84-Jährigen haben 51 Prozent der Männer einen
Internetzugang, aber nur gute 31 Prozent der Frauen.

Geschlechterunterschiede finden sich ebenso bei der Art der
Internetnutzung. Ob bei der Informationssuche, Unterhaltungsangeboten,
Online-Banking oder Shopping: Männer nutzen diese Angebote häufiger als
Frauen. Nur in einem Bereich gibt es nahezu keine Unterschiede zwischen
den Geschlechtern: Frauen und Männer suchen fast gleich häufig im Internet
den Kontakt zu Freunden, Bekannten oder Verwandten.

Da ältere Menschen, und insbesondere ältere Frauen, häufig gesundheitliche
Probleme haben und in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, ist für sie der
Zugang zum Internet besonders wichtig. Das Internet bietet die Chance,
auch bei Einschränkungen weiterhin soziale Kontakte zu pflegen und damit
sozialer Isolation und Einsamkeit vorzubeugen. Es ermöglicht aber auch,
gesundheitsrelevante Informationen abzurufen und Einkäufe online zu
erledigen.

Ziel sollte es daher sein, möglichst vielen Menschen, unabhängig von Alter
und Geschlecht, den Zugang zum Internet zu erleichtern.

Die Ergebnisse beruhen auf Daten des Deutschen Alterssurveys aus den
Jahren 2002, 2008, 2011, 2014 und 2017. Der Deutsche Alterssurvey ist eine
bundesweit repräsentative Quer- und Längsschnittbefragung von Personen,
die sich in der zweiten Lebenshälfte befinden (d. h. 40 Jahre und älter
sind). Er wird aus Mitteln des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (BMFSFJ) gefördert.


Alle Ergebnisse zur Internetnutzung in der zweiten Lebenshälfte finden Sie
im DZA Aktuell "Internetzugang und Internetnutzung in der zweiten
Lebenshälfte"

(DZA Aktuell 01/2019)

https://www.dza.de/informationsdienste/index.php?eID=tx_securedownloads&p=639&u=0&g=0&t=1583224055&hash=2e7cd647c248bcb201c312120838fbca16495649&file=/fileadmin/dza/pdf/dza_aktuell/DZAAktuell_Internetnutzung_fin.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794
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TALK/374: WDR Geschichte(n), eine Zeitreise in Interviews - Julia Dingwort-Nusseck, 6.3.2020 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Februar
2020

WDR Geschichte(n) - Julia Dingwort-Nusseck

Ein Film von Klaus Michael Heinz

WDR Geschichte(n) - Eine Zeitreise in Interviews

06.03.2020, 23.30 - 00.30 Uhr | WDR Fernsehen



Hörfunk- und Fernsehgeschichte wird zwar oft als eine Abfolge von
Sendungen und medienpolitischen Entscheidungen oder entlang
technischer Entwicklungen erzählt, ist aber eben auch die Summe
zahlreicher individueller Lebensgeschichten - mit all ihren Zufällen.
Klaus Michael Heinz und Klaus Martens haben erneut Frauen und Männer
dazu befragt, was sie im Laufe der Jahrzehnte vor und hinter den
Mikrofonen oder den Kameras erlebten, gestalteten und bewirkten -
hauptsächlich für den Westdeutschen Rundfunk. Den Auftakt bildet ein
im Herbst 2019 in Hamburg mit Julia Dingwort-Nusseck kurz vor ihrem
98. Geburtstag geführtes Gespräch.

Geboren 1921 in Hamburg-Altona, kann Julia Dingwort-Nusseck auf eine
außerordentliche Berufsbiografie zurück blicken: Als promovierte
Wirtschaftswissenschaftlerin war sie die erste Frau, die eine
Wirtschaftsredaktion leitete - beim NWDR und beim NDR in Hamburg. Sie
war die erste Chefredakteurin Fernsehen des WDR in Köln, die erste
Präsidentin der Niedersächsischen Landeszentralbank sowie die erste
Frau im Zentralbankrat der Bundesbank.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. Februar 2020
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MELDUNG/2035: Deutschlandfunk Kultur - Indigene Namenfindung der Pflanzen im Botanischen Garten Berlin, 6.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

You Will Go Away One Day But I Will Not

Von Maria Thereza Alves und Lucrecia Dalt

Deutschlandfunk Kultur/Berlin-Brandenburgische Akademie der
Wissenschaften/Botanischer Garten und Botanisches Museum Berlin/Junge
Akademie/CTM Festival 2020/ca. 50'

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 6. März 2020, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Auf den ersten Blick sieht sie aus wie eine zarte Seerose. Mit ihren
filigranen Blüten bevölkert sie Sümpfe und Wasserflächen in
Südamerika. Die westliche Wissenschaft nennt sie: Nymphoides
humboldtiana, Humboldts Seekanne. Mindestens ebenso gut steht ihr aber
der Name Yvoty mbopor� pónhuregua: "Fünfblättrige Blume des Geistes
der Felder und Wälder: Du wirst eines Tages fortgehen, aber ich
nicht." Diese Bezeichnung stammt von dem Guarani-Lehrer Maximino
Rodrigues. Seine Vorfahren lebten in Südamerika, lange bevor Humboldt
dort auftauchte. Die Künstlerin Maria Thereza Alves und die
Komponistin Lucrecia Dalt suchen nach indigenen Namen für die Pflanzen
im Botanischen Garten Berlin.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Februar 2020
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MUSIK/3144: Deutschlandfunk - Schamanismus in der Popkultur, 6.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Schamanismus in der Popkultur

Musikalische Medizin

Von Florian Fricke

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 6. März 2020, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Konzerte der Band Heilung sind spektakulär: Auf der Bühne tummeln
sich bemalte Krieger mit Speer und Schild, die Musiker schmücken sich
mit Helmen, tragen Geweihe. Tierschädel dienen als Mikrofonständer.
Ist das mehr als bloßer Bühnenzauber? Auf der Suche nach der heilenden
Kraft der Musik? "Amplified history" nennt die Band ihre Auftritte -
verstärkte Geschichte. Mit hypnotischen Trommelklängen und
Kehlkopfgesang entführen die Musiker ihr Publikum in die mythische
Welt des nordischen Schamanismus. Ihre Konzerte gleichen einem
rituellen Schauspiel, ihre Musik wird dem Genre Pagan Folk
zugerechnet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 25. Februar 2020
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TALK/1715: Deutschlandfunk Kultur - Kein Ruhekissen. Demokratie macht Arbeit, 6.3.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 26.2.2020

Forum Frauenkirche

"Kein Ruhekissen - Demokratie macht Arbeit"

Aufzeichnung der Diskussion vom 5. März in der Frauenkirche
Dresden

Freitag, 6. März 2020, 18.05 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Demokratie ist die schlechteste aller Staatsformen, ausgenommen alle
anderen", hat der britische Staatsmann Winston Churchill gesagt.

Tatsächlich zeigt die Erfahrung, dass Demokratie oft mühsam ist. Aber
ein besserer Weg für ein Leben in Freiheit, Gerechtigkeit und
Menschlichkeit wurde bisher nicht gefunden.

Einfach ist der Alltag in einer Demokratie nicht: Streit gehört dazu,
Kompromisse sind notwendig, Toleranz erforderlich. Und ohne Einsatz
der Bürgerinnen und Bürger für ihre Gesellschaft kommt Demokratie
schnell an ihre Grenzen. Gemeinsinn, Engagement und die Bereitschaft,
andere Meinungen gelten zu lassen, sind notwendige Tugenden.

Das wirft im Jahr 2020 viele Fragen auf: Setzen wir uns genug für
unsere Gesellschaft ein oder ziehen wir uns zu sehr ins Private
zurück? Gefährdet zu viel Individualismus das Gemeinwesen? Sind wir
noch in der Lage, Kompromisse zu akzeptieren? Am Ende steht die sehr
grundsätzliche Frage, in welchem Land wir eigentlich leben wollen.

Darüber und über viele weitere Fragen diskutieren:

Claudine Nierth, Bundesvorstandssprecherin von Mehr Demokratie
e.V.

Joanna Maria Kesicka, Vorsitzende LandesSchülerRat Sachsen

Prof. Dr. Gert Pickel, Institut für Praktische Theologie der
Universität Leipzig

Moderation: Alexandra Gerlach

Die Podiumsdiskussion findet im Rahmen der Veranstaltungsreihe "Forum
Frauenkirche" in der Dresdner Frauenkirche statt in Kooperation mit
Deutschlandfunk Kultur und Sächsischer Zeitung statt. Eine
Aufzeichnung der Veranstaltung ist am 6. März um 18.05 Uhr im Programm
von Deutschlandfunk Kultur zu hören und ist anschließend unter
deutschlandfunkkultur.de und in der Dlf Audiothek (App für iOS und
Android) abrufbar. Live zu hören ist die Diskussion im Digitalkanal
Dokumente und Debatten (DAB+).

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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INNERE/1420: Metaflammation - schwelende Entzündung gefährdet Gesundheit bei Adipositas und Diabetes (idw)

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V., Medizin - Kommunikation, 02.03.2020

DGE-Hormonkongress: Metaflammation - schwelende Entzündung gefährdet Gesundheit bei Adipositas und Diabetes



Überschüssiges Fettgewebe, über das die Hälfte der Erwachsenen in
Deutschland verfügt, ist kein ästhetisches Problem, sondern ein Risiko für
die Gesundheit. Die Fettzellen setzen vor allem im Bauchbereich Mediatoren
und Hormone frei, die eine schwelende Entzündung hervorrufen, und zwar
sowohl lokal als auch systemisch. Wie solche Entzündungsprozesse
entstehen, warum sie langfristig das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöhen und welche neuen therapeutischen Ansätze es gibt, ist
Thema zahlreicher Symposien auf dem Hormonkongress vom 4. bis 6. März 2020
in Gießen und wird auf der Auftaktpressekonferenz am 4. März diskutiert.

Das Fettgewebe ist für den Menschen ein nützlicher Energiespeicher. "Die
dort gelagerten Fettsäuren sichern das Überleben in Zeiten, in denen es
wenig zu essen gibt", erklärt Professor Dr. med. Andreas Schäffler,
Direktor der Medizinischen Klinik und Poliklinik III der
Justus-Liebig-Universität Gießen. Da es diese Phasen eines Nahrungsmangels nicht mehr
gibt, kommt es bei den meisten Erwachsenen im Verlauf des Lebens zu einer
allmählichen Gewichtszunahme, insbesondere des metabolisch ungünstigen
Fettgewebes im Bauchraum (viszerales Fettgewebe). In Deutschland hat
mittlerweile mehr als die Hälfte der Bevölkerung einen Body-Mass-Index
(BMI) von über 25 kg/m² und gilt deshalb als übergewichtig. Einer von
sechs ist mit einem BMI von über 30 sogar fettleibig oder adipös.
"Normalgewicht ist in Deutschland nicht mehr der Normalfall", sagt
Schäffler, Tagungspräsident des diesjährigen Hormonkongresses in Gießen.
Nicht wenige übergewichtige Menschen erkranken im Verlauf des Lebens auch
an einem Typ-2-Diabetes. In Deutschland ist dies mittlerweile fast jeder
zehnte Erwachsene.

Übergewicht und Adipositas sollten nicht als "ästhetisches Problem"
wahrgenommen werden. Zentral ist: Sie gefährden die Gesundheit. Denn die
Fettzellen produzieren eine Reihe von Hormonen und greifen damit aktiv in
den Stoffwechsel ein. Bei übergewichtigen und adipösen Menschen kommt es
dabei zu einer Entzündungsreaktion. "Bei einer Blutuntersuchung beim
Hausarzt zeigt sich dies in einem Anstieg des C-reaktiven Proteins",
erläutert Schäffler. In einem detaillierten Laborbericht sei meist auch
die Konzentration von Interleukin-1 und -6, dem Tumornekrosefaktor und
Leptin erhöht.

Hormonexperten bezeichnen diese durch den Stoffwechsel (Metabolismus)
ausgelöste Entzündung (Inflammation) als Metaflammation. In diesem Kontext
entzündet sich auch lokal das Fettgewebe im Bauchraum (Adipoflammation),
was das Stoffwechselrisiko unmittelbar erhöht. "Die Folgen sind
mittlerweile gut untersucht", sagt Schäffler. "Langzeitstudien zeigen,
dass Menschen mit einem erhöhten C-reaktiven Protein häufiger Herzinfarkte
oder Schlaganfälle erleiden. Die Blutgefäße verkalken auch dann, wenn die
Cholesterinwerte normal sind." Die Entzündungsreaktion ist dem Experten
zufolge auch an der Entwicklung des Typ-2-Diabetes beteiligt.

Die Metaflammation ist aufgrund dieser Beobachtungen zum Ansatzpunkt für
neue Behandlungen geworden. "Es gibt mittlerweile Antikörper, die gezielt
die Entzündungsreaktionen im Körper angehen", berichtet Professor Dr. med.
Matthias Weber von der Johannes Gutenberg-Universität Mainz. "Ein solches
Mittel ist der Antikörper Canakinumab. Das Mittel ist seit 2009 in
Deutschland zugelassen. Einsatzgebiet sind schwere Rheuma-Erkrankungen wie
die systemische juvenile idiopathische Arthritis oder eine Gichtarthritis.
Und schließlich war umgekehrt schon seit Längerem bekannt, dass eine
antientzündliche Behandlung aufgrund von primärem Rheuma gleichzeitig
bestehende Stoffwechselerkrankungen verbesserte.

Canakinumab wurde in einer größeren klinischen Studie an mehr als 10 000
Patienten erprobt, die schon einmal einen Herzinfarkt erlitten hatten und
bei denen das C-reaktive Protein erhöht war. Die Behandlung war jedoch nur
teilweise ein Erfolg. DGE-Mediensprecher Weber erläutert: "Canakinumab
senkte zwar die Konzentration des C-reaktiven Proteins. Es kam auch zu 15
Prozent seltener zu erneuten Herz-Kreislauf-Erkrankungen." Doch die
Blockade der Entzündungsreaktion hatte laut Weber leider auch einen
Anstieg von Infektionen zur Folge, von denen laut der Publikation im New
England Journal of Medicine (2017; 377: 1119-31) einige tödlich endeten.
"Wir haben deshalb noch kein geeignetes Medikament gefunden, das Menschen
mit Adipositas oder Typ-2-Diabetes vor den Auswirkungen der Metaflammation
schützt", sagt Weber. Für die Betroffenen bleibt allerdings die
Möglichkeit, durch eine Diät das Fettgewebe abzubauen oder sich einer
Operation mit Magenverkleinerung oder Darmverkürzung zu unterziehen. Beide
Wege sind laut Weber vielversprechend: "Die Entzündungsreaktion im Körper
geht zurück, der Patient nimmt ab und häufig verschwindet auch der
Diabetes. Die Natur des Menschen führt jedoch dazu, dass die Mehrzahl der
Betroffenen stattdessen lieber ein Medikament einnehmen würden."


Literatur:

Ridker P.M., Everett B.M., Thuren T., et al. Antiinflammatory Therapy with
Canakinumab for Atherosclerotic Disease. N Engl J Med 2017; 377:1119-1131.

Originalpublikation:

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1707914

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dge2020.de Kongress-Webseite und Programm

http://www.endokrinologie.net

http://www.hormongesteuert.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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ONKOLOGIE/2060: Neuer Ansatz in der Leukämieforschung - Zuckerentzug stoppt die Entartung von Blutzellen (idw)

Wilhelm Sander-Stiftung - 02.03.2020

Neuer Ansatz in der Leukämieforschung: Zuckerentzug stoppt die Entartung von Blutzellen



Leukämie entsteht durch die unkontrollierte Vermehrung unreifer
Blutzellen. Das Zellwachstum benötigt viel Energie, die vor allem durch
den Zuckerstoffwechsel bereitgestellt wird. Forschern vom LMU Klinikum und
dem Deutschen Krebskonsortium DKTK ist es nun in einem von der Wilhelm
Sander-Stiftung geförderten Forschungsprojekt gelungen, die Vermehrung
unreifer Blutzellen durch einen Eingriff in deren Stoffwechsel zu hemmen.
Sie konnten zeigen, dass der Funktionsverlust eines bestimmten Gens zu
einer verstärkten Zuckerabhängigkeit von Leukämiezellen führt und ihr
Wachstum durch einen Hemmstoff gestoppt werden kann. Die Ergebnisse wurden
am 2.3.2020 in der Fachzeitschrift Oncogene publiziert.

Ursache für die Entstehung von Leukämie ist die Vermehrung von unreifen
Blutzellen. Dies geschieht häufig aufgrund eines Umbaus des Erbguts, der
zum Verschmelzen von Erbanlagen - einer sogenannten Genfusion - und somit
zu einer veränderten Funktion der betroffenen Gene führt. Zudem benötigt
das unkontrollierte Wachstum der Blutzellen viel Energie, die vornehmlich
durch den Zuckerstoffwechsel, bereitgestellt wird. Bereits 1930 kam der
Nobelpreisträger Otto Warburg den Besonderheiten des Stoffwechsels von
Krebszellen auf die Spur. Seither wird die Energiegewinnung aus Zucker
ohne Sauerstoffverbrauch im Tumor als "Warburg-Effekt" bezeichnet.

Die Arbeitsgruppen um Philipp Greif und Christian Wichmann vom LMU
Klinikum in München und dem Deutschen Krebskonsortium (DKTK) konnten nun
im Rahmen eines von der Wilhelm Sander-Stiftung geförderten
Forschungsprojektes die Vermehrung von unreifen Blutzellen, die eine
Vorstufe der Leukämie bilden, durch einen gezielten Eingriff in deren
Stoffwechsel verhindern und zeigen, dass der Funktionsverlust eines
bestimmten Gens zu einer verstärkten Zuckerabhängigkeit von Leukämiezellen
führt. Ihre Forschungsergebnisse wurden am 2.3.2020 in der renommierten
Fachzeitschrift Oncogene (Redondo Monte et al. Oncogene, 2020 Mar 2, Epub
ahead of print) veröffentlicht.

Die Entartung von Blutzellen wird bei einigen Leukämiepatienten,
insbesondere bei einer Form der akuten myeloischen Leukämie (AML), initial
durch eine bestimmte Genfusion ausgelöst. Um deren Auswirkungen auf das
Zellwachstum genauer zu untersuchen, nutzten die Wissenschaftler
menschliche Blutstammzellen von gesunden Spendern, in welche sie künstlich
diese Genfusion einbrachten. Die Forscher beobachteten, dass sich die
veränderten Zellen über einen Zeitraum von ein bis zwei Monaten in der
Kulturschale stark vermehrten und die unbehandelten Zellen verdrängten.

Die genannte Genfusion findet sich in den Blutkrebszellen häufig in
Kombination mit einem weiteren Defekt in einem Gen namens ZBTB7A, das in
gesunden Zellen den Zuckerstoffwechsel reguliert. Daher brachten die
Forscher im nächsten Schritt zusätzlich ein intaktes ZBTB7A-Gen in die
unreifen Blutzellen ein, um die Energiezufuhr der Krebszellen und somit
deren Vermehrung auszubremsen. Verwendeten die Wissenschaftler bei dem
Experiment allerdings eine inaktive Form von ZBTB7A, so konnten die
Blutzellen sich ungehemmt vermehren. Dieser Mechanismus lässt sich
zukünftig möglicherweise auch therapeutisch nutzen: Wird in Leukämiezellen
mit einer intakten Form von ZBTB7A die Erbanlage mit Hilfe einer Genschere
abgeschaltet, können diese mehr Zucker verstoffwechseln und in der Folge
steigt auch ihr Zuckerbedarf. Zugleich werden diese Zellen empfindlicher
gegenüber einem zugeführten Hemmstoff, einem veränderten Zuckermolekül.
Mit diesem gelingt es dann wiederum, den Stoffwechsel der Leukämiezellen
künstlich zu blockieren und so ihr Wachstum zu unterbinden. Diese
Forschungsergebnisse sind auch für andere Erkrankungen wie z. B. Darmkrebs
relevant, bei denen der Funktionsverlust von ZBTB7A ebenfalls zur
Entstehung von soliden Tumoren beitragen kann.

Außerdem zeigten die Experimente, dass ZBTB7A auch die Weichen für die
Entwicklung von gesunden Blutzellen stellt und den Fettstoffwechsel
beeinflussen kann. Über die Wechselwirkungen zwischen Stoffwechsel und
Blutbildung ist bislang wenig bekannt. Die hier zugrunde liegenden
molekularen Mechanismen sollen nun näher untersucht werden.


Originalpublikation:

Redondo Monte E, Wilding A, Leubolt G, Kerbs P, Bagnoli JW, Hartmann L,
Hiddemann W, Chen-Wichmann L, Krebs S, Blum H, Cusan M, Vick B, Jeremias
I, Enard W, Theurich S, Wichmann C, Greif PA. ZBTB7A prevents
RUNX1-RUNX1T1-dependent clonal expansion of human hematopoietic stem and
progenitor cells. Oncogene. 2020 Mar 2. 

doi: 10.1038/s41388-020-1209-4.

[Epub ahead of print].

https://www.nature.com/articles/s41388-020-1209-4.epdf
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FORSCHUNG/4144: Kontrolle von Organgröße und -form (idw)

Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 02.03.2020

Kontrolle von Organgröße und -form

Eine Systemanalyse der Leber-Regeneration



Während Entwicklung und Regeneration müssen Organe die richtige Form und
Größe erreichen. Dies erfordert ein Kontrollsystem, das das Verhalten
einzelner Zellen koordiniert, um die korrekte Struktur und Funktion des
Gewebes sicherzustellen. Wie die Zellen die gesamte Form und Größe des
Gewebes überhaupt erfassen können, ist eine noch weitgehend unerforschte
Frage. Forscher des Max-Planck-Instituts für molekulare Zellbiologie und
Genetik (MPI-CBG) in Dresden und der TU Dresden untersuchten die
Regeneration der Mausleber und entdeckten einen neuartigen
Kontrollmechanismus. Bei diesem werden die einzelnen Zellen über
Veränderungen in der Zellstruktur, die durch eine metabolische Überlastung
verursacht werden, durch einen mechano-sensorischen Mechanismus über die
Funktionsfähigkeit des gesamten Organs informiert. Die Studie wurde in der
Fachzeitschrift Molecular Systems Biology veröffentlicht.

Die Leber hat eine einzigartige Fähigkeit sich zu regenerieren. Nach einer
Gewebeverletzung wird die ursprüngliche Gewebemasse innerhalb weniger Tage
wiederhergestellt. Bisherige Studien auf diesem Gebiet haben die Bedeutung
des Stoffwechsels für die Leberregeneration hervorgehoben. Es ist jedoch
immer noch kaum erforscht, wie Organe die Regeneration auf allen
Organisationsebenen koordinieren, um die Wiederherstellung des
ursprünglichen Gewebes zu gewährleisten.

Um dieses Problem anzugehen, untersuchte die Forschungsgruppe um
MPI-CBG-Direktor Marino Zerial zusammen mit Kollegen vom Zentrum für
Informationsdienste und Hochleistungsrechnen (ZIH) an der TUD die
Regeneration der Mausleber. Die Wissenschaftler rekonstruierten das
Lebergewebe mithilfe hochauflösender Mikroskopie und quantitativer
3D-Bildanalysedigital, um Gewebe- und Zellveränderungen während der
Leberregeneration zu untersuchen. Nach dem Verlust von Lebergewebe kommt
es im verbleibenden Gewebe durch die Rezirkulation von Gallensäuren im
Körper zu einer metabolischen Überlastung. Diese Überlastung führt zu
einer Erweiterung des Gallenkanalnetzwerkes, die von den Leberzellen
(Hepatozyten) zur Produktion und Verteilung der Galle gebildet werden und
welche die Verdauung im Darm unterstützen. Bemerkenswert ist, dass das von
der Plasmamembran der einzelnen Leberzellen gebildete Gallenkanalnetzwerk
die Überlastung der Gallensäuren registriert und die Informationen an die
Zellen weiterleitet, um die Regeration zu veranlassen. Kirstin Meyer, die
Erstautorin der Studie, erklärt: "Dieser einfache Mechanismus gibt
Informationen über die Leberfunktion auf Gewebeebene an einzelne Zellen
über die mechano-sensorische Funktion des Hippo-Signalwegs weiter." Es ist
bekannt, dass sich der Gallensäurespiegel nicht nur während der
Leberregeneration verändert, sondern auch als Reaktion auf andere
Umweltveränderungen, wie zum Beispiel die Ernährung oder der Biorhythmus.
Warum führen diese Veränderungen nicht ebenfalls zur Regeneration? Lutz
Brusch vom ZIH stellt fest: "Wir haben ein biophysikalisch-biochemisches
Modell des Gallendrucks und des Hippo-Signalwegs entwickelt. Dieses Modell
zeigt einen Mechanismus auf, der YAP, ein Hauptakteur des
Hippo-Signalwegs, in einer schalterartigen Weise aktiviert." Kirstin Meyer fährt
fort: "Die Aktivierungsschwelle wird nicht durch mäßige
Gallensäureschwankungen erreicht, sondern nur bei schweren Störungen wie
zum Beispiel bei Verlust von Gewebe. Wir vermuten, dass das
Gallenkanalnetzwerk als selbstregulierendes System wirkt, das auf
kritische Gallensäure-Level reagiert, um den Regenerationsprozess der
Leber auszulösen."

Wie Organe das Wachstum kontrollieren und sich regenerieren, sind wichtige
biomedizinische Fragen. Neue Erkenntnisse können sowohl ein besseres
Verständnis abnormaler Wachstumsfaktoren, wie zum Beispiel Krebs, als auch
neue Wege für regenerative Therapien eröffnen. Marino Zerial, der die
Studie leitete, fasst zusammen: "Unsere Erkenntnisse verbinden das
bisherige Wissen über die Bedeutung des Gallensäure-Stoffwechsels für die
Leberregeneration mit der Zellbiologie der Leberzellen und der
Organisation der Zellen zu Geweben. Dies ebnet den Weg zu einem
Systemverständnis, wie die Zellen aufschlussreiche Signale bei der
Leberregeneration wahrnehmen können."


Über das MPI-CBG

Das Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG)
ist eines von über 80 Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, einer
unabhängigen gemeinnützigen Organisation in Deutschland. 600 Menschen aus
50 Ländern aus den verschiedensten Disziplinen arbeiten am MPI-CBG und
lassen sich von ihrem Forscherdrang antreiben, um die Frage zu klären: Wie
organisieren sich Zellen zu Geweben?

Über das ZIH

Das Zentrum für Informationsdienste und Hochleistungsrechnen (ZIH) der
Technischen Universität Dresden ist der zentrale Anbieter von
Supercomputing-Ressourcen im Freistaat Sachsen. Das ZIH bietet Mitgliedern
von Universitäten und Forschungseinrichtungen in Deutschland sowie darüber
hinaus freien Zugang zu seinen HPC-Systemen mit ca. 47.000 Rechenkernen.
Der Schwerpunkt der ZIH-Forschung liegt in der Förderung des
wissenschaftlichen und datenintensiven Rechnens von der
Algorithmenentwicklung und maschinellem Lernen (KI) bis zur Optimierung
von Simulations- und Analyse-Workflows. Im Bereich Lebenswissenschaften
modellieren die ZIH-Forscher dynamische Prozesse in Zellen und Geweben
mittels quantitativer biomedizinischer Daten und der am ZIH entwickelten
Open-Source Software Morpheus.


Originalpublikation:

Kirstin Meyer, Hernan Morales-Navarrete, Sarah Seifert, Michaela
Wilsch-Braeuninger, Uta Dahmen, Elly M Tanaka, Lutz Brusch, Yannis
Kalaidzidis, Marino Zerial: "Bile canaliculi remodeling activates YAP via
the actin cytoskeleton during liver regeneration" Molecular Systems
Biology, 24. February 2020. 

Doi: 10.15252/msb.20198985

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de
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GENTECHNIK/299: Neue Studie nährt Zweifel an der Genschere CRISPR/Cas9 (idw)

Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 02.03.2020

Unerwünschte Duplikationen, ungenaue Tests: Studie münsterscher Forscher nährt
Zweifel an der "Genschere" CRISPR/Cas9



Vor acht Jahren veränderte eine Entdeckung die Gentechnik von Grund auf:
CRISPR/Cas9, bekannter als "Genschere". Eine Forschergruppe der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU) hat nun eine Studie
veröffentlicht, die Zweifel an der Genschere nährt: Das Team fand heraus,
dass sich mit CRISPR/Cas9 erzeugte Gensequenzen von selbst duplizieren und
dies mit Standard-Testverfahren nicht zu entdecken ist. Die größte Gefahr
liegt laut der Arbeitsgruppe vor allem in etwaigen Mutationen durch das
CRISPR-System. Sie könnten zu schwerwiegenden Fehlern bei der menschlichen
Gentherapie führen - gerade den Anwendungen, wegen denen CRISPR zum
Hoffnungsträger der molekularen Forschung aufstieg.

Schnipp, schnapp - alles schien so einfach. Vor acht Jahren veränderte
eine Entdeckung die Gentechnik von Grund auf: Forscher fanden eine
Methode, in die genetische Codierung von Organismen einzugreifen. Gemeint
ist CRISPR/Cas9, bekannter als "Genschere". Die Verheißungen der neuen
Methode waren vielfältig, sie reichten bis zu einer Lösung für Krebs oder
Erbkrankheiten. Jedoch gab und gibt es auch Bedenken gegenüber der
gentechnischen Neuerung, teils ethischer, teils fachlicher Natur. Eine
Forschergruppe der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU) um Dr.
Dr. Boris Skryabin und Dr. Timofey Rozhdestvensky hat nun im Fachmagazin
"Science Advances" eine Studie veröffentlicht, die Zweifel an der
"Genschere" nährt: Das Team fand heraus, dass sich mit CRISPR/Cas9
erzeugte Gensequenzen von selbst duplizieren und dass dies mit
Standard-Testverfahren nicht zu entdecken ist.

Das CRISPR/Cas9-System ist eine noch relativ neue Methode aus der
Molekularbiologie, um die DNA eines Organismus gezielt zu verändern. Ihre
Entwicklung basierte auf der Beobachtung, wie sich Bakterien vor
schädlichen Viren schützen. Sogenannte Cas-Proteine spalten die DNA der
eingedrungenen Viren auf; die Fragmente werden in Abschnitte im
Bakterien-Erbgut eingefügt, die aus sich wiederholenden DNA-Sequenzen bestehen - dem
CRISPR-Abschnitt. Wird das Bakterium erneut von einem Virus befallen,
erfolgt ein Umbau der CRISPR-Abschnitte in RNA (Ribonukleinsäure), welche
die DNA der eindringenden Viren überprüft und bei Wiedererkennung durch
Cas-Proteine zerschneidet. In der Gentechnik funktioniert dieses System
nicht nur in Bakterien, sondern in jedem Organismus. DNA-Stränge werden an
bestimmten Stellen gezielt "aufgetrennt" und einzelne Sequenzen können
ausgeschnitten, ausgetauscht oder auch neu eingefügt werden. Im Grunde
handelt es sich um eine gezielt initiierte Mutation.

Die münsterschen Forscher um Dr. Dr. Boris Skryabin, Leiter der
Einrichtung für transgene Tier- und Gentechnikmodelle (TRAM) an der
Medizinischen Fakultät der Universität Münster, identifizierten jetzt eine
Schwachstelle des CRISPR/Cas9-Systems. In Kooperation mit dem Institut für
Immunologie, welches Funktionen des S100A8-Gens in Immunzellen erforscht,
wollte die TRAM ein entsprechendes Mausmodell generieren. Hierfür wollten
die Forscher in Mäusen das ursprüngliche Gen mit einem Konstrukt ersetzen,
in dem das S100A8-Gen von spezifischen Gensequenzen umgeben ist. Letztere
verleiten Enzyme dazu, das Gen aus der DNA zu entfernen. Ursprünglich
sollte der Versuch zu einem sogenannten conditional gene knockout bei den
Mäusen führen, also zu einer gezielten Ausschaltung von Genen in zu
untersuchenden Geweben. Die Forscher injizierten das Gen-Konstrukt in
befruchtete Mäuse-Eizellen, zusammen mit dem DNA-schneidenden Cas9-Enzym
und seiner codierenden RNA. Als Kontrolle führten sie bei den geborenen
Mäusewelpen verschiedene PCR-Untersuchungen durch. Diese Tests - PCR steht
für Polymerase-Ketten-Reaktion - sind eine ultraempfindliche Form der
DNA-Analyse.

Zu ihrer Überraschung fanden die Forscher nur in zwei von 34 Welpen den
"richtigen" Geneinschluss. Um einen Zufall auszuschließen, führten die
Forscher weitere Kreuzungen mit genunveränderten Mäusen durch und
unterzogen die daraus entstandenen Welpen spezifischeren Gentests.
Resultat war eine noch überraschendere Entdeckung, nämlich, dass ein
beträchtlicher Teil der Mäuse bis zu drei Duplikationen der eingefügten
Gensequenz in sich trug. Die Forscher vermuteten, dass dies ein häufiges
Problem darstellen könnte, das von einer Standard-PCR nicht erkannt würde.
Sie wiederholten daher das Experiment mit dem IL4-Gen und stellten fest,
dass 30 von 50 Tieren mehrfache Kopien anstatt einer einzelnen geplanten
aufwiesen. Auch in weiteren Mauslinien, welche die TRAM für parallel
laufende Projekte herstellte, zeigten sich die gleichen Ergebnisse. Die
Hypothese der nicht ausreichenden Standard-PCR-Analyse war damit
bestätigt.

Laut der Arbeitsgruppe liegt die größte Gefahr der unerkannten
Duplikationen durch das CRISPR-System vor allem in etwaigen Mutationen.
"Diese könnten zum Beispiel zu schwerwiegenden Fehlern bei der
menschlichen Gentherapie führen - also gerade bei den Anwendungen, wegen
denen CRISPR zum großen Hoffnungsträger der molekularen Forschung
aufgestiegen ist", warnt Dr. Dr. Skryabin. Ihren Kollegen in der Forschung
empfehlen die Studienautoren, gerade bei genetischen Einschlüssen
(Insertionen) spezialisierte PCR-Analysen und weitere Methoden zur
Genanalyse durchzuführen, um so repetitive Sequenzen ausfindig zu machen.


Originalpublikation:

B. V. Skryabin et al. (2020): Pervasive head-to-tail insertions of DNA
templates mask desired CRISPR-Cas9-mediated genome editing events. Science
advances

DOI: 10.1126/sciadv.aax2941

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC7015686/ 

(Originalpublikation in "Science Advances")

https://www.medizin.uni-muenster.de/cf-tram/core-facility-tram/ 

(Die Core Facility TRAM an der Medizinischen Fakultät der Universität Münster)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:
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Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 02.03.2020
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GESCHICHTE/636: Älteste bislang rekonstruierte Bakterien-Genome zeigen - Landwirtschaft und Viehzucht brachten neue Krankheiten mit sich (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Älteste bislang rekonstruierte Bakterien-Genome zeigen: 
Landwirtschaft und Viehzucht brachten neue Krankheiten mit sich

Deutsches Archäologisches Institut, 24. Februar 2020



Die Analyse des Erbguts jahrtausendealter Salmonellen belegt erstmals
den Zusammenhang zwischen der Entwicklung an den Menschen angepasster
Krankheitserreger und dem Aufkommen von Ackerbau und Viehzucht.

Anhand der Genome des Bakteriums Salmonella enterica, welche aus bis
zu 6500 Jahre alten Skeletten entschlüsselt wurden, gelang es einem
internationalen Forschungsteam, Belege für die Hypothese zu finden,
dass der Übergang von einer Jäger-Sammlerkultur zu Landwirtschaft und
Viehhaltung die Entstehung von neuen, noch heute existierenden
menschlichen Krankheitserregern begünstigte.

Archäologie und Genetik untersuchen mit ihren jeweiligen Methoden
Schlüsselmomente in der Geschichte der Menschheit. Dazu gehört die
Frage, wie sich entscheidende wirtschaftliche und technische
Innovationen ausgebreitet haben und welche Auswirkung diese Neuerungen
hatten. Die Entstehung von auf Viehzucht spezialisierten, mobilen
Gemeinschaften im Eurasischen Raum vor über 5000 Jahren ist ein
solcher entscheidender Moment. Unterstützt durch neue Technologien wie
Rad und Wagen und einem viel intensivieren Umgang mit ihren
Herdentieren, erschlossen die frühen Viehzüchter die Steppe als
Lebensraum. Eine Konsequenz der neuen Lebensweise war offenbar das
Aufkommen von neuen menschlichen Krankheiten. In einer aktuellen
Studie untersuchte ein Team des Max-Planck-Instituts für
Menschheitsgeschichte menschliche Überreste aus dem westlichen
Eurasien und rekonstruierte acht alte Genome von Salmonella enterica.

Zwei der positiv getesteten und viele der für die Studie gescreenten
Komplexe stammen aus dem Nordkaukasus und sind Teil eines
umfangreichen archäologischen Forschungsprojektes der
Eurasien-Abteilung des Deutschen Archäologischen Institut im Rahmen
des ERC Advanced Grant ARCHCAUCASUS unter der Leitung von Svend
Hansen. Die Ergebnisse beleuchten ein in der Vorgeschichte
wahrscheinlich ernsthaftes Gesundheitsproblem und zeigen, wie sich der
bakterielle Erreger über einen Zeitraum von 6500 Jahren entwickelte.
Die Symptome der davon ausgelösten Krankheiten sind noch nicht
bekannt, allerdings kam es vermutlich zu einer starken systematischen
Krankheit. Die Studie ist am 24.02.2020 in der Fachzeitschrift Nature
Ecology & Evolution erschienen.

Sie eröffnet einen Einblick in den Wandel von Krankheiten über
Jahrtausende und in verschiedenen menschlichen kulturellen Umfeldern.
Das Autorenteam hofft, dass die aktuelle Studie die Möglichkeiten
dieser Methoden aufzeigt und zukünftige Forschung darauf aufbaut,
damit die Rolle der menschlich-kulturellen Evolution und die
Mechanismen der Entstehung von humanspezifischen Krankheiten besser
verstanden wird.


Weitere Informationen können der Pressemitteilung des
Max-Planck-Instituts für Menschheitsgeschichte entnommen werden:

https://www.shh.mpg.de/1638274/salmonella

Erstveröffentlichung:

https://www.dainst.org/-/alteste-bislang-rekonstruierte-bakterien-genome-zeigen-landwirtschaft-und-viehzucht-brachten-neue-krankheiten-mit-sich


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com
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STATISTIK/126: Zahl der Schwangerschaftsabbrüche 2019 nahezu unverändert (Destatis)

Statistisches Bundesamt - 3. März 2020

Zahl der Schwangerschaftsabbrüche 2019 nahezu unverändert

Erneut rund 101.000 gemeldete Fälle - knapp drei Viertel der Frauen unter 35 Jahren



WIESBADEN - Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland blieb
im Jahr 2019 mit rund 101.000 gemeldeten Fällen nahezu unverändert
gegenüber dem Vorjahr (-0,1 %). Wie das Statistische Bundesamt
(Destatis) weiter mitteilt, waren knapp drei Viertel (72 %) der
Frauen, die 2019 einen Schwangerschaftsabbruch durchführen ließen,
zwischen 18 und 34 Jahren alt, rund 18 % zwischen 35 und 39 Jahren.
Rund 8 % der Frauen waren 40 Jahre und älter, 3 % waren jünger als 18
Jahre. Rund 40 % der Frauen hatten vor dem Schwangerschaftsabbruch
noch kein Kind zur Welt gebracht.

96 % der gemeldeten Schwangerschaftsabbrüche wurden nach der
sogenannten Beratungsregelung vorgenommen. Indikationen aus
medizinischen Gründen und aufgrund von Sexualdelikten waren in 4 % der
Fälle die Begründung für den Abbruch. Die meisten
Schwangerschaftsabbrüche (56 %) wurden mit der Absaugmethode
(Vakuumaspiration) durchgeführt, bei 26 % wurde das Mittel Mifegyne®
verwendet. Die Eingriffe erfolgten überwiegend ambulant - rund 79 % in
gynäkologischen Praxen und 18 % ambulant im Krankenhaus.

Im 4. Quartal 2019 wurden rund 24.300 Schwangerschaftsabbrüche gemeldet, 
das waren 1,3 % weniger als im 4. Quartal 2018.

Im Vergleich zum Jahr 2009 (110.700 Abbrüche) sank die Zahl der
Schwangerschaftsabbrüche um 8,9 % beziehungsweise 9.800 Fälle. Am
stärksten ging die Zahl in den Altersgruppen 18 bis 19 Jahre (-41,4 %
beziehungsweise -3.300 Abbrüche) und 20 bis 24 Jahre (-26,3 %
beziehungsweise -7.000 Abbrüche) zurück. Ein Grund für diese
Entwicklung ist, dass zeitgleich die Zahl der 18- bis 19-jährigen
Frauen um 12,6 % und die Zahl der Frauen im Alter von 20 bis 24 Jahren
um 9,1 % gesunken ist. Die Zahl der Schwangerschaftsabbrüche je 10.000
Frauen ging bei den 18- bis 19-Jährigen von 86 auf 57 Abbrüche zurück,
bei den 20- bis 24-Jährigen von 111 auf 89 Abbrüche. Dabei wurden
Abbrüche von Frauen mit inländischem Wohnsitz berücksichtigt und für
das Jahr 2019 Bevölkerungszahlen von 2018 verwendet.


Detaillierte Informationen zu den Schwangerschaftsabbrüchen,
auch zu den Quartalsergebnissen, sind in den Tabellen
Schwangerschaftsabbrüche (23311) in der Datenbank GENESIS-Online
abgerufen werden. Weitere gesundheitsbezogene Daten und Tabellen zu
Schwangerschaftsabbrüchen mit weiteren Gliederungen finden sich auch
im Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung des Bundes.

 * 

Quelle:

Statistisches Bundesamt

Pressemitteilung Nr. 070 vom 3. März 2020

Pressestelle

Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611/75-34 44, Telefax: 0611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de/
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POLITIK/2038: COVID-19 - Krisenstab beschließt Maßnahmen zur Gesundheitssicherheit gegen Corona-Infektionen (BMG)

Bundesministerium für Gesundheit - 28. Februar 2020

Krisenstab des BMI und BMG beschließt Maßnahmen zur Gesundheitssicherheit gegen Corona-Infektionen

Maßnahmen im grenzüberschreitenden Verkehr werden intensiviert,
Prinzipien zur Risikobewertung von Großveranstaltungen wurden
beschlossen



Der nach dem Pandemieplan des Bundes durch Bundesinnenminister Horst
Seehofer und Bundesgesundheitsminister Jens Spahn eingesetzte
gemeinsame Krisenstab hat in seiner zweiten Sitzung folgende
Beschlüsse gefasst:

1. Großveranstaltungen

Der Krisenstab beschließt die Prinzipien des Robert Koch-Instituts
(RKI) zur Risikobewertung von Großveranstaltungen. Er empfiehlt, diese
Kriterien unverzüglich bei der Risikobewertung zu berücksichtigen.

Der Krisenstab ist der Auffassung, dass bei Anwendung dieser Prizipien
unmittelbar bevorstehende internationale Großveranstaltungen wie die
ITB abgesagt werden sollten.

2. Maßnahmen im grenzüberschreitenden Verkehr

Die Maßnahmen im grenzüberschreitenden Verkehr nach Deutschland werden
auf sämtlichen Verkehrswegen intensiviert.

Die Anordnungen für Beförderer im Luft- und Schiffsverkehr werden
erweitert. Zusätzlich zu China ist künftig für Reisende aus Südkorea,
Japan, Italien und dem Iran vor Einreise der Gesundheitsstatus der
Passagiere zu melden. Zudem sind an alle Reisenden (auch im Bahn- und
Busverkehr) im grenzüberschreitenden Verkehr Informationen zur
Krankheitsvorbeugung zu verteilen.

Schon jetzt gilt:

Bei allen in Deutschland ankommenden Flügen und im Schiffsverkehr sind
die verantwortlichen Luftfahrzeug- und Schiffsführer verpflichtet,
erkannte Krankheitsfälle vor Ankunft zu melden.

3. Maßnahmen der Bundespolizei

Die Bundespolizei hat angewiesen, dass in allen Zügen im Regional- und
Fernverkehr Aussteigekarten auszufüllen sind, wenn
Corona-Verdachtsfälle festgestellt wurden. Die Bahnunternehmen wurden
verpflichtet, Passagiere mit Symptomen einer Coronavirus-Erkrankung
den Behörden zu melden.

Die Bundespolizei verstärkt ihre Kontrollen im 30-km Grenzraum. Bei
Corona-Verdachtsfällen werden die erforderlichen Maßnahmen in
Abstimmung mit den örtlichen Gesundheitsbehörden getroffen.

4. Schutzausstattung

Der Krisenstab bereitet Maßnahmen zur Sicherung der Versorgung vor.
Hierzu gehört insbesondere auch eine geplante zentrale Beschaffung und
Bevorratung durch den Bund.

5. Beteiligung/Abstimmung

Der Krisenstab wird die Bundesressorts und die Länder in seine Arbeit
eng einbinden und bitten, Auswirkungen und mögliche Betroffenheit
ihrer Bereiche in den Krisenstab einzubringen.

Auf der Grundlage der Lageeinschätzung des Auswärtigen Amtes und des
RKI befürwortet der Krisenstab, die Gesamtstrategie witerhin im
internationalen und europäischen Kontext abzustimmen.

Der Krisenstab wird sich zwei Mal pro Woche treffen. Die nächste
Sitzung findet am Dienstag, den 3. März 2020 im BMI statt.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 28. Februar 2020

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00
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veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





STELLUNGNAHME/261: BVG-Urteil Sterbehilfe - Regelung gegen Kommerzialisierung der Sterbehilfe gefordert (DIVI)

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 02.03.2020

Nach Verfassungsurteil: 

Intensiv- und Notfallmediziner fordern klare Regelung gegen Kommerzialisierung der Sterbehilfe



"Die Sterbehilfe-Gesetzgebung ist lückenhaft und muss so schnell wie
möglich präzisiert werden", sagt Professor Uwe Janssens, Präsident der
Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin
(DIVI). Das Bundesverfassungsgericht hat vor wenigen Tagen klargestellt:
Der Mensch hat ein Recht zu sterben - und der Staat darf dies nicht
unmöglich machen. Das Gerichtsurteil stellt jedoch zugleich klar, dass der
Staat zum Schutz des Lebens und der autonomen Willensbildung aller Bürger
durchaus das Recht und die Pflicht hat, den Bereich der Suizidhilfe zu
reglementieren.

"Er muss also einem Ausbreiten kommerzieller Dienstleister keineswegs
tatenlos zusehen. Die DIVI fordert daher eine umgehende Erarbeitung von
Konzepten, wie Suizidhilfe in Deutschland zukünftig verantwortungsvoll
geregelt und praktiziert werden soll", so Janssens, zugleich Sprecher der
DIVI-Sektion Ethik und Chefarzt der Klinik für Innere Medizin und
Internistische Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler.

Die DIVI wird sich konstruktiv an den jetzt anstehenden medizinischen,
gesellschaftlichen und politischen Diskussionen beteiligen: Einerseits
müssen die Rechte von Sterbewilligen geschützt und der Weg zu Suizidhilfe
in begründeten Einzelfällen geregelt werden. "Andererseits müssen wir
Klarheit darüber schaffen, wie die Mehrheit von alten und kranken Menschen
vor einem sozialen Druck zur Inanspruchnahme von Suizidhilfe geschützt
werden kann", unterstreichen die beiden Ethik-Experten der DIVI, Dr.
Gerald Neitzke vom Institut für Geschichte, Ethik und Philosophie der
Medizin an der Medizinischen Hochschule Hannover sowie Professor Gunnar
Duttge vom Zentrum für Medizinrecht an der Georg-August-Universität
Göttingen.

Berufsrechte stärken: Einschränkungen der Landesärztekammern aufheben

Infrage stehen dabei auch die Rechte von Ärztinnen und Ärzten, die aus
Gewissensgründen keine Suizidhilfe leisten möchten. Zugleich hat das
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes die unterschiedlichen
berufsrechtlichen Regeln in Deutschland kritisiert: Je nach zuständiger
Landesärztekammer ist die Suizidhilfe den Ärzten untersagt oder erlaubt.
"Diese Einschränkung kollidiert mit den verfassungsgemäßen Rechten von
Ärzten und sollte daher so bald wie möglich aufgehoben werden", so Duttge.

DIVI fordert: Finanzielle Gewinne durch Suizidhilfe-Dienstleister unterbinden

Das Bundesverfassungsgericht stärkt mit der aktuellen Entscheidung den
Willen des Einzelnen, durch Suizid aus dem Leben zu scheiden - sofern
dieser Wille autonom gefasst wurde. "Anderen Kriminalstrafe anzudrohen,
wenn diese einem Suizidenten bei der Durchsetzung seines
Selbstbestimmungsrechts helfen wollen, greife in übermäßiger Weise in das
Recht zu sterben ein", so Gerald Neitzke. Das gelte auch dann, wenn das
Strafgesetz sich auf eine Bestrafung "geschäftsmäßiger" Unterstützung
beschränkt. Die DIVI nimmt als Fachgesellschaft, die intensivmedizinische
und notfallmedizinische Inhalte von rund 3.000 Mitgliedern
wissenschaftlich vertritt, an dieser Stelle bewusst eine
unmissverständliche Position ein: "Wir fordern eine klare gesetzliche
Regelung, die jedweden impliziten oder expliziten finanziellen Gewinn von
kommerziellen Dienstleistern im Zusammenhang mit der Suizidhilfe
unterbindet", so DIVI-Präsident Janssens.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-nach-verfassungsurteil-intensiv-und-notfallmediziner-fordern-klare-regelung-gegen-kommerzialisierung-der-sterbehilfe

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79414

PM: Nach Verfassungsurteil: Intensiv- und Notfallmediziner fordern klare Regelung gegen Kommerzialisierung der Sterbehilfe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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EPIDEMIE/158: COVID-19 - Übertragung des Coronavirus durch importierte Lebensmittel unwahrscheinlich (BMEL)

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 27. Februar 2020

Bundesernährungsministerium informiert: Übertragung des Coronavirus
durch importierte Lebensmittel unwahrscheinlich



Durch den Ausbruch des neuartigen Coronavirus in verschiedenen
Regionen Chinas und vermehrten Infektionen auch in Europa stellen sich
viele Verbraucher die Frage, ob das Virus auch über nach Deutschland
importierte Lebensmittel und andere importierte Produkte auf den
Menschen übertragen werden kann. Auf Grundlage der Erkenntnisse und
Einschätzung des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) informiert
das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft hierzu.

Bundesministerin Julia Klöckner betont: "Nach derzeitigem Wissensstand
ist unwahrscheinlich, dass importiere Waren wie Lebensmittel die
Quelle einer Infektion mit dem neuartigen Coronavirus sein könnten.
Hauptgrund dafür ist die relativ geringe Umweltstabilität der Viren."

Diese Einschätzung - darauf weist das BfR hin - gilt auch nach der
jüngsten Veröffentlichung zur Überlebensfähigkeit der bekannten
Coronaviren durch Wissenschaftler der Universitäten Greifswald und
Bochum (Link zum Fachartikel unten).

Es gibt derzeit keine Fälle, bei denen nachgewiesen ist, dass sich
Menschen etwa über den Verzehr kontaminierter Lebensmittel oder etwa
durch importierte Bedarfsgegenstände mit dem neuartigen Coronavirus
infiziert haben. Auch für andere Coronaviren sind keine Berichte über
Infektionen durch Lebensmittel oder den Kontakt mit trockenen
Oberflächen bekannt.

Obwohl eine Übertragung des Virus über kontaminierte Lebensmittel oder
importierte Produkte unwahrscheinlich ist, sollten beim Umgang mit
diesen die allgemeinen Regeln der Hygiene des Alltags wie regelmäßiges
Händewaschen und die Hygieneregeln bei der Zubereitung von
Lebensmitteln beachtet werden. Da die Viren hitzeempfindlich sind,
kann das Infektionsrisiko durch das Erhitzen von Lebensmitteln
zusätzlich weiter verringert werden.


Die wichtigsten Fragen und Antworten zu diesem Thema hat das
Bundesinstitut für Risikobewertung unter dem folgenden Link
zusammengefasst:

https://www.bfr.bund.de/de/kann_das_neuartige_coronavirus_ueber_lebensmittel_und_spielzeug_uebertragen_werden_-244062.html.

Link zum Fachartikel der Wissenschaftler der Universitäten Greifswald
und Bochum: 

https://www.uni-greifswald.de/universitaet/information/aktuelles/detail/n/wie-lang-coronaviren-auf-flaechen-ueberleben-und-wie-man-sie-inaktiviert-60251/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 42/20, 27.02.2020

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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HERZ/1229: Therapien gegen Herzinfarkt - Forscher nehmen Entzündungen ins Visier (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 02.03.2020

Therapien gegen Herzinfarkt: Forscher nehmen Entzündungen ins Visier



Bei der koronaren Herzerkrankung spielen thrombozytäre Chemokine eine
wichtige Rolle - womöglich auch für neue Therapien gegen diese
gefährlichen Durchblutungsstörungen. Die Herzstiftung fördert ein
Forschungsvorhaben auf diesem Gebiet

Bei der koronaren Herzkrankheit (KHK) kommt es in einem langen
schleichenden Prozess zu Gefäßwandveränderungen durch Plaques, die
Verkalkungen, Bindegewebe und Cholesterin enthalten (Arteriosklerose).
Dadurch verengen sich Herzkranzgefäße, so dass die Durchblutung des
Herzens - je nach Schweregrad bis hin zum Herzinfarkt - behindert wird.
Trotz enormer Therapiefortschritte in den vergangenen Jahrzehnten bei der
Bekämpfung der KHK, ist die Zahl der Klinikeinlieferung und Sterblichkeit
im Vergleich zu anderen Erkrankungen weiterhin hoch. Bei der Entstehung
der Arteriosklerose und nach einem erlittenen Herzinfarkt spielen
Entzündungsprozesse eine wichtige Rolle. "Das Interesse der Herzmedizin an
Therapien zur Bekämpfung entzündlicher Vorgänge insbesondere in den
Herzkranzgefäßen ist daher groß, um Herzpatienten vor den Folgen der
Arteriosklerose wie KHK und Herzinfarkt zu schützen", betont der
Herzspezialist Prof. Dr. med. Thomas Voigtländer, stellv. Vorsitzender der
Deutschen Herzstiftung. "Deshalb fördern wir innovative Forschungsansätze
auf diesem Gebiet." Infos für Patienten unter 

www.herzstiftung.de/khk-sonderband.html

Ziel: Neue anti-entzündliche und gefäßbildende (angiogenetische) Wirkstoffe zur Therapie der KHK

Die gezielte Hemmung entzündlicher Vorgänge in den Herzkranzgefäßen ist
Gegenstand eines Forschungsprojekts am Universitätsklinikum Tübingen unter
der Leitung von PD Dr. med. Dr. med. univ. Dominik Rath. Diese
Entzündungsprozesse fördern die Arteriosklerose und führen so schließlich
zum Herzinfarkt, beeinflussen aber auch die Regeneration von
Herzmuskelgewebe nach einem Herzinfarkt. Hierfür spielen sogenannte
Chemokine, kleinste Proteine auf Molekularebene, eine wichtige Rolle.
"Chemokine sind wesentlich an Entzündungsprozessen in Herzkranzgefäßen
aber auch an der Regeneration nach einem Herzinfarkt beteiligt, zum
Beispiel, indem sie die Bildung von Bindegewebe und die Gefäßneubildung
steuern", erläutert der Oberarzt an der Medizinischen Klinik III:
Angiologie des Tübinger Universitätsklinikums. Im Rahmen eines von der
Deutschen Herzstiftung und Deutschen Stiftung für Herzforschung mit rund
54.000 Euro geförderten und auf zwei Jahre angelegten Forschungsvorhabens
nehmen Rath und Kollegen die Bedeutung des Chemokins CXCL14 für die
Funktion des Herzmuskels im Rahmen der koronaren Herzerkrankung ins
Visier. Der Titel des Forschungsprojekts lautet "Bedeutung des Chemokins
CXCL14 für die myokardiale Funktion bei ischämischer Herzerkrankung".

Thrombozytäre Chemokine: Risiko-Indikatoren und therapeutische Ziele

Blutplättchen (Thrombozyten) werden bei Verletzungen oder Entzündungen im
Kontext von Herzgefäßerkrankungen aktiviert. Dabei setzen sie zahlreiche
Chemokine frei. CXCL14 ist solch ein Chemokin, das in Thrombozyten
existiert und von ihnen freigesetzt wird. Wie viele andere Kleinstproteine
ist CXCL14 an der Entstehung neuer Blutgefäße beteiligt, kann aber die
Gefäßneubildung auch hemmen. "Bereits durchgeführte Untersuchungen lassen
vermuten, dass dieses Chemokin eine bedeutende, jedoch nicht ausreichend
verstandene Rolle für das Fortschreiten der Arteriosklerose sowie für
Reparaturvorgänge bei Gefäßverletzungen spielt", betont Rath. So
beeinflussen thrombozytäre Chemokine unter anderem die Freisetzung von
Zellen des Immunsystems (Monozyten) sowie deren Umwandlung zu Fresszellen
(Makrophagen). "Somit sind sie für das effektive Arbeiten des Immunsystems
verantwortlich und wirken bei Entzündungen wie ein Alarmsignal", betont
der Tübinger Forscher und Arzt. Das geplante Forchungsprojekt soll die
Bedeutung von CXCL14 für die Krankheitsprozesse Entzündung und
Thrombenbildung in Herzgefäßen sowie für die myokardiale Regeneration nach
Herzinfarkt auf grundlagenwissenschaftlicher Ebene sowie an Patienten mit
symptomatischer KHK untersuchen.

Bundesweit leiden nach Expertenschätzungen bis zu sechs Millionen Menschen
an KHK, der Grunderkrankung des Herzinfarkts. Zu fast 650.000
Klinikeinweisungen pro Jahr wegen KHK kommt es in Deutschland. Fast 50.000
Menschen sterben pro Jahr am Herzinfarkt. Im Rahmen seines
Forschungsprojekts widmet sich Rath unter anderem folgenden
Fragestellungen:


	Welche Bedeutung hat die Freisetzung von CXCL14 aus Thrombozyten für Entzündungsprozesse und das Entstehen und Fortschreiten der Arteriosklerose?

	Inwiefern eignet sich CXCL14 als Ziel-Biomolekül für neue anti-entzündliche und angiogenetische Wirkstoffe zur Behandlung der Arteriosklerose und des Herzinfarkts?

	Wie verändert sich die Freisetzung von CXCL14 bei Patienten z. B. mit stabiler KHK und Herzinfarkt?



Herzforschung nah am Patienten: Förderung für Herzforscherinnen und Herzforscher

Dank der finanziellen Unterstützung durch Stifterinnen und Stifter,
Spender und Erblasser kann die Deutsche Herzstiftung (www.herzstiftung.de)
gemeinsam mit der von ihr 1988 gegründeten Deutschen Stiftung für
Herzforschung (www.dshf.de) Forschungsprojekte in einer Größenordnung
finanzieren, die die Herzstiftung und Stiftung für Herzforschung in der
kardiovaskulären Forschung unverzichtbar machen. Allein 2018 förderte die
Deutsche Herzstiftung mit über 2,5 Millionen Euro gemeinsam mit der DSHF
Forschungsprojekte auf dem Gebiet der Herz-Kreislauf-Erkrankungen. An
einer Förderung interessierte Herzforscherinnen und Herzforscher wenden
sich an: Deutsche Herzstiftung e. V., Valerie Popp und Christine Koch,
Tel. 069 955128-0 oder E-Mail: forschung@herzstiftung.de

Kostenfreier Ratgeber zu KHK und Herzinfarkt: 

Für Patienten mit koronarer
Herzkrankheit und nach Herzinfarkt bietet die Herzstiftung den
kostenfreien Ratgeber "Herz in Gefahr: Koronare Herzkrankheit und
Herzinfarkt" an. Der Band kann angefordert werden unter
www.herzstiftung.de/khk-sonderband.html oder per Tel. unter 069 955128-400
oder per E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de

http://www.dshf.de

http://www.dshf.de/forschung.php

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79421

PM_DHS_Herzinfarkt-Therapie_Entzündungsprozesse_2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/362: Gesundheits- und Krankenpflege - ausländische Berufsqualifikationen (Destatis)

Statistisches Bundesamt - 2. März 2020

Gesundheits- und Krankenpflege: Zahl der anerkannten ausländischen Abschlüsse von 2016 bis 2018 fast verdoppelt

Bei Ärztinnen und Ärzten wurden Abschlüsse aus Syrien am häufigsten anerkannt



WIESBADEN - In der deutschen Gesundheits- und Krankenpflege herrscht
Fachkräftemangel. Um diesen zu lindern, werden unter anderem
Fachkräfte aus dem Ausland gesucht. Allein im Jahr 2018 wurden in
Deutschland die Berufsabschlüsse von 10.350 Gesundheits- und
Krankenpflegerinnen und -pflegern aus dem Ausland anerkannt. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) anlässlich des neuen
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes weiter mitteilt, waren das fast
doppelt so viele examinierte Pflegekräfte wie zwei Jahre zuvor (2016:
5.600).

Insgesamt wurden 2018 deutschlandweit 36.400 ausländische
Berufsqualifikationen anerkannt. Mit 28,4 % waren Qualifikationen für
den Beruf Gesundheits- und Krankenpfleger/-in dabei am häufigsten
vertreten.

Berufe in der Gesundheits- und Krankenpflege gehören vor dem
Hintergrund des sogenannten Pflegenotstands zu den von der
Bundesagentur für Arbeit (BA) definierten Mangelberufen. Durch das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz soll der Zugang zum deutschen
Arbeitsmarkt für Fachkräfte aus dem Ausland mit diesen
Berufsabschlüssen weiter vereinfacht werden.

Über ein Drittel der Anerkennungen aus Südosteuropa

Am häufigsten wurden im Jahr 2018 Abschlüsse von Pflegekräften aus
Bosnien und Herzegowina (1.940), Serbien (1.410), den Philippinen
(1.230) und Albanien (1.160) anerkannt.

Die seit 2016 bedeutsamen Asylherkunftsländer Syrien, Iran, Irak,
Pakistan, Afghanistan, Eritrea, Nigeria und Somalia spielen bei den
Anerkennungsverfahren von Pflegerinnen und Pflegern eine eher
untergeordnete Rolle. Die Zahl der Anerkennungen erhöhte sich von 2016
bis 2018 zwar von rund 40 auf 210, trotzdem machte der Anteil
anerkannter Abschlüsse aus diesen Asylherkunftsländern im Jahr 2018
nur 2 % aller anerkannten ausländischen Abschlüsse in diesem Beruf
aus.

7.300 Abschlüsse von Ärztinnen und Ärzten anerkannt

Das Fachkräfteeinwanderungsgesetz soll neben Pflegekräften auch
Ärztinnen und Ärzte, die ihre Berufsqualifikation im Ausland erworben
haben, für das deutsche Gesundheitssystem gewinnen. 2018 wurden hier
rund 7.300 Anerkennungsverfahren positiv beschieden (2016: 5.700).
Damit sind Ärztinnen und Ärzte nach den Gesundheits- und
Krankenpflegerinnen und -pflegern deutschlandweit die zweitgrößte
Berufsgruppe im Anerkennungsgeschehen. Die meisten Anerkennungen gab
es 2018 für Ärztinnen und Ärzte, die ihre Qualifikation in Syrien
erworben haben. Ihre Zahl hat sich mit 1.200 Anerkennungen (2018)
gegenüber 630 im Jahr 2016 beinahe verdoppelt. Darauf folgen
Anerkennungen aus Rumänien und Ägypten (2018: jeweils 410).

 * 

Quelle:

Statistisches Bundesamt

Pressemitteilung vom 2. März 2020

Pressestelle

Gustav-Stresemann-Ring 11, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611/75-34 44, Telefax: 0611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de/
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ENTWICKLUNG/1518: Besser hören - nicht nur auf Partys (idw)

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.03.2020

Besser hören - nicht nur auf Partys



Den meisten Menschen fällt es nicht leicht, sich in einer belebten
Umgebung auf eine spezifische Stimme zu konzentrieren. Besonders schwierig
ist dies für Schwerhörige. Ein neuartiges Konzept für Hörhilfen,
entwickelt unter Beteiligung von Fraunhofer-Forscherinnen und -Forschern,
soll künftig die Sprachverständlichkeit in komplexen Situationen
verbessern und es erleichtern, einem einzelnen Sprecher zu folgen.

Etwa 15 Millionen Deutsche sind laut Schätzungen des Deutschen
Schwerhörigenbunds e.V. schwerhörig. Betroffene können Gespräche, vor
allem in lauten Umgebungen, nur schlecht verstehen. Besonders in
Unterhaltungen mit mehreren Personen fällt es ihnen schwer, einzelne
Stimmen herauszuhören. Ihnen gelingt es nicht, sich auf einen Sprecher zu
konzentrieren und störende Signale auszublenden - Experten bezeichnen
dieses Manko als Cocktailparty-Effekt.

Derzeitig verfügbare Hörgeräte sind nicht in der Lage, eine Schnittstelle
zwischen Ohr und Gehirn herzustellen und Schwerhörige beim selektiven
Hören zu unterstützen. »Beim normal Hörenden funktioniert die Verbindung
zwischen Gehirn und Ohr. Der Zuhörer weiß daher, auf welche Richtung er
sich konzentrieren muss. Bei Schwerhörigen ist diese Fähigkeit stark
beeinträchtigt. Auch Highend-Hörhilfen können noch nicht die Quelle
hervorheben, die der Nutzer gerade hören will, besonders wenn zwei
Personen gerade gleichzeitig sprechen«, erläutert Dr. Axel Winneke,
Wissenschaftler am Fraunhofer-Institut für Digitale Medientechnologien
IDMT in Oldenburg. »Daher benötigt man die entsprechende Information aus
dem Gehirn. Über die Hirnaktivität kann man erkennen, wem der Schwerhörige
zuhört. Das lässt sich per Elektroenzephalografie (EEG) messen«. Die
EEG-Analyse wird im Projekt mEEGaHStim federführend vom
Fraunhofer IDMT-HSA und der Universität Oldenburg durchgeführt. Hier
entwickeln der Wissenschaftler und sein Team gemeinsam mit Partnern aus
Industrie und Forschung ein System, das die Sprachverständlichkeit in
komplexen Situationen für Hörgeschädigte verbessert. Eine Kombination aus
EEG, Audiosignalverarbeitung und Elektrostimulation der Hörareale soll
dies leisten. Der Trick: Eine Gehirn-Computer-Schnittstelle misst mittels
EEG die Aktivität des Gehirns. Anhand der Daten lässt sich feststellen, in
welche Richtung bzw. auf welche Sprachquelle der Hörgeschädigte seine
Aufmerksamkeit richtet. Diese Information wird an das Hörgerät
weitergeleitet, das dann ein Richtmikrofon - den sogenannten Beamformer -
entsprechend ausrichtet. Der Beamformer verstärkt das vom Hörer bevorzugte
Audiosignal und blendet die unerwünschten Geräuschquellen, z.B. andere
Sprecher, aus. Eine dritte Komponente, die transkraniale
Elektrostimulation (tES), soll dann mit diesem Sprachsignal die Hörareale
elektrisch stimulieren. Mit dieser Methode der Neurowissenschaft
beeinflussen die Forschenden die Aktivität des Hörzentrums beziehungsweise
des auditiven Kortex? mit sehr kleinen Strömen gezielt, um so zusätzlich
die Sprachverständlichkeit zu optimieren. Die erforderliche Hardware und
Methodik zur Stimulation entwickelt im Projekt der Partner neuroConn GmbH
gemeinsam mit der Universität Oldenburg.

Hearable der Zukunft

Im Projekt wurde bereits in Designstudien visualisiert, wie die neue
Hörhilfe aussehen könnte. Aufbau und Konzept orientieren sich an der
Interaktion mit dem Gerät. Das Design hat dabei den Anspruch, die Hörhilfe
als positiven Zugewinn für den Träger zu inszenieren, entgegen einer immer
noch weit verbreiteten Stigmatisierung. Künftig könnten die im Vorhaben
entwickelten Komponenten inklusive Sensorik in einen tragbaren Bügel
integriert werden. Denkbar ist es auch, verfügbare Hörgeräte durch die
neuen Module zu ergänzen und mit einem EEG-Sensor auszustatten. »Unser
aktueller Prototyp liegt noch nicht in Form einer tragbaren Hörhilfe vor,
er muss noch deutlich miniaturisiert werden«, so Winneke. In ersten
Probandentests mit normal Hörenden hat das Prinzip der EEG-basierten
Hörunterstützung bereits gut funktioniert. Studien mit Schwerhörigen sind
in Planung.

Mobile Neurotechnologie

Die am Ohr getragene EEG-Messung eignet sich auch für andere
Anwendungsszenarien, beispielsweise um die Höranstrengung von Mitarbeitern
am Arbeitsplatz zu erfassen. Die Technologie lässt sich zudem im
medizinischen Umfeld einsetzen, insbesondere in der Neurologie, um
neurologische Erkrankungen wie Epilepsie zu überwachen. »Denkbar ist es
etwa, Patienten mithilfe von tragbarer EEG-Sensorik auch außerhalb der
Klinik beobachten zu können. Im Projekt mEEGaHStim messen wir die
Gehirnaktivität, um ein Hörgerät anzusteuern, aber man kann die Hirnströme
natürlich ebenfalls bei neurologischen Störungen analysieren«, sagt
Winneke. Der Forscher ist Mitarbeiter der Gruppe »Mobile
Neurotechnologien« am Fraunhofer IDMT am Standort in Oldenburg. Diese
arbeitet daran, Multi-Sensor-Plattformen zur Elektroenzephalografie (EEG)
in konkreten Anwendungsszenarien verfügbar zu machen - beispielsweise in
Gesundheitsanwendungen oder am sicherheitskritischen Arbeitsplatz, um die
Analyse von Hirnaktivitäten alltagstauglich zu machen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2020/maerz/besser-hoeren-nicht-nur-auf-partys.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5196: Warner Music Medien Newsletter KW 10 (Warner Music)

Warner Music Medien Newsletter KW 10

Hamburg, 3. März 2020



Gerade erst mit einem Grammy ausgezeichnet (3x nominiert), hat
Shootingstar Roddy Ricch das Musikvideo zu seinem weltweiten Hit "The
Box" veröffentlicht, der seit Wochen die amerikanischen Charts
dominiert. Das hochgradig cineastische Video, bei dem Roddy Ricch
neben Christian Breslauer selbst Regie führte, läutet zugleich die
insgesamt bereits siebte Woche ein, die "The Box" nunmehr auf #1 der
amerikanischen Billboard "Hot 100" verbringt. Nach nur wenigen Tagen
hat das Musikvideo bereits über 18 Millionen Aufrufe generiert und
zeigt Roddy in den verschiedensten Szenerien - sei es als
Basketballspieler, beim Überfall eines Banktresors oder gar bei der
Kandidatur zum US-Präsidenten: das Video zu "The Box" wird den
unglaublichen Zahlen des Tracks definitiv gerecht. Roddy ist der
erste Rapper seit Kanye West mit seinem Song und Album "Gold Digger"
und "Late Registration" im September 2005, der als Lead-Artist zwei
Wochen simultane #1-Platzierungen mit seinen ersten Chart-Toppern
vorweisen kann. Seit 50 Cent mit "Get Rich Or Die Tryin" (2003 ) ist
Roddy Ricch mit "Please Excuse Me For Being Antisocial" zudem der
erste Rapper, dessen Debütalbum drei Wochen auf der #1 verbrachte.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

CAPO

Die Fans sind begeistert: Capo veröffentlicht nach zweimonatiger
Wartezeit seine neue Hit-Single "Karakol". [1] Produziert wurde
"Karakol" von Jurij Gold und Falconi, die Capo bereits für die
Vorgänger "Puls steigt" und "Run Run Run" einen einzigartigen Sound
verpassten.

Beginnend mit ungewöhnlich sanften Gitarrenklängen, vereint sich nach
wenigen Sekunden alles zu einem treibenden Beat, der die perfekte
Untermalung für Capos Lines bildet und den Track spätestens ab der
Hook zum ultimativen Ohrwurm verwandelt.

Das offizielle Musikvideo [2] zum Song mutet regelrecht cineastisch
an und zeugt von echten Blockbuster-Qualitäten, wenn beispielsweise
der Blick auf Capo fällt, der verkabelt in einer Spaceship-Umgebung
liegt und versucht, aus dieser auszubrechen.


NULLZWEIZWEI

Niemals ohne Augenzwinkern: Am vergangenen Freitag veröffentlichte
das fulminante Rap-Dreigespann aus dem südlichen Herzogenaurach
"Ein weiteres Benz Lied" und liefert damit erneut eine Single,
die mit aggressivem Beat, harten Lyrics und der nötigen Prise Ironie
überzeugt.

"Du fährst zum Benz mit Bus, ich fahr' zum Bus mit dem Benz",
heißt es an einer Stelle, während sich der knallharte Unterbau des
Songs in die Gehörgänge bohrt. Und auch das offizielle Video [3] kann
sich sehen lassen.

Erst vor wenigen Wochen hatte das Kollektiv um Bazu, Rufuz und Sosa
die Single "Was ich mach" vorgelegt, die den drei Rappern nach Titeln
wie "Bounce", "In die Hocke" und "Neugeboren" weitere Aufmerksamkeit
und branchenweiten Respekt einbrachte.


GORILLAZ

Im Februar läutete die erfolgreichste virtuelle Band der Welt ihr
neues Projekt Song Machine [4] mit der neuen Single "Momentary Bliss
(feat. slowthai & Slaves)" ein. Im Rahmen des neuen Musik- und
Cartoon-Serien-Konzepts werden Gorillaz in den kommenden Monaten neue
Musik veröffentlichen.

Ende vergangener Woche ging nun Episode zwei online. Frisch aus dem
Studio enthüllten 2D, Noodle, Russel und Murdoc ihre neue Single
"Désolé" [5] (franz. 'tut mir leid'), die in Zusammenarbeit mit der
mehrfach Grammy-nominierten malischen Sängerin Fatoumata Diawara
entstand.

Im Clip [6] dazu lassen sich die kühnen Helden aus einem Portal in
den Kong Studios an den Comer See teleportieren und sprechen
anschließend im "Machine Bitez"-Format [7] über das neue Projekt.


LIANNE LA HAVAS

Die Grammy-nominierte UK-Künstlerin Lianne La Havas meldete sich
vergangene Woche überraschend mit ihrer bewegenden neuen Single
"Bittersweet" zurück. "Ich hatte vergessen, wie sehr ich das
Singen liebe", gesteht sie und singt: "Bittersweet summer
rain, I'm born again".

Der Track ist inspiriert von ihrer Entdeckung des wehmütigen
brasilianischen Tropicalismo von Milton Nascimento aus den
70er-Jahren wie auch den ermächtigenden Scifi-Girlgroup-Harmonien von
Destiny's Child - hier [8] im COLORS Video zu sehen.

Für 2020 hat sich Lianne vorgenommen, eine neue Vision für ihre Kunst
zu entwickeln, sowohl musikalisch als auch kreativ. Am 08.05. spielt
sie hierzulande live auf dem Pitchfork Festival in Berlin und steht
für Interviews zur Verfügung.


PINK SWEAT$

Der aus Philadelphia stammende Songwriter/Produzent Pink Sweat$ kam
ausgerechnet am Valentinstag zur Welt. Kaum verwunderlich also, dass
sich seine Songs vor allem um die Liebe drehen. So zumindest der
Eindruck, der ebenso durch die häufige Verwendung der Farbe Rosa in
seinen Musikvideos entsteht.

Auch seine neueste Single "17" erschien vergangene Woche in
Begleitung eines bonbonfarbenen Musikvideos [9] und handelt davon,
dass alte Liebe bekanntlich nicht rostet.

2019 war ein erfolgreiches Jahr für den R&B-Shooting-Star Pink
Sweat$, der u.a. von Apple Music zum "Up Next"-Künstler und bei den
Soul Train Awards zum "Best New Artist" gekürt wurde. Zuletzt hatte
er im Dezember die Single "Body Ain't Me" [10] vorgelegt.


2KBABY

Letzten Freitag enthüllte der aufstrebende, in Louisville beheimatete
Rapper 2KBaby seinen mit Hochspannung erwarteten und bereits über
seine Social-Media-Kanäle angeteaserten neuen Track "FAXTS",
inklusive eines clever animierten Begleitvideos [11] aus der Schmiede
von Jay Pusha.

Auf "FAXTS" setzt sich 2KBaby mit den Höhen und Tiefen einer
Beziehung auseinander, jedoch nicht ohne sich dabei auf seine 2019er
Erfolge zu berufen.

Basierend auf Vorzeige-Veröffentlichungen wie seinem Durchbruchs-Hit
"Old Streets" und Tracks wie "Dreaming" oder "Betta" kürte ihn
Complex Magazine kürzlich zu einem der "25 Artists To Watch In 2020".
Bis dato generierte 2KBaby mit seiner Musik über 30 Mio. Streams.


TRACK OF THE WEEK • BRYCE VINE - BABY GIRL

Mit seinem zweifach US-Platin-veredelten Song "Drew Barrymore"
stellte Bryce Vine 2018 sein Talent eindrucksvoll unter Beweis. 2019
absolvierte er u.a. eine ausverkaufte Headliner-Tour durch die USA,
veröffentlichte weitere Hits wie das US-Platin-ausgezeichnete "La La
Land (feat. YG)" und verzeichnete mit seinem bisherigen Katalog
weltweit knapp eine Milliarde Streams. Kürzlich veröffentlichte er
seine brandneue Single "Baby Girl", die von einer durchfeierten Nacht
in Miami Inspiration bezieht und von der Grammy-dekorierten Legende
Chad Hugo (von The Neptunes und N.E.R.D.) sowie Bryce Vines eigenem
Kreativpartner Sir Nolan (Selena Gomez, Justin Bieber, Alec Benjamin)
produziert wurde - hier [12] im farbenfrohen Clip zu sehen. In Folge
eines ausverkauften Konzerts in Hamburg vergangene Woche performt
Bryce Vine heute Abend live im Kölner Yuca.



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=7f1b36451098ebfb2692873211b6b3b44f541a499e44490743404480a70b32f2e8524830e58cedc4948d40fc7a03555f

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=7f1b36451098ebfb2692873211b6b3b44f541a499e44490743404480a70b32f2e8524830e58cedc4948d40fc7a03555f

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=7f1b36451098ebfb1f2534b8d6b231a226cb754b861a87c768c2f250d7afd092940e80df5c2142b4dae39333cb7573ed

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=7f1b36451098ebfb864a74bbd9ca704934fa0ca7358f96661194607edd53672126e4d65651c64ef42763eb5b0a6e49c9

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=7f1b36451098ebfbc282f1282164645188f31135304ad1c79df3b5f9b84d06f89cc02e9b6248993562d85c4b64c824fb

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=7f1b36451098ebfbc282f1282164645188f31135304ad1c79df3b5f9b84d06f89cc02e9b6248993562d85c4b64c824fb

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=37bd643c7c280fd3d95ab0f9c88b5df4689f3f220ba53722246e5be32b9c982161548ed1d867100fe399992bd22352e8

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=37bd643c7c280fd3ac9a500d93beaccff9960d56da2eae1822fe771691bdadc4120a532b58a1412194a6b7f98691af75

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=37bd643c7c280fd3e536ca9e99b158289dc4dbe926d834c4b88bd3c7cbe299df9271fb2c884c7cb44b171ca0c0bc8aca

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=37bd643c7c280fd3a3e05daf322f7d699cf5aa1784e49c3e43c080e1e44d041b71fbee3df47f09f2578f5aa3f65199b0

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=37bd643c7c280fd333826e053de01c51b452fed43109bce58d433a7e8246e15621c2de8523b1066f6a6c7c1761e3d205

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=37bd643c7c280fd33758572c2c81299876a5efbd067129b2dade0d0c40908ae038d4dc3706701484e239c4a9a4359fc9

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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BLUES/078: Cuxhaven - Eine Reise durch die Welt des Blues mit Blue Terrace, 13.03.2020

Stadt Cuxhaven

Eine Reise durch die Welt des Blues mit Blue Terrace



Die große musikalische Vielfalt der Bluesmusik unter dem Motto "All
Kinds of Blues" erwartet Sie am Freitag, den 13. März 2020, um 19:30
Uhr im Schloss Ritzebüttel in Cuxhaven.

Die fünf Musiker aus Hannover stehen für begeisternden,
abwechslungsreichen und geschichtsträchtigen Blues. Blue Terrace
lassen intime romantische Balladen, mitreißende swingende und
groovende Tempi in einer harmonischen Mischung, zu einem Fest für die
Ohren werden.

Auf der Grundlage älterer und neuer Stilrichtungen des Blues wie dem
Delta Blues, Chicago Blues, Soulblues, Swingblues, Jumpblues oder dem
Bluesrock verarbeiten sie bekannte und unbekannte Klassiker zu
eigenwilligen und eigenständigen Interpretationen.

Das künstlerische Anliegen der Band zeigt sich u.a. auch darin,
vergessene Songs aus den 1920ern bis zu den 50er Jahren im modernen
Gewand vorzustellen. Viele dieser Klassiker erfuhren im Laufe der Zeit
eine Neuauflage, wie z.B. der Titel der "Empress of Blues" von Bessie
Smith oder "I want some Sugar in my Bowl" durch die Sängerin Nina
Simone.

Blue Terrace bietet mit ihrem Konzert dem klassischen Bluesliebhaber
wie auch Interessierten, die diese Musikrichtung erst noch für sich
entdecken möchten, ein unvergessliches Musik-Event!

Eintrittskarten für diesen blueshaltigen Abend gibt es in der
Kulturinformation, Schlossgarten 4, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-
Fr 9-13 Uhr, Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr) statt, online unter
www.cuxhaven.de/tickets und am Veranstaltungsabend ab 18:30 Uhr an der
Abendkasse im Schloss Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.03.20

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/7006070, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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JAZZ/2225: Bielefeld - Frühlingskonzert, mit Schlagzeug und Trompete, 07.03.2020

Stadt Bielefeld

Frühlingskonzert in der Neuen Schmiede




bielefeld (bi). Mit Schlagzeug, Trompete und Co. wird beim
Frühlingskonzert der VHS-Big Band am Samstag, 7. März, gejazzt. Die 20
Musikerinnen und Musiker der Band "Jazzwerkstatt" spielen ab 19.30 Uhr
unter anderem Hits von Norah Jones und Blue Sids. Bei einigen
Musikstücken wird die Band von Gast-Sängerin Ellen Potthast begleitet.

Tickets sind im Vorverkauf für 12 Euro im Buchladen Eulenspiegel
erhältlich. Der Eintritt an der Abendkasse kostet 16 Euro. Kinder bis
14 Jahre sind frei. Einlass zum Konzert in die Neue Schmiede ist um 19
Uhr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KLASSIK/10312: Rhein-Sieg-Kreis - "Very british". 2. Orgelkonzert des Festivals Orgelkultur, 22.03.20

Rhein-Sieg-Kreis

"Very british": 2. Orgelkonzert des Festivals Orgelkultur im 
Rhein-Sieg-Kreis in Neunkirchen



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Die Orgel war nach dem Klavier das erste
Instrument, das der junge Ludwig van Beethoven in der Öffentlichkeit -
und auch im heutigen Rhein-Sieg-Kreis - spielte. In Erinnerung daran
und aus Anlass des 250. Geburtstages des großen Komponisten laden der
Rhein-Sieg-Kreis und die Thomas-Morus-Akademie Bensberg im Rahmen von
BTHVN2020 zu einer musikalischen und kulturellen Entdeckungsreise
durch die Kirchen unseres Kreises und zu ihren Orgeln ein.

"Very british" ist der Titel eines OrgelKonzertes am Sonntag, 22. März
2020, um 17:00 Uhr in der katholischen Pfarrkirche St. Margareta in
Neunkirchen-Seelscheid. Die Orgel wird der gebürtige Engländer George
Warren spielen. Gemeinsam mit dem aus England stammenden Bariton
Benjamin Hewat-Craw wird er das 2. Orgelkonzert des Festivals
Orgelkultur gestalten. Beide studieren an der Musikhochschule in Köln
und haben gemeinsam am internationalen Wettbewerb für Orgel und Gesang
in Neuss teilgenommen.

Nach einer geistlichen Einführung durch Martin Wierling, leitender
Pfarrer des Pfarrverbandes Neunkirchen-Seelscheid, und
kulturgeschichtlichen Erläuterungen wird Orgelbauer Siegfried Merten
zur Geschichte der Orgel in St. Margareta sprechen. Er präsentiert sie
als wahrlich europäisches Gemeinschaftsprojekt: Die Einzelteile
stammen aus verschiedenen Ländern des Kontinentes und ergeben zusammen
eine Klangcharakteristik der englischen Spätromantik.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.02.20

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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LIEDER/1841: Borken - Vokalensemble "Sjaella" im Ahauser Schlosskonzert, 15.03.2020

Kreis Borken

Vokalensemble "Sjaella" gastiert im Fürstensaal


Letztes Ahauser Schlosskonzert dieser Saison am 15. März 2020



Kreis Borken/Ahaus. Premiere beim letzten Schlosskonzert der Saison:
Mit dem Vokalensemble "Sjaella" gastiert am Sonntag, 15. März 2020,
zum ersten Mal ein rein weiblicher Chor im Fürstensaal von Schloss
Ahaus. "Sjaella" bedeutet aus dem Skandinavischen übersetzt so etwas
wie "Seele" - die sechs jungen Frauen behaupten von sich selbst, dass
sie eine gemeinsame Seele hätten und dies Ausdruck in ihrem
gemeinsamen Gesang finde. Das Konzert beginnt um 19.30 Uhr.
Homogen und individuell, leicht und kernig, präzise und frei - dieser
Facettenreichtum macht den Klang des Leipziger A capella-Ensembles,
das im Jahr 2005 gegründet wurde, aus. Das musikalische Repertoire ist
breit gefächert und bewegt sich quer durch alle Epochen und
Stilrichtungen. "Fast ein Pflichttermin für alle Vokalgourmets ist der
Saisonabschluss mit Sjaella", freut sich Norbert van der Linde,
künstlerischer Leiter der Ahauser Schlosskonzerte. Auch das Publikum
und die Presse zeigen sich immer wieder begeistert von den Konzerten
und CD-Produktionen. Das verhalf den Sängerinnen zu zahlreichen
Preisen bei nationalen und internationalen Wettbewerben und nicht
zuletzt zu Auftritten mit dem Weltstar Bobby McFerrin, die jüngst im
Leipziger Gewandhaus stattfanden.

Auch in Ahaus präsentiert Sjaella ein kontrastreiches Programm, in dem
die Sängerinnen die Grenzen zwischen den Genres gekonnt zerfließen
lassen und atemberaubende sechsstimmige Klänge erzeugen. Sie singen
unter anderem Volkslieder aus Dänemark, Deutschland, Finnland, Island
und Norwegen. Das Programm vervollständigen Lieder von Irving Berlin,
John Dowland, Henry Purcell, Stevie Wonder und weiteren Künstlern.
Einzelkarten für das Konzert in der Kategorie II kosten für Erwachsene
15 Euro. Schüler und Studenten zahlen die Hälfte. Karten für die erste
Kategorie sind bereits vergriffen. Vorbestellungen nimmt die
Kulturabteilung des Kreises Borken im kult Westmünsterland per E-Mail
bis Freitagvormittag, 13. März 2020, an t.wigger@kreis-borken.de
entgegen sowie unter der Telefonnummer: 02564/98 99 111 (auch am
Konzertwochenende).

Weitere Informationen zu den Ahauser Schlosskonzerten gibt es im
Internet unter:

https://www.tourismus-kreis-borken.de/veranstaltungen/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 28.02.20

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9334: Aus aller Welt - 04.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Erneutes Rücktrittsgesuch von Ukraines Premier Hontscharuk

In der Ukraine versucht Ministerpräsident Oleksij Hontscharuk zum
zweitenmal innerhalb von zwei Monaten von dem vor knapp einem halben
Jahr angetretenen Posten zurückzutreten. Ein erstes Rücktrittsgesuch
des 35jährigen Politikers im Januar hatte Präsidenten Wolodymyr
Selenskyj zurückgewiesen, um ihm noch eine Chance zu geben. Zuvor
hatte Hontscharuk über den Präsidenten gelästert und diesem unter
anderem ein geringes Verständnis von Wirtschaft vorgeworfen. Die
Entscheidung über das Rücktrittsgesuch sollte am Mittwoch getroffen
werden. Die Ablösung des Außenamtschefs sowie der Ressortchefs für
Verteidigung und Finanzen war ebenfalls im Gespräch.

4. März 2020
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JUSTIZ/9334: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Trumps Wahlkampfteam klagte gegen Washington Post

Das Wahlkampfteam von US-Präsident Trump verklagt die Washington Post
wegen absichtlich falscher und verleumderischer Berichterstattung
unter anderem über die sogenannte Rußlandaffäre. Die Kläger werfen
der Zeitung zudem vor, von den Republikanern voreingenommen zu
berichten. Die Redaktion der Washington Post wies die Vorwürfe
zurück.

4. März 2020
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MILITÄR/9331: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Türkisch-syrische Gefechte in Idlib

In der syrischen Provinz Idlib sind nach Angaben des
Verteidigungsministeriums in Ankara zwei türkische Soldaten von
syrischen Regierungstruppen getötet worden. Sechs weitere Soldaten
wurden verwundet. Die türkische Einheit hat umgehend
zurückgeschossen. Die Streitkräfte der Türkei bekämpfen in dem
benachbarten Bürgerkriegsland die syrischen Einheiten, nachdem am
Donnerstag letzter Woche bei einem Luftangriff 34 türkische Soldaten
getötet worden waren. Wer den Luftangriff durchführte, ist nicht
gesichert. Am Freitag und Samstag tötete türkisches Militär in der
Region mindestens 88 syrische Soldaten und verbündete Milizen.

4. März 2020
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POLITIK/9333: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Humanitäre EU-Hilfe für Syrien

Der EU-Außenbeauftragte Borrell hat bei seinem Besuch in Ankara für
humanitäre Hilfe in Syrien weitere 170 Millionen Euro zugesagt. Gut
ein Drittel des Betrags soll dem Nordwesten des Landes zugutekommen.
Dort führen die Türkei und verbündete Milizen Krieg gegen die
regulären syrischen Truppen. Borrell ermahnte die türkische
Regierung, den mit der EU getroffenen Flüchtlingspakt einzuhalten und
die Flüchtlinge in der Türkei nicht dazu aufzufordern, an die Grenze
zu Griechenland zu reisen.

4. März 2020
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SONSTIGES/9331: Tragisches und Kurioses - 04.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Tornado wütet in Tennessee

Am Dienstag ist ein Tornado über Nashville im US-Bundesstaat
Tennessee hinweggezogen und hat dort rund 50 Gebäude zum Einsturz
gebracht. Dabei wurden zwei Menschen von umkippenden Wänden
erschlagen. Insgesamt forderte der Tornado in Tennessee 25
Menschenleben. Wie viele Menschen verletzt wurden, ließ sich zunächst
nicht sagen. Der Tornado sorgte für einen massiven Stromausfall, von
dem in der Bundeshauptstadt rund 70.000 Menschen betroffen waren.

4. März 2020
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WISSENSCHAFT/8416: Aus Forschung und Technik - 04.03.2020 (SB)




MELDUNGEN



Viel mehr Geröll auf Mondrückseite als gedacht

China hat vor rund einem Jahr den Rover Yutu-2 auf der Rückseite des
Mondes abgesetzt. Das Gerät hat aktuellen Berichten zufolge dort
festgestellt, daß die Oberfläche des Erdtrabanten von einer Schicht
aus Steinen und Staub bedeckt ist, die mächtiger ist, als die
Wissenschaft bislang vermutet hatte. Das lose Material türmt sich bis
zu zwölf Meter auf, heißt es in einer von Sience Advances
veröffentlichten Studie.

4. März 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8430: Aus aller Welt - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Mißtrauensanträge in französischer Nationalversammlung scheitern

Die Nationalversammlung in Paris hat zwei Mißtrauensanträge gegen die
Regierung zurückgewiesen. Sie wären wirksam geworden, wenn sie 289
Stimmen erhalten hätten. Für den Antrag der bürgerlichen Rechten
votierten in der Nacht auf Mittwoch nur 148 Abgeordnete und für den
Antrag linker Parteien 91. Beide Lager sahen keinen anderen Weg, die
umstrittene Rentenreform der Regierung zu verhindern. Letztere will
die Novelle im Eilverfahren durch das Parlament bringen und nimmt
dazu erstmals den Sonderparagraphen 49-3 der Verfassung in Anspruch.
Damit gilt ein Gesetz in erster Lesung als verabschiedet, ohne daß
die Nationalversammlung darüber abgestimmt hat. Aus dem Parlament,
vor allem von den linken Fraktionen, waren mehr als 40.000
Änderungsanträge für die Regierungsnovelle vorgelegt worden. Die
Vorgehensweise lieferte der Regierung die Rechtfertigung dafür,
erstmals besagten Verfassungsartikel zu aktivieren. Das Rentengesetz
wird noch dem Senat zur Abstimmung vorgelegt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8385: Medizin und Gesundheitswesen - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Gelenksprothesen halten immer länger

Die Haltbarkeit von Hüft- und Knieendoprothesen hat sich enorm
verlängert. Hielten Hüftprothesen in den 1980er noch im Schnitt
sieben Jahre, so beträgt die Haltbarkeit inzwischen 25 Jahre und
mehr. Untersuchungen von Jonathan Evans von der Bristol Medical
School und Mitarbeiter zeigten, daß 77,6 Prozent der Hüftprothesen
eine 25-Jahre-Haltbarkeit erreichten. Bei den Knieendoprothesen
unterscheiden die britischen Wissenschaftler Totalendoprothesen und
Kniegelenksteilersatz. Erstere hatten eine 25-Jahre-Haltbarkeit von
82,3 Prozent und der Teilersatz 69,8 Prozent. Somit hatten
Knieendoprothesen eine insgesamt längere Haltbarkeit als
Hüftendoprothesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8418: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Grundrechte für drei Prozent der Weltbevölkerung

Drei Prozent der Weltbevölkerung leben in Staaten, welche die
Grundrechte respektieren und schützen. Ein Jahr zuvor waren es vier
Prozent. Das geht aus dem aktuellen Atlas der Zivilgesellschaft
hervor, den Brot für die Welt und das Netzwerk Civicus am Mittwoch in
Berlin vorstellten. Demnach gehört Deutschland zu den 43 Staaten, in
denen unter anderem Demonstrationen und eine freie Berichterstattung
zugelassen werden. In den sogenannten offenen Staaten leben rund 260
Millionen Menschen. In den anderen Ländern sind am meisten Frauen
gefährdet, die sich politisch und gesellschaftlich betätigen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8340: Sprache, Kunst und Medium - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Das Luther-Panorama soll drei Jahre länger in Wittenberg bleiben

Das von dem Berliner Künstler Yadegar Asisi in Wittenberg installierte
Panorama-Gemälde "Luther 1517" bleibt vermutlich drei Jahre länger als
ursprünglich geplant in der Elbestadt. Allein innerhalb des ersten
Jahres kamen rund 400.000 Besucher, um das 15 Meter hohe und etwa 75
Meter lange 360-Grad-Bild zu sehen.

Wie die Stadtverwaltung dem MDR mitteilte, soll der eigens errichtete
Rundbau bis 2024 für Besucher erhalten bleiben. Bisher waren
Ausstellung und Bau bis 2021 vorgesehen. Dafür gilt auch nur die
vorläufig erteilte Baugenehmigung, die zu dem Zweck verlängert werden
muß.

Anläßlich des 500. Reformationsjubiläums hatte Asisi mit seinem
Panorama markante Stationen aus dem Leben und Wirken des Theologen
Martin Luther zur Zeit der Reformation in Wittenberg gezeigt.
Angeblich hatte Luther seine später berühmten 95 Thesen für jeden
sichtbar zur Änderung der katholischen Kirche an das Haupttor der
Domkirche zu Wittenberg geheftet und damit die Reformation
eingeläutet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8407: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



NATO könnte Truppen aus Afghanistan abziehen

Der NATO-Generalsekretär Stoltenberg hat im ZDF eine Reduzierung der
NATO-Truppen in Afghanistan von 16.000 auf 12.000 Mann angekündigt.
Rund die Hälfte der abzuziehenden Soldaten sollen nicht aus den USA
stammen. Der Beschluß zum Rückzug aus Afghanistan folgt auf die
Vereinbarungen, welche Vertreter der US-Regierung und der
Taliban-Milizen am Samstag in Doha getroffen haben. Daß sich die
Taliban daran halten, ist laut Stoltenberg eine Voraussetzung für den
Truppenabzug. Der Generalsekretär rechnet damit, daß der Weg zum
Frieden in Afghanistan lang und hart sein wird.

Die US-Regierung ist bereit, innerhalb von viereinhalb Monaten ihre
Truppenstärke in Afghanistan von rund 13.000 auf 8600 zu verringern.
Zunächst ohne Einbindung der Regierung in Kabul haben Amerikaner und
Taliban den Abzug aller US-Truppen und anderer ausländischer
Einheiten vom Hindukusch bis April 2021 ins Auge gefaßt. Die Taliban
sollen allerdings direkte Gespräche mit der von ihnen als
Marionettenregierung der USA angesehenen afghanischen Regierung
aufnehmen. Außerdem sollen die Taliban dafür sorgen, daß von
afghanischem Boden keine terroristische Bedrohung der Länder des
Westens erfolgt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8421: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Bodo Ramelow erneut Ministerpräsident von Thüringen

Im Erfurter Landtag ist Bodo Ramelow (Die Linke) am Mittwoch zunächst
mit dem Versuch gescheitert, sich im ersten Wahlgang erneut zum
Ministerpräsidenten wählen zu lassen. In geheimer Abstimmung
entfielen auf Ramelow 42 Stimmen, benötigt hätte er 46. Für den von
der AfD aufgestellten Gegenkandidaten Björn Höcke votierten offenbar
seine 22 Fraktionsmitglieder. Die FDP-Abgeordneten gingen nicht an
die Urne. Die 21 Enthaltungen waren wohl der CDU-Fraktion
zuzuschreiben. Linke, SPD und Grüne hatten bei der Landtagswahl nicht
genügend Stimmen für eine Regierungsmehrheit erhalten. Bei der
Ministerpräsidentenwahl Anfang Februar setzte sich der FDP-Kandidat
Thomas Kemmerich mit Hilfe der AfD und der CDU gegen Ramelow durch.
Aufgrund landesweiten Protestes trat er drei Tage nach seiner Wahl
von dem Posten zurück.

Das Ergebnis des zweiten Wahlgangs deckte sich mit dem des ersten. Im
dritten Wahlgang, bei dem die einfache Mehrheit ausreichte, war Höcke
nicht mehr angetreten. Ramelow erhielt erneut 42 Stimmen bei 23
Gegenstimmen und 20 Enthaltungen. Er nahm die Wahl an und legte den
Amtseid ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8390: Tragisches und Kurioses - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Fluglinien wollen schlimmste Corona-Infektionsgebiete meiden

So wie die Lufthansa verringern viele internationale Flugunternehmen
wegen der weltweiten grassierenden Corona-Epidemie ihr Flugangebot
nicht nur nach Italien und Asien teils deutlich.

Auch innerhalb Deutschlands hat die Nachfrage nach Flügen erheblich
nachgelassen, teilte der DAX-Konzern in Frankfurt am Main mit. Flüge
nach China sind voraussichtlich bis 24. April gestrichen, Verbindungen
in die iranische Hauptstadt Teheran sogar bis 30. April.

Offenbar sind sich in diesem Punkt etliche Fluggesellschaften einig,
denn auch die US-Fluggesellschaft American Airlines hat ihre Flüge von
New York und Miami nach Norditalien eingestellt. Wegen der
Virus-Verbreitung würden die Verbindungen zunächst bis 24. April nicht
mehr angeboten, teilte der US-Konzern mit. Zuvor hatte das
US-Außenministerium die Reisehinweise für Korea, den Iran und Italien
verschärft.

Das bringt für den Luftverkehr riesige Verluste mit sich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8419: Arbeit, Soziales und Familie - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Hilfsorganisationen rufen zur Aufnahme von Flüchlingskindern auf

Mehr als 60 internationale Hilfsorganisationen, darunter Human Rights
Watch, Ärzte ohne Grenzen, Oxfam, Terre des Hommes und Caritas,
appellieren gemeinsam an die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten,
unbegleitete Flüchtlingskindern aus den Lagern auf den griechischen
Inseln der Ägäis bei sich aufzunehmen. Die Unterzeichner des am
Mittwoch veröffentlichten Appells verweisen auf massive Verletzungen
von Kinderrechten und erhebliche Gefahren für Sicherheit und
Gesundheit der Kinder in den für sie vollkommen ungeeigneten Lagern.
Die Bundesregierung ist aufgefordert, 5000 besonders schutzbedürftige
Flüchtlinge in Deutschland aufzunehmen, und sich bei den anderen
EU-Mitgliedern dafür einzusetzen, daß sich diese dem Vorgehen
anschließen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8396: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Weniger Nahrungsmittel durch Extremwetter

Daß der Klimawandel eine Zunahme von Dürren und Hitzewellen bringt,
konnte jeder in den letzten Jahren beobachten. Umweltwissenschaftler
von der University of British Columbia in Vancouver haben die Höhe
der daraus resultierenden Schäden errechnet. Es zeigte sich, daß ein
Land mit neun Prozent Einbußen in der landwirtschaftlichen Produktion
zu rechnen hat, wenn es von einem extremen Wetterereignis im Jahr
betroffen ist. Global soll sich der Ernteverlust im Getreideanbau
infolge von Hitze und Dürre auf rund sechs Prozent pro Jahr belaufen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8407: Märkte und Finanzen - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Norwegischer Staatsfonds plant nachhaltig

Der norwegische Staatsfonds ruft nach eigenen Angaben mehr als 9000
Unternehmen auf, ihre Bemühungen um Nachhaltigkeit eingehend zu
belegen. Der Fonds will in dem Zusammenhang standardisierte Daten
bekommen, um sein internationales Investment besser an ökologischen
Kriterien ausrichten zu können. Außerdem kündigte der Fonds für
kommendes Jahr verstärkte Investitionen in Wind- und Sonnenenergie
an. Der Staatsfonds verwaltet ein Vermögen von 1,1 Billionen Dollar.
Die Einnahmen stammen hauptsächlich aus den Öl- und Gasgeschäften
Norwegens.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8419: Aus Forschung und Technik - 04.03.2020 (SB)




VOM TAGE



Riesenfaultier-Überreste entdeckt

Wenn Forscher nach Schätzen aus der Vergangenheit suchen, können sie
so manche Überraschung erleben. So fanden Anthropologen um Jean
Larmon von der Universität Illinois, als sie in Zentralamerika den
Grund eines Sees nach Maya-Artefakten absuchten, die 27.000 Jahre
alten Überreste eines Riesenfaultiers (Eremotherium laurillardi).
Offenbar war dem vier Meter großem Tier ein tiefes Wasserloch zum
Verhängnis geworden. Schlecht für das Tier, gut für die Wissenschaft.
Untersuchungen an den Faultier-Zähnen ergaben, daß das Tier in seinem
letzten Lebensjahr vor allem Blätter von Bäumen und Gras gefressen
hatte.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





GALAXIS/314: Kugelsternhaufen flattern im galaktischen Wind (idw)

Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 02.03.2020

Kugelsternhaufen flattern im galaktischen Wind



Das Magnetfeld der Milchstraße spielt eine wichtige Rolle bei der
Entwicklung unserer Galaxie, wobei man allerdings noch sehr wenig über
seine Struktur auf kleinen Größenskalen weiß und, ob es sich in den Halo
der Milchstraße fortsetzt. Über die Beobachtung von Pulsaren im
Kugelsternhaufen 47 Tuc gelang es einem Forscherteam unter der Leitung von
Federico Abbate vom Bonner MPIfR zum ersten Mal, das galaktische
Magnetfeld auf der Skala von wenigen Lichtjahren zu untersuchen. Die
Wissenschaftler finden ein unerwartet starkes Magnetfeld in Richtung des
Kugelsternhaufens, senkrecht zur Ebene der Milchstraße. Es könnte durch
eine Wechselwirkung mit einem galaktischen Wind erklärt werden.




[image: Bild: © ESO/VISTA VMC (Hintergrundbild); F. Abbate et al., Nature Astronomy (Inset)]

Kugelsternhaufen 47 Tuc (oben rechts) mit der Kleinen Magellanischen
Wolke. Inset: 47 Tuc mit dem nachgewiesenen Magnetfeld in
Farbdarstellung. Feldlinien zeigen die Wirkung des galaktischen
Windes.

Bild: © ESO/VISTA VMC (Hintergrundbild); F. Abbate et al., Nature Astronomy (Inset)



47 Tucanae oder 47 Tuc, wie er abgekürzt genannt wird, ist ein bereits mit
bloßen Auge sichtbarer eindrucksvoller Kugelsternhaufen im Sternbild
"Tukan", recht nahe in Richtung der Kleinen Magellanischen Wolke am
Südhimmel. Der erste Pulsar darin wurde bereits im Jahr 1990 mit dem
Parkes-64m-Radioteleskop in Australien entdeckt, und bald danach wurden
weitere Pulsare mit dem gleichen Teleskop nachgewiesen. Insgesamt kennt
man zur Zeit 25 Pulsare in 47 Tuc. Aus diesem Grund ist dieser gut
erforschte Kugelsternhaufen ein sehr wichtiges Forschungsobjekt für
Pulsarastronomen.

Pulsare sind Quellen mit periodischem Signal, mit dem die Astronomen das
sogenannte Dispersionsmaß bestimmen können, nämlich die Verzögerung in der
Ankunftszeit der Einzelpulse bei unterschiedlichen Frequenzen. Diese
Verzögerung ist proportional zur Dichte der freien Elektronen auf der
Sichtlinie zwischen Pulsar und Erde. "Bereits im Jahr 2001 ist uns
aufgefallen, dass die Pulsare auf der rückwärtigen Seite des
Kugelsternhaufens ein höheres Dispersionsmaß zeigten als diejenigen auf
der Vorderseite. Das ist ein direkter Hinweis auf die Existenz von Gas in
47 Tuc", sagt Paulo Freire vom Max-Planck-Institut für Radioastronomie,
der Projektleiter für eine Reihe von Pulsarmessungen in 47 Tuc.

Was 47 Tuc sogar noch interessanter macht, ist seine Entfernung von ca.
15.000 Lichtjahren, die ihn in einen relativ ungestörten Bereich des Halos
unserer Milchstraße positioniert. Der Halo umgibt die galaktische Scheibe
und enthält nur wenige Sterne und auch sehr wenig Gas. "Die Pulsare in
diesem Kugelsternhaufen ermöglichen uns einen einzigartigen und bisher
nicht gekannten Einblick in die großskalige Struktur des Magnetfelds im
galaktischen Halo", sagt Federico Abbate, Erstautor der Veröffentlichung und
Mitarbeiter am Bonner Max-Planck-Institut für Radioastronomie (MPIfR), der
die Datenanalyse als Teil seiner Doktorarbeit an der Universität von Mailand
Bicocca und am INAF-Observatorium Cagliari durchgeführt hat.

Die Kenntnis von Struktur und Stärke des galaktischen Magnetfelds ist
ausschlaggebend für ein vollständiges Bild unserer Milchstraße. Kosmische
Magnetfelder beeinflussen die Sternentstehung, regulieren die Ausbreitung
von hochenergetischer Teilchenstrahlung und helfen dabei, die Existenz von
Gasausflüssen von der Scheibe der Milchstraße in den umgebenden Halo zu
bestätigen. Trotz ihrer Bedeutung ist der großskalige Verlauf von
Magnetfeldern im Halo bis jetzt nicht vollständig bekannt.

Magnetfelder können normalerweise nicht direkt beobachtet werden. Statt
dessen nutzen Wissenschaftler ihre Wirkung auf Plasma von geringer Dichte
in der galaktischen Scheibe. Im Plasma sind Elektronen von Atomkernen
getrennt und sie wirken wie winzige Magnete. Die Elektronen werden vom
Magnetfeld angezogen und in Umlaufbahnen um die magnetischen Feldlinien
gezwungen. Dabei wird langwellige elektromagnetische Strahlung, sogenannte
Synchrotronstrahlung, emittiert. Neben der direkt ausgesandten Strahlung
beeinflussen freie Elektronen im Plasma auch die Ausrichtung der
durchgehenden polarisierten Strahlung. Das elektromagnetische Feld von
polarisierten Radiowellen schwingt jeweils in der gleichen Ebene. Die
Richtung wird von Elektronen in einem magnetischen Medium frequenzabhängig
verändert. Dieser als Faraday-Rotation bekannte Effekt ist in Radiowellen
messbar.

Messungen der polarisierten Radiostrahlung sind für das Magnetfeld in der
galaktischen Scheibe gut anwendbar, weil die Dichte des Plasmas groß genug
ist. Im galaktischen Halo hingegen ist die Plasmadichte für einen direkten
Nachweis zu gering. Aus diesem Grund war es bisher nicht möglich,
Ausrichtung und Stärke des Magnetfelds im Halo zu bestimmen und
Modellvorhersagen ließen keine Unterscheidung zwischen paralleler oder
senkrechter Ausrichtung zur galaktischen Scheibe zu. Auf das Vorhandensein
eines magnetischen Ausflusses von der Scheibe aus in den Halo wurde nur
indirekt aus dem Vergleich mit anderen Galaxien geschlossen. Dadurch
könnte dann auch die diffuse Röntgenstrahlung in der Milchstraße erklärt
werden.

Neuere Beobachtungen der Pulsare in 47 Tuc, ebenfalls mit dem
Parkes-Radioteleskop, ermöglichten die Bestimmung der polarisierten
Radiostrahlung der Pulsare und ihrer Faraday-Rotation. Daraus lässt sich
ein überraschend starkes Magnetfeld in dem Kugelsternhaufen ableiten. Es
ist tatsächlich so stark, dass es nicht in 47 Tuc selbst erzeugt sein
kann, sondern eine externe Quelle im galaktischen Halo erfordert. Die
Ausrichtung des Magnetfelds ist vereinbar mit einem galaktischen Wind
senkrecht zur galaktischen Scheibe. Die Wechselwirkung dieses galaktischen
Winds mit dem Kugelsternhaufen würde eine Stoßwelle erzeugen, die das
Magnetfeld auf die beobachteten Werte verstärkt.

Hieraus ergibt sich eine neue Beobachtungstechnik, um Magnetfelder im Halo
der Milchstraße zu untersuchen. Der Kugelsternhaufen 47 Tuc ist ein
hervorragendes Zielobjekt für Beobachtungen mit dem neuartigen
MeerKAT-Radioteleskop in Südafrika. "Bereits in naher Zukunft wird das
MeerKAT-Teleskop die Polarisationsbeobachtungen deutlich verbessern und
nicht nur die Existenz des galaktischen Winds bestätigen, sondern auch
Messzahlen für seine Eigenschaften liefern", sagt Andrea Possenti vom
INAF-Observatorium Cagliari, der am Pulsar-Beobachtungsprojekt mit MeerKAT
zusammen mit dem MPIfR beteiligt ist. Darüber hinaus ist dieses
Radioteleskop, insbesondere mit der zukünftigen Weiterentwicklung zum
Square Kilometre Array (SKA), empfindlich genug, um auch weitere
Kugelsternhaufen im galaktischen Halo zu untersuchen und die Ergebnisse zu
bestätigen.


Das Forscherteam umfasst Federico Abbate, Andrea Possenti, Caterina
Tiburzi, Ewan Barr, Willem van Straten, Alessandro Ridolfi und Paulo
Freire. Der Erstautor, Federico Abbate, ist aktuell Mitarbeiter am MPIfR,
ebenso die Ko-Autoren Ewan Barr und Paulo Freire.

Originalpublikation:

"Constraints on the magnetic field in the Galactic halo from globular
cluster pulsars",

F. Abbate et al.,

Nature Astronomy, Ausgabe vom 2. März 2020.

DOI: 10.1038/s41550-020-1030-6

https://www.nature.com/articles/s41550-020-1030-6

Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/5109939/47tuc-mar2020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Radioastronomie, 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de
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PLANET/701: Totale Mondfinsternis - Beobachtung der Erde als Transitplanet (idw)

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 03.03.2020

Totale Mondfinsternis: Beobachtung der Erde als Transitplanet



Ein internationales Forschungsteam untersuchte während einer
Mondfinsternis durch die Erdatmosphäre scheinendes Sonnenlicht - analog
zur Erforschung entfernter Exoplaneten. In dem von der Atmosphäre
gefilterten und vom Mond reflektierten Licht gelang zum ersten Mal mit
dieser Methode der Nachweis von Natrium, Calcium und Kalium in der
Erdatmosphäre.




[image: Bild: © AIP/Strassmeier/Fohlmeister]

Die Sonne vom Tycho-Krater auf dem Mond aus gesehen. Während die
Sonne hinter dem Nordpazifik untergeht, verschwindet ihre Scheibe bei
einer Mondfinsternis vollständig hinter der Erde.

Bild: © AIP/Strassmeier/Fohlmeister



Zieht ein Exoplanet vor seinem Stern vorüber, scheint ein Teil des
Sternenlichts durch die Atmosphäre des Planeten. Obwohl der Einfluss des
Planeten auf das Sternenlicht nur sehr gering ist, enthält es auch das
chemische und physikalische Signal seiner Atmosphäre. Die Messung der
atmosphärischen Bestandteile wird in der Astrophysik als
Transmissionsspektroskopie bezeichnet. Sie ist eine relativ neue, aber
erfolgsversprechende Methode. Bereits eine Vielzahl von
Exoplanet-Transiten ließen sich damit nachweisen. "Die Untersuchungen
finden jedoch bisher nur Anwendung bei übergroßen Jupiter-ähnlichen
Planeten, die ihren Stern sehr nah umkreisen. Noch mehr sind wir freilich
an Transits von erdähnlichen Planeten interessiert und daran, ob wir
komplexere molekulare Signaturen, die möglicherweise sogar auf Leben
hindeuten, nachweisen können", berichtet der leitende Autor der jetzt
veröffentlichten Studie, Klaus Strassmeier, Direktor am Leibniz-Institut
für Astrophysik in Potsdam (AIP). "Eine totale Mondfinsternis, die sich
von unserem eigenen Mond aus gesehen als totale Sonnenfinsternis
darstellt, ist aber nichts anderes als ein Transit unserer eigenen Erde
vor der Sonnenscheibe und indirekt beobachtbar."

Das Sonnenlicht, das durch die Erdatmosphäre dringt, bevor es der Mond
zurück zur Erde reflektiert, wird als Erdschein bezeichnet. Die
biologische Aktivität auf der Erde hat viele Nebenprodukte wie Sauerstoff
und Ozon in Verbindung mit Wasserdampf, Methan und Kohlendioxid. Diese
biogenen Moleküle lassen sich in den Atmosphären anderer Planeten bei
optischen und nahinfraroten Wellenlängen nachweisen.

Erdscheinbeobachtungen erlauben, die Existenz biogener und verwandter
chemischer Elemente mit denselben Techniken für einen bewohnbaren Planeten
zu überprüfen, die ansonsten zur Beobachtung von Sternen mit sehr großen
Planeten verwendet werden. Sie sind somit ein idealer Test für zukünftige
Studien entfernter erdähnlicher Planeten mit der neuen Generation extrem
großer Teleskope.

Im Januar 2019 ereignete sich eine totale Mondfinsternis, bei der sich der
Mond sich um das 20.000-fache verdunkelte. Für die Beobachtungen wurde
daher die Lichtsammelfähigkeit des 11,8 m Large Binocular Teleskops (LBT)
in Arizona benötigt. Darüber hinaus war die hohe spektrale Auflösung des
Instruments PEPSI (Potsdam Echelle Polarimetric and Spectroscopic
Instrument) erforderlich, um den erwarteten Einfluss der Erdatmosphäre vom
normalen Sonnenspektrum zu trennen.

"PEPSI hat bereits bedeutende Beiträge zur Untersuchung von Exoplaneten
geleistet, indem es deren Transit vor ihrer Sonne beobachtet hat." fügt
Christian Veillet, Direktor des LBT-Observatoriums, hinzu. "Die
Beobachtung der Erde als Exoplanet dank einer totalen Mondfinsternis vom
LBT-Standort in Arizona und die Ergänzung von Polarimetrie zur exquisiten
Auflösung des PEPSI-Spektrographen führten zum Nachweis von Natrium,
Kalzium und Kalium in der Erdatmosphäre."


Originalpublikation:

Klaus G. Strassmeier, Ilya Ilyin, Engin Keles, Matthias Mallonn, Arto
Järvinen, Michael Weber, Felix Mackebrandt, and John M. Hill, 2020,

Astronomy & Astrophysics, in press

http://arxiv.org/abs/2002.08690

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam, 03.03.2020
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INNEN/3201: Glückwunsch an Bischof Bätzing zur Wahl zum Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. März 2020

Glückwunsch an Bischof Bätzing zur Wahl zum Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz



Zur Wahl von Bischof Bätzing zum neuen Vorsitzenden der Deutschen
Bischofskonferenz erklären Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende,
und Konstantin von Notz, Stellvertretender Fraktionsvorsitzender und
Sprecher für Religion und Weltanschauungen:

Wir gratulieren Bischof Georg Bätzing herzlich zur Wahl zum neuen
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz.

Bischof Bätzing übernimmt das Amt in einer Zeit großer
Herausforderungen für die katholische Kirche. Die Deutsche
Bischofskonferenz hat mit ihm einen Vorsitzenden gewählt, der die
Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche und
den gerade begonnenen Reformprozess als vorrangige Aufgaben in seinem
neuen Amt adressiert.

Diese Schwerpunkte hat Bischof Bätzing bereits in seinem Bistum in
Limburg gesetzt, indem er Projekte zur Aufarbeitung der Konsequenzen
der großen Missbrauchsstudie initiiert und wichtige Diskurse über
Fragen zur katholischen Sexualmoral, zur Neubewertung von
Homosexualität sowie zur Rolle der Frau in der Kirche angestoßen und
vorangebracht hat.

Wir begrüßen, dass die Deutsche Bischofskonferenz den begonnenen
Reform- und Aufbruchsprozess der katholischen Kirche in Deutschland
mit der Wahl von Bischof Bätzing bestätigt und wünschen dem neuen
Vorsitzenden für die vor ihm liegenden Aufgaben alles Gute.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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RECHT/880: Haltung zeigen gegen zunehmende Bedrohung der Zivilgesellschaft

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. März 2020

Haltung zeigen gegen zunehmende Bedrohung der Zivilgesellschaft



Zum Atlas der Zivilgesellschaft 2020 von Brot für die Welt erklären
Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe,
und Kai Gehring, Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe:

Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

In immer weniger Staaten kann die Zivilgesellschaft sich frei
entfalten. Dass mittlerweile nur noch drei Prozent der Weltbevölkerung
in Staaten leben, die als "offen" eingestuft werden, ist ebenso
alarmierend wie der Befund, dass auch in Europa Diffamierung, Hass und
Hetze auf dem Vormarsch sind. Gerade Frauen werden weltweit besonders
bedroht. Die Bundesregierung muss sich auf internationaler Ebene den
zunehmend aggressiv, autoritär und intolerant auftretenden sogenannten
Anti-Gender-Staatenbündnissen entgegenstellen. Sie muss sich auf die
Seite indigener Kleinbäuerinnen stellen, die in Brasilien gegen die
Abholzung des Regenwaldes kämpfen; von Textilarbeiterinnen, die in
Bangladesch für Sozialstandards eintrete n; oder für Bloggerinnen, die
in China, Ägypten oder Saudi-Arabien ins Gefängnis kommen, nur weil
sie ihr Recht auf freie Meinungsäußerung wahrnehmen.

Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger müssen wirksamer
geschützt werden: Man sollte für sie an deutschen Auslandsvertretungen
geschultes Personal sowie - wo nötig - Schutzräume vorhalten und für
besonders bedrohte Aktivistinnen und Aktivisten Programme für die
zeitlich befristete Aufnahme auflegen. Schließlich ist jede(r) von uns
gefordert, aufzustehen und gegenzuhalten, wenn Rassisten auf
Marktplätzen und in deutschen Parlamenten zivil gesellschaftliches
Engagement sowie den Einsatz für Gleichberechtigung oder Minderheiten
diskreditieren.

Kai Gehring, Mitglied im Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre
Hilfe:

Gesellschaftliche Vielfalt und gleiche Rechte für alle Menschen sind
autokratischen Regimes und Bewegungen ein Dorn im Auge.
Zivilgesellschaftliche Initiativen für Gleichstellung geraten deshalb
immer mehr unter Druck. Die Gleichberechtigung der Geschlechter und
die Lage von LSBTTIQ sind vielerorts von Rückschritten bedroht.
Weltweit häufen sich Einschüchterungen und Gewalttaten bis hin zum
Mord. Deutschland muss sich wieder zum Vorreiter bei den
Menschenrechten von LSBTTIQ und einer emanzipatorischen
Gesellschaftspolitik entwickeln. Die anstehende EU-Ratspräsidentschaft
bietet hierfür eine wichtige Gelegenheit. So muss es spürbare
Konsequenzen haben, dass sich polnische Städte zu "LSBTI-freien
Zonen" erklären und damit die Rechte von Bürgerinnen und Bürgern
mit Füßen treten. In Ungarn werden Gender Studies aus den
Universitäten verbannt. Diesen zunehmend international koordinierten
Rückschritten muss weltweit entschieden entgegengetreten werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52
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BILDUNG/1051: Die schulische Nachmittagsbetreuung muss verlässlich sein

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Die schulische Nachmittagsbetreuung muss verlässlich sein

Bund stellt Ländern und Kommunen 2 Mrd. Euro für vielfältige Angebote
zur Verfügung



Der Deutsche Bundestag befasst sich an diesem Donnerstag in erster
Lesung mit dem Gesetzentwurf zur Errichtung des Sondervermögens
"Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder im
Grundschulalter" (Ganztagsfinanzierungsgesetz). Hierzu erklärt die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön:

"Die Schulzeit endet für Grundschüler meist in der Mittagszeit - doch
nur selten deckt sich das heutzutage mit den Arbeitszeiten der
Eltern. Viele Berufstätige wünschen sich, dass ihre Kinder auch am
Nachmittag in guten Händen sind und sie gut betreut werden. Der Bund
hat bereits mit finanzieller Unterstützung dazu beigetragen, dass
eine verlässliche Betreuung für die Kita gilt. Was für die Kita gilt,
müssen wir auch für die Grundschule realisieren. Das hat die Union in
ihrem Wahlprogramm versprochen - und das setzen wir jetzt um.

So vielfältig und unterschiedlich die Kinder sind, so vielfältig und
unterschiedlich müssen auch die Nachmittags-Angebote in den
Grundschulen sein. Daher wollen wir nicht nur gebundene
Ganztagsschulen fördern, sondern auch andere Angebote - wie offene
Grundschulen und Hortbetreuung. Dafür stellt der Bund Ländern und
Kommunen in den nächsten zwei Jahren insgesamt 2 Milliarden Euro zur
Verfügung.

Freiwillige Ganztagsbetreuung von Grundschulkindern ermöglicht
Müttern und Vätern, ihre Arbeitszeit flexibel zu gestalten.
Gemeinsame Zeit mit Gleichaltrigen am Nachmittag fördert die sozialen
Kompetenzen von Kindern und den Umgang miteinander.

Größtmögliche Vielfalt, größtmögliche Vereinbarkeit und größtmögliche
Verlässlichkeit - das ist unser Anspruch als
CDU/CSU-Bundestagsfraktion."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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EUROPA/995: EU-Kommission beim Klimaschutz auf gutem Weg

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

EU-Kommission beim Klimaschutz auf gutem Weg

Vor weiteren Entscheidungen Folgenabschätzung verlangt



Die EU-Kommission hat am heutigen Mittwoch ihren Entwurf für eine
europäische Klimaschutzverordnung vorgelegt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja
Leikert:

"Für das Ziel einer klimaneutralen EU bis 2050 ist der Vorschlag der
EU-Kommission eine gute Grundlage. Allerdings brauchen wir für die
geplante Verschärfung des europäischen Klimaziels für 2030 jetzt die
vereinbarte umfassende Folgenabschätzung.

Europa muss Klimaschutz mit wirtschaftlichen und sozialen Anliegen in
Einklang bringen. Wir müssen nicht nur sicherstellen, dass eine
Verschärfung des Klimaziels 2030 technologisch und finanziell machbar
ist, wir brauchen auch eine faire Lastenteilung unter den
Mitgliedstaaten. Vor allem Deutschland, das schon große Anstrengungen
bei der CO2-Reduzierung unternimmt, darf nicht überstrapaziert
werden.

Nur wenn man dies alles beachtet, wird europäischer Klimaschutz
gelingen. Zugleich werden wir auf diese Weise international Vorbild
sein und Standards für eine nachhaltige Politik setzen. Wir müssen
unseren ehrgeizigen Klimaschutz weltweit mit mehr Nachdruck
vertreten. Die EU sollte jede innereuropäische Maßnahme mit einem
internationalen Vorstoß flankieren.

Deutschland ist Technologieführer in vielen Bereichen, die wir für
einen erfolgreichen Klimaschutz brauchen. Wir wollen die europäische
Klimaschutzstrategie nutzen, um diese Führungsposition auszubauen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/723: Unser Gesundheitssystem ist leistungsfähig

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Unser Gesundheitssystem ist leistungsfähig



Heute hat Bundesgesundheitsminister Jens Spahn eine
Regierungserklärung zur Bekämpfung des Coronavirus abgegeben. Dazu
erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Die letzten Wochen haben gezeigt, dass Infektionskrankheiten, wie
das Coronavirus, nicht vor Grenzen haltmachen. Doch unser
Gesundheitssystem ist gut vorbereitet und leistungsfähig. Dies ist
insbesondere der Verdienst der vielen Beteiligten, die an der
Bekämpfung des Coronavirus mitwirken. Ärzte, Pflegekräfte,
Mitarbeiter der Gesundheitsbehörden und viele mehr sind derzeit Tag
und Nacht im Einsatz, um für unser aller Sicherheit zu sorgen.
Stellvertretend gilt hier mein besonderer Dank dem
Bundesgesundheitsminister, Jens Spahn, dem Präsidenten des Robert
Koch-Instituts, Prof. Dr. Lothar Wieler sowie allen anderen
Verantwortlichen des Krisenstabs. Nicht zuletzt wünsche ich allen
Betroffenen eine gute und schnelle Genesung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/722: Beseitigung von Engpässen bei Desinfektionsmittel und Schutzbedarf

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. März 2020

Beseitigung von Engpässen bei Desinfektionsmittel und
Schutzbedarf

Produktion von Desinfektionsmittel durch Apotheken, zentrale
Beschaffung von Schutzbedarf



Die Fallzahlen der mit dem Coronavirus infizierten Menschen wachsen
weiter. Dazu erklärt die gesundheitspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Karin Maag:

"Dort wo sich in der Versorgung Engpässe abzeichnen - z.B. bei den
Schutzmasken insbesondere für Ärzte und Pflegekräfte, die behandeln
müssen oder bei Desinfektionsmitteln - sind wir gefordert: Wir werden
es den Apothekern ermöglichen, wieder selbst Desinfektionsmittel
herzustellen und Schutzmasken zentral beschaffen. Die Vergütung der
notwendigen Tests durch Ärzte ist bereits gesichert und auch die
Abrechnung der notwendigen Schutzkleidung über den
Sprechstundenbedarf werden wir ermöglichen.

Wir handeln weiterhin mit der gebotenen Vorsicht und auf der Basis
des Wissens der Fachleute im Robert Koch Institut. In Deutschland
gibt es Stand heute Morgen, 8:00 Uhr, 188 Infizierte. Diese Zahl wird
noch weiter steigen, aber unsere Kapazitäten im Gesundheitswesen sind
ausreichend, um jeden einzelnen Patienten gut zu versorgen.

Seit Mittwoch letzter Woche sind die Infektionsketten und die
Kontakte von infizierten Personen in Teilen nicht mehr
nachvollziehbar. Auch bei uns infizieren sich Menschen, die nicht in
den Risikogebieten waren und auch keinen Kontakt mit dort infizierten
Personen hatten. Diese neue Lage ist daher der Beginn einer Epidemie.

Ziel unserer Maßnahmen ist es vor allem, das Ausbruchsgeschehen zu
verlangsamen und weiterhin einzudämmen. Dabei geht es darum, Zeit für
die Bewertung zu gewinnen: Wir müssen klären, wie genau sich der
Virus verbreitet, wie die Ansteckungswege sind und vor allem
verhindern, dass Corona und die Grippewelle gleichzeitig ihren
Höhepunkt erreichen.

Es bleibt aber gut zu wissen: In 80 % der Fälle verläuft die
Infektionskrankheit milde (Erkältungssymptome Husten, Halskratzen),
nur in 20 % der Fälle schwer, bis hin zur Lungenentzündung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de
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veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/864: Ziele müssen erreichbar bleiben

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Ziele müssen erreichbar bleiben



Die EU-Kommission hat heute ihren Entwurf für ein europäisches
Klimagesetz vorgelegt. Dazu können Sie die Beauftragte für
Klimaschutz der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dr. Anja Weisgerber, wie
folgt zitieren:

"Wir sind für ambitionierte Ziele beim Klimaschutz, aber sie müssen
auch realistisch und machbar bleiben. Klimaschutz kann und muss ein
Turbo für die Wirtschaft sein. Wir wollen aber auch Industrienation
bleiben und Arbeitsplätze in Europa halten. Deshalb plädieren wir für
ein EU-Ziel von 50 Prozent bis 2030 statt der bisher geplanten 40
Prozent. Schon diese Anhebung ist sehr ehrgeizig und hat große
Auswirkungen auf die Wirtschaft. Es ist gut, dass das Ziel auf
EU-Ebene noch nicht festgelegt ist. Denn bei der Zielfestlegung muss
auch auf eine faire Lastenverteilung innerhalb Europas geachtet
werden. Deutschland geht mit seinem Ziel von 55 Prozent bis 2030
schon ambitioniert voran.

Was wir von der EU jetzt brauchen, sind die weltbesten
Rahmenbedingungen für die Entwicklung neuer Technologien wie z.B.
Wasserstoff und synthetische Kraftstoffe sowie eine Ausweitung des
Europäischen Emissionshandels auf die Sektoren Wärme, Verkehr sowie
den Schiffsverkehr. Eine reine Diskussion über die Zielerreichung,
ohne eine faire Lastenverteilung zwischen den Mitgliedsstaaten, spart
kein Gramm CO2 ein. Dafür brauchen wir die Umsetzung der Maßnahmen im
European Green Deal. Klimaschutz funktioniert nur mit den Menschen
und wenn die EU-Mitgliedstaaten mitziehen. Deshalb müssen die
EU-Mitgliedsstaaten wie bisher an der Festlegung der Ziele beteiligt
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/863: Klimaziele müssen demokratisch getroffen werden

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Klimaziele müssen demokratisch getroffen werden



Zum heute von der EU-Kommission präsentierten Vorschlag für ein
europäisches "Klimaschutzgesetz" können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein, wie folgt
zitieren:

"Einen Freifahrtschein für die EU-Kommission bei der Entscheidung
über Klimaziele lehne ich ab. Das ist Sache der Mitgliedstaaten und
ihrer nationalen Parlamente sowie des Europaparlaments. Auch der
Titel 'Gesetz' ist anmaßend, denn diese Bezeichnung muss weiterhin
der nationalen Rechtsetzung vorbehalten sein. Eine Erhöhung des
EU-Ziels für 2030 ohne Änderung des bestehenden
Lastenverteilungsschlüssels, der Deutschland überproportional
belastet, halte ich für ausgeschlossen. Das würde zu einer massiven
Erhöhung der bereits sehr ambitionierten deutschen Klimaziele führen
und wäre schlichtweg nicht machbar."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/795: Turbo für mehr Ladepunkte in Gebäuden

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Turbo für mehr Ladepunkte in Gebäuden



Heute das Bundeskabinett den Gesetzentwurf zum Aufbau einer
gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die
Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz -
GEIG) beschlossen. Hierzu können Sie den bau- und wohnungspolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner, gerne wie folgt
zitieren:

"Es ist ein ganz wichtiger Schritt, dass das Kabinett heute den
Gesetzentwurf zum Aufbau einer gebäudeintegrierten Lade- und
Leitungsinfrastruktur für die Elektromobilität beschlossen hat.
Deutschland braucht schnell mehr Ladesäulen für Elektrofahrzeuge.
Denn nur mit mehr Elektrofahrzeugen werden wir unser Ziel erreichen,
die Verkehrsemissionen bis 2030 um rund 40 Prozent im Vergleich zu
1990 zu verringern. Wir wollen, dass für diese Fahrzeuge dann eine
Million Ladepunkte zur Verfügung stehen - und zwar nicht nur an
öffentlichen Ladepunkten, sondern vor allem auch an den privaten
Parkplätzen von Wohngebäuden. Wir schalten mit diesem Gesetz den
Turbo für den Ausbau der Leitungs- und Ladeinfrastruktur in Gebäuden
ein. Wer die Batterie seines Fahrzeugs bequem zu Hause laden kann,
für den wird das Elektrofahrzeug zu einer echten Alternative
gegenüber dem Verbrennungsmotor."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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VERKEHR/794: Schneller Planen und Bauen für eine bessere Verkehrs- und Mobilfunkinfrastruktur

Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. März 2020

Schneller Planen und Bauen für eine bessere Verkehrs- und
Mobilfunkinfrastruktur



Heute hat der Verkehrsausschuss des Deutschen Bundestages über die
Planungsbeschleunigung im Infrastrukturbereich beraten. Hierzu können
Sie den für Verkehr zuständigen Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, gerne wie folgt zitieren:

"Unsere Planungsverfahren dauern einfach zu lange. Im deutschen und
europäischen Vorschriftendickicht muss noch einiges entstaubt und
aufgeräumt werden. Wer mit seinen Einwänden in den Verfahren zu spät
kommt, sollte nicht mehr gehört werden. Solch eine Regelung hätte
echtes Beschleunigungspotential. Außerdem ist es absolut sinnvoll,
Verfahrensschritte zu bündeln anstatt sie doppelt durchzuführen. Der
Mobilfunkausbau entlang von Autobahnen und Bundesstraßen wird durch
pauschale Mindestabstände unnötig kompliziert und teuer. Hier werden
wir kurzfristig die gesetzlichen Regelungen entrümpeln und
flexibilisieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1974: Keine Sicherheitszone für Erdogan und Al-Qaida in Idlib

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. März 2020

Keine Sicherheitszone für Erdogan und Al-Qaida in Idlib



"DIE LINKE lehnt die Einrichtung einer sogenannten Sicherheitszone im
syrischen Idlib an der Seite türkischer Truppen und islamistischer
Terrormilizen ab. Diese wäre nichts anderes als eine Besatzungszone
Erdogans und der Al-Qaida. Der türkische Autokrat Recep Tayyip Erdogan
darf für seine völkerrechtswidrigen Kriege an der Seite von Al-Qaida
keine Waffen und keinen Euro mehr aus Deutschland und der EU
bekommen", erklärt Sevim Dagdelen, Außenexpertin der Fraktion DIE
LINKE und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss. Dagdelen weiter:

"Aus der Feststellung von Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass die
Regime-Change-Politik des Westens in Syrien gescheitert ist, müssen
jetzt auch die richtigen Schlüsse folgen. Bundesregierung, EU und NATO
müssen das völkerrechtswidrige Vorgehen Erdogans und seine skrupellose
Instrumentalisierung hunderttausender Flüchtlinge zur Erpressung
weiterer Unterstützung verurteilen.

Es ist eine außenpolitische Geisterfahrt, mit Blick auf die humanitäre
Krise in Idlib der Türkei Rückendeckung für die völkerrechtswidrige
Militäroffensive und Besatzung im Norden Syriens zu geben. Jede
Unterstützung für Erdogan in Syrien ist eine Unterstützung für
Al-Qaida, was nicht zuletzt auch die Sicherheit in Europa gefährdet.
Wer der Bevölkerung in Syrien helfen will, darf nicht auf den
personifizierten Fluchtverursacher Erdogan bauen. Notwendig ist eine
Aufhebung der Wirtschaftssanktionen gegen Syrien, die einen
Wiederaufbau des Landes blockieren und eine immer weitere Verarmung
der Bevölkerung mit befördern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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GESUNDHEIT/1163: Private Investoren aus der ambulanten Gesundheitsversorgung raushalten

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. März 2020

Private Investoren aus der ambulanten Gesundheitsversorgung raushalten



"Auch die Bundesärztekammer kritisiert, dass ökonomische Parameter
einer guten Patientenversorgung und Arbeitsbedingungen entgegenstehen.
Die ambulante Versorgung darf keine Sekunde länger dem
Geschäftsinteresse von gewinnorientierten Private-Equity-Heuschrecken
überlassen werden. Der wachsende Einfluss von
Private-Equity-Gesellschaften und ihre Ausrichtung auf
Gewinnmaximierung stehen im Widerspruch zu einem demokratischen,
solidarisch finanzierten Gesundheitssystem", erklärt Achim Kessler,
gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Gesundheit zum Antrag
"Kapitalinteressen in der Gesundheitsversorgung offenlegen"
(BT-Drucksache Nr. 19/14372). Kessler weiter:

"Das Geschäftsmodell von Private Equity sieht vor, Unternehmen im
Gesundheitssektor zu kaufen und nach einer Zeitspanne von wenigen
Jahren mit größtmöglichem Gewinn wieder zu verkaufen. Davon betroffen
sind neben Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) vor allem
Pflegeheime, Reha-Einrichtungen und Krankenhäuser.
Private-Equity-Gesellschaften sitzen häufig in Steueroasen. Durch ihre
Aktivitäten verschieben sich die Eigentums- und Besitzverhältnisse in
der ambulanten Gesundheitsversorgung immer mehr zu Ungunsten von
Patientinnen und Patienten und Beschäftigten. Die Öffentlichkeit
bekommt von diesem Prozess, seiner Brisanz und seiner rasanten
Geschwindigkeit so gut wie nichts mit.

DIE LINKE will in einem ersten Schritt ein öffentlich zugängliches
Register für alle medizinischen Versorgungszentren in Deutschland mit
Meldepflicht über Trägerstrukturen, Beschäftigtenzahlen und
ausgeschütteten Gewinnen. Unterstützt werden unsere Forderungen von
Gewerkschaften, Sozialverbänden und großen Teilen der Ärzteschaft."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5114: Katja Kipping zur Trauerfeier in Hanau

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. März 2020

Zur zentralen Trauerfeier für die Anschlagsopfer von Hanau sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:



"Am Abend des 19. Februars wurden zehn Menschen Opfer eines
rassistischen Mörders. Heute findet die zentrale Trauerfeier statt.
Meine Gedanken sind bei den Opfern und ihren Angehörigen. So eine
abscheuliche Tat darf sich nicht wiederholen.

Was es jetzt braucht, sind klare Signale gegen Rechtsextremismus. Wir
dürfen es diesmal nicht bei Beileidsbekundungen belassen, sondern
entschieden gegen Rassismus & Rechtsterrorismus vorgehen. Unsere
offene Gesellschaft gilt es zu schützen."

In stillem Gedenken an die Opfer.

Gökhan Gültekin

Sedat Gürbüz

Said Hashemi

Mercedes Kierpacz

Hamza Kenan Kurtovic

Vili-Viorel P?un

Fatih Saracoglu

Ferhat Unvar

Kaloyan Velkov

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. März 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SICHERHEIT/2054: Überfälliger Schritt zur Rehabilitierung homosexueller Bundeswehrangehöriger

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. März 2020

Überfälliger Schritt zur Rehabilitierung homosexueller Bundeswehrangehöriger



"Die Ankündigung der Verteidigungsministerin, einen Gesetzentwurf zur
Rehabilitierung homosexueller Bundeswehrangehöriger vorzulegen, kann
nur begrüßt werden. Dieser Schritt ist längst überfällig", erklärt
Matthias Höhn, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im
Verteidigungsausschuss. Höhn weiter:

"Über Jahrzehnte wurden homosexuelle Soldaten in der Bundeswehr
diskriminiert, Beförderungen wurden ihnen versagt, oft mussten sie die
Bundeswehr sogar verlassen. Erst im Jahr 2000 wurde mit dieser
unsäglichen Tradition gebrochen. Normativ ist seitdem einiges in der
Truppe erreicht worden, in der Praxis bleibt allerdings immer noch
viel zu tun.

Bis dato weigerte sich das Ministerium mit wenig überzeugenden
Argumenten, das Thema Rehabilitierung homosexueller Soldaten
aufzurufen. Dass sich dies nun offensichtlich ändern soll, lässt
hoffen - vor allem für die Betroffenen. Abzuwarten bleibt jedoch die
konkrete Ausgestaltung des Gesetzentwurfes und ob er eine vollständige
Rehabilitierung und Entschädigung der Soldaten ermöglicht. Die
Verteidigungsministerin kann sich auf die Unterstützung der Fraktion
DIE LINKE verlassen, wenn sie es in der Sache wirklich ernst meint."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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UMWELT/729: Klimapolitischer Totalausfall in Brüssel

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. März 2020

Klimapolitischer Totalausfall in Brüssel



"Nicht nur in Deutschland, auch in Brüssel ist die Große Koalition ein
klimapolitischer Totalausfall. Der Streit zwischen dem notorischen
CDU-Klimaschutzbremser Peter Altmaier im Wirtschaftsministerium und
der schwachen SPD-Umweltministerin Svenja Schulze, wie stark die
Klimaschutzziele im neuen EU-Klimaschutzgesetz sein sollen, zeigt,
dass die Bundesregierung auch auf EU-Ebene auf Versagerkurs ist",
erklärt Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, zu dem von der EU-Kommission beschlossenen
Klimaschutzgesetz. Beutin weiter:

"Statt für echten Klimaschutz im Einklang mit dem Pariser Abkommen
sorgt der industriefreundliche Business-as-usual-Kurs der
Bundesregierung dafür, dass weiter Zeit im Kampf gegen die
menschengemachte Erderwärmung verschwendet wird. Gerade Deutschland
trägt als viertgrößter Klimaverschmutzer der Erde eine besondere
Verantwortung. Doch statt in Brüssel der Lautsprecher für eine
schnelle und verbindliche Klimawende zu sein und für einen sozialen
und gerechten Umstieg der Volkswirtschaften auf erneuerbare Energien
zu werben, liefert die GroKo nur Streit und Ministerien-Hickhack.

Das 2050-Ziel der Treibhausneutralität öffnet die Tür zu einem
ungerechten Klima-Kolonialismus dadurch, dass die EU-Industrie zu
wenig Klimaschutz in Europa macht und stattdessen ihre CO2-Bilanz im
Ausland aufhübscht. Wir wissen etwa vom EU-Emissionshandel, dass
Doppelbuchungen den globalen Klimaschutz untergraben und
Kompensationsprogramme im Ausland zu sozialen und wirtschaftlichen
Konflikten führen. Wir brauchen keinen weltweiten
CO2-Verschiebebahnhof, sondern konkreten Klimaschutz in Europa.

Das schwache EU-Klimaschutzgesetz zeigt auch, dass das von
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen als 'Green New Deal'
verkaufte Klimapaket ein lahmer Gaul ist. Ohne Zwischenziele
festzulegen wird der Klimaschutz weiter auf die ferne Zukunft
verschoben. Zudem fehlen Gesetze, die das Klimaschutzgesetz begleiten.
DIE LINKE ist für kluges Klima-Ordnungsrecht anstelle blinder
Marktgläubigkeit. Statt Investitionen in fossile Energien und
Kernkraft zu beenden, werden weiter Milliarden in den Ausbau von neuer
Gasinfrastruktur und in Atomkraftwerke gesteckt. DIE LINKE fordert ein
EU-Ausstiegsgesetz für Kohle und Atom. Die großen Energiekonzerne
müssen zurück in die öffentliche Hand."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. März 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/9556: Heute im Bundestag Nr. 247 - 04.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 247

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. März 2020, Redaktionsschluss: 15.24 Uhr

1. Meeresbiodiversität laut Experten gefährdet

2. Linke will Cum/Ex verhindern

3. Ganztagsbetreuung im Grundschulalter

4. Modernisierung des Energiechartavertrags

5. Linke fragt nach Arbeitsschutzkontrollen

6. Kosten der Bundesagentur für Arbeit



1. Meeresbiodiversität laut Experten gefährdet

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Die Meeresbiodiversität in Nord- und Ostsee ist in
den vergangenen Jahren verstärkt unter Druck geraten. Es brauche daher
eine gemeinsame Strategie, die Naturschutz, Klimawandel und soziale
Folgen gleichzeitig betrachte. Darin waren sich die geladenen
Sachverständigen in einem öffentlichen Fachgespräch des Ausschusses
für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit am Mittwochvormittag
einig.

"Die Folgen der Klimakrise, die Plastikvermüllung und die Zerstörung
durch Fischerei haben die Meere in eine nie dagewesene Situation
geführt", sagte der Sachverständige Thilo Maack (Greenpeace
Deutschland). Er verwies darauf, dass das Jahr 2020 ein entscheidendes
für den Meeresschutz sein sollte. Die für 2020 definierten Ziele,
mindestens zehn Prozent der Meere unter Schutz zu stellen und einen
"Guten Umweltzustand" zu erreichen, würden jedoch nicht erreicht. 96
Prozent der Gewässer befänden sich nicht in einem guten Zustand und
auch von 32 untersuchten Fischarten in der Nordsee seien nur neun in
einem guten Zustand. Es sei daher wichtig, die negativen Faktoren so
zu regulieren, dass sich der aktuelle Zustand nicht weiter
verschlechtere. Eine besondere Bedeutung bei der Umsetzung komme der
Fischerei zu.

Auf die ökologischen Risiken durch versenkte Kriegsmunition verwies
Edmund Maser vom Institut für Toxikologie und Pharmakologie für
Naturwissenschaft in Kiel: "Es handelt sich um ein weltweites Problem,
aber durch den Ersten und Zweiten Weltkrieg sind die deutschen Küsten
besonders betroffen", sagte Maser. Rund 70 Jahre nach Kriegsende
beginne ein Teil der 1,6 Millionen Tonnen Kriegsmunition
durchzurosten. Durch unnötige Sprengungen der Munition entständen
"fußball- bis basketballgroße Brocken", durch die sich Schadstoffe auf
dem Meeresgrund weiter verteilten und ein vielfach höherer Eintrag in
marine Nahrungsnetze stattfinden könnte, sagte Maser. Punktuell seien
bereits Stoffe in Dorschen und den Gallen von Plattfischen
nachgewiesen worden, es fehle aber noch an Daten für eine belastbare
toxikologische Risikobewertung, so der Sachverständige.

Anne Böhnke-Henrichs (Naturschutzbund Deutschland e.V.) betonte in
ihrem Statement, dass die Biodiversität der Meere und die Klimakrise
zusammen gehörten. Eins der großen Probleme für die Biodiversität sei
die Grundschleppnetz-Fischerei, durch die Lebewesen und maritime
Lebensgemeinschaften zerstört würden. "Wir sehen, dass auch innerhalb
von Schutzgebieten intensiver gefischt wird, und geschützte Arten in
den Gebieten viel seltener vorkommen", sagte die Sachverständige.
Damit haben Schutzgebiete nicht die Wirkung, die sie entfalten
müssten. Ein Mittel der Wahl dagegen seien Nullnutzungszonen im Meer.
Ein weiteres Problem stelle der Sauerstoffmangel in den Tiefen des
Ostseebeckens dar, was zu einem Artensterben führe und Auswirkungen
auf die Laichgebiete von Fischen habe.

Auch Antje Boetius (Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für
Polar- und Meeresforschung) betonte, dass es immer mehr
Drucksituationen für den maritimen Lebensraum gebe. Insbesondere die
Erwärmung der Nordsee, aber auch Einträge von Kleinst- und
Großpartikeln durch Müll stellten eine erhebliche Belastung dar.
Zusätzlich sei eine schnelle Veränderung in den Nahrungsnetzen, auch
durch invasive Arten, zu beobachten. Boetius wies darauf hin, dass die
Blockaden durch unterschiedliche Interessen dafür sorgten, dass weit
hinter den politischen Zielen geblieben werde. "Es braucht stattdessen
einen ehrgeizigen Plan, damit nicht Klima-, Naturschutz und soziale
Gerechtigkeit gegeneinander ausgespielt werden", sagte die
Sachverständige.

 * 

2. Linke will Cum/Ex verhindern

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke verlangt Maßnahmen zum
Ausschluss von unrechtmäßigen Steuererstattungen, um Steuerskandale
wie Cum/Ex zukünftig zu verhindern. Dafür sei der Mechanismus zur
Einbehaltung und Erstattung von Kapitalertragsteuer zu modernisieren
und ein lückenloser datenbankgestützter Abgleich von
Erstattungsanträgen mit tatsächlichen Steuerzahlungen einzuführen,
heißt es in einem Antrag der Fraktion Die Linke (19/16836). Zudem soll
die Aufarbeitung steuergetriebener Kapitalmarktgeschäfte verstärkt
werden, um das Verjährungsrisiko strafbewehrter Vorgänge zu minimieren
und unrechtmäßige Gewinne umfänglich abschöpfen zu können.

In der Vorbemerkung des Antrags heißt es, bei Steuerbetrug mit Handel
von Wertpapieren rund um den Dividendenstichtag (Cum/Ex-Geschäfte)
werde die Erstattung von nicht gezahlter Kapitalertragsteuer erwirkt.
Das werde auch als größter Steuerraub der Geschichte Deutschlands
bezeichnet. Der Schaden werde auf circa zehn bis zwölf Milliarden Euro
insgesamt geschätzt.

 * 

3. Ganztagsbetreuung im Grundschulalter

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung plant die Einrichtung eines
Sondervermögens zur Finanzierung des Ausbaus ganztägiger Bildungs- und
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulalter. Der entsprechende
Entwurf für ein Ganztagsfinanzierungsgesetz (19/17294) sieht vor, dass
der Bund in den Jahren 2020 und 2021 jeweils eine Milliarde Euro in
das Sondervermögen einzahlt, aus dem den Bundesländern gemäß Artikel
104c des Grundgesetzes Finanzhilfen für den Ausbau bedarfsgerechter
Betreuungsangebote zur Verfügung gestellt werden sollen.

Die Einrichtung des Sondervermögens soll der Umsetzung des im
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD vereinbarten
Rechtsanspruches auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter
dienen. Um ein entsprechendes Angebot zu gewährleisten, seien
gemeinsame Anstrengungen aller staatlichen Ebenen notwendig, heißt es
in der Gesetzesvorlage. Der Ausbau ganztägiger Bildungs- und
Betreuungsangebote biete zum einen Kindern mehr Bildungs- und
Teilhabechancen, zum anderen erleichtere es die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie und fördere somit die tatsächliche
Gleichberechtigung von Frauen und Männern gemäß Artikel 3 Absatz 2 des
Grundgesetzes.

 * 

4. Modernisierung des Energiechartavertrags

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/FNO) Die erste Verhandlungsrunde zur Modernisierung des
Energiecharta-Vertrags (ECT) soll vom 14. bis 17. April 2020 in
Brüssel stattfinden. Zu den Verhandlungsvorschlägen der
Bundesregierung gehören unter anderem Vorschriften zur Energiewende
und Verweise auf das Pariser Klimaabkommen, das berichtet sie in ihrer
Antwort (19/17336) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/16889). Die Energiecharta regelt die internationalen
Energiebeziehungen ihrer Mitgliedsstaaten, dazu gehören Handel,
Transit und Investitionen. Auch diese Bereiche sollen nach Vorschlägen
der EU-Kommission modernisiert werden. In der Ratsarbeitsgruppe
Energie und im handelspolitischen Ausschuss werden die Positionen der
beteiligten EU-Staaten abgestimmt.

Die für den Ausbau der Erneuerbaren Energien wichtige
Vorinvestitionsphase soll nicht zum Gegenstand der Verhandlungen
werden. "In jedem Fall dürfen etwaige Bestimmungen nicht der
Streitbeilegung unterworfen werden", heißt es von Seiten der
Bundesregierung. Derzeit behindere der ECT den Ausbau der Erneuerbaren
Energie nicht, da unterschiedliche Energieträger nicht gleichbehandelt
werden müssen. Welche Mehrheiten für die Modernisierung des ECT nötig
sein werden hänge von der völkerrechtlichen Implementierung der
Maßnahmen ab. Wahrscheinlich werden aber alle Vertragsstaaten die
Änderungen mittragen müssen. In diesem Jahr sind insgesamt drei
Verhandlungsrunden geplant.

 * 

5. Linke fragt nach Arbeitsschutzkontrollen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke interessiert sich für die
Entwicklung der Arbeitsschutzkontrollen in Deutschland. In einer
Kleinen Anfrage (19/17409) fragt sie die Bundesregierung unter anderem
nach der Zahl der Kontrolleure und Aufsichtsbeamten und nach dem
Anteil von aktiver (auf Initiative der Arbeitsschutzbehörde
veranlasste) und reaktiver (anlassbezogene) Überwachungstätigkeit.

 * 

6. Kosten der Bundesagentur für Arbeit

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/17423)
zu den Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) gestellt. Darin
möchte sie von der Bundesregierung unter anderem wissen, warum die
Kosten der BA trotz sinkender Arbeitslosigkeit steigen.

 * 
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2. Technikfolgenabschätzung immer wichtiger
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4. Digitale Vertragsabschlüsse

5. Preisangaben bei Verbraucherverträgen

6. FDP will Strafrecht reformieren



1. Zwei Anhörungen beschlossen

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat am Mittwoch die Durchführung
von zwei öffentlichen Anhörungen beschlossen. Am Mittwoch, dem 25.
März, soll es um einen bisher noch nicht überwiesenen Antrag der
FDP-Fraktion zum Thema "Basel III" gehen. Eine weitere Anhörung wird
am Mittwoch, dem 22. April, zum Thema Cum-Ex stattfinden. Grundlage
ist ein Antrag der Fraktion Die Linke (19/16836) mit dem Titel
"Steuerskandale wie Cum/Ex zukünftig verhindern" und ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5765) mit dem Titel
"Cum-Ex-Steuerskandal unverzüglich beenden".

 * 

2. Technikfolgenabschätzung immer wichtiger

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) Um die Vorstellung der Arbeit des Büros für
Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag (TAB) ging es am
Mittwoch vor dem Ausschuss für Bildung und Forschung. Professor Armin
Grunwald, Leiter des TAB und zugleich Direktor des Institut für
Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) sowie Professor für
Technikphilosophie am Institut für Philosophie des Karlsruher
Instituts für Technologie (KIT), sagte: "Das Tab dient vor allem der
Verbesserung der Informationsgrundlagen für die parlamentarischen
Beratungen zu wissenschaftlichen und technikbezogenen Themen." Das
TAB, das vom KIT, ITAS und seit 2013 auch von den Konsortialpartnern
IZT - Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung und dem
VDI/VDE Innovation + Technik betrieben wird, beobachtet und analysiert
wichtige wissenschaftlich und technische Entwicklungen, vor allem in
frühen Entwicklungsstadien und fertigt zu diesen technischen und
wissenschaftlichen Fragen, die stets der Bundestag in Auftrag gibt,
wissenschaftliche Studien an. "Wir bearbeiten die Themen nach besten
Wissen und Gewissen, wissenschaftlich streng unabhängig", betonte
Grunwald. Dabei sei das Konsensprinzip wichtig, die Studien seien
nicht einseitig politisch motiviert, die Bearbeitung erfolge
transparent und könnte jederzeit auf der Homepage eingesehen und
nachvollzogen werden. Bei vielen TAB-Berichten würden mehrere
Alternativen, Szenarien, Lösungen und Folgeabschätzungen vorgestellt.

Als Beispiele für die mehr als 200 Themen, die das TAB in den
vergangen 30 Jahren bearbeitet hat, nannte Grunwald die Blackout
Studie zur Stromversorgung, die Bilanz zur Sommerzeit oder die
Pränataldiagnostik. Berichte, die sich gerade in der Abnahme befinden,
beschäftigen sich unter anderem mit den Themen Lichtverschmutzung,
Autonomen Waffensystemen, der Nachhaltigkeitsbewertung
landwirtschaftlicher Systeme und dem Genome Editing am Menschen.
Grunwald unterstrich, dass die Technikfolgenabschätzung insgesamt an
Wertschätzung gewonnen habe und das dem TAB mit seinen Analysen immer
wieder ein Beitrag zum gesellschaftlichen Diskurs über Wissenschaft,
Technik und Fortschritt gelinge, der auch öffentlich auf Resonanz
stoßen würde.

Die Berichterstatter der verschiedenen Fraktionen lobten die Arbeit
des TAB überwiegend, da die wissenschaftliche Genauigkeit den
Abgeordneten bei Entscheidungsfindungen gerade in neuen Themenfeldern
unterstützen würde. Gleichwohl kritisierte der Vertreter der CDU/CSU
wie auch der FDP, dass häufiger die Risiken von neuen Entwicklungen
und Innovationen betont würden und weniger die Chancen. Der Vertreter
der FDP sagte: "Wir wünschen uns mehr Technikchancenabschätzung", und
regte zugleich an, die Analysen moderner und interaktiver im Internet
oder durch eine App darzubieten. Der Vertreter der CDU regte an, dass
das TAB ein Projekt zur Evaluation des TAB machen sollte, was auch der
Vertreter der AfD unterstützte. Der Vertreter der CDU kritisierte
zudem, dass die Berichte des TAB oft erst zu einem Thema
veröffentlicht werden würden, wenn die gesellschaftliche Diskussion
schon weiter vorangeschritten sei. Die Vertreter der SPD, der Linken
und von Bündnis 90/Die Grünen nahmen die Arbeit des TAB ausdrücklich
in Schutz. Der Vertreter der SPD sagte: "Die Arbeit des TAB ist ein
Schatz." Mit den Analysen hätte man als Bundestagsabgeordneter einen
Zugang zu wissenschaftlich unabhängigen Erkenntnissen, die weit über
die schnelle Suche im Internet hinausginge. Der Vertreter der Linken
lobte zudem die Kurzzusammenfassungen, die es jedem ermögliche, sich
einen schnellen aber trotzdem fundierten Einblick zu einem Thema zu
verschaffen. Die Vertreterin von Bündnis 90/Die Grünen hob den
interdisziplinären Charakter der Arbeit des TAB lobend hervor.

 * 

3. Gebäude-Energetik umstritten

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/FLA) Einhellig haben es die Sachverständigen begrüßt,
dass die Bundesregierung die Vorgaben für Gebäude-Energetik in einem
Gesetz bündeln will. Der Entwurf (19/16716) für das neue Gesetz zur
Vereinheitlichung des Energiesparrechts für Gebäude (GEG) stößt
allerdings auf zahlreiche Einwände. Dies zeigte sich bei einer
Experten-Anhörung im Ausschuss für Wirtschaft und Energie unter der
Leitung von Klaus Ernst (Die Linke). Das GEG soll das
Energieeinsparungsgesetz, die Energieeinsparverordnung und das
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz zusammenführen.

Maria Hill vom Zentralen Immobilien Ausschuss plädierte dafür,
hinsichtlich der energetischen Anforderungen an Neubau und Bestand
keine Änderung am Gesetzentwurf vorzunehmen. Dies gelte auch für den
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit. Die Beachtung des
Wirtschaftlichkeitsgebots trage wesentlich dazu bei, die Akzeptanz der
Energie- und Wärmewende in der Bevölkerung zu erhalten und zu stärken.
Um die Wende sozialverträglich im Gebäudebestand zu ermöglichen,
bedürfe es zusätzlicher Fördermittel. Diese sollten einen relevanten
Anteil der energiebedingten Kostenanteile an den Gebäuden ausüben.

Michel Durieux kritisierte namens des Zentralverbands des Deutschen
Handwerks, dass der verfolgte Zweck, das Ordnungsrecht zu
entbürokratisieren und zu vereinfachen, mit dem Gesetzentwurf nicht
erreicht werde. So enthalte er deutlich mehr Paragraphen als die Summe
der zusammengefassten Einzelregelungen. Nur ein verständliches Gesetz
könne dem, der das Gesetz anwenden muss, angemessen in
Schulungsangeboten vermittelt werden. Eine Vereinfachung müsse bei der
weiteren Überarbeitung oberstes Ziel sein.

Sandra Rostek vom Bundesverband Bioenergie monierte, dass für Biogas
ein Primärenergiefaktor von 1,1 vorgesehen sei. Dies bedeute, bei der
Berechnung des Primärenergiebedarfs eines Gebäudes oder Wärmenetzes
werde die Wärme aus Biogas gleichgesetzt mit der Wärme aus Erdgas,
Flüssiggas, Heizöl und Steinkohle und läge nur leicht unter der Wärme
aus Braunkohle. Dies widerspreche allen wissenschaftlichen Studien.
Biogas werde künstlich schlecht gerechnet. Der Faktor müsse je nach
Technologie und Einsatzstoff zwischen 0,1 und 0,3 liegen.

Der Verband kommunaler Unternehmen sieht insbesondere durch die
Nutzung von Wärmenetzinfrastrukturen große Potenziale für den
Klimaschutz im Gebäudebereich, machte Michael Wübbels klar. Durch
Wärmenetze ließen sich sowohl Bestands- als auch Neubaubereiche
miteinander verzahnen und erneuerbare Energien und Abwärme zunehmend
in die Wärmeversorgung integrieren. Es müsse vermieden werden, dass
die Verknüpfung zwischen Bestandsgebäuden und der Nutzung von
Wärmenetzen vorschnell abgeschnitten wird.

Professor Lamia Messari-Becker (Universität Siegen) machte klar, dass
sich das Ziel der Klimaneutralität im Gebäudebereich durch den
Dreiklang von Energieeinsparung, effizienter Technik und den Einsatz
erneuerbarer Energien erreichen lässt. Die Zusammenlegung der
bestehenden Instrumente in den drei bestehenden Gesetzen könne einen
entscheidenden Beitrag dazu leisten, die Energieeffizienz mit dem
Ausbau erneuerbarer Energien zu verbinden. Sie stellte fest, dass der
Gesetzentwurf hinter den Zielen der Bundesregierung zurückbleibe. Dies
gelte unter anderem für die zugrunde gelegten Energiestandards sowie
die Weiterentwicklung und Verschärfung von energetischen Standards.
Klimaneutralität sei so nicht zu erreichen. Der
Niedrigstenergiestandard sei nicht Stand der Forschung.

Professor Dirk Müller (Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule
Aachen) meinte, der Gesetzentwurf bleibe hinter seinen Möglichkeiten
zurück. Er lenkte den Blick darauf, dass moderne Gebäude über ein
Energiemanagementsystem verfügen, mit dem der Betrieb aller Anlagen
und die Nutzung lokaler regenerativer Energien optimiert werden kann.
Auch Funktionen für einen netzdienlichen Betrieb könnten hier
integriert werden, was bei einem zunehmenden Ausbau der Photovoltaik
und der Elektromobilität an Bedeutung gewinne. Dieser Bereich solle im
GEG berücksichtigt werden. Der energetische Nachweis für Kühlverfahren
sollte analog zur Heiztechnik bilanziert werden.

Veit Bürger vom Öko-Institut meinte, die EU-Vorgabe, einen
Niedrigstenergiegebäudestandard festzulegen, müsse ambitioniert
umgesetzt werden. Ein wenig ambitionierter Standard würde zwar dazu
führen, dass die Investitionskosten etwas niedriger ausfallen. Diesem
Einmaleffekt stünden jedoch jahrzehntelange höhere Nebenkosten
(Heizung und Warmwasser) gegenüber, die gerade Haushalte mit geringem
Einkommen besonders belasteten. Dies gelte insbesondere auch mit Blick
auf die CO2-Bepreisung, die 2021 ihre Wirkung entfalte. Gebäude
müssten "in die Sanierung getrieben werden".

Henning Ellermann (Deutsche Unternehmensinitiative Energieeffizienz)
kam zu dem Befund, dass der Gesetzentwurf keinen Mehrwert für
Klimaschutz biete. Der Entwurf enthalte sogar einige deutliche
Aufweichungen im Vergleich mit den bestehenden Anforderungen. Die
Überprüfung des Anforderungsniveaus müsse von 2023, wie jetzt geplant,
auf 2021 vorgezogen werden. Absehbar sei, dass die EU-Kommission den
vorgesehenen Neubaustandard nicht als Niedrigstenergiegebäude
akzeptieren werde. Zudem würden weitere Vorschriften und Fristen
verletzt.

Tim Bagner von der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände
mahnte an, sowohl der Neubau als auch energetisch sanierter
bestehender Wohnraum müsse bezahlbar bleiben. Der Mangel an
angemessenem Wohnraum für breite Schichten der Bevölkerung dürfe durch
erweiterte Anforderungen des GEG nicht verschärft werden. Zum anderen
sollten neben der energetischen Verbesserung der Gebäude die
Potenziale der Energieversorgung und -nutzung sowie der intelligenten
Vernetzung von Geräte- und Netzinfrastruktur einbezogen werden. Diese
Ziele erfülle der Entwurf nicht.

 * 

4. Digitale Vertragsabschlüsse

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Weitere Verbesserungen für Verbraucher im
elektronischen Geschäftsverkehr will die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen erreichen. Die Abgeordneten haben einen Antrag (19/17449)
vorgelegt, nach dem der Bundestag die Bundesregierung auffordern soll,
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der eine Pflicht zum Vorsehen eines
einfach auffindbaren, barrierefreien und verständlich beschriebenen
Kündigungsbuttons bestimmt, soweit der Abschluss des Vertrags im
Zusammenhang mit einem Bestell- beziehungsweise
Vertragsabschlussbutton erfolgt. Unternehmen, die einen
Vertragsschluss im elektronischen Geschäftsverkehr anbieten und
ermöglichen, sollen verpflichtet werden, eine E-Mail-Adresse klar und
verständlich als Empfangsvorrichtung für alle rechtserheblichen
Erklärungen (zum Beispiel Kündigung oder Widerruf) im Zusammenhang mit
dem bestehenden Vertragsverhältnis ausweisen. Dafür solle sich die
Bundesregierung auch auf europäischer Ebene einsetzen.

Wie es in dem Antrag heißt, zeigen Befragungen, dass Schwierigkeiten
bei der Kündigung ein relevantes Verbraucherproblem sind.
Dementsprechend reiche die Ankündigung der Bundesregierung, die
Laufzeiten beziehungsweise die Verlängerungszeiträume zu verkürzen,
nicht aus. Notwendig sei darüber hinaus eine Vereinfachung der
digitalen Kündigungsmöglichkeiten. Durch einen Klick sei der Abschluss
eines Vertrages im digitalen Geschäftsverkehr möglich. Eine Kündigung
sollte daher für Verbraucher ebenso einfach möglich sein.

 * 

5. Preisangaben bei Verbraucherverträgen

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Für die Einführung von Durchschnittspreisangaben bei
Langzeitverträgen mit Verbrauchern wirbt die FDP-Fraktion in einem
Antrag (19/17451). Danach soll die Bundesregierung einen
Gesetzesentwurf vorlegen, der gewerblichen Anbietern bei der Werbung
und im Rahmen der Vertragsanbahnung bei Preisangaben die zusätzliche
Angabe eines monatlichen Durchschnittspreises vorschreibt, und sich
auf europäischer Ebene dafür einsetzen, dass solch eine Regelung
spätestens anlässlich einer Überarbeitung der EG-Grundpreis-Richtlinie
Eingang in europäisches Recht findet.

Wie es in dem Antrag heißt, verlangen manche Anbieter, um potenzielle
Kunden trotz der teilweise hohen Kosten nicht vom Abschluss des
Vertrages abzuschrecken, in den ersten Monaten des Vertrages nur
niedrige monatliche Zahlungen und bewerben diesen Umstand gezielt. In
späteren Monaten oder erst im zweiten Vertragsjahr stiegen die
monatlich zu zahlenden Beträge dann sprunghaft an. So würden
beispielsweise bei Verträgen über Internetanschlüsse aus 10 Euro pro
Monat am Anfang des Vertrages schnell 30 Euro pro Monat und mitunter
50 Euro pro Monat im zweiten Vertragsjahr. Solch eine ansteigende
Staffelung der monatlichen Kostenbelastung erschwere es Verbrauchern,
sich die Gesamtkosten des Vertrages vor Augen zu führen.

 * 

6. FDP will Strafrecht reformieren

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/MWO) Auf die Straffung und Modernisierung des Strafrechts
zielt ein Antrag der FDP-Fraktion (19/17485). Darin heißt es, seinen
Aufgaben könne das Strafrecht nur dann gerecht werden, wenn es ein
Verhalten sanktioniert, das das gesellschaftliche Zusammenleben und
individuelle Rechte nachhaltig beeinträchtigt. Als Auftrag an den
Gesetzgeber ergebe sich hieraus, Strafrechtspolitik fakten- und
evidenzbasiert zu gestalten und laufend einer Überprüfung hinsichtlich
der Wirkung strafrechtlicher Normen zu unterziehen. Eine solche
Überprüfung habe in der Vergangenheit nicht ausreichend stattgefunden.

Der Bundestag solle die Bundesregierung daher auffordern, eine
Expertengruppe im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel einzusetzen,
die sich mit der Frage der Reform des Strafgesetzbuchs
auseinandersetzt. Im Mittelpunkt der Erörterung stehe dabei eine
Überprüfung von Normen im Hinblick auf Praktikabilität, Bedeutung und
auch Wertungswidersprüche innerhalb des Systems verschiedener
Sanktionen im Ordnungswidrigkeiten- und Strafrecht.

 * 
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1. Förderung des mobilen Arbeitens

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss setzt sich mehrheitlich für
die Förderung und Vereinfachung des mobilen Arbeitens ein. In der
Sitzung am Mittwoch verabschiedeten die Abgeordneten mit den Stimmen
der Koalitionsfraktionen die Beschlussempfehlung an den Bundestag,
eine Petition mit der Forderung, Arbeitsformen der Telearbeit im
Rahmen des Digitalisierungsoffensive stärker zu fördern, dem
Bundesministerium für Arbeit und Soziales "als Material" zu
überweisen, "soweit die mobile Arbeit gefördert und vereinfacht werden
soll". Die Fraktionen von FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen
hatten für das höhere Votum "zur Erwägung" plädiert - die AfD-Fraktion
für den Abschluss des Petitionsverfahrens.

In der öffentlichen Petition wird auf eine Ausarbeitung des
Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages hingewiesen, laut der
"bei 40 Prozent der Jobs in Deutschland keine dauerhafte Anwesenheit
erforderlich wäre", aber nicht einmal ein Drittel zumindest
gelegentlich von zuhause aus arbeite. Ein besonders starkes
Missverhältnis zwischen der Geeignetheit der Tätigkeit für Telearbeit
und der tatsächlichen Nutzung gibt es der Vorlage zufolge bei den
Finanzdienstleistungen und in der öffentlichen Verwaltung.

Aus Sicht des Petenten überwiegen die Vorteile der Telearbeit -
eingebettet in einem ausbalancierten, rechtlichen Rahmen - mögliche
Nachteile wie etwa fehlende Dienstaufsicht, zu lange Arbeitszeiten und
die Vermischung von Privat- und Berufsleben. Die Vorteile des mobilen
Arbeitens bestünden insbesondere in der Stärkung strukturschwacher
Regionen, der Reduzierung der Immobilienpreissteigerung in
Ballungszentren, der Verringerung der alltäglichen Verkehrsbelastung
sowie der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, heißt es in
der Petition.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung macht der
Petitionsausschuss unter Einbeziehung einer Stellungnahme der
Bundesregierung darauf aufmerksam, dass Beschäftigte, die in
Telearbeit arbeiten möchten, dieses Anliegen bereits heute
weitestgehend mit ihrem Arbeitgeber erörtern und vereinbaren könnten.
"So können individuelle und passgenaue Arbeitsmodelle entwickelt
werden, die die Wünsche der Beschäftigten und die betrieblichen
Belange angemessen berücksichtigen", heißt es in der Vorlage.
Bedeutung komme in diesem Zusammenhang insbesondere den Betriebs- und
Sozialpartnern zu, die die konkrete Situation am besten kennen würden
und dadurch kollektivrechtliche Vereinbarungen schließen könnten, die
die jeweiligen Besonderheiten berücksichtigen.

Aus der Beschlussempfehlung geht außerdem hervor, dass das Thema
"mobiles Arbeiten" im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD für die
19. Wahlperiode aufgegriffen worden sei. Vereinbart sei, das mobile
Arbeiten zu fördern und zu erleichtern. Dazu solle ein rechtlicher
Rahmen geschaffen werden. Zu diesem gehöre auch ein Auskunftsanspruch
der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber über die
Entscheidungsgründe der Ablehnung sowie Rechtssicherheit für beide
Seiten im Umgang mit privat genutzter Firmentechnik. Die Petition, so
heißt es in der Vorlage, sei geeignet, in die weiteren Überlegungen
mit einbezogen zu werden.

 * 

2. Anträge zur Planungsbeschleunigung

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Anträge der Oppositionsfraktionen von AfD und FDP
zum Thema Planungsbeschleunigung sind im Verkehrsausschuss am Mittwoch
auf Ablehnung gestoßen. Dem Antrag der AfD-Fraktion "Wirksame
Maßnahmengesetze - Beschleunigung durch echte Beteiligung der
Öffentlichkeit erzielen" (19/16861) stimmte lediglich die AfD-Fraktion
zu. Einem Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel "Verkehrsprojekte
schneller realisieren - Ein modernes Planungsrecht für das 21.
Jahrhundert schaffen" (19/17093) stimmte neben den Liberalen auch die
AfD zu.

Die AfD fordert in ihrem Antrag unter anderem, Raumordnungsverfahren
und Umweltverträglichkeitsprüfung im Rahmen des
Planfeststellungsverfahrens beziehungsweise der Vorbereitungsverfahren
für Maßnahmengesetze "soweit wie möglich zu integrieren, um redundante
Doppelprüfungen und -strukturen zu beseitigen". Zudem müsse die
Kommunikation mit der interessierten und betroffenen Öffentlichkeit
"auf Augenhöhe" erfolgen und eine wirksame Beteiligung an der Planung
von Infrastrukturvorhaben gewährleisten. Außerdem schlägt die Fraktion
vor, die Maßnahmengesetzgebung auf alle Verkehrsinfrastrukturen
auszudehnen sowie möglichst früh "Erfahrungswerte zu Maßnahmengesetzen
für Straßenbauprojekte zu sammeln".

Die FDP-Forderungen zielen darauf ab, den Ersatzneubau und den
erweiterten Ersatzneubau von Brücken, die Elektrifizierung von
Bahnstrecken sowie den Bau zusätzlicher Fahrspuren zu erleichtern,
indem auf der Grundlage der Ursprungsplanung unter Berücksichtigung
der zwischenzeitlich eingetretenen Änderungen in Natur und Landschaft
die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen ermittelt und festgestellt
werden. Zudem sollte aus Sicht der Liberalen die "bewährte
Präklusionsregelung" zur zeitlichen Beschränkung von Einwendungen
europarechtskonform eingeführt werden. Des Weiteren will die FDP die
erstinstanzliche Zuständigkeit von Oberverwaltungsgerichten auf
Landes- und Staatsstraßen ausdehnen.

Aus Sicht der Koalitionsfraktionen sind viele der Forderungen im
Rahmen der Gesetzgebungsverfahren zum Planungsbeschleunigungsgesetz
und dem Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz schon umgesetzt oder
zumindest "an die Bundesregierung adressiert", wie während der Debatte
im Ausschuss deutlich wurde. Andere Vorschläge, wie etwa nach der
Ausweitung der Zuständigkeiten von Oberverwaltungsgerichten, ohne dort
zusätzlich Arbeitskapazitäten zu schaffen, seien hingegen "nicht
zielführend", hieß es von Seiten der SPD-Fraktion. Auch die geforderte
Mitwirkungspflicht von Umweltverbänden an Planungs- und
Genehmigungsverfahren sei falsch, sagte der Fraktionsvertreter.

Die Vertreterin der Unionsfraktion verwies darauf, dass eine
Präklusionsregelung nicht auf nationaler Ebene getroffen werden könne.
Es gelte die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) zu
einer entsprechenden Regelung in den Niederlanden abzuwarten, sagte
sie. Ebenfalls auf europäische Ebene angesiedelt seien Fragen des
Verbandsklagerechts, machte die Unionsvertreterin deutlich.

Der Vertreter der AfD-Fraktion warb für das dänische Modell einer
"integrierten Umweltverträglichkeitsprüfung in der Tiefe am Anfang
eines Vorhabens". Mit diesem "erprobten System" könne eine wirkliche
Beschleunigungswirkung erzielt werden, sagte er. Ob hingegen die
geplanten Maßnahmengesetze, die lediglich für bestimmte Schienen- und
Wasserstraßenprojekte, nicht aber für den Straßenbau geplant seien,
eine Beschleunigungswirkung erzielen werden, sei unsicher.

Aus Sicht der FDP-Fraktion braucht es weitergehende Schritte, um das
vorhandene Geld auch tatsächlich verbauen zu können. Dazu zähle auch
die Ausdehnung der erstinstanzlichen Zuständigkeit von
Oberverwaltungsgerichten, weil somit eine bessere Spezialisierung
stattfinden könne. Außerdem müssten Doppelprüfungen bei den
Umweltverträglichkeitsprüfungen vermieden werden. Dem stehe auch das
EU-Recht nicht entgegen, sagte der Fraktionsvertreter. Handlungsbedarf
gebe es auch beim Thema Umweltverbände. Sie müssten dazu beitragen,
dass Projekte besser werden, statt sie zu blockieren.

Die Vertreterin der Linksfraktion kritisierte die Anträge, die das
Ziel verfolgten, Einwendungen von Anfang an abzuräumen, um dann die
Bauprojekte möglichst ungestört durchzusetzen. Es sei zudem falsch,
Naturschutzverbände überwiegend als Blockierer zu begreifen, befand
sie. Es gebe schließlich unterschiedliche Interessen und Gewichtungen,
die in der Gesellschaft überaus relevant seien. Benötigt werde eine
"gute Bürgerbeteiligung". Das dazu vom Verkehrsministerium aufgelegte
Handbuch könne nicht das Ende der Geschichte sein, sagte die
Fraktionsvertreterin.

Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wandte sich gegen den aus
ihrer Sicht durch die Anträge erweckten Eindruck, Umweltverbände
würden alle Vorhaben blockieren und mit Klagen überziehen. Die
Umweltverbände sollten nicht als Gegner sondern als Partner angesehen
werden, forderte der Fraktionsvertreter. Was das angesprochene
Handbuch für Bürgerbeteiligung angeht, so enthält dieses seiner
Auffassung nach viele sinnvolle Ansätze. Gleichwohl sei seine
Anwendung nicht verpflichtend, bemängelte er.

 * 

3. Opferbeauftragter Franke gibt Bericht zu Hanau

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/MWO) Den Opfern des rechtsextremistischen Anschlags von
Hanau ist direkt nach der Tat alle erdenkliche Hilfe zuteil geworden.
Er sei am Tag nach der Tat sofort nach Hanau gefahren und acht Tage
vor Ort gewesen, sagte der Beauftragte der Bundesregierung für die
Anliegen von Opfern und Hinterbliebenen von terroristischen Straftaten
im Inland, Edgar Franke, am Mittwoch in der 84. Sitzung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz. Ein Krisenstab sei
gebildet worden, und es seien eine 24-Stunden-Hotline und eine
Homepage mit Hilfsangeboten eingerichtet worden.

Franke erstattete auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD einen
Bericht zur Opferbetreuung nach dem Anschlag in Hanau am 19. Februar
2020. Er erläuterte die sofort danach ergriffenen Maßnahmen und
betonte, dass seine Geschäftsstelle auch weiterhin für die Anliegen
und Sorgen der Opfer und Hinterbliebenen da sei. Sie biete Hilfe, um
das Geschehene zu verarbeiten, und sei auch dann noch Ansprechpartner,
wenn sich das öffentliche Interesse gelegt hat. Im Wege der
Soforthilfe seien innerhalb kürzester Zeit an 59 Opfer 400.000 Euro
ausgezahlt worden. Franke begrüßte, dass nach der Reform des
Opferentschädigungsrechts besser geholfen werden könne. Er regte an,
die Perspektive der Opfer stärker in den Fokus zu nehmen, als das
bisher geschehen sei. Der stellvertretende Ausschussvorsitzende
Heribert Hirte (CDU), der die Sitzung leitete, dankte Franke im Namen
der Abgeordneten für seinen Bericht.

Zuvor hatte der Ausschuss dem Grunde nach die Durchführung einer
öffentlichen Anhörung zu einem Antrag der FDP-Fraktion mit dem Titel
"Selbstbestimmte Lebensentwürfe stärken - Verantwortungsgemeinschaft
einführen" (19/16454) sowie die Einbeziehung eines Antrags der
Fraktion Die Linke (19/17108) in eine öffentliche Anhörung zu
Gesetzentwürfen der Bundesregierung und der AfD über die Entschädigung
für Strafverfolgungsmaßnahmen (19/17035, 19/15785) am 23. März 2020
beschlossen. Ferner stimmten die Abgeordneten für die Durchführung
eines erweiterten Berichterstattergespräches zu einem Gesetzentwurf
der Bundesregierung zur Änderung des
EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes sowie des Gesetzes über die
Errichtung des Bundesamts für Justiz (19/16781), das am 11. März 2020
stattfinden soll. Weiter beschloss der Ausschuss die Abgabe einer
Stellungnahme und die Bestellung eines Prozessbevollmächtigten zu dem
Organstreitverfahren 2 BvE 1/20 vor dem Bundesverfassungsgericht und
dem Antrag der AfD-Fraktion auf einstweilige Anordnung. Dabei geht es
um die Abwahl des AfD-Abgeordneten Stephan Brandner von seiner
Funktion als Vorsitzender des Rechtsausschusses.

Ein Antrag der AfD-Fraktion über die Durchführung einer öffentlichen
Anhörung zu einem Gesetzentwurf zur Änderung des Deutschen
Richtergesetzes (19/11942) wurde mit den Stimmen der übrigen
Fraktionen abgelehnt. Der Ausschuss nahm eine Empfehlung des
Unterausschusses Europarecht zu Berichten der EU-Kommission zu
Verbraucherthemen an und stimmte über eine Reihe von Gesetzentwürfen
und Anträgen ab, bei denen er nicht federführend ist.

Die Beschlussfassung über die Terminierung der dem Grunde nach
beschlossenen öffentlichen Anhörung zu Gesetzentwürfen der Fraktionen
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur Stärkung der Kinderrechte
(19/10622, 19/10552) sowie ein Antrag der Fraktion der AfD für einen
Bericht der Bundesregierung über die Beteiligung an Prozessen am
Europäischen Gerichtshof wurden mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen von der Tagesordnung abgesetzt.

 * 

4. FDP-Antrag zum Emissionshandel abgelehnt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Ausschuss

Berlin: (hib/LBR) Die Mitglieder des Ausschusses für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit haben am Mittwochmorgen einen
Antrag der FDP-Fraktion (19/16487), der eine Ausweitung des
EU-Emissionshandels statt einer CO2-Steuer und dem staatlich
organisierten Kohleausstieg zur Erreichung der Klimaziele fordert,
diskutiert. Der Antrag wurden von allen Fraktionen außer der FDP
abgelehnt.

Die FDP-Fraktion fordert in dem Antrag eine Ausweitung des
EU-Emissionshandels (EU-ETS) auf die Sektoren Verkehr und Gebäude in
Deutschland. Die Liberalen wollen, dass im Gegenzug zur nationalen
Einbeziehung aller Brennstoffemissionen in den EU-Emissionshandel
"alle überflüssigen, teuren und für Wirtschaft und Verbraucher
restriktiven Regulierungen" abgebaut werden. Auch die Einbeziehung von
Treibhausgasemissionen aus der Land- und Forstwirtschaft müsse
vorangetrieben werden. Zudem sollten "die Einnahmen aus der
ETS-Ausweitung vollständig an die Bürger und Unternehmen"
zurückgegeben werden, indem Stromsteuer und EEG-Umlage gesenkt werden.

In der Diskussion im Ausschuss betonte eine Vertreterin der Union,
dass der EU-ETS gut funktioniere, bei den Sektoren Wärme und Verkehr
müsse noch nachgelegt werden. Ein Vertreter der AfD kritisierte, dass
die wissenschaftliche Grundlage für den Antrag zweifelhaft sei. Kritik
übte auch ein Vertreter von Die Linke. Er sprach sich gegen eine
Ausweitung des EU-ETS aus und sprach von ungewollten
Verteilungswirkungen. Ein SPD-Vertreter sagte, der Versuch,
Klimaschutz über einen Mechanismus abzuwickeln, habe nicht die
Lenkungswirkung, die gebraucht werde. Eine Vertreterin der Grünen
betonte, der EU-ETS müsse nicht ausgeweitet, sondern reformiert
werden. Dies umfasse etwa die Löschung von überflüssigen Zertifikaten.

 * 

5. Grünen-Antrag zu Solardeckel abgelehnt

Wirtschaft und Energie/Ausschuss

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hat einen Grünen-Antrag
abgelehnt, der auf ein sofortiges Streichen des Förderdeckels für
Solarenergie hinwirkt. Gegen die Stimmen der Antragsteller und der
Linksfraktion votierten die Fraktionen in ihrer Sitzung am Mittwoch
mit Nein zu dem Vorstoß "Ausbau der Solarenergie beschleunigen,
dezentrale Bürgerenergie und Mieterstrom unterstützen" (19/9698).

Zuvor hatte eine Vertreterin der Grünen-Fraktion argumentiert, die
Branche brauche Planungssicherheit. Investoren kämen bereits schwer an
Kredite oder andere Finanzierungsmöglichkeiten, weil die Zukunft der
Förderung unklar sei. Diese Situation habe die Bundesregierung
provoziert, weil sie nicht handele. Außerdem forderte die Abgeordnete
weniger Bürokratie bei Mieterstromprojekten.

Von der Fraktion CDU/CSU hieß es dazu, die Bedeutung von Photovoltaik
sei unstrittig, auch über eine Entbürokratisierung könne man reden.
Der Antrag enthalte einige interessante Ansätze. Insgesamt sei er
abzulehnen, die Regierung sei auf einem guten Weg. Der Abgeordnete des
Koalitionspartners SPD sah viele Überschneidungen zwischen den
Positionen seiner Fraktion und denen der Grünen. Auch er forderte ein
rasches Handeln beim Abschaffen des Solardeckels und erinnerte die
CDU/CSU an Aussagen von Bayerns Regierungschef Markus Söder, der sich
ebenfalls für ein schnelles Abschaffen ausgesprochen habe. Der
Handlungsdruck sei da, so der SPD-Abgeordnete.

Die AfD-Fraktion bezeichnete die Forderungen der Grünen als
Planwirtschaft, die in Eigentumsrecht eingreife. Zudem stelle sich die
Frage nach den Kosten und wer diese trage. Die FDP-Fraktion dringt
darauf, ein Ende für den Förderdeckel mit einem allgemeinen
Ausstiegspfad aus der Förderung Erneuerbarer Energien zu verbinden.
Von der Linksfraktion schließlich kam der Vorschlag, die Diskussion
über die Solar-Förderung aus den Energie-Gesetzen herauszuziehen, um
hier schnelle Lösungen schaffen zu können.

 * 

6. Gesundheitsausschuss berät über Corona

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat sich am
Mittwoch erneut mit der Coronakrise befasst. Der Vizepräsident des
Robert-Koch-Instituts (RKI), Lars Schaade, erläuterte den Abgeordneten
den aktuellen Stand sowie das weitere Vorgehen in dem Fall.

Nach Angaben Schaades ist das neue Coronavirus (Sars-CoV-2)
international weiter auf dem Vormarsch. Die weitaus meisten
Infektionen gebe es aber nach wie vor in China. Dort kämen inzwischen
jedoch immer weniger neue Fälle hinzu. Womöglich sei dort die weitere
Ausbreitung der Epidemie gestoppt. Der Mediziner attestierte den
Chinesen eine gute Bekämpfung des Virus.

Schaade machte deutlich, dass es bei einem Verdachtsfall
unterschiedliche Risikokategorien gibt, die es nachzuvollziehen gelte.
So werde, etwa bei Veranstaltungen, in Kontakte ersten und zweiten
Grades unterschieden. Ein längeres Gespräch in unmittelbarer Nähe
eines Infizierten zähle zur Kategorie eins und beinhalte ein höheres
Risiko.

Wie Schaade sagte, verläuft die Infektion in rund 80 Prozent der Fälle
mild oder sogar ohne Symptome. Rund 20 Prozent der Betroffenen seien
schwerer erkrankt, in fünf bis sechs Prozent der Fälle komme es zu
einem kritischen Verlauf. Nach den derzeit verfügbaren Daten endeten
etwa drei Prozent der Erkrankungen tödlich.

 * 

7. Aufnahme besonders Schutzbedürftiger

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt darauf,
"besonders Schutzbedürftige aus dem Mittelmeerraum" in der
Bundesrepublik aufzunehmen. In einem Antrag (19/17513), der am
Mittwoch erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht,
verweist die Fraktion unter anderem darauf, dass sich "die Situation
an der türkisch-griechischen Grenze auf dramatische Weise zugespitzt"
habe. Tausende von Schutzsuchenden seien "zum Spielball der türkischen
Regierung" geworden, die den EU-Türkei Deal aufgekündigt habe und die
Menschen nicht mehr länger an der Ausreise nach Griechenland hindere,
schreibt die Fraktion weiter. Die griechischen Behörden begegneten
diesen Menschen "völkerrechtswidrig mit Tränengas und
Abschottungsversuchen".

Die Bundesregierung wird in dem Antrag aufgefordert, "sich auf
EU-Ebene und bilateral gegenüber Griechenland für die konsequente
Einhaltung des Non-Refoulementgebotes einzusetzen". Ebenso solle sich
die Bundesregierung für eine zügige Unterstützung Griechenlands bei
der Registrierung von Schutzsuchenden an der türkisch-griechischen
Grenze sowie die Verteilung von Asylantragsstellenden auf die EU
Mitgliedsstaaten einsetzen.

Ferner fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, im Rahmen eines
bundesweiten "Relocations-Programms" ein Kontingent von 5.000
besonders schutzbedürftigen Menschen aus den Hotspots der griechischen
Ägäis-Inseln aufzunehmen. Auch soll die Regierung nach dem Willen der
Fraktion "über ein Resettlement des UNHCR, der die besondere
Vulnerabilität von Schutzsuchenden feststellt, ein großzügiges
Kontingent von Flüchtlingen aus der Türkei" sowie zusätzlich
"Schutzsuchende aus humanitären Notlagen im Mittelmeerraum" in
Deutschland aufnehmen.

Darüber hinaus soll sich die Bundesregierung laut Vorlage "für einen
sofortigen Stopp der Bombardierungen in der Region Idlib zum Schutz
der zivilen Bevölkerung" einsetzen. Zudem wird die Bundesregierung in
dem Antrag unter anderem aufgefordert, Kommunen, die "ihre
Bereitschaft zur Aufnahme und Integration von Geflüchteten zusätzlich
zum existierenden Verteilungsschlüssel erklärt haben, in diesem
Anliegen zu unterstützen".

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen
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1. Keine Stimmen für Antrag zum ALG I

2. Unicef: Resilienz gegen Krisen stärken

3. Vorhersagebasierte humanitäre Hilfe

4. Chinas Seidenstraße-Initiative im Fokus

5. EU-Unterstützung für die Ukraine

6. Nachfrage zur Tätigkeit des Ostbeauftragten



1. Keine Stimmen für Antrag zum ALG I

Arbeit und Soziales/Ausschuss

Berlin: (hib/CHE) Mit deutlicher Mehrheit hat der Ausschuss für Arbeit
und Soziales am Mittwochvormittag einen Antrag (19/13520) der
AfD-Fraktion für eine längere Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes
abgelehnt. Alle Fraktionen außer der AfD stimmten gegen den Antrag.
Darin verlangt die AfD-Fraktion, das Arbeitslosengeld I neu zu
gestalten. Es sei ein Akt der sozialen Gerechtigkeit, Menschen länger
finanziell zu unterstützen, die seit zehn oder 20 Jahren
ununterbrochen berufstätig waren und arbeitslos werden, heißt es in
dem Antrag. Die AfD fordert eine gestaffelte Verlängerung der
maximalen Bezugsdauer von Arbeitslosengeld nach geleisteten
Arbeitsjahren.

In der Ausschusssitzung betonte die AfD, dass sie mit dem Antrag keine
falschen Anreize setzen wolle, weil es nicht darum gehe, die Höhe des
Arbeitslosengeldes zu ändern, sondern nur die Anspruchszeit. Die
Fraktionen von CDU und SPD erwiderten, es müsse in der
Arbeitsmarktpolitik vor allem darum gehen, Menschen schnellstmöglich
wieder in Arbeit zu bringen anstatt nur den Bezug von Arbeitslosengeld
zu verlängern. Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels sei es auch
für ältere Arbeitslose nicht mehr schwer, wieder Arbeit zu finden. Das
wiederum zog Die Linke stark in Zweifel. Statistiken würden belegen,
dass die meisten Arbeitslosen älter als 50 Jahre sind. Dennoch sei der
AfD-Antrag "grottenschlecht", operiere mit falschen Zahlen und
enthalte gravierende Fehler, so Die Linke. Dem schloss sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen an: Der Antrag zeige, dass die AfD von
dem Thema keine Ahnung habe. Zwar könne man darüber diskutieren, ob
ältere Arbeitslose länger Unterstützung aus der Versicherung bekommen
sollten, dies seien derzeit aber nicht die drängendsten Probleme des
Arbeitsmarktes, betonten die Grünen. Die FDP-Fraktion verwies auf
Studien, die belegen würden, dass ein längerer Bezug von
Arbeitslosengeld die Dauer der Arbeitslosigkeit verlängere. Dies könne
nicht das Ziel sein, so die Liberalen.

 * 

2. Unicef: Resilienz gegen Krisen stärken

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Der Klimawandel wirkt sich laut dem
Unicef-Regionaldirektor für das östliche und südliche Afrika, Mohamed
Fall, immer mehr auf das Leben der Menschen vor Ort aus. So seien
wiederholte Dürren und daraus resultierende Ernteausfälle und
Mangelernährung eine der Hauptursachen für die inzwischen 11,5
Millionen Flüchtlinge in der Region, sagte Fall am Mittwochmorgen im
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Wichtig
sei daher, nicht nur auf akute Krisen zu reagieren, sondern schon im
Vorfeld die Widerstandskraft ("Resilienz") der Bevölkerungen gegenüber
Krisen zu stärken, etwa damit sie künftige Dürreperiode überstehen,
ohne hungern zu müssen. Als zentrale Maßnahmen nannte Fall unter
anderem Bildung und den Ausbau kritischer Infrastruktur, wie die
Verbesserung der Wasserversorgung. Um die Wirksamkeit der bi- und
multilateralen Hilfen zu erhöhen, müsse es außerdem eine enge
Kooperation mit den Regierungen der Empfängerländer geben. Diese
müssten überdies befähigt werden, eigene Ressourcen einzubringen, um
optimale Effekte zu erzielen.

Mit Blick auf die derzeit in Ostafrika herrschende Heuschreckenplage,
die nach Angaben der Vereinten Nationen die Nahrungsmittelversorgung
von bis zu 13 Millionen Menschen bedroht, betonte die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Maria Flachsbarth (CSU), die
Bundesregierung habe Somalia zusätzlich 70 Millionen Euro
Übergangshilfe zur Verfügung gestellt. Damit würden 1,4 Millionen
Menschen unterstützt. Ziel sei es, die Ernährungssicherheit so wie
möglich aufrechtzuerhalten.

 * 

3. Vorhersagebasierte humanitäre Hilfe

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung fördert im Bereich der
vorhersagebasierten humanitären Hilfe das Welternährungsprogramm der
Vereinten Nationen (WEP) sowie die Internationale Föderation der
Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften (IFRK). Wie sie in der Antwort
(19/17391) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/16614)
schreibt, habe sie dem WEP zwischen 2017 und 2020 insgesamt
zweckgebundene Mittel in Höhe von 3,75 Millionen Euro zur Förderung
vorhersagebasierter humanitärer Hilfe und dem IFRK zwischen 2018 und
2020 in Höhe von 3,85 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. Das WEP
sei bereits seit 2015 in diesem Sinne gefördert worden bei
Pilotprojekten in Bangladesch, der Dominikanischen Republik, Haiti,
Nepal und den Philippinen.

 * 

4. Chinas Seidenstraße-Initiative im Fokus

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Eine Studie der "European Chamber of Commerce in
China" (EUCCC) vom Januar 2020 kommt zu dem Ergebnis, dass die
Beteiligungsmöglichkeiten für europäische Unternehmen aufgrund
mangelnder Transparenz und fehlender offener Ausschreibungen an
Projekten der chinesischen "Belt and Road Initiative" (BRI) sehr
begrenzt sind. Vielmehr würden Aufträge im Rahmen dieser auch "Neue
Seidenstraße" genannten Initiative zum Großteil an chinesische
Staatsunternehmen vergeben und von diesen durchgeführt, schreibt die
Bundesregierung in der Antwort (19/17395) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/16820).

Der Bundesregierung sei daran gelegen, dass bei der Umsetzung der BRI
die Integrität der bestehenden globalen Wirtschafts- und
Handelsstrukturen - etwa Welthandelsorganisation und Weltbank - und
bei Projekten in der Europäischen Union die geltenden EU-Gesetze und
Standards eingehalten werden. Für die deutsche Wirtschaft seien zudem
der globale, freie und faire Wettbewerb inklusive freier Marktzugänge
von herausragender Bedeutung. Hierfür sei Transparenz im Vergabewesen
eine wesentliche Voraussetzung.

 * 

5. EU-Unterstützung für die Ukraine

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Mit der vom damaligen Präsidenten der Europäischen
Kommission im April 2014 eingesetzten "Support Group Ukraine" und den
von der Europäischen Union seitdem aufgelegten Programmen und Vorhaben
verfolgt die Europäische Kommission eine Stärkung der ukrainischen
Wirtschaft und eine dauerhafte Verbesserung der allgemeinen
Lebensbedingungen in der Ukraine. Die Bundesregierung unterstützt
diese Aktivitäten, über deren genaue Ausgestaltung die zuständigen
Gremien entscheiden, heißt es in der Antwort (19/17393) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16978). Diese hätten einen
von Abgeordneten des litauischen Parlaments und auf einem Kongress der
Europäischen Volkspartei im März 2017 geforderten "Neuen Europäischen
Plan für die Ukraine" bislang nicht aufgegriffen.

 * 

6. Nachfrage zur Tätigkeit des Ostbeauftragten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Angaben zu Terminen der Leitungsebene von
Ministerien erfolgen immer auf Grundlage der zum Zeitpunkt der
Beantwortung vorliegenden Erkenntnisse sowie vorhandener Unterlagen
und Aufzeichnungen. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/17394) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/17271) zur
Tätigkeit des Ostbeauftragten. "Eine Verpflichtung zur Erfassung
sämtlicher Termine besteht nicht, und eine solche umfassende
Dokumentation wird auch nicht durchgeführt", schreibt die
Bundesregierung. Bei der Anfrage der AfD handelte es sich um eine
Nachfrage zur Antwort auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/14793.

 * 
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BUNDESTAG/9552: Heute im Bundestag Nr. 243 - 04.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 243

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. März 2020, Redaktionsschluss: 11.27 Uhr

1. Zuverlässigkeitsprüfung im Luftverkehr

2. Gebietskulisse der Düngeverordnung

3. Umweltauswirkungen von Geisternetzen

4. Steuerreformpläne der OECD

5. Kamerabefahrung in Asse II



1. Zuverlässigkeitsprüfung im Luftverkehr

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg für den Gesetzentwurf
der Bundesregierung "zur Verbesserung der Rahmenbedingungen
luftsicherheitsrechtlicher Zuverlässigkeitsüberprüfungen" (19/16428)
frei gemacht. Mit den Stimmen der CDU/CSU- und der SPD-Fraktion sowie
der AfD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen billigte das
Gremium am Mittwoch den Regierungsentwurf, der am Donnerstag zur
abschließenden Beratung auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums
steht, in modifizierter Fassung.

Wie die Regierung in der Vorlage ausführt, stellen eine der größten
Bedrohungen für die Sicherheit des zivilen Luftverkehrs Angriffe
sogenannter Innentäter dar, also von Personen, die besonderen Zugang
zu Einrichtungen und Abläufen des Luftverkehrs haben. Zum Schutz vor
derartigen Angriffen sehe das Luftsicherheitsgesetz eine
Zuverlässigkeitsüberprüfung aller Personen vor, die in besonderer
Weise Einfluss auf die Sicherheit des Luftverkehrs nehmen können.

Nach geltender Rechtslage können die Luftsicherheitsbehörden
allerdings laut Vorlage gewisse sicherheitsrelevante Informationen,
die bei anderen Behörden vorhanden sind, nicht im Rahmen der
Zuverlässigkeitsüberprüfung berücksichtigen. Dies betreffe Daten der
Bundespolizei und des Zollkriminalamtes sowie Auskünfte aus dem
Erziehungsregister und dem Zentralen Staatsanwaltschaftlichen
Verfahrensregister. Mit dem Gesetzentwurf sollen daher "für die
Luftsicherheitsbehörden entsprechende Befugnisse zur
Informationsgewinnung eingeräumt und so verbesserte Voraussetzungen
für die umfassende Bewertung der Zuverlässigkeit geschaffen werden".

Ferner sollen unter anderem die gesetzlichen Grundlagen zur Errichtung
eines künftigen Luftsicherheitsregisters geschaffen werden. Mit den
Stimmen der Unions- und der SPD-Fraktion sowie der AfD-Fraktion nahm
der Ausschuss zudem einen Änderungsantrag der Koalition an. Damit soll
unter anderem im Waffenrecht sichergestellt werden, "dass die nach
bisheriger Rechtslage vom Waffengesetz freigestellten Druckluftwaffen
mit einer Geschossenergie unter 0,5 Joule weiterhin frei erworben und
besessen werden dürfen".

 * 

2. Gebietskulisse der Düngeverordnung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion interessiert sich in einer Kleinen
Anfrage (19/17334) für die im Zuge der im Jahr 2018 verabschiedeten
Düngeverordnung festgelegten Einteilung Deutschlands in "grüne",
"weiße" und "rote" Gebiete. Die Liberalen wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Kriterien über die
Zuordnung einer Fläche zu einer "weißen" oder "roten" Gebietskulisse
entscheiden.

 * 

3. Umweltauswirkungen von Geisternetzen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Herrenlos in den Meeren treibende Fangnetze stehen
im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/17381). Die
Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
hoch die Gesamtmenge sogenannter Geisternetze in deutschen
Meeresgewässern geschätzt wird.

 * 

4. Steuerreformpläne der OECD

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Steuerreformplänen der OECD erkundigt sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17367). Dabei geht es um
den als "Pillar 1" beschriebenen OECD-Reformvorschlag zur Umverteilung
von Besteuerungsrechten. Die Bundesregierung soll zu Fragen wie der
drohenden Doppelbesteuerung, des hohen Bürokratiezuwachses und der
Rechtsunsicherheit Stellung nehmen.

 * 

5. Kamerabefahrung in Asse II

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die Genehmigungsdauer für eine Kamerabefahrung im
niedersächsischen Atommülllager Asse II thematisiert die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/17346). Darin erkundigt sich die
Fraktion danach, wann die Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE) den
Antrag auf einen Kameraaustausch an das Bundesamt für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BfE) gestellt hat und ob dieser zu dem
Zeitpunkt formal richtig und vollständig war. Auch fragen die
Abgeordneten danach, ob die BGE eine Antwort des BfE erhalten hat und
wie die Reaktion darauf ausgefallen ist.

 * 
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BUNDESTAG/9551: Heute im Bundestag Nr. 242 - 04.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 242

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. März 2020, Redaktionsschluss: 10.47 Uhr

1. FDP-Plan zu Kassenbons wieder abgesetzt

2. Anhörung zu Geologiedatengesetz

3. Änderung der Düngeverordnung

4. Finanzkredite im Rohstoffbereich

5. Stand bei Abschaffung der Zeitumstellung



1. FDP-Plan zu Kassenbons wieder abgesetzt

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am
Mittwoch die Beratung des von der FDP-Fraktion eingebrachten
Gesetzentwurfs zur Änderung der Abgabenordnung - Gesetz zur
Verhinderung einer Bon-Pflicht für Bäcker (19/15768) wieder von der
Tagesordnung abgesetzt. Ein Sprecher der CDU/CSU-Fraktion begründete
die Absetzung mit dem Hinweis, es zeichne sich eine entsprechende
Lösung ab. Für die Absetzung von der Tagesordnung stimmten die
Fraktionen von CDU/CSU und SPD, dagegen waren die Fraktionen von AfD,
FDP, Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Die abschließende Beratung
im Ausschuss war bereits am 29. Januar und auch am 12. Februar geplant
gewesen, war aber ebenfalls von der Tagesordnung abgesetzt worden.

Die FDP-Fraktion will mit dem Gesetz die vor allem den Bäckereien seit
Anfang des Jahres auferlegte Pflicht zur Ausgabe von Kassenbelegen
selbst bei kleinsten Einkäufen wieder abschaffen. Die Finanzbehörden
sollen im Fall der Nutzung einer zertifizierten technischen
Sicherheitseinrichtung beim Verkauf von Waren und der Erbringung von
Dienstleistungen an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen eine
Befreiung von der Pflicht zur generellen Ausgabe von Belegen
aussprechen können. Die Belege würden größtenteils nicht von den
Kunden mitgenommen, sondern direkt im Geschäft entsorgt, argumentiert
die FDP-Fraktion. Dies führe zu einer erheblichen Zunahme von Abfall,
der unter dem Gesichtspunkt des Umweltschutzes vermeidbar wäre.

 * 

2. Anhörung zu Geologiedatengesetz

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss wird sich in einer
öffentlichen Anhörung mit dem von der Bundesregierung geplanten
Geologiedatengesetz (19/17285) befassen. Die Anhörung findet am
Montag, den 9. März, um 14.00 Uhr im Paul-Löbe-Haus im Sitzungssaal
2.600 statt. Sie steht unter Vorbehalt der Überweisung und der
Genehmigung des Präsidenten.

Als Sachverständige sind geladen: Steffen Kanitz (Bundesgesellschaft
für Endlagerung mbH), Thomas Pütter (BDI-Ausschuss für
Rohstoffpolitik), Hartmut Gaßner (Gaßner, Groth, Siederer & Coll.),
Matthias Rossi (Universität Augsburg), Ralph Watzel (Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe), Andreas Tschauder (Ministerium für
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau Rheinland-Pfalz), Edo
Günther (Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.), Joachim
Wieland (Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer)
Klaus Töpfer (Vorsitzender des Nationalen Begleitgremiums) und Torsten
Mertins (Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(wirtschaftsausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das
Datum und das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

3. Änderung der Düngeverordnung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Derzeit ist eine Verordnung zur Änderung der
Düngeverordnung in Vorbereitung und soll zügig abgeschlossen werden,
um das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 21. Juni 2018
vollständig umzusetzen. Die Bundesregierung stehe deshalb mit der 
EU-Kommission in engem Kontakt, heißt es in einer Antwort (19/17388) auf
eine Kleine Anfrage (19/16798) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Weiter heißt es dazu, dass in einem weiteren Schritt die EU-Kommission
beurteilen müsse, ob die Urteilsumsetzung zeitlich und inhaltlich
ausreichend erfolgt ist. Sollte dies nicht der Fall sein, sei mit
einem Klagebeschluss und einer Klageerhebung beim EuGH im
Zweitverfahren zu rechnen. Im Jahr 2016 war ein
Vertragsverletzungsverfahren der EU gegen die Bundesrepublik aufgrund
der Nichterfüllung der Nitratrichtlinie am Europäischen Gerichtshof
eingeleitet worden. Dieses Verfahren endete im Juli 2018 mit der
Verurteilung Deutschlands.

 * 

4. Finanzkredite im Rohstoffbereich

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Garantien für Ungebundene Finanzkredite im
Rohstoffbereich interessieren die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/17374). Die Abgeordneten erkundigen sich nach der Zahl
solcher Garantien, die bisher an Unternehmen und Projekte mit Bezug
zum Rohstoffsektor vergeben worden sind. Sie möchten auch wissen, um
welche Unternehmen es sich gehandelt hat.

 * 

5. Stand bei Abschaffung der Zeitumstellung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte in einer Kleinen Anfrage
(19/17376) wissen, wie der Stand bezüglich einer Abschaffung der
Zeitumstellung ist. Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nach
einem Zeitplan, geschätzten Kosten und nach allgemeinen
Erfolgsaussichten der geplanten Maßnahme.

 * 
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BUNDESTAG/9550: Heute im Bundestag Nr. 241 - 04.03.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 241

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. März 2020, Redaktionsschluss: 10.02 Uhr

1. FDP-Vorstoß zur Stärkung der Aktienkultur

2. IT-System für Baumaßnahmen des Bundes

3. Finanzierung der AlphaDekade

4. Organisation der AlphaDekade

5. OECD-Plan für Mindestbesteuerung

6. Förderung strukturschwacher Regionen



1. FDP-Vorstoß zur Stärkung der Aktienkultur

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die FDP-Fraktion unternimmt einen Vorstoß zur
Stärkung der Aktienkultur in Deutschland. Zu den in einem Antrag
(19/17441) gestellten Forderungen der FDP-Fraktion gehört die
Schaffung von gesetzlichen Grundlagen für ein Altersvorsorgekonto, in
das die Bürgerinnen und Bürger aus ihrem Bruttogehalt investieren
können. Die Besteuerung soll nachgelagert in der Entnahmephase
erfolgen. Der Kapitalstock könne ab dem 60. Lebensjahr flexibel
entnommen werden. Eine Doppelverbeitragung in der Krankenversicherung
soll ausgeschlossen werden. Investiert werden könne von den Anlegern
innerhalb des Altersvorsorgekontos bis zu 100 Prozent in Aktien,
Mitarbeiteraktien, Fonds, ETFs und Altersvorsorgeprodukten.
Umschichtungen sollen steuerfrei zulässig sein.

Zu den weiteren Vorschlägen der FDP-Fraktion zählt eine Steuerfreiheit
für Kursgewinne von Aktien, Aktienfonds und ETFs, die nach einer
Haltedauer von fünf Jahren steuerfrei vereinnahmt werden sollen. Zudem
soll die Bundesregierung auf die Einführung einer Aktienstrafsteuer
verzichten.

Die Vermögensbildung breiter Schichten der Bevölkerung in Deutschland
sei unterentwickelt, renditeschwach und zu wenig in Vermögensgüter
investiert, begründet die FDP-Fraktion ihren Antrag. Bei Anlageformen
wie Sparbüchern, Staatsanleihen, Lebensversicherungen und sogenannten
Riester-Renten könne bereits bei Einrechnung der Inflation ein realer
Vermögensverlust entstehen. "Eine Vermögensbildung via zinsbasierten
Wertanlagen ist zunehmend unmöglich", schreibt die FDP-Fraktion.

Die Aktie wird dagegen langfristig als die mit Abstand erfolgreichste
Anlageklasse bezeichnet. Über einen Anlagezeitraum von 20 Jahren habe
der deutscher Aktienindex eine Rendite von 8,8 Prozent im Jahr
erreicht. "Ein Sparer, der seit 1977 jeden Monat 25 Euro in einen
Aktiensparplan einzahlt, hätte so bei einer für diesen Zeitraum
durchschnittlichen Jahresrendite von 8,3 Prozent nun ein angespartes
Vermögen von rund 103.000 Euro", schreibt die FDP-Fraktion. Je länger
der Anlagezeitraum dabei ausfalle, umso geringer werde die Gefahr, mit
Aktien Verluste zu erleiden. Doch trotz dieser Vorzüge würden nicht
einmal 20 Prozent der Bürgerinnen und Bürger Aktien oder Fonds halten.

 * 

2. IT-System für Baumaßnahmen des Bundes

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/17399) nach dem Aufbau eines IT-Systems zum Management
wesentlicher Projektdaten von Bundeshochbaumaßnahmen. Die Abgeordneten
fragen unter anderem nach einem Terminplan, geschätzten Kosten und
bisher eingeleiteten Maßnahmen.

 * 

3. Finanzierung der AlphaDekade

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP thematisiert in ihrer Kleinen Anfrage
(19/17379) die Finanzierung der AlphaDekade, die die zu geringe
Literalität in Deutschland angehen soll. Laut der Studie "LEO 2018 -
Leben mit geringer Literalität" der Universität Hamburg gibt es noch
immer 6,2 Millionen Menschen in Deutschland, die nur gering
literalisiert sind.

Die Abgeordneten wollen wissen, in welche Maßnahmen nach Kenntnis der
Bundesregierung die bisher verausgabten 60 Millionen Euro der
AlphaDekade bis Ende 2018 investiert wurden und für welche Maßnahmen
die verbleibenden 120 Millionen Euro bis zum voraussichtlichen Ende
der AlphaDekade in 2026 vorgesehen sind. Auch fragen die Abgeordneten,
welche Summen in welche Maßnahmen der AlphaDekade im Haushaltsjahr
2019 investiert wurden und wollen wissen, ob es zutreffend ist, dass
im Förderschwerpunkt "Arbeitsplatzorientierte Alphabetisierung und
Grundbildung Erwachsener" das Bundesministerium für Bildung und
Forschung 13 Förderprojekte mit Fördervolumen von 36,3 Millionen Euro
fördert und diese das Ziel haben, Konzepte, Lernangebote und
Schulungsangebote weiterzuentwickeln und in die Breite zu tragen.

 * 

4. Organisation der AlphaDekade

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP thematisiert in ihrer Kleinen Anfrage
(19/17377) die Organisation der AlphaDekade, die die zu geringe
Literalität angehen soll. Laut der Studie "LEO 2018 - Leben mit
geringer Literalität" der Universität Hamburg, gibt es noch immer 6,2
Millionen Menschen in Deutschland, die nur gering literalisiert sind.
Die Abgeordneten möchten wissen, welches konkrete Ziel die
Bundesregierung in absoluten Zahlen anstrebt, wenn es das erklärte
Ziel der AlphaDekade ist, innerhalb von zehn Jahren den funktionalen
Analphabetismus in Deutschland zu verringern und das
Grundbildungsniveau zu erhöhen. Auch interessiert die Abgeordneten,
welche Kompetenzen innerhalb der AlphaDekade ausschließlich beim Bund
und welche bei den Ländern liegen und welche Empfehlungen die im
Herbst 2018 durch das Kuratorium der AlphaDekade einsetzte
Arbeitsgruppe "Standards in der Aus- und Fortbildung von Kursleitenden
in der Alphabetisierung und Grundbildung" erarbeitet hat, um
Qualitätssicherung in der Aus- und Weiterbildung von
Kursleitern/-innen im Bereich Alphabetisierung auf der Grundlage der
Analyse bestehender Qualifizierungskonzepte sicherzustellen.

 * 

5. OECD-Plan für Mindestbesteuerung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach den Steuerreformplänen der OECD erkundigt sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/17368). Dabei geht es um
den als "Pillar 2" beschriebenen OECD-Reformvorschlag eines
Mindeststeuersatzes. Die Bundesregierung soll angeben, wie viele
Doppelbesteuerungsabkommen geändert werden müssten und wie hoch das
Risiko von Steuermehrbelastungen werden könnte, falls "Pillar 2"
realisiert werden sollte.

 * 

6. Förderung strukturschwacher Regionen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Linksfraktion interessiert sich dafür, wie sich
das neue Fördersystem für strukturschwache Regionen auf Ostdeutschland
auswirkt. In einer Kleinen Anfrage (19/17417) erkundigen sich die
Abgeordneten nach Konditionen der zum 1. Januar 2020 in Kraft
getretenen Neuregelungen. Sie fragen die Bundesregierung auch nach
einer Einschätzung der Folgen für die betroffenen ostdeutschen
Regionen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/2004: Regierungspressekonferenz vom 2. März 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut


Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 2. März 2020

Regierungspressekonferenz vom 2. März 2020

Themen: Coronavirus, Situation an der griechisch-türkischen
Grenze


Sprecher: StS Seibert, Collatz (BMVg), Alter (BMI), Breul (AA),
Deutschbein (BMZ)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Collatz: Auch wir sind vom Thema Coronavirus betroffen. Am Wochenende fand
ein Flug der Flugbereitschaft mit Bundesminister Müller statt, der
ebenfalls ein wenig darunter leiden musste. Am Wochenende gab es dazu die
eine oder andere missverständliche Berichterstattung. Deswegen möchte ich
die Gelegenheit ergreifen, den Sachverhalt noch einmal klarzustellen.

Es ist so, dass sich an Bord der Maschine ein Copilot befand, der einen
sehr kurzen und oberflächlichen Kontakt mit dem später dann als angesteckt
identifizierten Soldaten aus dem Verwaltungsbereich der Flugbereitschaft
hatte. Wir sind das natürlich in Zusammenarbeit mit den
öffentlich-rechtlichen Gesundheitsbehörden durchgegangen. Diese hat
entschieden, dass der Copilot als eine sogenannte Kontaktperson der
Kategorie II einzustufen ist und nach den Vorgaben des
Robert-Koch-Instituts keinerlei Maßnahmen erforderlich seien, da die
Expositionszeit zu gering und die Person symptomfrei sei.

Nach Landung in München entschied dann auch ein Vertreter des
Landesgesundheitsamtes München im Einvernehmen mit der für die Soldaten
zuständigen gesundheitlichen Aufsichtsbehörde, dass ein Schnelltest sowie
eine häusliche Quarantäne angesichts der fehlenden begründeten
Infektionsrisiken nicht angezeigt war. Die Bundeswehrcrew mit den
verbliebenen Passagieren setzte dann den Flug nach Köln fort, wo der
Copilot und die Besatzungsmitglieder vorsorglich getestet wurden. Das
Ergebnis war, wie erwartet, negativ.

Zusammenfassend möchte ich daher an dieser Stelle festhalten, dass aufgrund
der zeitlichen Zusammenhänge und der Art und Weise des Kontakts mit der
infizierten Person, der Symptomfreiheit des Copiloten und der Sicherheit
des Testverfahrens sowie des Testergebnisses definitiv ausgeschlossen
werden kann, dass durch den Kontakt mit dem Copiloten eine Ansteckung der
Insassen des Flugzeuges mit dem Coronavirus während der Reise erfolgt ist.
Ich hoffe, dass damit eindeutige Klarheit besteht. - Danke schön!

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Coronavirus, aber auch zu Griechenland
und der Türkei. Es gibt Kritik, dass sich die Kanzlerin derzeit zurückhält.
Ist geplant, dass beispielsweise im Bundestag zu einem der beiden Themen
eine Regierungserklärung abgegeben wird?

StS Seibert: Ich habe den ersten Teil Ihrer Frage nicht verstanden. Es gibt
Kritik, dass ...?

Zusatzfrage: Dass sich die Kanzlerin bei dem Thema Coronavirus und auch bei
dem Thema möglicher Flüchtlinge zurückhält.

StS Seibert: Beides trifft ja nicht zu. Die Bundeskanzlerin hat sich am
Freitag ausführlich mit dem Innen- und dem Gesundheitsminister über die
Coronasituation ausgetauscht. Sie ist in ständigem Kontakt mit den
zuständigen Ministerien und lässt sich ständig über den Fortgang der
Ereignisse und die Maßnahmen, die im Krisenstab beraten und beschlossen
werden, informieren. Das geht natürlich auch heute und in den nächsten
Tagen weiter.

Zu der anderen Frage der Situation an den Außengrenzen der EU, an der
griechisch-türkischen und bulgarisch-türkischen Grenze, hat die
Bundeskanzlerin - darüber haben wir ja auch informiert - Telefonate mit
Präsident Erdogan, dem griechischen Premierminister Mitsotakis und dem
bulgarischen Premierminister Borissow geführt. Sie ist im engsten Kontakt
mit ihren Kolleginnen und Kollegen im Kabinett sowie vor allem auch mit den
europäischen Führungskräften. Das heißt, da kann von Zurückhaltung nicht
die Rede sein.

Wenn wir bei dem Thema sind, hätte ich dazu aktiv etwas zu sagen.

Wir erleben zurzeit an den Außengrenzen der EU zur Türkei auf dem Land wie
zur See eine sehr beunruhigende Situation. Wir erleben Flüchtlinge und
Migranten, denen von türkischer Seite gesagt wird, der Weg in die EU sei
nun offen. Das ist er natürlich nicht. Das führt diese Menschen - Männer,
Frauen und Kinder - in eine extrem schwierige Lage. Es stellt genauso auch
Griechenland vor enorme Herausforderungen. Das alles ist der
Bundesregierung bewusst.

Europa und die Türkei verbindet ein Abkommen zur Begrenzung und Steuerung
der illegalen Migration und zur Bekämpfung der kriminellen Schlepper. Die
Bundesregierung bleibt überzeugt, dass dieses EU-Türkei-Abkommen für beide
Seiten gut ist, dass es beiden Seiten hilft und dass es auch
aufrechterhalten und eingehalten werden soll.

Die Türkei - das haben wir immer wieder voller Respekt betont - trägt eine
gewaltige Last, indem sie mehr als 3,5 Millionen Flüchtlinge und Migranten
bei sich beherbergt. Europa hilft hier gemäß diesem Abkommen dabei - das
ist eine wichtige Funktion des EU-Türkei-Abkommens -, diese Menschen zu
versorgen. Dafür sind sechs Milliarden Euro bereits in Aussicht gestellt,
und über die Hälfte davon ist jetzt auch schon ausgezahlt.

Nun gibt es in der Türkei Unzufriedenheit mit der Umsetzung des Abkommens,
vor allem mit dem Fluss der europäischen Zahlungen. Darüber müssen wir mit
der Türkei reden, genau wie wir mit der Türkei über die zusätzlichen Sorgen
und Belastungen reden müssen, die sie angesichts der Hunderttausenden von
Vertriebenen auf syrischem Boden hat.

Die Bundesregierung - ich habe es gerade in der Antwort auf die Frage von
dem Kollegen schon gesagt - arbeitet auf verschiedenen Ebenen. Wir halten
engsten Kontakt mit den betroffenen Ländern, also sowohl mit der Türkei als
auch Griechenland und Bulgarien. Die Bundeskanzlerin hat am Wochenende mit
beiden Regierungschefs telefoniert. Wir stehen im ständigen Kontakt mit den
Verantwortlichen in der EU, mit Frau von der Leyen und mit Herrn Borrell,
dem Flüchtlingskommissar. Es ist wichtig, dass es bald Gespräche zwischen
der EU und der Türkei darüber gibt, wie mit den türkischen Sorgen bezüglich
der Flüchtlingsversorgung und bezüglich der europäischen Hilfe umgegangen
werden kann und wie wir gleichermaßen auch zu einer stabilen Lage an den
Außengrenzen zurückkehren können.

Sie werden vielleicht gehört haben, dass morgen Frau von der Leyen, Herr
Michel für den Europäischen Rat und Herr Sassoli für das Europäische
Parlament an die griechisch-türkische Landgrenze reisen werden. Sie wissen
vielleicht, dass Premierminister Borissow heute ein Treffen mit
Premierminister Erdogan hat.

Die Situation in Idlib ist natürlich ein Schlüssel für das, was gerade an
den Grenzen geschieht. Deshalb braucht es auch dort dringend einen
Waffenstillstand, eine Stabilisierung der Zustände für die leidende
Bevölkerung. Es braucht dringend rasche Unterstützung für die
Hunderttausenden, die in ihrem eigenen Land vertrieben sind. Deutschland
hat seine Nothilfe - darüber haben wir hier vergangene Woche ja auch
gesprochen - bereits um 25 Millionen Euro aufgestockt, um gemeinsam mit dem
UNHCR für zusätzliche Winterquartiere zu sorgen.

Deutschland - die Bundeskanzlerin - ist zu Gesprächen über all das bereit.
Sie hat gemeinsam mit Präsident Macron in Telefonaten sowohl mit Präsident
Erdogan als auch mit Präsident Putin angeboten, zu einem Vierergipfel
zusammenzukommen und über einen Weg aus der Gewalt zu beraten. Dieses
Angebot besteht fort.

Frage: Herr Seibert, Sie hatten gesagt, dass die Bundeskanzlerin am Freitag
mit Präsident Erdogan telefoniert hat und ihm - Zitat - die Solidarität der
Bundesregierung bei der humanitären Unterstützung der vertriebenen Menschen
versichert habe. Was heißt "Solidarität" konkret?

Kommt sich die Bundeskanzlerin verschaukelt vor, weil Herr Erdogan am Tag
nach diesem Telefonat die Grenzen geöffnet hat und laut Berichten sogar
Menschen bis an die Grenze kutschieren lässt, damit sie in die EU
weiterreisen?

StS Seibert: Was heißt Solidarität bei der Unterstützung der vertriebenen
Menschen im Raum Idlib? Das heißt ganz konkret, dass wir unsere Nothilfe
noch einmal um 25 Millionen Euro aufgestockt haben, wie ich es gesagt habe,
um Winterquartiere bereitzustellen. Das geschieht in Zusammenarbeit mit dem
UNHCR. Andere europäische Staaten haben sich auch bereits in diese Richtung
engagiert oder sollten das noch tun. Das ist konkret.

Konkret ist die Bereitschaft, im Rahmen eines Vierergipfels erneut
zusammenzukommen, um wirklich alle Wege auszuloten, mit denen man von der
militärischen Logik weg hin zu einer Stabilisierung der Situation zu einem
Waffenstillstand kommen kann. Nur das ist das, was der Bevölkerung und den
Vertriebenen dort im Moment hilft.

Was die Situation an den Grenzen betrifft - ich kann es nur wiederholen -,
sind wir vom Wert des EU-Türkei-Abkommens überzeugt. Wir gehen davon aus,
und wir erwarten, dass es eingehalten wird. Die Situation, wie sich jetzt
an den Grenzen darstellt, ist eine Situation, die man überwinden muss. Das
wird nur im Gespräch möglich sein. Deswegen ist es gut, wenn die
europäischen Spitzen dieses Gespräch sehr bald suchen. Auch die
Bundeskanzlerin, die Bundesregierung, ist mit allen Beteiligten im Kontakt.

Zusatzfrage: Entschuldigen Sie, aber eine Nachfrage. Ist das, was Herr
Erdogan am Wochenende getan hat, im Geist der Kooperation dieses Abkommens
gewesen?

StS Seibert: Das Abkommen ist ein Abkommen, mit dem man gemeinsam erstens
das kriminelle Schlepperwesen bekämpfen will, zweitens die illegale
Migration steuern und reduzieren will und drittens dafür sorgen will, dass
europäische Hilfe ermöglicht, die vielen Millionen von Flüchtlingen und
Migranten, die sich in der Türkei aufhalten, dort menschenwürdig zu
beherbergen. Diesem Zweck dient dieses Abkommen. Dazu müssen wir
zurückkommen. Wir sind dazu bereit und erwarten auch von anderen, es
einzuhalten.

Frage: Herr Seibert, das Grundrecht auf Asyl ist ein europäisches
Grundrecht. Erdogan nutzt die Situation, um die Europäische Union zu
erpressen, indem er die Grenzen aufmacht. Hat die Bundesregierung die
griechische Regierung aufgefordert, die Grenzen zu öffnen und Asylsuchende
aufzunehmen?

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, dass auf Asylsuchende nicht
nur mit Tränengas, sondern auch mit scharfer Munition geschossen wird? Wie
reagieren Sie darauf? Das kann ja nicht das sein, was man sich unter einem
asylbietenden Europa vorstellen kann.

StS Seibert: Die Bundesregierung hat über das, was Sie jetzt ansprechen -
Schusswaffengebrauch oder Ähnliches - keine eigenen Erkenntnisse. Deswegen
kann ich Ihnen dazu nichts sagen.

Wir verstehen, dass Griechenland durch das, was im Moment an seinen
Landgrenzen und auf seiner Seegrenze von türkischer Seite ausgelöst wurde,
in eine sehr schwierige Situation geraten ist. Die Bundeskanzlerin hat das
gegenüber Herrn Mitsotakis auch in dem Telefongespräch ausgedrückt. Nun
müssen Wege gefunden werden - und diese Wege können nur Wege des Gesprächs
sein -, um die Lage wieder zu stabilisieren. Nur das wird auch den
betroffenen Menschen helfen. Die Situation, wie sie sich jetzt zugespitzt
zeigt, geht natürlich auf Kosten der betroffenen Menschen. Das kann man in
den Fernsehberichten von den Grenzregionen ja sehen.

Zusatzfrage: Die Frage bleibt aber. Sie haben es im Grunde ja selbst
bestätigt: Im Moment sind die Flüchtenden die Puffer, die das auszutragen
und auszuhalten haben, worüber sich die Politik nicht einigen kann. Noch
einmal die Frage: Hat die Bundesregierung die griechische Regierung
aufgefordert, Asylsuchende ins Land zu lassen? Hat die Bundesregierung
deutlich gemacht, dass sie selber auch bereit ist, dann einen Teil dieser
Flüchtenden wiederum in Deutschland aufzunehmen? Das wäre ein Akt
innereuropäischer Solidarität.

StS Seibert: Innereuropäische Solidarität hat die Bundesregierung
sicherlich in den vergangenen Jahren, in denen Europa mit sehr vielen
Flüchtlingen und Migranten zu tun hat, geübt. Eine solche Aufforderung, wie
Sie sie sagen, ist von der Bundesregierung der griechischen Seite nicht
mitgeteilt worden. Das wäre auch nicht unsere Aufgabe. Unsere Aufgabe ist
es, politisch alles, was wir können, dazu beizutragen, dass eine extrem
schwierige Situation entschärft wird.

Frage: Herr Seibert, meine Frage geht in eine ähnliche Richtung. Wenn man
gestern Filmberichte von der Situation an der Grenze gesehen hat, gibt es
offenbar viele Flüchtlinge, die direkt die Bundeskanzlerin zum Handeln
auffordern und sich von ihr Hilfe erhoffen. Natürlich hat man immer wieder
das Jahr 2015 und die Ereignisse in Ungarn im Kopf. Schließen Sie aus, dass
es noch einmal zu einer ähnlichen Situation kommt, dass die Bundeskanzlerin
kurzfristig entscheidet, dass diese Menschen aufgrund der Notlage an der
Grenze nach Deutschland kommen können?

StS Seibert: Ich glaube, mit diesen historischen Vergleichen kommen wir
überhaupt nicht weiter. Europa ist 2020, auch was seine Flüchtlings- und
Migrationspolitik betrifft, in einer anderen Lage. Wir haben jetzt seit
einigen Jahren das EU-Türkei-Flüchtlingsabkommen. Es hat alles in allem
funktioniert. Es hat dazu beigetragen, dass die Zahl der illegal über See
oder Land Ankommenden stark reduziert ist. Es hat auch dazu beigetragen,
dass die Zahl der Menschen, die in der Ägäis ihr Leben verlieren, stark
reduziert ist - Gott sei Dank. Erinnern Sie sich nur daran, über welche
fürchterlichen Fälle wir 2015 und 2016 reden mussten.

Deutschland und die anderen europäischen Staaten tragen im Rahmen des
EU-Türkei-Abkommens mit Milliardenhilfen dazu bei, dass die Türkei in der
Lage ist und in den letzten Jahren in der Lage war, die extrem
herausfordernde Situation der Anwesenheit von 3,5 bis 4 Millionen
Flüchtlingen und Migranten zu bewältigen. Das gab es 2015 nicht. Deshalb
glaube ich nicht, dass wir mit diesen Vergleichen weiterkommen.

Es braucht - das haben wir hier auch vor dieser jüngsten Zuspitzung immer
gesagt, und das bleibt wahr - eine europäische Solidarität und eine
europäische Lösung, nicht Lösungen durch ein Land oder durch drei Länder.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI: Wäre Deutschland aus Ihrer Sicht auf
signifikant höhere Flüchtlingszahlen vorbereitet? Wäre jetzt nicht der
Moment, auf das Angebot zahlreicher Kommunen einzugehen, die sich in der
Seebrücke zusammengeschlossen haben?

Alter: Die Frage, wie wir auf einen eventuellen Anstieg der
Flüchtlingszahlen in Deutschland vorbereitet sind, ist auch schon am
Freitag gestellt worden. Ich habe ausgeführt und tue es gern noch einmal,
dass alle beteiligten Behörden, sowohl auf Bundesebene als auch auf
Landesebene, ihre Schlüsse und Schlussfolgerungen aus dem Jahr 2015 gezogen
haben. Wir sind, was die Resilienz angeht, in einer ganz anderen Situation
als damals. Wir haben ein anderes Informationsmanagement. Wir haben eine
andere Infrastruktur. Insofern sind die Ausgangsvoraussetzungen heute
deutlich besser.

Tatsache ist, dass, jedenfalls im Moment, ein Anstieg von Flüchtlingszahlen
in Deutschland noch nicht feststellbar ist.

Was das Angebot der Kommunen angeht, das Sie angesprochen haben, so haben
wir auch in der Vergangenheit gesagt, dass der Bund darüber zu entscheiden
hat. Da sind nicht nur die geäußerten Wünsche der Kommunen zu
berücksichtigen, sondern die Gesamtlage ist zu berücksichtigen. Der Bund
hat eine solche Entscheidung nicht getroffen. Mir ist im Moment auch nicht
bekannt, dass es darüber Erwägungen gäbe.

Frage: Ich möchte noch etwas zum EU-Türkei-Abkommen fragen. Das ist ja nur
so lange ein Abkommen, wie sich beide Seiten daran halten. Wenn es jetzt
weitergeht, dass Erdogan weiter Flüchtlinge an die Grenze kommen lässt,
welche Druckmittel hat die Bundesregierung dann, und wie will sie darauf
reagieren? Braucht es ein neues Abkommen?

StS Seibert: Wir erleben sicherlich im Moment eine Situation, die nicht im
Geiste dieses Abkommens ist. Aber wir haben auch keine Aufkündigung dieses
Abkommens gehört. Wir gehen davon aus, dass das Abkommen, das, wie gesagt,
Wert für beide Seiten - Europa und die Türkei - hat, durchgeführt wird.
Wenn es jetzt auf türkischer Seite Unzufriedenheit mit der Durchführung des
Abkommens gibt, vor allem auch mit der Durchführung der Zahlungen, weil die
türkische Seite eine gestiegene Belastung empfindet, dann muss man
miteinander sprechen. Dieses Abkommen hat seinen Wert. Deutschland und die
übrigen Europäer werden jetzt in Gespräche einsteigen. Es ist sicherlich
wichtig, dass wir das auch europäisch abgestimmt tun. Deswegen ist der
Kontakt zwischen der Bundesregierung und den europäischen Institutionen
besonders eng.

Breul: Dazu kann ich noch etwas ergänzen. - Zu den Zahlen, die da im Raum
herumschwirren, haben wir schon in der Vergangenheit Stellung genommen. Ich
erinnere noch einmal daran: Es gibt zwei Tranchen des sogenannten
EU-Türkei-Abkommens zur Unterstützung der syrischen Flüchtlinge in der
Türkei. Die erste Tranche ist vollständig vertraglich verbunden. Über 2
Milliarden Euro daraus wurden bereits ausgegeben. Die zweite Tranche über
weitere 3 Milliarden Euro wurde bis Ende 2019 ebenfalls vertraglich
gebunden. Das entspricht auch dem regulären Zeitplan, der dafür vorgesehen
war. Wir haben schon wiederholt unsere Bereitschaft geäußert, innerhalb der
EU Gespräche darüber zu führen, was im Zeitraum danach passiert.

Die Mittel fließen oft in Projekte, die mehrjährig angelegt sind. Ich nenne
als Beispiel Gehälter für syrische Lehrer. Die kann man nicht auf einmal
auszahlen, sondern die werden natürlich dann ausgezahlt, wenn die Arbeit
erbracht wurde. Genauso geht es um Schulbauten. Auch da fließen die Gelder
natürlich erst dann, wenn die Schule fertig gebaut ist. Das nur, um zu
illustrieren, warum Gelder nicht in einem Batzen fließen, sondern Stück für
Stück in den Projekten umgesetzt werden. Das passiert am laufenden Band.
Wie gesagt: Wir sind gesprächsbereit, darüber zu reden, wenn bei bestimmten
Projekten keine Finanzierung mehr da sein sollte. Aber da sind wir im
Moment noch nicht.

Frage: Herr Seibert, Sie hatten gesagt, 2020 sei eine andere Situation als
2015. Steht damit der Satz der Kanzlerin noch, 2015 werde sich nicht
wiederholen?

StS Seibert: Der hat seine Gültigkeit, ja.

Frage: Auch ich habe noch eine Frage zu dem EU-Türkei-Abkommen. Eine
Forderung, die Erdogan stellt, ist, dass das Geld nicht mehr nur in
Hilfsprojekte oder an Hilfsorganisationen fließt, sondern dass er einen
größeren Teil auch im türkischen Haushalt haben möchte. Ich hätte gerne
gewusst, ob die Bundesregierung dafür bereit wäre. Angesichts der
schwierigen Debatte in der EU, der Türkei auch für die Folgejahre mehr Geld
zu geben - einige Länder möchten das ja nicht so wie die Bundesregierung -,
wäre die Bundesregierung auch bereit, dass man der Türkei national
finanziell unter die Arme greift?

StS Seibert: Ich möchte jetzt den notwendigen und zu führenden
europäisch-türkischen Gesprächen nicht vorgreifen. Ich möchte ihnen aber
auch keine Vorgaben machen. Es ist notwendig, dass das EU-Türkei-Abkommen
erfüllt wird. Es ist schon gesagt worden: Die 6 Milliarden Euro sind
inzwischen zum großen Teil vertraglich vergeben. Über die Hälfte ist auch
ausgezahlt. Über 100 Projekte sind angelaufen. Man kann das - das ist sehr
interessant - auf der Webseite der Europäischen Kommission Projekt für
Projekt nachverfolgen. Nun müssen Gespräche geführt werden. Denen werde ich
jetzt keine Vorgaben machen.

Zusatzfrage: Es gibt also keine Festlegung der Bundesregierung, wie Sie in
die Gespräche gehen wollen? Aber Sie schließen es auch nicht aus?

StS Seibert: Die Gespräche sind ja nicht deutsch-türkisch, sondern die
Gespräche sind europäisch-türkisch. Wir werden uns mit unseren europäischen
Partnern natürlich auf eine gemeinsame Linie einigen. Das ist ja auch das,
worüber zum Teil im Moment in Europa gesprochen wird.

Zusatzfrage: Ich hatte nach möglichen nationalen Hilfen gefragt. Ist das
möglich?

StS Seibert: Sie meinen jetzt deutsch-türkische Hilfen?

Zusatz: Deutsches Geld für die Unterstützung von Flüchtlingen in der
Türkei.

StS Seibert: Wie es jetzt beispielsweise in Idlib für die Winterquartiere
geschehen ist?

Zusatz: Genau. Aber jetzt geht es um die Türkei.

StS Seibert: Gut. - Die Hilfe für die Türkei läuft über das 
EU-Türkei-Abkommen. Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, ob es noch bilaterale - - - Da
müssten andere mich jetzt einmal unterstützen.

Breul: Grundsätzlich ist es so, dass es für die syrischen Flüchtlinge -
egal, wo sie sich aufhalten - eine EU-Unterstützung gibt. Es gibt auch eine
bilaterale Unterstützung, wie eben von Herrn Seibert erwähnt, zum Beispiel
in Idlib, aber auch an anderen Stellen. Ich kann Ihnen aus dem Stegreif
nicht sagen, wie viele Projekte in welchem Finanzrahmen wir genau in der
Türkei haben. Das kann ich aber gerne nachreichen. Das ist jetzt kein neues
Element und auch nicht Teil des EU-Türkei-Abkommens. Das ist, wie Herr
Seibert es richtig gesagt hat, ein europäisches Abkommen mit der Türkei. Da
führen wir die Gespräche. Zusätzliche gibt es bilaterale Unterstützung,
also deutsche Unterstützung für syrische Flüchtlinge; das ist richtig.

StS Seibert: Ich möchte, wenn ich darf, ganz kurz noch einmal auf den
Kollegen eingehen, der nach 2015 fragte. Ich hatte ihm das
EU-Türkei-Abkommen als ein Beispiel genannt, warum die Situation heute eine
andere ist. Ich will ihnen noch zwei weitere Beispiele nennen. Wir haben
natürlich heute Frontex in einer ganz anderen Ausstattung und Verfassung,
als es 2014 und 2015 der Fall war. Und - das ist sehr wichtig - wir haben
heute mit Herkunftsländern, beispielsweise in Afrika, und auch mit
Transitländern eine ganz andere, intensive politische Zusammenarbeit, um
illegale Migration zu reduzieren und Chancen für legale Migration an die
Stelle zu setzen. Wir haben im Bereich der Rückführungen einen ganz anderen
Stand, als wir ihn früher mit solchen Ländern hatten. Das ist eine relativ
lange Liste von Elementen, die Ihnen eigentlich klarmachen könnten, dass
2015 und 2020 sehr unterschiedlich sind.

Deutschbein: Wir sind rund um den Krisenbogen Syrien aktiv, auch mit
bilateralen Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit, und zwar im Libanon,
in Jordanien, im Nordirak und auch in der Osttürkei. Mit diesen Maßnahmen -
der Kollege sagte es schon - unterstützen wir Flüchtlinge und aufnehmende
Gemeinden. Das ist ganz wichtig, damit es dort nicht zu Friktionen und
Spannungen kommt. Wir haben unter anderem 11 000 Lehrergehälter in der
Osttürkei finanziert, damit syrische Kinder zur Schule gehen können und
über die Zeit auch Schulbildung erhalten. Es gibt das 
Cash-for-Work-Programm, bei dem Eltern kurzfristig einen Job und schnell Geld bekommen,
sodass sie ihre Familien finanzieren können, oder dazu beitragen, in den
aufnehmenden Gemeinden nützliche Arbeit zu tun, die Infrastruktur
wiederherzustellen, damit insgesamt die Situation unter Kontrolle ist.

Frage: Ich habe eine Frage an Herr Seibert. Die griechische Regierung hat
gestern gesagt, dass die Türkei ein offizieller Migrantenschlepper geworden
ist. Herr Seibert, verwendet Erdogan nach Ihren Erkenntnissen die Migranten
und Flüchtlinge in seinem Land als ein Instrument in seiner Politik?

StS Seibert: Ich kenne dieses griechische Zitat nicht und möchte mich
deswegen jetzt auch nicht dazu äußern. Ich habe die Haltung der
Bundesregierung zu dem, was entlang der Grenzen in der Türkei und in Syrien
passiert, hoffentlich dargelegt.

Frage: Ich habe zwei Fragen zur Rede von Erdogan am Samstag. Die erste
Frage: Er hat gesagt, dass es in den vergangenen Tagen knapp 81 000
Flüchtlinge über die Grenze nach Griechenland und Bulgarien geschafft
haben. Die griechische Regierung hat das dementiert und gesagt, es handele
sich um Fake News. Verfügt die Bundesregierung über eigene Erkenntnisse,
wie viele Menschen es tatsächlich über die Grenzen geschafft haben?

Die zweite Frage: Erdogan hat insbesondere die EU, Deutschland und die USA
kritisiert, dass sie angeblich versprochen hätten, eine Sicherheitszone in
Syrien zu errichten. Diese Versprechen wurden nicht eingelöst. Deshalb
möchte er selbst jetzt Fakten schaffen. Gab es diese Versprechen zumindest
seitens der Bundesregierung?

Breul: Ich kann gerne versuchen zu antworten. - Zu den Zahlen: Ich habe
Herrn Erdogan so gelesen, dass er über die Zahl der Menschen gesprochen
hat, die sich auf den Weg zur Grenze gemacht haben. Aber vielleicht war es
auch anders. Das können Sie bestimmt nachlesen.

Uns liegen Zahlen sowohl von der IOM als auch von Griechenland und Frontex
vor, die zum Teil ein bisschen auseinandergehen. Die IOM spricht derzeit
davon, dass sich 13 000 Menschen entlang der Landgrenze zu Griechenland auf
türkischer Seite aufhalten. Die EU-Kommission geht von etwa 7000 Menschen
aus. Das sind keine eigenen Zahlen. Nach dem, was uns unsere Partner und
Frontex mitteilen, haben bisher nur sehr wenige Menschen irregulär die
Landgrenze nach Griechenland passiert. Auch auf der Ägäis-Route, also über
Wasser, gibt es bislang keinen signifikanten Anstieg der Überfahrten. Das
sind die Zahlen, die uns gemeldet werden.

Zu vermeintlichen Zusicherungen: Wir haben hier unsere Position immer
wieder deutlich gemacht, was den Konflikt in Syrien angeht, aufgefordert,
dass eine Waffenruhe eintritt und dass Parteien in Gespräche eintreten, und
gesagt, dass wir nur als internationale Gemeinschaft eine Lösung finden
können, den Menschen in Syrien zu helfen. Über irgendwelche Geheimpläne,
Schutzzonen usw. kann ich Ihnen hier nichts berichten.

Frage: Herr Alter, Frontex hat ankündigt, auf Bitten der griechischen
Regierung weitere Einsatzkräfte nach Griechenland zu entsenden. Sind daran
auch deutsche Beamte beteiligt? Wenn ja, wie viele?

Die zweite Frage: Verlegt die Bundespolizei im Hinblick auf die Situation
an der europäischen Außengrenze mehr Personal und Material an die
bayerisch-österreichische Grenze? - Danke.

Alter: Die Einsätze, die über das Frontex-Mandat stattfinden, folgen einem
festgelegten Mechanismus. Das heißt, ein Mitgliedstaat fordert personelle
Unterstützung bei Frontex an. Das ist nach meiner Kenntnis, die ich zu
diesem Zeitpunkt habe, in Bezug auf Frontex personell noch nicht passiert.
Wenn es dazu käme und Frontex diesem Antrag entspräche, gibt es einen
festgelegten Schlüssel. Wenn Deutschland Personal zu stellen hat, dann
werden wir uns selbstverständlich an einem solchen Einsatz beteiligen.
Momentan liegt aber eine konkrete Anforderung noch nicht vor.

Ich möchte bei dieser Gelegenheit daran erinnern, dass wir schon jetzt
ungefähr 60 deutsche Polizisten in Griechenland in verschiedenen
Frontex-Operationen im Einsatz haben. Ob und inwieweit diese verstärkt
werden müssen, ist im Moment noch nicht klar.

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich darauf hinweisen, dass wir die
Kontrollmaßnahmen an den deutschen Binnengrenzen in den vergangenen Wochen
und Monaten mehrfach verstärkt hatten, einmal zum Fall Miri und jetzt zum
zweiten Mal auch mit Blick auf die Coronainfektionen in Europa. Das heißt,
die Kontrolldichte, der Einsatz der Bundespolizei an den Binnengrenzen ist
ohnehin hoch. Im Moment besteht kein aktueller Bedarf, diese Maßnahmen mit
zusätzlichem Personal oder Material zu verstärken.

Frage: Herr Seibert, die Türkei beanstandet seit einigen Jahren, dass die
EU ihre Versprechen nicht eingehalten hat. Finden Sie, dass die EU ihre
Versprechen eingehalten hat? - Das ist die erste Frage.

Die zweite Frage ist: Die 6 Milliarden Euro sind seit 2016 im Gespräch.
Finden Sie, dass diese 6 Milliarden Euro und auch die 25 Millionen Euro,
die Sie für die Flüchtlinge in Idlib bereitstellen wollen, ausreichend
sind?

StS Seibert: Zunächst einmal: Ich kann nicht in die Zukunft blicken. 6
Milliarden Euro sind der Türkei in zwei Tranchen von der EU zugesagt
worden. 4,7 Milliarden Euro von den zugesagten 6 Milliarden Euro sind
bereits vertraglich für konkrete Projekte gebunden. 3,2 Milliarden Euro
sind ausgezahlt. Man kann nicht davon sprechen, dass Europa seine Zusagen
nicht hält. Es ist bekannt, dass die Türkei findet, die Auszahlungen
müssten schneller gehen, und dass sie darüber immer wieder mit Europa ins
Gespräch kommen wollte. Wir müssen diese Gespräche natürlich führen.

Frage: Ich möchte zu einem Problem etwas fragen, das in fünf Jahren nicht
gelöst worden ist, nämlich das Problem der Umverteilung. Das betrifft auch
diese Krise. Was passiert mit den Flüchtlingen, die es jetzt über die
Grenze schaffen? Sie meinten, es sind bisher nur wenige. Bleiben die alle
in Griechenland? Gibt es Gespräche, ob man sie umverteilt? Wäre es
angesichts der Tatsache, dass in fünf Jahren überhaupt nichts passiert ist,
auch weil sich einige Länder in Europa weigern, Flüchtlinge aufzunehmen,
nicht angebracht, dass man vielleicht die Diskussion über Dublin wieder in
Gang setzt und endlich eine Lösung für dieses Problem findet, das sich
immer wieder stellen wird, wenn eine Flüchtlingskrise kommt?

StS Seibert: Zunächst einmal glaube ich, dass es angemessen wäre, von
Flüchtlingen und Migranten zu sprechen, die wir jetzt an der Grenze haben.
Ich denke, nicht jeder wird nach der gültigen Definition ein Flüchtling
sein. Das ist trotzdem ein Mensch. Deswegen muss es trotzdem
menschenwürdige Verhältnisse geben. Nicht dass Sie mich da jetzt
missverstehen.

Die Bundesregierung setzt sich seit Langem nachdrücklich dafür ein, dass
wir das gemeinsame europäische Asylsystem umfassend reformieren, dass wir
es solidarisch und krisenfest machen. Wir begrüßen sehr, dass die neue 
EU-Kommission unter Ursula von der Leyen gesagt hat, sie wolle da noch einmal
einen neuen kraftvollen Anlauf nehmen. Sie hat das im November, als sie
hier zu Besuch war, ausdrücklich angesprochen. Sie wird in enger
Konsultation mit den Mitgliedsländern einen neuen Vorschlag vorlegen. Wir
haben immer gesagt, dass wir die Präsidentin, dass wir die Europäische
Kommission bei dieser Aufgabe unterstützen. Auch der Bundesinnenminister
hat dazu Vorschläge gemacht. Es gibt eine abgestimmte Position der
Bundesregierung.

Aber Sie haben recht: Bisher haben wir diese wirklich alle Bereiche, alle
Facetten der Migrationspolitik umfassende europäische Solidaritätslösung
noch nicht.

Frage: Ich möchte wissen, ob es in Deutschland die Bereitschaft gibt -
Deutschland war bisher Fall für Fall immer sehr großzügig -, Flüchtlinge
aufzunehmen.

StS Seibert: Deutschland hat auch lange vor dieser Situation ständig
Neuankömmlinge aufgenommen. Nur ist die Zahl gegenüber den Jahren 2014,
2015 und 2016 deutlich gesunken. Aber das sind nennenswerte Zahlen.
Deutschland nimmt ständig Menschen auf, die zu uns kommen und die dann hier
in Deutschland in ein Verfahren über ihre Asyl- oder Flüchtlingseigenschaft
eintreten. Ich betone die Notwendigkeit einer europäischen Lösung.

Frage: Daran anknüpfend, vielleicht etwas grundsätzlicher in Bezug auf das
EU-Türkei-Abkommen: Wo sieht Deutschland möglicherweise eigene
Versäumnisse, und wo denkt man sich: "Oh, das hätten wir besser machen
können. Hierauf müssen wir in Zukunft vielleicht noch mehr den Fokus legen,
um das eine oder andere besser zu machen"?

StS Seibert: Ich denke, es ist keine Frage von Versäumnissen der einen oder
anderen Seite. Das EU-Türkei-Abkommen hat im Großen und Ganzen funktioniert
und funktioniert auch jetzt noch, außer dass wir jetzt natürlich eine
Situation erleben, die sehr besorgniserregend ist. Es hat Schwächen beim
Rückführungsmechanismus von den griechischen Inseln gegeben. Die neue
griechische Regierung stellt sich dem und hat jetzt mancherlei in Gang
gesetzt, um da besser voranzukommen. Es gibt die Klage der türkischen
Seite, dass die Gelder nicht schnell genug in den Projekten ankämen. Über
all das müssen wir miteinander reden, um dieses für beide Seiten sinnvolle
und nützliche Abkommen zu erhalten und es in die Zukunft zu führen.

Frage: Herr Seibert, Sie betonen hier, dass die EU und die Türkei den Deal
einhalten sollen. Aber Sie betonen hier nicht, dass die Grundrechte, die
Menschenrechte auch in Griechenland gelten, und protestieren bisher auch
nicht dagegen, dass die griechische Regierung jetzt angekündigt hat, das
europäische Grundrecht auf Asyl, das jeder Mensch genießt, auszusetzen.
Warum fordern Sie die griechische Regierung nicht dazu auf, diese Haltung
umzukehren? Das ist doch eine Aufgabe der europäischen Regierungen, wenn
andere europäische Regierungen die Grundrechte missachten. Können Sie kurz
erläutern, warum Sie es nicht als Ihre Aufgabe ansehen, die griechische
Regierung an die Grundrechte zu erinnern?

Breul: Ich kann dazu en détail nichts sagen, weil ich diese Äußerungen auch
nur aus der Presse kenne und wir hier die gute Praxis haben, Äußerungen
einzelner Mitglieder fremder Regierungen nicht zu kommentieren. Aber
selbstverständlich - das wissen Sie - stehen wir zu den geltenden
völkerrechtlichen und menschenrechtlichen Verpflichtungen. Auch ist uns der
Grundrechtsschutz in der EU eine Herzensangelegenheit. Das meine ich jetzt
nicht speziell auf Griechenland bezogen, sondern das ist grundsätzlich so.
Selbstverständlich setzen wir uns dafür ein, dass Grundrechte überall in
der EU Geltung haben.

Ich möchte noch einmal den Aspekt betonen, den Herr Seibert gerade
angesprochen hat: Für uns ist es gängige Praxis, dass wir uns mit den
Staaten, die an den Außengrenzen der EU liegen, solidarisch zeigen und mit
ihnen zusammen an einer fairen Lösung arbeiten wollen. Das gilt für
Italien, für Malta und in diesem Fall auch für Griechenland. Das ist unsere
feste Überzeugung. Daran arbeiten wir gemeinsam mit unseren europäischen
Partnern.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Frage zu der Situation auf Lesbos. Herr
Seibert, wie geht die Bundesregierung damit um? Das werden Sie ja
mitbekommen haben. Dort bedrängen rechtsextreme griechische Nazis die
Ankommenden an den Häfen, von den Booten herunterzukommen. Journalisten
werden angegriffen. Straßenblockaden werden errichtet. Auch deutsche
Journalisten werden angegriffen. Wie gehen Sie damit um?

StS Seibert: Ich kann, weil ich nicht jeden dieser Vorfälle auf Lesbos
kenne und kommentieren will, nur ganz grundsätzlich sagen: Im Umgang mit
Flüchtlingen und Migranten gelten die Menschenrechte und gilt die
Menschenwürde. Auch wenn man sie möglicherweise zurückweist oder nicht über
eine Grenze einreisen lässt, gelten trotzdem Menschenwürde und
Menschenrechte; das versteht sich von selbst.

Frage: Anknüpfend an das, was Sie eben gesagt haben, Herr Seibert:
Inwiefern ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die griechische
Regierung an der Grenze zur Türkei - an Land und auf See - angemessen auf
die Grenzübertritte reagiert?

StS Seibert: Ich sehe es nicht als meine Rolle, als Sprecher der
Bundesregierung jetzt der Regierung eines befreundeten europäischen Staats,
der sich an seinen Grenzen einer sehr großen Herausforderung
gegenübersieht, Noten zu erteilen. Es ist, glaube ich, wichtig, dass
Griechenland weiß, dass es als ein Staat an Europas Außengrenze unsere
Solidarität nicht nur politisch, sondern auch praktisch erfährt. Deswegen -
noch einmal - ist es sehr gut, dass die Spitzen der europäischen
Institutionen morgen nach Griechenland reisen, sich dort an der Grenze
selber ein Bild machen und natürlich auch Gespräche mit den griechischen
Verantwortlichen führen.

Zusatzfrage: Hat auch die Bundesregierung vor, eine ähnliche Präsenz an der
türkisch-griechischen Grenze zu zeigen?

StS Seibert: Wenn Frau von der Leyen, Herr Sassoli als Präsident des
Europäischen Parlaments und Herr Michel als Präsident des Europäischen
Rates dahin fahren, dann tun sie das ja stellvertretend für die 27
europäischen Mitgliedstaaten und werden mit Sicherheit ihre Eindrücke, ihre
Erkenntnisse und ihre Gesprächsergebnisse auch wieder allen anderen
zurückspiegeln.

Noch einmal: Die Bundeskanzlerin hat am Wochenende mit Premierminister
Mitsotakis telefoniert, und es wird sicherlich auch weitere enge Kontakte
geben. Aber diese europäische Reise ist eine Reise im Namen aller
Mitgliedstaaten.

Breul: Ich möchte nur kurz ergänzen: Auch der Außenminister hat heute
Morgen mit seinem griechischen Kollegen telefoniert und diese Botschaften
überbracht.

Frage: Ich frage jetzt trotzdem noch einmal: Herr Seibert, hat die
Bundesregierung denn Verständnis dafür - auch wenn Sie es nur aus
Medienberichten kennen, wie Herr Breul sagte -, dass die griechische
Regierung sich im Moment dazu entschlossen hat, das Asylrecht an der
Außengrenze quasi auszusetzen?

Dazu vielleicht noch eine schlichte Lernfrage - vielleicht können Herr
Breul oder Herr Alter das erklären -: Was sehen denn die europäischen
Grundsätze, Richtlinien oder Statuten vor, unter welchen Bedingungen kann
man dieses Grundrecht an den Außengrenzen eventuell sogar aussetzen?

Alter: Zu der Frage der Rechtslage kann ich Ihnen im Moment keine
umfassende Bewertung abgeben; das ist eine sehr komplexe Fragestellung. Ich
kann vielleicht nur so weit Auskunft geben, dass sowohl die 
Dublin-Verordnung als auch die europäischen Verträge für bestimmte
Ausnahmesituationen Ausnahmeregelungen zulassen. Zur Frage, ob und
inwieweit das jetzt in Anspruch genommen wird, kann ich nur noch einmal
betonen: Wir haben Medienberichte über die Situation, wir haben aber keine
behördlichen Informationen und insbesondere keine Informationen, die uns
eine so komplexe Fragestellung einordnen ließen. Insofern kann ich diese
Frage an dieser Stelle nicht beantworten.

StS Seibert: Ich kann dazu auch nichts Weiteres sagen, außer dass, wie ich
jetzt schon mehrfach gesagt habe, wir uns bewusst sind, in welch
schwieriger Situation, herausfordernder Situation Griechenland ist.
Griechenland soll wissen, dass es die Solidarität der anderen europäischen
Staaten ganz - ganz sicherlich die der Bundesregierung -, und diese
Solidarität ist auch eine politische und praktische.

Montag, 2. März 2020

 * 
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EUROPA/1667: EU-Innenminister müssen über Weiterentwicklung des EU-Türkei-Deals beraten

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. März 2020

THOMAE: EU-Innenminister müssen über Weiterentwicklung des
EU-Türkei-Deals beraten



Zum Sondertreffen der EU-Innenminister erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Das Sondertreffen ist dringend notwendig, denn die Zustände an der
griechisch-türkischen Grenze sind dramatisch. Die EU-Innenminister
müssen vor allem über eine Weiterentwicklung des EU-Türkei-Deals
beraten. Die kann es aber nur geben, wenn der türkische Präsident
Erdogan die Eskalationsspirale anhält und seine Verpflichtungen
wieder erfüllt. Unilaterale Kontingentlösungen, wie sie die Grünen
vorschlagen, senden hingegen das falsche Signal. Es ist jetzt
wichtig, dass Europa mit einer Stimme spricht und es nicht wie 2015
zu nationalen Alleingängen kommt. Erdogan muss unmissverständlich
klar gemacht werden, dass er Menschen nicht als politisches
Druckmittel missbrauchen darf. Zudem muss die EU Griechenland
intensiv dabei unterstützen, die Außengrenzen effektiv zu schützen.
Gleichzeitig müssen aber auch legale Wege der Migration existieren.
Schutz und Asyl dürfen nicht unerreichbar sein. Um die prekäre
humanitäre Situation auf den griechischen Inseln zu entschärfen, muss
Deutschland weiteres Personal und Hilfe anbieten. Auch bei der
Prüfung der Asylanträge braucht Griechenland unsere Unterstützung."

 * 
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INNEN/4854: Lindner - Es darf keinen Kontrollverlust bei der Einwanderung geben

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. März 2020

LINDNER-Statement: Es darf keinen Kontrollverlust bei der
Einwanderung geben



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Hanau wird ein Thema sein im Rahmen einer Debatte des
Deutschen Bundestages. Der Rechtsextremismus muss bekämpft werden. Er
ist in der Vergangenheit unterschätzt worden, ist aber die größte
Gefahr für ein friedliches Zusammenleben im Deutschland des Jahres
2020. Wir wollen, dass jeder Mensch, egal welcher Herkunft, welchen
Geschlechts, welcher Religion, sich in unserem Land zuhause fühlen
kann und auch den Schutz der staatlichen Gemeinschaft erfährt. Das
ist eine Frage des gesellschaftspolitischen Klimas, aber auch der
Handlungsfähigkeit und der Organisation unserer Sicherheitsbehörden.
[...]

Die Frau Bundeskanzlerin hat in der Vergangenheit immer wieder
unterstrichen, dass sich eine Situation wie im Jahr 2015 nicht
wiederholen darf. Der von vielen beklagte Kontrollverlust bei der
Einwanderung nach Deutschland und Europa ist eine Mahnung, eine
solche Situation nicht erneut sich ereignen zu lassen. Es darf keinen
Kontrollverlust bei der Einwanderung nach Europa geben. Gleichzeitig
stehen wir aber in einer humanitären Verantwortung. Wir fordern einen
Sondergipfel der EU-Regierungschefs zur Situation in Syrien und an
der türkisch-griechischen Grenze. Es muss jetzt eine klare,
abgestimmte europäische Position geben. Europa muss mit einer Stimme
zu Herrn Erdogan sprechen und Europa muss Verantwortung im Gespräch
mit Russland und der Türkei übernehmen, um die Situation in Syrien zu
befrieden, mindestens zu stabilisieren, um menschliches Leid zu
verhindern. Erdogan setzt Zehntausende, vielleicht sogar
Hunderttausende, vielleicht sogar Millionen Menschen ein, um seine
politischen Ziele gegenüber der Europäischen Union zu erreichen.
[...] Darauf darf man sich nicht einlassen. Wir fordern erstens, den
Menschen dort zu helfen, wo sie sind, also nahe der Krisenregion.
Dann müssen wir auch zusammen mit dem Flüchtlingshilfswerk der
Vereinten Nationen mehr Verantwortung übernehmen. Wir dürfen auch
Griechenland anders als in der Vergangenheit nicht allein lassen. Was
der griechische Staat braucht, personell, logistisch, finanziell, das
sollten wir ihm als Europäerinnen und Europäer, auch als Deutsche
gewähren. Zweitens: Es muss eine klare Kommunikation geben, dass wer
nach Europa kommt, nicht mit dauerhaftem Aufenthalt bei uns quasi
automatisch rechnen kann. Die Grenzen werden nicht einfach geöffnet,
sondern Europa muss selbst die Kontrolle behalten, wer kommen kann,
wer bleiben darf und bei wem wir diese Möglichkeiten eben nicht
eröffnen wollen. Das, was die Grünen jetzt vortragen, einfach Grenzen
zu öffnen und unsere Flüchtlingsinfrastruktur der letzten Jahre
wieder zu reaktivieren, halten wir für ein falsches Signal. [...] Zum
Dritten muss es eine klare Sprache gegenüber der Türkei geben. Wenn
Herr Erdogan sich an gegebene Zusagen und Verabredungen nicht hält,
kann es mit ihm keine Kooperation geben. Dann kann es insbesondere
auch keine Mittel der Europäischen Union mehr an Hilfsorganisationen,
die in der Türkei tätig sind, oder gar an den türkischen Staat selbst
geben. Kooperation setzt Gegenseitigkeit voraus. [...]

Das zweite Thema, auch Gegenstand einer Regierungserklärung, ist das
Coronavirus. Die erste Priorität hat der Schutz der Bevölkerung. Die
Menschen haben ganz offensichtlich Befürchtungen und Ängste. Jeder
Gang in den Supermarkt zeigt, welche Verunsicherung bei den Menschen
besteht. Wir unterstützen die Regierung bei allem, was geeignet ist,
gesundheitliche Risiken zu reduzieren und die Menschen zu beruhigen.
Jetzt ist nicht die Zeit für eine kleinkarierte parteipolitische
Auseinandersetzung mit der Regierung in dieser gesundheitspolitischen
Frage, wie das von anderer Seite angestellt wird. [...] Jede
Maßnahme, die in gesundheitspolitischer Hinsicht ergriffen werden
muss, findet unsere Unterstützung. Über gesundheitliche Risiken
hinaus gibt es allerdings auch wirtschaftliche Risiken, die nicht zu
unterschätzen sind. Lieferketten können unterbrochen werden, weil
beispielsweise Vorprodukte aus dem Ausland, aus der Volksrepublik
China zum Beispiel, nicht nach Deutschland gelangen. Es können
psychologische Abwärtsspiralen entstehen [...]. Deshalb ist es
notwendig, genauso entschlossen auf die wirtschaftlichen Risiken des
Coronavirus? einzugehen. [...] Wir fordern den Wirtschafts- und den
Finanzminister auf, wie im Gesundheitsministerium ein gemeinsames
Krisenzentrum für die Wirtschafts- und Finanzpolitik einzurichten.
Wir brauchen eine europäische Abstimmung der Wirtschafts- und
Finanzminister in dieser Frage, um frühzeitig intervenieren zu
können. Schon jetzt wäre es sinnvoll, ein Akutprogramm aufzulegen,
damit es überhaupt gar nicht erst zu einem Absturz der deutschen
Wirtschaft kommt. Zu einem solchen Akutprogramm müsste gehören das
Vorziehen bereits beschlossener Entlastungsmaßnahmen. [...] Die
teilweise Abschaffung des Solidaritätszuschlags war und ist uns zu
wenig, aber immerhin ist sie eine Absicht der Großen Koalition, die
in einer solchen Krisensituation vorgezogen werden könnte,
rückwirkend auf den 1.1. Ein Signal zur Stärkung der Binnenkaufkraft
in Deutschland. Zum zweiten sollten sowohl die Betriebe als auch die
Verbraucher von Energiekosten entlastet werden, indem die Stromsteuer
auf das europäische Mindestmaß gesenkt wird. Auch das eine Maßnahme,
die umgehend im Deutschen Bundestag beschlossen werden könnte [...]
Eine weitere Maßnahme wäre ein Programm mit Sofortabschreibungen oder
schnelleren, beschleunigten Abschreibungen für Investitionen in
Wirtschaftsgüter oder in digitale Produktionsmittel. Auch das würde
private Investitionen in Deutschland stärken. Nicht zuletzt dann,
wenn Lieferketten unterbrochen sind und Produktion für eine kurze
Zeit unterbrochen werden muss, bietet sich das Instrument der
Kurzarbeit an. [...] Bei einer ganz kurzfristigen krisenbegründeten
und nicht konjunkturell begründeten Unterbrechung der Produktion wäre
es sinnvoll, dieses Instrument praxistauglicher und flexibler zu
machen. Auch das könnte, im Notfall nur befristet, Teil einer
Entbürokratisierungsoffensive sein, die zu einem solchen Akutprogramm
passt. Wir fordern die Regierung auf, nicht zu warten, bis die Krise
da ist, sondern aktiv eine Krise abzuwenden. Die Beobachter-Position
von Peter Altmaier ist in dieser Situation zu wenig. [...]"

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





UMWELT/938: EU-Klimaschutzgesetz ist wenig hilfreich

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. März 2020

KÖHLER: EU-Klimaschutzgesetz ist wenig hilfreich



Zum EU-Klimaschutzgesetz erklärt der klimapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Das EU-Klimaschutzgesetz ist überwiegend alter Wein in neuen
Schläuchen und in dieser Form wenig hilfreich. Der EU mangelt es
nicht an Klimazielen, sondern an einer klaren Strategie, wie diese
erreicht werden können. Sinnvoller wäre daher die Ausweitung des
erfolgreichen Emissionshandels auf alle Verursacher von
Treibhausgasen. Durch eine Ausrichtung des jährlichen CO2-Limits beim
Emissionshandel auf die Klimaneutralität 2050 wäre sichergestellt,
dass dieses wichtige Ziel garantiert erreicht würde. Ein zusätzliches
Gesetz ist dafür ebenso unnötig wie die regelmäßige Überprüfung der
Zwischenziele, zu der sich die EU im Pariser Abkommen ohnehin
verpflichtet hat. Ein positiver Aspekt ist, dass der Atmosphäre nach
2050 mehr CO2 entzogen werden soll, als in der EU ausgestoßen wird.
Damit auch Deutschland einen Beitrag dazu leistet, muss die
Bundesregierung die CO2-Speicherung oben auf die klimapolitische
Agenda setzen. Ambitionierter Klimaschutz darf nicht daran scheitern,
dass die Rahmenbedingungen für die Entwicklung neuer Technologien
fehlen."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1177: EU-Freihandelsabkommen müssen Arbeits- und Sozialschutzrechte sowie Klimaschutz gewährleisten (LBW)

Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 21/2020

Die Fachkommissionen im Europäischen Ausschuss der Regionen (AdR)
nehmen ihre Arbeit auf

Präsidentin Aras: EU-Freihandelsabkommen müssen Arbeits- und
Sozialschutzrechte sowie Klimaschutz gewährleisten



Stuttgart/Brüssel. Nach der konstituierenden Sitzung des Europäischen
Ausschusses der Regionen (AdR) zu Beginn der neuen fünfjährigen
Mandatsperiode vom 11. bis 13. Februar 2020 hat das Gremium jetzt in
Brüssel seine fachliche Arbeit aufgenommen. Landtagspräsidentin
Muhterem Aras (GRÜNE) ist als baden-württembergisches Mitglied in zwei
Fachausschüssen vertreten: Im Ausschuss für Umwelt, Klimawandel und
Energie (ENVE) und im Ausschuss für Wirtschaftspolitik (ECON).

Nach der Teilnahme an den beiden Sitzungen am 27. Februar 2020 (ENVE)
und am 2. März 2020 (ECON) zog Präsidentin Aras ein positives Fazit:
"Die Vielfalt an spannenden Dossiers, an denen wir im AdR arbeiten und
zu denen wir unsere Auffassung direkt den EU-Institutionen vorlegen,
begeistert mich", erklärte die Landtagspräsidentin. "Neben dem
"Europäischen Grünen Deal" als dem derzeit alles beherrschenden Thema
beschäftige ich mich künftig auch verstärkt mit wirtschafts- und
finanzpolitischen Themen, die vor allem für die kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU) in unserem Land von immenser Bedeutung sind".

Als besonders interessant wertete Aras die Aussprache auf der
gestrigen Sitzung (2. März 2020) der Fachkommission ECON mit dem
Handelskommissar der EU-Kommission Phil Hogan zu Freihandelsabkommen
der EU und zu deren Umsetzung auf lokaler und regionaler Ebene. "Ich
halte Freihandelsabkommen für wichtig, es darf sie aber nicht um jeden
Preis geben. Arbeits- und Sozialschutzrechte sowie der Klimaschutz
müssen zwingend gewährleistet sein", so Aras in der Debatte mit dem
Kommissar. "Auch muss die EU Wege finden, wie Verletzungen von
Standards sanktioniert werden können", betonte die Landtagspräsidentin
weiter.

Kommissar Hogan wies in seinen Ausführungen darauf hin, dass die EU
ihre Handelsabkommen auch als Hebel gegenüber den Vertragsstaaten
nutze, um Standards wie Arbeitsschutzbedingungen und die Einhaltung
sozialer Rechte durchzusetzen. Er pflichtete Aras bei, dass es überaus
wichtig sei, darauf zu achten, dass rechtsverbindliche Verpflichtungen
auch durchgesetzt werden könnten. Als Testfall in Sachen
Streitschlichtung nannte er Südkorea.

Den Hinweis von Landtagspräsidentin Aras auf dringend benötigte
Transparenz bei den Verhandlungen von Freihandelsabkommen nahm
Kommissar Hogan auf und sagte zu, die Transparenz in Handelsfragen
vergrößern zu wollen. "Ich halte eine bessere Zusammenarbeit der
EU-Ebene mit dem AdR in Handelsfragen für sehr wichtig. So könnte die
Kompetenz von Vertreterinnen und Vertretern der lokalen und regionalen
Gebietskörperschaften bei der Umsetzung von Handelsabkommen vor Ort
effektiver genutzt werden. Das bringt Vorteile für alle Seiten",
zeigte sich Aras überzeugt.


Hintergrundinformation: 


	Der Ausschuss der Regionen (AdR) ist ein beratendes Gremium der Europäischen Union, das sich aus lokal und regional gewählten Vertretern oder Regierungsmitgliedern der EU-Mitgliedsländer zusammensetzt.

	Das Land Baden-Württemberg verfügt über zwei Sitze. Landtagspräsidentin Aras wurde als Mitglied des Landtags für den AdR benannt, als stellvertretendes Mitglied der Grünen-Abgeordnete Josef Frey. Aras ist die einzige Landtagspräsidentin in der deutschen Delegation.

	Für die Landesregierung ist der Minister der Justiz und für Europa, Guido Wolf, benannt, als stellvertretendes Mitglied der CDU-Fraktionsvorsitzende Dr. Wolfgang Reinhart
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3475: Einschüchterungsversuche durch AfD bleiben folgenlos (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. März 2020

Einschüchterungsversuche durch AfD bleiben folgenlos



Laut Medienberichten hat ein Mitglied der selbsternannten "Alternative
für Deutschland" Strafanzeige gegen den Vorsitzenden des
parlamentarischen Untersuchungsausschusses "Wohlfahrtsverbände",
Jochen Schulte, erstattet.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Jochen Schulte ist ein gewissenhafter Jurist, der seine Fähigkeit,
komplizierte Untersuchungsausschüsse zu leiten, bereits eindrucksvoll
bewiesen hat. Jedem ist noch der PUA zur Werftenpleite in Erinnerung.
Die SPD-Landtagsfraktion steht daher voll und ganz hinter dem
Ausschutzvorsitzenden, der souverän und neutral seine Aufgabe
erfüllt."

Der Obmann im Untersuchungsausschuss für die SPD-Fraktion, Dirk
Stamer, ergänzt:

"Mit ihrer Anzeige gegen den Ausschussvorsitzenden belegt die AfD,
dass es ihr nicht mehr um Aufklärung in der Sache des PUA geht.
Offensichtlich hat die Landesregierung bei der Förderung der
Wohlfahrtsverbände keine Fehler gemacht. Daher verlegt sich die
Fraktion nun darauf, den Vorsitzenden einschüchtern zu wollen. Erst
durch einen von allen anderen Fraktionen abgelehnten Abwahlantrag, nun
durch eine Strafanzeige. So soll er gezwungen werden, den von der AfD
selbst formulierten Einsetzungsbeschluss zu missachten und ihr
willfährig zu sein. Das wird nicht passieren."

Der Ausschussvorsitzende Jochen Schulte erklärt abschließend:

"Ich werde weiterhin nach bestem Wissen und Gewissen meine Aufgabe als
Ausschussvorsitzender erfüllen. Vor dem ehrverletzenden Verhalten der
AfD werde ich nicht einknicken."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3474: Rostock empfiehlt sich als Standort für Arno-Esch-Zentrum (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. März 2020

Rostock empfiehlt sich als Standort für Arno-Esch-Zentrum



Der Bildungsausschuss des Landtages hat heute den Bundesbeauftragten
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der Deutschen
Demokratischen Republik, Roland Jahn, zu Gast gehabt.

Im Anschluss an die Sitzung erklärt der hochschulpolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion Dirk Stamer:

"Der Bildungsausschuss hat sich ausführlich vom Bundesbeauftragten
informieren lassen. Die Ausschussmitglieder der SPD-Fraktion kommen
danach zu dem Ergebnis, dass sich der Universitätsstandort Rostock
besonders als Standort für das geplante Arno-Esch-Zentrum eignet. Die
direkte räumliche Nähe zu Wissenschaft und Forschung ist eines der
wesentlichen Kriterien, das hier erfüllt wird. Die
Lehramtsstudierenden in Rostock würden wie die Historiker von der Nähe
zu der "Trophäe der friedlichen Revolution", wie Roland Jahn die
Unterlagen nennt, profitieren. Schließlich sind es auch die Lehrer,
die die Erinnerung an das DDR-Unrecht unseren Kindern weitergeben
werden. Hinzu kommt die Forderung nach der Einbettung in historische
Orte, was mit Rostock als Sitz der ehemaligen Bezirksverwaltung
ebenfalls erfüllt wird. Bedenken, dass der Bürgerservice unter der
Zentralisierung leiden könnte, teilen wir nicht. Die Standorte
Neubrandenburg und Schwerin sollen erhalten bleiben und für
Bürgeranfragen weiterhin ansprechbar sein. Es ist nun an der Zeit, wie
im Koalitionsvertrag verabredet, die Errichtung des Arno-Esch-Zentrums
am Universitätsstandort Rostock in Angriff zu nehmen."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3473: Bund muss für bezahlbare Studierendenwohnungen sorgen (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. März 2020

Bund muss für bezahlbare Studierendenwohnungen sorgen



Der Energieausschuss hat heute auf Antrag der Koalitionsfraktionen
mehrheitlich beschlossen, dass sich das Land beim Bund für die Auflage
eines Förderprogramms für Studierendenwohnungen einsetzen soll.
Hierzu erklärt der wirtschaftspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte:

"Die Wahl eines Studienfaches oder Studienortes darf nicht an
eventuell zu hohen Mieten scheitern. Studierende, die ihr Wunschfach
studieren können, tun dies in der Regel motivierter und erfolgreicher.
Exzellente Absolventen stärken am Ende nicht nur den
Wirtschaftsstandort Deutschland. Ein Förderprogramm für studentisches
Wohnen wäre also aktive Wirtschaftsförderung

Bei der Schaffung von Studierendenwohnungen ist durchaus auch der Bund
in der Pflicht, für gleichwertige Bedingungen in Deutschland zu
sorgen. Das Land hat im Doppelhaushalt bereits einen ersten wichtigen
Schritt zur Schaffung von bezahlbaren Studierendenwohnungen getan.
Jetzt muss auch der Bund liefern. Ein Förderprogramm hilft am Ende
auch, in begehrten Universitätsstätten den Wohnungsmarkt zu entlasten
und damit den weiteren Anstieg von Mieten zu dämpfen. Davon
profitieren auch Haushalte mit geringerem Einkommen."
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3472: Sanktionen bleiben ein untaugliches Mittel (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. März 2020

Sanktionen bleiben ein untaugliches Mittel



Die Bundesverteidigungsministerin und derzeitige CDU-Vorsitzende hat
eine erneute Diskussion über Sanktionen gegen Russland angestoßen.
Hintergrund ist die Beteiligung Russlands an den Kämpfen in Syrien.
Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Frau Kramp-Karrenbauer verweist auf die Sanktionen gegen Russland als
Reaktion auf die Ukraine-Krise. Dabei unterschlägt sie, dass diese
Maßnahmen bisher wirkungslos geblieben sind. Gelitten haben unter den
Sanktionen die russische Zivilbevölkerung und die europäische
Wirtschaft. Diesen Kurs haben wir mehrfach als falsch kritisiert. Ihn
nun aus einem weiteren Anlass fortzusetzen, macht ihn nicht richtig.
Wir setzen weiterhin auf den Dialog statt auf Sanktionen, die stets
die falschen treffen."
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RHEINLAND-PFALZ/5379: SPD-Fraktion freut sich über Wahl von Georg Bätzing zum Vorsitz der Bischofskonferenz (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.03.2020

Fraktion freut sich über Wahl von Georg Bätzing und gratuliert ganz
herzlich



Anlässlich der Wahl des Limburger Bischofs Georg Bätzing zum neuen
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer:

"Als SPD-Fraktion gratulieren wir Georg Bätzing ganz herzlich. Georg
Bätzing stammt aus Rheinland-Pfalz, hat lange Jahre als Pfarrer des
Bistums Trier gewirkt und steht mittlerweile dem Bistum Limburg vor,
das in Teilen in Rheinland-Pfalz liegt. Georg Bätzing ist ein Mann des
Ausgleichs, der auch sehr verbindlich sein kann. Er hat in den
vergangenen Jahren Vertrauen im Bistum Limburg zurückgewonnen und
stellt sich den wichtigen Zukunftsfragen der katholischen Kirche. So
hat er jüngst gesagt, es solle das Pflichtzölibat für Priester
überdacht werden. Mit Georg Bätzing rückt ein Mensch an die Spitze der
Bischofskonferenz, der integrieren kann, aber auch die Notwendigkeit
einer Modernisierung der katholischen Kirche sieht. Viele Gläubige
werden die Wahl von Georg Bätzing mit Hoffnung verbinden."

Die kirchenpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, Giorgina
Kazungu-Haß, ergänzte: "Als SPD-Fraktion freuen wir uns auf die
weiterhin engen und vertrauensvollen Kontakte zu den Bistümern der
katholischen Kirche. Wichtig ist in den kommenden Jahren, dass das,
was Frauen in den Modernisierungsprozess der katholischen Kirche
einbringen, Gehör findet. Optimistisch stimmt, dass sich die
katholische Kirche auf den "synodalen Weg" begeben hat, der ein
Reformdialog innerhalb der katholischen Kirche Deutschlands darstellt,
und dass mit Georg Bätzing jemand zum Vorsitzenden der
Bischofskonferenz gewählt wurde, der den "synodalen Weg" ausdrücklich
unterstützt."

 * 
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FRAKTION/135: Sprecher der Arbeitsgruppe Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung neu gewählt

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. März 2020

Arbeitsgruppe: Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Neuwahl Sprecher Arbeitsgruppe Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung



Der Pressesprecher der SPD-Bundestagsfraktion, Ali von Wangenheim,
teilt mit:

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrer heutigen Sitzung den Sprecher
für die Ausschussarbeitsgruppe Wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung einstimmig neu gewählt. Die Aufgabe übernimmt:

Sascha Raabe, MdB

Er tritt die Nachfolge von Gabi Weber an.

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2886: Keine Finanzierung von Konflikten durch Rohstoffhandel

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. März 2020

Arbeitsgruppen: Wirtschaft und Energie, Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

Keine Finanzierung von Konflikten durch Rohstoffhandel



Sascha Raabe, Sprecher für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung; Ulrich Freese, zuständiger Berichterstatter:

Heute haben die Ausschüsse des Deutschen Bundestags einem
Gesetzentwurf zugestimmt, nach dem Importeure von bestimmten
Mineralien aus Konfliktgebieten erstmals sanktionierbar bestimmte
Sorgfaltspflichten bei der Beschaffung einhalten müssen. Das Gesetz
ist ein wichtiger Beitrag zur Durchbrechung der Kette zwischen
Konflikten, Menschenrechtsverletzungen und dem steigenden
Rohstoffbedarf unserer Industrie.

"Der Konsum von Alltagsgütern trägt in einigen Ländern zur
Finanzierung gewalttätiger Konflikte bei. Das beschlossene Gesetz soll
die Finanzierung von Konflikten und Menschenrechtsverletzungen durch
den Handel von den 'Konfliktmineralien' verhindern. Konfliktmineralien
wie Zinn, Wolfram, Tantal und Gold werden unter anderem in
Mobiltelefonen und in industriellen Veredelungsprozessen eingesetzt.
Das Gesetz bekämpft auch ausbeuterische Kinderarbeit und Zwangsarbeit.

Unternehmen, die Konfliktmineralien importieren, müssen ab dem
1. Januar 2021 zahlreiche Sorgfaltspflichten einhalten. Sie sind etwa
verpflichtet, ihre Lieferkettenpolitik festzulegen und
Risikomanagementsysteme einzuführen. Mit der Überwachung der
betroffenen Unternehmen ist die Bundesanstalt für Geowissenschaften
und Rohstoffe beauftragt.

Mit dem Gesetz und der EU-Verordnung wird erstmals
Unternehmensverantwortung in einem besonders problematischen
Teilbereich verbindlich geregelt. Die große Mehrheit der deutschen
Unternehmer erfüllt bereits freiwillig menschenrechtliche und
arbeitsrechtliche Standards. Mit der jetzigen Gesetzgebung werden nun
faire und gleiche Wettbewerbsbedingungen geschaffen, an die sich alle
Unternehmen halten müssen.

Spätestens bei der geplanten Revision der EU-Verordnung müssen dann
aber noch Schlupflöcher, wie die Freigrenzen bei den Mineralien,
geschlossen und die verbindlichen Regeln auch auf den sogenannten
'downstream-Bereich' und somit auf die gesamte Lieferkette ausgeweitet
werden."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1456: Pro Asyl fordert Evakuierung aller Flüchtlinge von den griechischen Inseln (Pro Asyl)

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 4. März 2020

PRO ASYL fordert Evakuierung aller Flüchtlinge von den griechischen
Inseln und die sofortige Aufnahme Schutzsuchender in Deutschland und
anderen EU-Staaten



PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt warnt eindringlich vor einer
»Komplettauflösung rechtstaatlicher Verhältnisse an der griechischen Land-
und Seegrenze«. An der griechisch-türkischen Landgrenze werden Geflüchtete
mit Tränengas und Blendgranaten abgewehrt. Polizei, Militär und
Bürgerwehren machen die EU-Außengrenze dicht, tausende Schutzsuchende
werden gewaltsam zurückgewiesen.

Auf Lesbos und Chios werden Schutzsuchende, NGO-Mitarbeiter*innen und
Journalist*innen von faschistischen Gruppen tätlich angegriffen.
Organisationen verlassen die Inseln, weil sie nicht mehr für die Sicherheit
ihrer Mitarbeiter*innen garantieren können. Es gab Brandanschläge auf ein
vom UNHCR betriebenes, leerstehendes Aufnahmezentrum auf Lesbos und ein
Kleiderdepot einer Hilfsorganisation auf Chios. Die griechischen Behörden
stellen weder die Sicherheit von Schutzsuchenden noch von ihren
Unterstützer*innen sicher.

PRO ASYL fordert:

1. Sofortige Evakuierung aller Flüchtlinge von den griechischen
Inseln: Angesichts des humanitären Notstandes ist ein groß angelegtes
Aufnahmeprogramm aus Griechenland notwendig: Die Hotspots müssen geräumt
werden, Schutzsuchende auf das griechische Festland gebracht werden. Dort
müssen sie menschenwürdig untergebracht und schnellstmöglich in andere
EU-Mitgliedstaaten überstellt werden.

2. Flüchtlingsaufnahme jetzt! Europa darf Griechenland und die dort
lebenden Schutzsuchenden nicht länger allein lassen. Deutschland und andere
aufnahmebereite EU-Staaten müssen jetzt die sofortige Flüchtlingsaufnahme
aus Griechenland organisieren.

3. Einhaltung des Rechts: Keine illegalen Zurückweisungen an den
Grenzen, Zugang zu rechtsstaatlichen Asylverfahren. Es ist rechtswidrig,
Schutzbedürftigen den Zugang zum Rechtssystem zu verwehren und sie ohne
Asylverfahren über die Grenze der EU zurück zu verfrachten. Die griechische
Regierung setzt Asyl- und Völkerrecht aus, und Europa schweigt. Die
Veröffentlichung des Rechtsakts der griechischen Regierung, der die
Aussetzung der Registrierung von Asylanträgen für einen Monat und die
sofortige Abschiebung von Personen vorsieht, die »illegal« nach
Griechenland eingereist sind, ist völkerrechtswidrig. »Es ist empörend,
dass die EU-Kommissionspräsidentin dies deckt, indem sie von Griechenland
als »europäischem Schild« spricht und damit das brutale und rechtswidrige
Vorgehen legitimiert«, so Burkhardt.


Rechtliche Einordnung der griechischen Regierungsmaßnahmen

Genfer Flüchtlingskonvention: Keine Aussetzung von Asylanträgen!

Griechenland ist zur Achtung der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK)
verpflichtet. Wie das UN-Flüchtlingskommissariat UNHCR in einer
Pressemeldung feststellt, sieht diese eine wie von Griechenland
angekündigte Aussetzung von Asylanträgen nicht vor. Direkte Rückführungen
in die Türkei oder Herkunftsländer würden auch gegen das Non-Refoulement
Gebot des Art. 33 GFK verstoßen.

Keine Kriminalisierung wegen einer »illegalen Einreise«

Art. 31 GFK sieht zudem vor, dass Flüchtlinge nicht wegen einer illegalen
Einreise kriminalisiert werden sollen. Denn oft stehen fliehenden Menschen
eben keine legalen Einreisewege zur Verfügung. Trotzdem wurden gerade erst
17 Afghanen in Griechenland wegen illegalem Grenzübertritt zur dreieinhalb
Jahren Haft verurteilt.

Kontrolle von Grenzen immer unter Achtung der Europäische
Menschenrechtskonvention (EMRK)

Die griechische Regierung und andere Politiker*innen beziehen sich auf ein
kürzlich ergangenes Urteil des EGMR bezüglich der spanischen
Abschiebungspraxis nach Marokko (N.D. und N.T. gegen Spanien), um direkte
Zurückweisungen von Griechenland in die Türkei zu rechtfertigen. Eine
solche Argumentation beruht auf einer falschen Interpretation des Urteils.
So ernüchternd dieses Urteil ist, es erlaubt nicht die Push-Backs von
Griechenland in die Türkei. Dies gilt schon allein, weil auch das Verbot
der Folter (Art. 3 EMRK) zum Tragen kommt, welches in N.D. und N.T. nicht
besprochen wurde.

Art. 3 EMRK gilt absolut, auch dann, wenn Personen »illegal« einreisen und
zwar egal auf welche Weise. Schutzsuchende müssen an der Grenze Zugang zu
einem individuellen Verfahren haben, in dem geprüft wird, ob sie
schutzbedürftig sind und ob eine Zurückweisung im Einzelfall gegen Art. 3
EMRK verstößt. Der Menschenrechtsgerichtshof stellt selbst in dem
umstrittenen Urteil fest, dass die Vertragsstaaten die Kontrolle ihrer
Grenzen im Einklang mit der Menschenrechtskonvention organisieren müssen,
insbesondere unter Achtung des Non-Refoulement- Prinzips. Eine direkte
Rückführung einer schutzsuchenden Person in ein Drittland oder in ihr
Herkunftsland, ohne Prüfung ob eine Art. 3 EMRK-Verletzung droht, ist also
eindeutig rechtswidrig und mit der EMRK nicht vereinbar.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 4. März 2020
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MELDUNG/163: Lage der Zivilgesellschaft verschlechtert sich weiter - Frauen besonders betroffen (Brot für die Welt)

Brot für die Welt - Evangelischer Entwicklungsdienst

Pressemitteilung vom 4. März 2020

Lage der Zivilgesellschaft verschlechtert sich weiter - Frauen besonders
betroffen

Brot für die Welt und CIVICUS veröffentlichen den dritten "Atlas der
Zivilgesellschaft"



Berlin - Weltweit leben nur noch 260 Millionen Menschen in
uneingeschränkter zivilgesellschaftlicher Freiheit. Das entspricht drei
Prozent der Weltbevölkerung - und damit einem Prozent weniger als im Jahr
zuvor. Zu diesem Ergebnis kommt der heute von Brot für die Welt und dem
Netzwerk CIVICUS veröffentlichte "Atlas der Zivilgesellschaft 2020". Mehr
als zwei Drittel der Menschen leben demnach in Staaten mit unterdrückter
oder geschlossener Zivilgesellschaft. Besonders dramatisch ist die
Situation für Frauen und Frauenrechtsorganisationen. "Frauen werden
überproportional häufig Opfer von digitaler, psychischer und schließlich
auch physischer Gewalt bis hin zur politisch motivierten Ermordung. Die
Diskriminierung geht weiter, wenn Morde dann als Beziehungstat und nicht
als politisch motivierte Angriffe gegen Frauen erfasst und verfolgt
werden", sagt Cornelia Füllkrug-Weitzel, Präsidentin von Brot für die Welt.

"Dabei sind es weltweit häufig Frauen, die Entwicklungs- und
Versöhnungsprozesse tragen und positive Veränderungen anstoßen", so
Cornelia Füllkrug-Weitzel weiter. Auch in diesem Jahr geht der Atlas der
Zivilgesellschaft im ersten Teil allgemein auf den aktuellen Stand
weltweiter zivilgesellschaftlicher Freiheiten ein. Im zweiten und dritten
Teil werden dann der Stand der Frauenrechte, vor allem: die Bemühungen,
diese zurück zu drehen, untersucht. Damit hat der Atlas 2020 erstmals einen
thematischen Fokus. Zur Analyse der Situation in einzelnen Ländern werden
Partnerinnen von Brot für die Welt aus Brasilien, Sudan, Indonesien,
Zentralamerika, Armenien und Uganda porträtiert. Sie schildern
eindrücklich, wie sich Diskriminierung und Repression auf ihre Arbeit
auswirken. Die brasilianische Menschenrechtlerin Maria Betânia Àvila sagt
mit Blick auf die Veränderungen nach dem Amtsantritt von Präsident Jair
Bolsonaro: "Die Regierung erteilt einen Freibrief zu mehr Gewalt und Druck
gegen kritische Stimmen in der Gesellschaft." Davon betroffen seien
besonders Aktivistinnen und Aktivisten, die sich für Menschen- und
Frauenrechte einsetzen.

Brasilien ist in Lateinamerika kein Einzelfall. In vielen Ländern der
Region setzen sich besonders Frauen für Umweltschutz und Landrechte ein.
Das macht sie häufig zur Zielscheibe von korrupten Politikern, kriminellen
Banden, Investoren oder Großgrundbesitzern, die große Infrastrukturprojekte
durch das zivilgesellschaftliche Engagement gefährdet sehen. "Die weltweite
Einschränkung zivilgesellschaftlicher Freiheit geht uns alle an", sagt
Präsidentin Füllkrug-Weitzel, "auch die Bundesregierung trägt
Verantwortung. Sie sollte in Bereichen wie der Außenwirtschaftshilfe jede
Beihilfe zu Menschenrechtsverletzungen vermeiden, um sich glaubwürdig
weltweit für Menschenrechte einsetzen zu können."


Hintergrund:

Die Daten für den Atlas basieren auf Erhebungen von CIVICUS, einem
weltweiten Netzwerk für bürgerschaftliches Engagement, und der Auswertung
verschiedener Quellen und Indizes, beispielweise zur Rede- oder
Versammlungsfreiheit.

CIVICUS unterteilt die Freiheitsgrade einer Gesellschaft in fünf
Kategorien: offen, beeinträchtigt, beschränkt, unterdrückt und geschlossen.
Die Daten belegen, dass derzeit nur in 43 Staaten der Handlungsraum der
Zivilgesellschaft "offen" ist. Im Vergleich zum vergangenen Jahr sind
Australien und Malta aus dieser Kategorie abgerutscht. Somit gilt in 42
Staaten (2019: 40) der Handlungsraum als "beeinträchtigt", darunter 
EU-Mitgliedsstaaten wie Österreich, Italien und Polen. 49 Staaten (2019: 53)
"beschränken" den Handlungsraum der Zivilgesellschaft, so auch weiterhin
Ungarn und der EU-Beitrittskandidat Serbien. "Unterdrückt" wird die
Zivilgesellschaft in 38 Ländern (2019: 35), in diesem Jahr zählt dazu
Indien mit seinen etwa 1,3 Milliarden Einwohnern. In 24 Staaten (2019: 23)
ist der Raum für zivilgesellschaftliche Akteure "geschlossen", darunter
China, Ägypten und der Sudan.

Der Atlas der Zivilgesellschaft erscheint im Oekom-Verlag München:

Brot für die Welt, Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.
(Hrsg.): »Atlas der Zivilgesellschaft. Report zur weltweiten Lage«, 84
Seiten; ISBN 978-3-96238-171-4.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. März 2020
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KRIEG/1769: Rüstungsindustrie - wie gerufen ... (SB)



Mit unserer Position als international agierender Systemanbieter
für die Streitkräfte profitieren wir vom "Super-Zyklus" im
wehrtechnischen Geschäft, den uns der dringende Nachholbedarf in der
militärischen Beschaffung beschert hat.

Armin Papperger (Vorstandsvorsitzender von Rheinmetall) [1]

Während Hiobsbotschaften vom drohenden Niedergang der Weltwirtschaft
die Runde machen und selbst ein Ende der globalisierten Ökonomie mit
katastrophalen Folgen als apokalyptisches Szenario nicht gänzlich
ausgeschlossen wird, feiert eine Branche entgegen dem Trend
Hochkonjunktur. Ist von einem kaum noch abzuwendenden Sturz der
deutschen Konjunktur in die Rezession die Rede, so gilt das nicht für
die Rüstungsindustrie, deren Nachfrage weltweit steigt. Krisen und
Kriege sind ihr Geschäft, weshalb sie ein Ausblick auf die wachsenden
Spannungen an zahlreichen Schauplätzen mit großer Zuversicht erfüllt,
daß für sie goldene Zeiten angebrochen sind. Überall wächst die
Furcht, im erbitterten Ringen um Einfluß und Ressourcen auf einem
Planeten, den die sich auswachsende Klimakrise dramatisch verändert,
den kürzeren zu ziehen. In der menschheitsgeschichtlichen Entwicklung
legte überlegene Waffengewalt stets das Fundament von Herrschaft und
Dominanz bei den inneren und äußeren Raubzügen, so daß Aufrüstung
untrennbar mit einem bellizistischen Konkurrenzkampf verschränkt ist,
in dem man niemals genug haben kann. Nachholbedarf heißt das
Zauberwort, das mit der Drohung des Feindes argumentiert und die Essen
der Rüstungsschmieden zur Weißglut erhitzt.

Drei Säulen sind es, auf denen das Himmelsstreben der einheimischen
Produzenten von Kriegsgerät gründet. Zum ersten ist der wachsende
Verteidigungshaushalt zu nennen, der in Annäherung an das zum
Heilsversprechen glorifizierten Zwei-Prozent-Ziel der NATO enorme
Zuwächse verspricht. Was die Bundesregierung unter langjährigem Druck
aus Washington vorgeblich zähneknirschend in Angriff nimmt, ist Wasser
auf die Mühlen der hiesigen Apologeten deutscher Vorherrschaft nicht
nur in ökonomischer, sondern auch militärischer Hinsicht. Da dies auf
eine Verdoppelung des Kriegsetats hinauslaufen könnte, werden massive
Einschnitte in anderen Sektoren des Staatshaushalt wie insbesondere
den sozialen Leistungen die zwangsläufige Folge sein. Als zweite Säule
fungiert die Aufrüstung der EU unter deutsch-französischer Führung,
die immens teure Projekte vorsieht, welche die beteiligten Konzerne
auf Jahre hinaus großzügig alimentieren. Und drittens mischt die
deutsche Sparte dank ihrer vielerorts begehrten Erzeugnisse in
zahlreichen Ländern mit, wobei diverse Formen der Zusammenarbeit mit
deren einheimischen Produzenten praktiziert und mitunter auch deutsche
Ausfuhrverbote durch auswärtige Tochterunternehmen umgangen werden.

Vorreiter unter den deutschen Rüstungskonzernen ist Rheinmetall,
dessen Vorstandsvorsitzender Armin Papperger höchst zufrieden ein
Rekordjahr 2019 bilanziert und von einem "Super-Zyklus" im
wehrtechnischen Geschäft spricht. Über die Details zum abgelaufenen
Jahr und den Ausblick wird er am 18. März ausführlich berichten, doch
hat das Unternehmen in Präsentationen längst Analysen vorgelegt, wohin
die Reise gehen soll. Der gut 130 Jahre alte Traditionskonzern aus
Düsseldorf hat weltweit rund 25.000 Mitarbeiter, die Automotive-Sparte
sitzt in Neckarsulm bei Stuttgart. Verglichen mit Rüstungsgiganten aus
den USA oder China wirkt Rheinmetall auf den ersten Blick wie ein
Zwerg und taucht in der Liste weltweit führender Unternehmen des
schwedischen Friedensforschungsinstituts Sipri erst an 22. Stelle auf.
Rheinmetall ist jedoch mit Abstand Deutschlands größter
Rüstungskonzern und seine Bedeutung steigt, wie aktuelle Zahlen
belegen. In der jüngeren Vergangenheit hatte der Konzern nie mehr
Militäraufträge in den Büchern. Der seit 2013 amtierende
Vorstandsvorsitzende Papperger führt diese Entwicklung darauf zurück,
daß ungefähr seit der Krim-Krise 2014 vielerorts ein dringender
Nachholbedarf bei der Ausrüstung geltend gemacht wird, der die
Budgets im Rüstungsmarkt wieder steigen läßt und Rheinmetall viele
neue Aufträge beschert. [2]

2019 bestellten die Militärs das zweite Jahr in Folge für über fünf
Milliarden Euro neue Ausrüstung bei Rheinmetall. Konzernweit stieg der
Umsatz auf Basis vorläufiger Zahlen um knapp zwei Prozent auf rund 6,3
Milliarden Euro, wie das im MDax gelistete Unternehmen mitteilte. Das
um Sonderposten bereinigte operative Ergebnis stieg um rund drei
Prozent auf den Höchstwert von 505 Millionen Euro. Das Ergebnis nach
Steuern belief sich im vergangenen Jahr auf 354 Millionen Euro.
Bemerkenswert ist insbesondere, daß der Auftragsbestand um gewaltige
21 Prozent auf den vorläufigen Rekordwert von 10,4 Milliarden Euro
wuchs.

Neben militärischen Gütern ist die Automobilsparte das zweite
Standbein des Unternehmens, wobei sich das Verhältnis der beiden
Sektoren umgekehrt hat. Vor acht Jahren gab es noch Überlegungen, die
Autosparte separat an die Börse zu bringen, was aber unter Papperger
abgeblasen wurde. War damals der Automotive-Bereich noch
renditestärker und auf Wachstumskurs, ist es heute das
Rüstungsgeschäft. Im Jahr 2015 waren Auto- und Rüstungsbereich, was
den Umsatz betrifft, mit je 2,6 Milliarden Euro gleich groß, wobei mit
Motorenteilen mehr als doppelt so gut wie mit Waffen verdient wurde.
Inzwischen zeigt sich ein anderes Bild. Als Zulieferer etwa von Kolben
und Pumpen leidet Rheinmetall schon seit geraumer Zeit unter dem
schwächelnden Geschäft der Autohersteller. Nach den nun vorgelegten
Zahlen für 2019 sank der Umsatz im Automotive-Bereich um knapp sieben
Prozent auf 2,7 Milliarden Euro, während die Rüstungssparte um neun
Prozent auf 3,5 Milliarden Euro zulegte. Das frühere Gleichgewicht der
beiden Sparten beim Umsatz hat sich auf 60:40 zugunsten der Rüstung
verschoben. Und das Geschäft mit den Militärs ist inzwischen mit fast
zehn Prozent operativer Marge auch renditestärker als das zivile
Autogeschäft, das auf sieben Prozent Marge abgesunken ist. Vor dem
Hintergrund der aktuell weltweit sinkenden Autoproduktion und dem
Wandel vom Verbrenner zum E-Motor verdüstern sich die Aussichten
Rheinmetalls, das sich aber von dieser Sparte vorerst nicht abwenden,
sondern auch bei alternativen Antriebstechnologien "ein wichtiger
Partner" für die Hersteller sein will.

Sollte der Verteidigungshaushalt wie derzeit geplant bis 2024 auf 1,5
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) angehoben werden, könnten sich
die Aufrüstungsausgaben von jährlich gut acht auf zwölf Milliarden
Euro erhöhen. Rheinmetall verspricht sich davon 20 bis 25 Prozent, was
insbesondere aus der Munitionsbeschaffung gespeist wird, wo das
Unternehmen einen Marktanteil von 35 Prozent haben soll. Sehr viel
Geld generiert der Konzern aus einem Rahmenvertrag mit der Bundeswehr
über 10.000 bis 20.000 Militärlastwagen, die im Zeitraum von 2018 bis
2027 geliefert werden sollen. Das Auftragsvolumen wird auf drei bis
sechs Milliarden Euro geschätzt.

Rheinmetall ist als international tätiger Rüstungskonzern aufgestellt,
der sich verschiedener Kooperationen und Gemeinschaftsunternehmen
bedient. So werden milliardenschwere Aufträge für Militärlastwagen und
Transportpanzer in Australien eingeholt, wobei dieser Kontinent so
etwas wie der zweite Heimatmarkt für das Unternehmen geworden ist. Für
211 Boxer-Fahrzeuge erhält Rheinmetall mehr als zwei Milliarden Euro,
was eigenen Angaben zufolge der größte Einzelauftrag in der Geschichte
des Unternehmens ist. [3] Großaufträge gab es auch für Leopard-Panzer
in Ungarn oder in Großbritannien für den Transportpanzer Boxer. Über
ein neues Gemeinschaftsunternehmen mit BAE Systems kann der britische
Markt bedient und von dort der Export aufgebaut werden. In den USA ist
Rheinmetall stark im Munitionsgeschäft vertreten.

Weggefallen sind vorerst Geschäfte mit Saudi-Arabien und der Türkei.
Die italienische Regierung hat im Juli 2019 Lieferungen der
Rheinmetall-Tochter RWM Italia nach Saudi-Arabien für 18 Monate
untersagt, und Berlin stoppte nach der türkischen Invasion in
Nordsyrien im Oktober bestimmte Rüstungsgeschäfte mit der Türkei.
Allerdings berichteten deutsche Medien, daß die deutschen
Waffenexporte in die Türkei boomen. Rheinmetall ist dort beim
Fahrzeugbaukonzern BMC eingestiegen, um sich am Bau des türkischen
Kampfpanzers Altay zu beteiligen. Offenbar scheiterte das
Gemeinschaftsunternehmen jedoch an den Exportbeschränkungen, was wohl
auch für die Modernisierung des Leopard 2 gilt. All diese
Einschränkungen sind jedoch nicht in Stein gemeißelt, sondern gelten
zunächst für bestimmte oder unbestimmte Fristen. Was Saudi-Arabien
betrifft, entscheidet die Bundesregierung Ende März darüber, ob der
Waffenexportstopp verlängert wird. [4]

Andere deutsche Rüstungskonzerne wie insbesondere der Panzerhersteller
Krauss-Maffei Wegmann (KMW) sind einerseits Konkurrenten, bei vielen
Waffensystemen aber auch Verbündete, was freilich schnell wechseln
kann. Die privaten KMW-Gesellschafter haben ihre Panzersparte in ein
Gemeinschaftsunternehmen mit dem französischen Staatsrüstungskonzern
Nexter eingebracht, das als KNDS firmiert. Ein Versuch des
Rheinmetall-Chefs Papperger, sich in dieses Bündnis durch Übernahme
der KMW-Anteile einzukaufen, scheiterte bislang. Die Ende 2018
überraschend von Rheinmetall verkündeten Einstiegspläne sind am
Widerstand von KMW-Chef Frank Haun geplatzt. Rheinmetall wollte auf
diesem Weg das Sagen bei dem Milliardenprojekt für den ersten
gemeinsamen deutsch-französischen Kampfpanzer bekommen und einen
großen deutschen Heerestechnikkonzern aufbauen.

Angela Merkel und Emmanuel Macron haben 2017 vereinbart, als
gemeinsame Projekte ihrer Zusammenarbeit in der EU eine neue
Generation von Flugobjekten, einen Kampfpanzer und Artilleriesysteme
zu entwickeln. Bis 2035 sollen neue Kampfpanzer produktionsreif
sein und die Leopard 2 der Bundeswehr sowie die Leclerc-Panzer der
französischen Armee ersetzen. Mit dem Main Ground Combat System soll
ein Hightechsystem entwickelt werden, bei dem Robotik und Waffen
wie Hochgeschwindigkeitsraketen eine entscheidende Rolle spielen.
Dieses neue Waffensystem soll zum Standardpanzer in Europa werden, um
die Vielzahl der Panzertypen abzuschaffen. Bei Krauss-Maffei Wegmann
rechnet man in den nächsten 25 bis 30 Jahren in Europa mit einem
Bedarf von 5.000 Kampfpanzern im Wert von 75 Milliarden Euro. Berlin
und Paris haben beim gemeinsamen Panzerprojekt festgelegt, daß
Deutschland die Führung haben soll.

Mit im Boot ist als Kanonenhersteller Rheinmetall, wo man parallel
dazu weitere große Pläne schmiedet und einen Leopard-Kampfpanzer mit
einer Kanone präsentiert, die über ein größeres Kaliber (130 statt 120
Millimeter) verfügt. Die Rede ist von 50 Prozent mehr Feuerkraft und
einer Ladeautomatik, um modernsten Standards zu entsprechen und einen
angeblichen Rückstand gegenüber dem neuen russische Panzer T-14 Armata
wettzumachen. Der neue Panzerturm soll nach 2025 den Leopard-Kunden
als Modernisierungsmaßnahme vorgeschlagen werden, könnte aber auch in
einem Nachfolger des US-Kampfpanzers Abrams eingesetzt werden. Über
300 Panzer mit stärkerer Kanone im Auftragswert von 1,7 Milliarden
Euro sollen an Deutschland und die Niederlande geliefert werden. Zudem
argumentiert Rheinmetall, daß bei der Arbeit an dem unbemannten Turm
für den Leopard-Panzer mit der 130-Millimeter-Kanone Erfahrungen
gesammelt werden, bevor der neue deutsch-französische Kampfpanzer
einsatzbereit ist.

Hinzu kommt natürlich, daß Rheinmetall für das größere Kaliber auch
entsprechende Munition entwickelt und verkaufen will. Sollten die
Nutzerstaaten des Leopard 2, von denen es derzeit 18 und in Kürze mit
Ungarn einen weiteren gibt, ihre Modelle modernisieren, wäre das eine
äußerst lukrative Perspektive für das Düsseldorfer Unternehmen. Zwar
wird in der Branche längst spekuliert, ob ein Panzer der Zukunft
überhaupt noch eine große Kanone mit Pulvergeschossen haben muß, da
auch senkrecht startende Flugkörper oder sogenannte Wuchtraketen
denkbar seien. [5] Der Kanonenbauer setzt aber darauf, daß der Leopard
2 selbst nach 40 Jahren Nutzungsdauer noch nicht am Ende ist und die
Rohre, Türme und Granaten von Rheinmetall auf Jahre hinaus heiß
begehrt bleiben werden.

"Wir legen nicht alle Eier in einen Korb", heißt es auf einer
Präsentationsfolie zum Rüstungsgeschäft von Rheinmetall. Das kann als
Anspielung auf den Konkurrenten Krauss-Maffei Wegmann verstanden
werden, der sich durch die Fusion an den französischen Staatskonzern
gebunden hat. Aber auch als Hinweis auf das diversifizierte Geschäft
der Düsseldorfer Waffenschmiede, die eine breite Palette an
Kriegsgerät anbietet und weltweit verkauft, wo immer Eliten zur
Unterdrückung der Bevölkerung und Drangsalierung ihrer Nachbarn auf
militärische Hochtechnologie "Made in Germany" setzen. So kreuzt sich
Kapital, dem es absolut gleichgültig ist, womit es sich vermehrt, mit
Herrschaftsansprüchen, denen das Schicksal ihrer Opfer nicht
gleichgültiger sein könnte.


Fußnoten:

[1] www.boerse.ard.de/aktien/ruestungs-geschaeft-treibt-rheinmetall-ergebnis100.html

[2] www.welt.de/wirtschaft/article206271503/Rheinmetall-Groesster-deutscher-Ruestungskonzern-profitiert-vom-Super-Zyklus.html

[3] www.merkur.de/wirtschaft/rheinmetall-mit-rekord-bei-operativem-gewinn-zr-13568983.html

[4] www.heise.de/tp/features/Ruestungsunternehmer-im-Super-Zyklus-4674259.html

[5] www.welt.de/wirtschaft/article202022514/Kampfpanzer-Leopard-2-Nachfolger-soll-Superkanone-bekommen.html
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ASIEN/949: Indien - Mißtrauen zündet ... (SB)

Indien - Mißtrauen zündet ...



Die Diskrepanz hätte Ende Februar größer nicht sein können. In den
Regierungspalästen Neu-Delhis wurde mit viel Prunk und Zeremonie
US-Präsident Donald Trump samt Gattin Melania empfangen, während
draußen auf den Straßen der 18,5 Millionen Menschen zählenden
Hauptstadt Indiens ein anti-muslimischer Pogrom tobte, der mindestens
50 Menschen das Leben kostete und mehr als 200 schwer verletzt
zurückließ. Und doch hängen die beiden Ereignisse zusammen. Die USA
binden Indien immer stärker in ihre Containment-Strategie gegen die
Volksrepublik China ein, was der hindunationalistischen Regierung in
Neu-Delhi wiederum Freiraum verschafft, mit der muslimischen
Minderheit von rund 200 Millionen Menschen so umzuspringen, wie es der
gewaltbereite Teil der hinduistischen Mehrheit in der 1,3 Millionen
Einwohner zählender Bundesrepublik Indien für richtig hält. Sanktionen
wegen Menschenrechtsverletzungen und religiöser Diskriminierung muß
Indien seitens des UN-Sicherheitsrats, in dem die USA bekanntlich
Vetorecht haben, nicht befürchten.

Kaum hatte die seit 2014 regierende hindunationalistische Bharatiya
Janatha Party von Premierminister Narendra Modi im Sommer die
indischen Parlamentswahlen gewonnen, als sie auch schon den
Autonomiestatus der mehrheitlich muslimisch bewohnten
Sonderverwaltungszone Jammu und Kaschmir, die an China im Norden und
Pakistan im Westen grenzt, aufhob und dort den Ausnahmezustand
verhängte. Seitdem ist in Jammu und Kashmir der normale Alltag nicht
wieder eingekehrt. Hunderttausende Soldaten und Polizisten
patrouillieren auf den Straßen. Das Internet ist nach wie vor nur sehr
begrenzt zugänglich. Durch ein neues Gesetz, daß erstmals seit 1948
den Kauf von Boden durch Auswärtige erlaubt, befürchten die Muslime in
Kaschmir, die 70 Prozent der 13 Millionen Einwohner ausmachen, daß sie
durch Zuzügler aus anderen Teilen Indiens verdrängt oder zumindest zur
Bevölkerungsminderheit gemacht werden sollen, ähnlich wie es die
israelische Regierung mittels illegaler Siedlungen im besetzten
Westjordanland mit den Palästinensern macht.

Im November haben Indiens Hindu-Fundamentalisten vor Gericht einen
großen Sieg errungen. Nach mehr als zwei Jahrzehnten Streit gab der
Oberste Gerichtshof grünes Licht für den Bau eines Hindutempels zu
Ehren des Gottes Ram auf einem Gelände in der Stadt Ayodha, wo einst
eine Moschee gestanden hatte. 1992 hatten Hindu-Fanatiker die
Babri-Madjid-Moschee in der Provinz Gujarat gestürmt und sie dem
Erdboden gleichgemacht. Die Aktion sowie anschließende Pogrome gegen
die Muslime in Gujarat, die 2000 Menschen das Leben kosteten, ließ die
damalige Provinzregierung geschehen; ihr Chef hieß Narendra Modi,
dessen politischer Aufstieg seitdem mit einer landesweiten Welle des
hindunationalistischen Herrenmenschentums eng verknüpft ist. Immer
wieder werden unschuldige Moslems von hinduistischen Gewalttätern mit
der Begründung gelyncht, sie hätten Rindfleisch gegessen. Selbst vor
tödlichen Bombenanschlägen, die als das Werk islamistischer
"Terroristen" ausgelegt werden, schrecken die Anhänger des Hindutums
(Hindutva) und ihre Helfershelfer bei Militär und Polizei nicht
zurück.

Im Dezember brachte die BJP-Regierung im Eilverfahren ein Gesetz
durchs Bundesparlament, das illegalen Einwanderern und deren
Nachfahren aus den Nachbarstaaten Pakistan, Bangladesch, Nepal und
Bhutan die indische Staatsbürgerschaft gewährt - aber nur solange sie
keine Moslems sind. Das neue Staatsbürgerschaftsgesetz diskriminiert
eindeutig die muslimische Gemeinde. Viele Inder befürchten, daß das
neue Gesetz benutzt wird, um die Moslems sowie Angehörige kleinerer
ethnischen und religiösen Minderheiten, wie zum Beispiel die Dalits,
zu Menschen zweiter Klasse zu degradieren. Deshalb laufen seit Ende
2019 in vielen indischen Städten große Proteste. Die Modi-Regierung
versucht, die Demonstranten als Unruhestifter und fünfte Kolonne
Pakistans zu diffamieren. Die durchsichtige Hetzkampagne gegen die
politische Opposition hat der BJP bei den Kommunalwahlen in Neu-Delhi
Mitte Februar eine schwere Niederlage beschert. Von den 70 Sitzen im
Rathaus der indischen Hauptstadt erhielt die BJP lediglich acht; die
oppositionelle, säkulare Partei des einfachen Mannes (AAP) dagegen 62.
Der Zorn über diese Niederlage löste wenige Tage später die Unruhen
aus.

Im Rahmen der Proteste gegen das Citizenship Amendment Act (CAA) hielt
eine Gruppe Frauen aus dem muslimischen Arbeiterviertel Maujpur seit
Dezember eine Straße besetzt. Am 24. Februar, an dem Trump seinen
zweitägigen Besuch in Neu-Delhi antrat, führte Kapil Mishra, ein
unterlegener BJP-Kandidat bei der Kommunalwahl, einen Hindu-Mob mit
dem Ziel an, die Straßenblockade ein für allemal zu beenden. Als sich
die Frauen weigerten, ihren Protest abzubrechen, kam es zu einer
Straßenschlacht, die in die schlimmsten Gewaltexzessen ausartete, die
Indien seit 1992 erlebt hat. In Maujpur und dem ganzen Nordosten
Neu-Delhis wurden Muslime zum Freiwild. Unabhängig von Alter oder
Geschlecht wurden sie geschlagen, mit Brennflüssigkeit beworfen und
angezündet, vergewaltigt und zu Tode getrampelt. Wohnhäuser und eine
Moschee wurden niedergebrannt. Tausende von Menschen befinden sich
seitdem immer noch auf der Flucht. Man kann davon ausgehen, daß die
tatsächliche Opferzahl weit höher liegt als offiziell angegeben.

Bei alldem hat die Polizei Neu-Delhis tatenlos zugesehen. Statt die
rasende Menge zur Räson zu bringen, wurde diese von Mitgliedern der
Modi-Regierung zu ihrem mörderischen Treiben angefeuert. Noch vor
Ausbruch der Gewalt in Neu-Delhi bezeichnete der stellvertretende
Finanzminister Indiens, Anurag Thakur, die CAA-Gegner als "Verräter",
die man am besten "erschießen" sollte. Als das Blut in den Straßen
Neu-Delhis nur so floß, erklärte BJP-Vertreter B. C. Patel,
Landwirtschaftsminister des Bundesstaats Karnataka, daß jeder, der
eine pro-pakistanische Parole skandiere, "auf der Stelle erschossen"
gehöre. Erst als Mord und Totschlag etwas abgeebbt und der Staatsgast
aus den USA wieder abgereist war, äußerte sich Modi zu den Vorgängen
und schickte eine Twitter-Meldung vorgeblichen Bedauerns in die Welt
hinaus.

In Pakistan, das sich als muslimische Schutzmacht versteht, verfolgt
man die Ereignisse im östlichen Nachbarstaat mit Abscheu und Sorge.
Bei einer Rede am 7. Februar am renommierten International Institute
of Strategic Studies (IISS) in London warnte der ehemalige Leiter der
Planungsstabs bei den pakistanischen Streitkräften, Generalleutnant a.
D. Khalid Kidwai, die Regierung in Neu-Delhi davor, das
Nuklearwaffenarsenal Islamabads als "Bluff" zu betrachten. Bei einem
Interview mit dem arabischen Fernsehsender am 26. Februar forderte
Raja Farooq Haider, der gewählte Premierminister des kleineren
pakistanischen Teils Kaschmirs, von der Regierung in Islamabad
"wagemutige Schritte", um die Muslime auf der anderen Seite der
Gebirgsgrenze vor der offenen Unterdrückung durch die indischen
Behörden zu schützen. Es braut sich etwas Hochgefährliches auf dem
Subkontinent zusammen.

4. März 2020
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GEWERKSCHAFT/334: Auftakt Tarifrunde für Beschäftigte in Sozial und Erziehungsdiensten (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. März 2020

Auftakt Tarifrunde für Beschäftigte in Sozial und
Erziehungsdiensten:

ver.di bekräftigt Forderungen nach Verbesserung der Rahmenbedingungen



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) nehmen am morgigen
Donnerstag (5. März 2020) in Potsdam Tarifverhandlungen für die rund
265.000 Beschäftigten in den Sozial- und Erziehungsdiensten des
öffentlichen Dienstes auf. Dabei geht es um eine Verbesserung der
Rahmenbedingungen für die Beschäftigten in den Kindertagesstätten, im
Bereich der Sozialarbeit und der Behindertenhilfe.

"Die Beschäftigten in den Sozial- und Erziehungsdiensten leisten
täglich mit großem Engagement Arbeit, die für die gesamte
Gesellschaft eine enorme Bedeutung hat. Diese Arbeit ist immer
anspruchsvoller geworden, erfordert immer mehr Verantwortung und ist
zusehends in den gesellschaftlichen Fokus gerückt", betont der
ver.di-Vorsitzende und Verhandlungsführer Frank Werneke. Es sei
dringend notwendig, die Berufsbilder noch attraktiver zu machen, um
die Arbeit der Beschäftigten entsprechend anzuerkennen und mehr
Fachkräfte zu gewinnen.

Die Eingruppierungsmerkmale würden in einigen Bereichen nicht mehr
der heutigen Zeit entsprechen, sagte Werneke. Die Anforderungen an
die Beschäftigten durch den Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz und
die oftmals erschwerten Bedingungen durch Inklusion oder Integration
seien stark angestiegen. "Wir brauchen eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen und eine Verbesserung der Bezahlung, die mit
besseren Eingruppierungen und mit neuen Tätigkeitsmerkmalen
einhergeht, die den Herausforderungen gerecht werden", so Werneke
weiter.

ver.di fordert in den Verhandlungen eine Verbesserung der
Eingruppierungsmerkmale, die Anpassung der Stufenlaufzeiten, eine
Anerkennung der Berufserfahrung, die Berücksichtigung der Änderungen
in der Behindertenhilfe, eine Verbesserung der Bewertung der
Leitungstätigkeit sowie ein Rechtsanspruch auf Qualifikation.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. März 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





WOHNEN/175: Der »Housing-First-Fonds« - damit Wohnungslose ein Zuhause bekommen (Soziale Psychiatrie)

Soziale Psychiatrie Nr. 166 - Heft 04/19, 2019

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Der »Housing-First-Fonds« - damit Wohnungslose ein Zuhause bekommen


Von Hubert Ostendorf




»fiftyfifty« ist eine gemeinnützige Organisation zur
Unterstützung von Obdachlosen im Raum Düsseldorf. In verschiedenen
Projekten werden unterschiedliche Lebenshilfen angeboten wie etwa das
auch über Düsseldorf hinaus bekannte Straßenmagazin »fiftyfifty« oder
das Projekt »Housing First«. Geschäftsführer Hubert Ostendorf
berichtet vom aktuellen Projekt Housing-First-Fonds, das
Organisationen der Wohnungslosenhilfe dabei unterstützt, Wohnungen für
Wohnungslose zu kaufen.

In deutschen Großstädten liegt der Anteil an Sozialwohnungen oft nicht
einmal bei fünf Prozent - bei sinkender Tendenz, weil in den letzten
Jahren massenhaft preiswerter Wohnraum an Konzerne verkauft wurde. »In
den 77 deutschen Großstädten fehlen gut 1,9 Millionen bezahlbare
Wohnungen, darunter etwa 1,4 Millionen günstige Apartments unter 45
Quadratmetern für Einpersonenhaushalte«, heißt es in einer Studie der
Hans-Böckler-Stiftung (2018). Und weil dies so ist, haben sozial
Benachteiligte es sehr schwer auf dem umkämpften Wohnungsmarkt.
Obdachlose haben so gut wie gar keine Chancen. Ihnen bleiben
Notunterkünfte und allenfalls spezielle Einrichtungen, aus denen
heraus die Vermittlung in reguläre Wohnungen des freien Marktes kaum
gelingt, sodass sie zumeist wieder auf der Straße landen.
Sozialforscher nennen das Phänomen der immer wiederkehrenden
Obdachlosigkeit »Drehtüreffekt«: vom Betreuten Wohnen wieder auf die
Straße, von dort erneut in die Notunterkunft und auf die Straße. Jede
erneute Wohnungslosigkeit ist aber wieder mit negativen
Begleiterscheinungen wie Verschärfung von Sucht, Verelendung,
Kriminalisierung und gesundheitlicher Ruin verbunden. Dabei gibt es
gute Ansätze und Beispiele dafür, wie es gelingen kann, wohnungslose
Menschen dauerhaft von der Platte zu holen.

Mit der Wohnung anfangen

Einiges lässt sich von der österreichischen Hauptstadt lernen. Hier
wird mit Erfolg ein Modell praktiziert, das ursprünglich aus den USA
stammt: Housing First. Das bedeutet: Obdachlose werden direkt in
normale Wohnungen vermittelt - Wohnungen in normalen bürgerlichen
Häusern, mit normalen Mietverträgen. Hinzu kommen wohnbegleitende und
tagesstrukturierende Maßnahmen, um alle anderen Probleme wie etwa
Schulden, Sucht, Arbeitslosigkeit etc. in Angriff zu nehmen und so den
dauerhaften Erhalt der Wohnung zu gewährleisten.

Housing First ist nicht nur menschenwürdig, sondern auch preiswerter.
Denn im Laufe einer langen Wohnungslosigkeit können gut und gerne bis
zu 300.000 Euro Kosten pro »Fall« für stationär Betreutes Wohnen
anfallen. Mit dem Ergebnis, dass danach oft wieder ein Leben (mit den
oben beschriebenen Kosten verursachenden Begleiterscheinungen) auf der
Straße folgt, weil es eben keine Wohnungen für diese Menschen gibt,
die auch nur von wenigen Vermietern als Mieter akzeptiert werden.
Dort, wo Housing First praktiziert wird, sind die Erfolge
überwältigend. Nach fünf Jahren leben noch über 90 Prozent in ihren
Wohnungen.

Wien als Vorbild

In Österreich gehört Housing First zum Standard in der
Wohnungslosenhilfe. Vor Aufnahme eigener Housing-First-Aktivitäten hat
sich das fiftyfifty-Team darum im Jahr 2015 in Wien bei der
wegweisenden Organisation »Neunerhaus« (www.neunerhaus.at) kundig
gemacht und dabei Erstaunliches erfahren. Die Hauptstadt der
Alpenrepublik blickt auf über 90 Jahre sozialen Wohnungsbau zurück und
»gilt international als Beispiel für einen funktionierenden Markt für
günstigen Wohnraum«, wie der Ökonom Claus Michelsen vom Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) konstatiert (Süddeutsche
Zeitung, 2016). Die Stadt kontrolliert mit über 220.000
Gemeindewohnungen - was für ein schönes Wort gegenüber dem deutschen,
abfälligen Begriff »Sozialwohnung« - mehr als ein Viertel des gesamten
Marktes. Hinzu kommen noch viele Genossenschaftswohnungen. Sechs von
zehn Menschen wohnen in Wien in geförderten Wohnungen.

Österreich hat den Bestand an subventionierten Wohnungen konsequent
ausgebaut. Mit der Folge, dass der Mietpreis in den geförderten
Segmenten bei nur etwa 6,50 Euro pro Quadratmeter inklusive
Betriebskosten liegt. Ein so niedriger Preis für mehr als die Hälfte
aller Bewohner wirkt auch dämpfend auf das freie Marktsegment. Hier
liegt der Quadratmeterpreis auch nur bei gut 9 Euro - ein
Dumpingbetrag gemessen an Wuchermieten in deutschen Metropolen.

Wer einmal eine Gemeindewohnung hat, muss nie wieder ausziehen, auch
nicht, wenn sich das Einkommen erhöht. Auf diese Weise soll verhindert
werden, dass in bestimmten Gebieten überwiegend benachteiligte bzw.
wohlhabende Menschen wohnen. Ehrlicherweise muss erwähnt werden, dass
dies in Wien nur zum Teil gelungen ist. Denn die zwischen 1966 und
1977 erbaute Großfeld-, Rennbahn- und Per-Albin-Hansson-Siedlung
»gelten als Ghettos in einer Stadt, die eigentlich keine Ghettos
kennt«, wie Ruth Eisenreich in einem Beitrag für die Süddeutsche
Zeitung (2016) kritisch anmerkt. Dort zitiert sie auch den Stadtplaner
Reinhard Seiß, der feststellt: »Jede europäische Stadt hat die
Möglichkeit, sozialen Wohnbau zu errichten. Es ist einfach eine Frage
des Wollens.«

Housing First in NRW

fiftyfifty praktiziert den Housing-First-Ansatz nun seit fast vier
Jahren und hat in dieser Zeit mit Spenden für mittlerweile 60
langzeitobdachlose Menschen Wohnungen gekauft - für Menschen ohne
Chancen auf dem herkömmlichen Wohnungsmarkt. Zum Teil leben sie unter
einem Dach in zwei gekauften Häusern, zum Teil in diversen
Appartements und Wohnungen in ganz normalen Häusern, in denen niemand
weiß, dass die dort untergekommenen ehemals Wohnungslosen einmal auf
der Straße waren. Auch so funktioniert Schutz vor Diskriminierung.
Ziel ist es, weitere Appartements für Wohnungslose zu kaufen und
darüber hinaus andere Organisationen dabei zu unterstützen.

Deshalb hat fiftyfifty jetzt zusammen mit dem Paritätischen
Wohlfahrtsverband einen Fonds aufgelegt, der auch andere
Organisationen in die Lage versetzen soll, Wohnungen zu kaufen und so
Menschen von der Straße zu holen. Der sogenannte Housing-First-Fonds
versetzt Organisationen der Wohnungslosenhilfe aus ganz NRW in die
Lage, den in Deutschland noch wenig verbreiteten, aber sehr
vielversprechenden Housing-First-Ansatz umzusetzen. Mit den
Fondsmitteln werden Finanzierungsgrundlagen zum Ankauf von Wohnungen
geschaffen (in der Regel 20 Prozent plus Kaufnebenkosten) sowie
Umbaumaßnahmen mitfinanziert. Darüber hinaus werden kompetente
Fachberatung und Begleitung geboten. Die Implementierung und
Durchführung des Projekts wird durch das Ministerium für Arbeit,
Gesundheit und Soziales NRW bis Ende November 2020 gefördert.

14 Organisationen der Wohnungslosenhilfe konnten seit Projektbeginn
bereits für den Housing-First-Fonds gewonnen werden. Immerhin 29
Wohnungen quer durch NRW sind mittlerweile in der Kaufabwicklung, in
Renovierung oder sogar schon bewohnt - ein toller Erfolg.

Der Housing-First-Fonds wird durch den Verkauf von Kunst finanziell
ausgestattet: Einer der weltweit am höchsten gehandelten Künstler,
Gerhard Richter, spendete dem Projekt eine eigene Edition (18 Bilder).
Erwartet werden insgesamt Verkaufserlöse von mehr als einer Million
Euro. Damit soll der Ankauf von bis zu 100 Wohneinheiten für zuvor
wohnungslose Menschen bezuschusst werden. Mehr Infos unter:
www.housingfirstfonds.de.

Politik ist gefordert

fiftyfifty kann mit Housing First die Wohnungslosigkeit natürlich
nicht überwinden und kann nicht Lückenbüßer für eine verfehlte Politik
sein. Da, wo lange schon und nach wie vor der Staat versagt, springt
fiftyfifty aktuell sozusagen in die Bresche, nicht ohne die
Versäumnisse lautstark anzuklagen und Forderungen zu erheben.
Tatsächlich ist hier aber, wie der verstorbene Künstler Jörg
Immendorff einmal völlig zu Recht sagte, »knallhart der Staat
gefragt«. Gerade in Zeiten, in denen AfD und andere neue Rechte die
soziale Ausgrenzung weiter fördern, muss das durch fiftyfifty gegebene
Beispiel dazu dienen, einen Paradigmenwechsel in der
Wohnungslosenhilfe und in der Sozialpolitik zu befördern. Wir brauchen
endlich wieder mehr bezahlbaren Wohnraum für breite
Bevölkerungsschichten. Denn einen Anspruch auf eine Sozialwohnung
haben angesichts steigender Mieten und immer mehr prekärer
Beschäftigung nicht mehr nur soziale Notfälle, sondern mittlerweile
fast die Hälfte der Bevölkerung. Das ist der eigentliche Skandal. Wenn
es um Gerechtigkeit geht, müssen wir dem massiv entgegenwirken. Denn
Wohnen ist ein Menschenrecht, und jeder Mensch braucht ein Zuhause.

(Literatur beim Verfasser)


Hubert Ostendorf, Dipl.-Religionspädagoge,
Verlagskaufmann; Gründer, Geschäftsführer, leitender Redakteur von
fiftyfifty 
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ARBEIT/3021: Arbeitsvolumen stieg 2019 auf ein Rekordhoch von 62,7 Milliarden Stunden (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 03.03.2020

Arbeitsvolumen stieg 2019 auf ein Rekordhoch von 62,7 Milliarden
Stunden



Rund 62,7 Milliarden Stunden arbeiteten die Erwerbstätigen im Jahr 2019
in Deutschland. Das entspricht einem Plus von 0,6 Prozent gegenüber dem
Vorjahr und ist der höchste Stand seit dem Jahr 1991, berichtet das
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

"Im Jahr 2019 gab es erneut einen Rekordwert beim Arbeitsvolumen. Dieser
wurde erreicht, obwohl die durchschnittliche Arbeitszeit pro Kopf im Zuge
des Wirtschaftsabschwungs zurückging. So wurden weniger Überstunden
geleistet, und gerade in Zeitarbeit und Industrie sind vor allem Jobs mit
hoher Arbeitszeit weggefallen", erklärt Enzo Weber, Leiter des 
IAB-Forschungsbereichs "Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen".

Grund für das gestiegene Arbeitsvolumen ist, dass die Zahl der
Erwerbstätigen im Jahr 2019 weiter auf knapp 45,3 Millionen anwuchs. Mit
einem Plus von 0,9 Prozent lässt sich allerdings ein deutlich schwächeres
Wachstum verzeichnen als in den Vorjahren.

Die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der Erwerbstätigen lag 2019 bei
1.386 Stunden und verringerte sich damit um 0,3 Prozent gegenüber dem
Vorjahr. Selbstständige und mithelfende Familienangehörige gingen 2019
durchschnittlich 1.902 Stunden einer Erwerbstätigkeit nach, beschäftigte
Arbeitnehmer 1.306 Stunden.

Vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer arbeiteten 2019 im Durchschnitt 1.642
Stunden, Arbeitnehmer in Teilzeit 771. Die durchschnittlich vereinbarte
Wochenarbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten blieb mit 38 Stunden
unverändert gegenüber dem Vorjahr, die der Teilzeitbeschäftigten stieg auf
17,7. Die Anzahl der Teilzeitbeschäftigten legte 2019 mit 1,4 Prozent
stärker zu als die Anzahl der Vollzeitbeschäftigten mit 1,0 Prozent.

Die Guthaben auf den Arbeitszeitkonten erhöhten sich 2019 um
durchschnittlich 0,5 Stunden pro Beschäftigten Diese machten zudem im
Durchschnitt 23,6 bezahlte Überstunden und damit 2,0 Stunden weniger als
im Vorjahr. Die unbezahlten Überstunden lagen 2019 bei 23,3 Stunden, 2018
waren es noch 24,1 Stunden gewesen.

Die Kurzarbeit betraf knapp 150.000 Personen und damit rund 30.000 mehr
als im Vorjahr. Durch den im Vergleich zum Vorjahr durchschnittlich
geringeren Arbeitsausfall je Kurzarbeiter erhöhte sich der Arbeitsausfall
je Beschäftigten mit 1,7 Stunden allerdings nur geringfügig gegenüber 2019
(1,6 Stunden).


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az2019.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENERGIE/2397: Leitungsinfrastruktur für Elektromobilität in Gebäuden (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 4. März 2020

Leitungsinfrastruktur für Elektromobilität in Gebäuden



Das Kabinett hat heute den vom Bundeswirtschafts- und
Bundesinnenministerium vorgelegten Entwurf des Gesetzes zum Aufbau
einer gebäudeintegrierten Lade- und Leitungsinfrastruktur für die
Elektromobilität (Gebäude-Elektromobilitätsinfrastrukturgesetz - GEIG)
(PDF, 104 KB) beschlossen. Es setzt Europäische Vorgaben um.

Peter Altmaier, Bundesmister für Wirtschaft und Energie: "Wir
verbessern mit dem heutigen Kabinettbeschluss den Aufbau von Lade- und
Leitungsinfrastruktur für E-Autos in Gebäuden. Denn wir brauchen mehr
Ladepunkte, damit sich mehr Bürgerinnen und Bürger für E-Autos
entscheiden und diese flächendeckend einsetzen. Das Gesetz ist damit
ein weiterer wichtiger Schritt, um den Hochlauf der Elektromobilität
voranzubringen."

Werden Wohngebäude mit mehr als zehn Stellplätzen gebaut oder
umfassend renoviert, müssen künftig alle Stellplätze mit Schutzrohren
für Elektrokabel ausgestattet werden. Bei Nicht-Wohngebäuden muss
mindestens jeder fünfte Stellplatz ausgerüstet und mindestens ein
Ladepunkt errichtet werden. Ab 2025 muss jedes nicht zum Wohnen
genutzte Gebäude mit mehr als zwanzig Stellplätzen mit mindestens
einem Ladepunkt ausgestattet werden. Verstöße werden mit Bußgeldern
geahndet.

Das Gebäude-Elektromobilitätsinfrastrukturgesetz ist eine 1:1
Umsetzung der EU Gebäude-Richtlinie 2018/844 in nationales Recht. Es
sieht Ausnahmen für Gebäude vor, die kleinen und mittleren Unternehmen
gehören und überwiegend von ihnen selbst genutzt werden.

Elektrofahrzeuge können einen Beitrag zur Dekarbonisierung des
Verkehrssektors leisten. Fehlt Ladeinfrastruktur, hemmt dies den
Einsatz von Elektrofahrzeugen. Deshalb ist das GEIG ein wirksames
Mittel, um die Nutzung von E-Fahrzeugen in naher Zukunft zu fördern.

Neben dem GEIG gibt es zusätzlich Förderprogramme zum Ausbau der
Elektromobilität, zum Beispiel die erst jüngst erhöhte Kaufprämie
(Umweltbonus), das gemeinsame Förderprogramm "Erneuerbar Mobil" des
BMWi und BMU, die Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge im BMVI, oder die Förderrichtlinie Elektromobilität
des BMVI. Im Masterplan Ladeinfrastruktur hat sich die Bundesregierung
zudem verpflichtet, öffentliche Förderung für Ladepunkte zur Verfügung
zu stellen.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 4. März 2020

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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GEWERKSCHAFT/1925: ver.di kritisiert Filialschließungen bei real (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. März 2020

ver.di kritisiert Filialschließungen bei real



Berlin - "Das ist ein bitterer Tag für die Beschäftigten bei real und es
sind wohl leider nicht die letzten schlechten Nachrichten nach diesem
desaströs geführten Verkaufsprozess", kommentiert Stefanie
Nutzenberger, Mitglied im Bundesvorstand der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), die heute bekannt gewordenen
Schließungen von sieben real-Filialen.

Nutzenberger forderte: "Wir erwarten, dass die Beschäftigten der
Schließfilialen alle nötige Unterstützung bekommen. Für die
Beschäftigten und ihre Familien sind die heutigen Nachrichten
niederschmetternd."

Die Gewerkschafterin betonte: "Die Erwerber von real müssen alles
tun, um die Zahl der Schließfilialen klein zu halten. Wir erwarten,
dass die heute bekannt gewordenen Schließungen nicht noch auf die
vermeintlich 30 Filialschließungen, die als Zahl kursieren, oben
draufkommen. Zudem fordern wir von den Erwerbern, dass sie den
Übergang bei real tarifvertraglich mit ver.di gestalten. Die
Beschäftigten bei real brauchen die Rückkehr in die volle
Tarifbindung, sie brauchen Sicherheit für ihre Arbeitsplätze und
existenzsichernde Einkommen. Dafür muss sich endlich auch vehementer
die Politik, etwa das Bundeswirtschaftsministerium, einsetzen. Es
wäre ein Armutszeugnis, wenn die Arbeitsplätze der vor allem
weiblichen Beschäftigten im Einzelhandel mal wieder so viel weniger
zählen als Arbeitsplätze in der Industrie."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.03.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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UNTERNEHMEN/2818: Braunkohlekonzern will offenbar Personal abbauen (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 3. März 2020

Wirtschaftliche Gründe jenseits des Kohleausstieges: Braunkohlekonzern
will offenbar Personal abbauen

LEAG-Chef kündigt den Mitarbeitern in Videobotschaft "schmerzhafte
Entscheidungen" an / War Personalabbau seit drei Jahren geplant?



Cottbus, 03.03.2020. In einer gestern verbreiteten Videobotschaft an die
Mitarbeiter kündigt der Vorstandschef des Lausitzer Kohlekonzerns LEAG
"schmerzhafte Entscheidungen" und die Verschlankung von
Verwaltungsbereichen an. Als Ursachen der aktuell schwierigen
Ertragssituation nennt Helmar Rendez die milde Witterung, das Corona-Virus,
die Weltwirtschaft, die Gaspreise und die bisher höchste Einspeisung von
Windstrom. Zudem habe die LEAG vor allem im Januar Probleme mit der
Verfügbarkeit der Kraftwerke gehabt. Damit räumt die LEAG ein, dass die
Ursachen weder im geplanten Kohleausstiegsgesetz noch im zurückliegenden
Stillstand des Tagebaues Jänschwalde liegen.

Die GRÜNE LIGA sieht mit dem damit angedeuteten Personalabbau die Bedenken
gegen den Verkauf des Konzerns aus dem Jahr 2016 bestätigt:

"Wenn die LEAG jetzt schmerzhafte Einschnitte und Verschlankung ankündigt,
stellt sich unweigerlich die Frage, in welchem Maß das langfristig geplant
war. Gerade sind die drei Jahre abgelaufen, für die der tschechische 
EPH-Konzern einen Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen zugesagt hatte,"
sagt René Schuster von der GRÜNEN LIGA.

Schuster weiter: "Es ist bemerkenswert, dass Herr Rendez eine nicht
ausreichende Kraftwerksverfügbarkeit im Januar anspricht. Damit kann der
Stillstand des Tagebaues Jänschwalde in diesem Zeitraum nicht den Ausschlag
für die gesunkenen Gewinne gegeben haben. Das bietet zumindest die Chance
auf eine sachliche Debatte in der Region."

Mit der Behauptung, die LEAG sei "kein Konzern, sondern ein großer
Mittelständler" versucht Rendez offenbar Mitgefühl bei den betroffenen
Mitarbeitern zu wecken und von der Rolle der LEAG-Eigentümer abzulenken.
Bei der Übernahme der Lausitzer Tagebaue und Kraftwerke von Vattenfall im
Oktober 2016 hatte der tschechische EPH-Konzern für drei Jahre auf
betriebsbedingte Kündigungen verzichtet.


Hintergrund

Videobotschaft des LEAG-Vorstandsvorsitzenden

https://vimeo.com/394911525/d68200235b

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.04.2020

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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VERKEHR/1577: Stuttgart 21 - Tricksen und Täuschen im Bahn-Tower (Der Rabe Ralf)

DER RABE RALF

Nr. 213 - Dezember 2019 / Januar 2020

Die Berliner Umweltzeitung

Tricksen und Täuschen im Bahn-Tower

Das Immobilien- und Infrastrukturprojekt Stuttgart 21 als Betonklotz
am Hals der Deutschen Bahn

von Peter Streiff



Wenn ihr noch irgendeinen Restarsch in eurer blassgrünen Hose habt,
dann haut jetzt endlich alle Fakten auf den Tisch!", appellierte der
Regisseur Volker Lösch bei der 484. Montagsdemo in Stuttgart an die
grün geführte Landesregierung und den grünen Oberbürgermeister Fritz
Kuhn. Es sei endlich an der Zeit, die bahnunabhängige Wissenschaft zu
den Kapazitätsproblemen und die Klimaforscher zur Klimaschädlichkeit
von Stuttgart 21 anzuhören. Denn es gebe eine ernsthafte Alternative,
so Lösch, nämlich das Konzept "Umstieg 21".

Seine deutlichen Worte sorgten für lautstarken Applaus bei der
Demonstration Anfang Oktober, die das zehnte Jahr des Stuttgarter
Straßenprotests einläutete. Weitere Standbeine der Widerstandsbewegung
sind die Mahnwache, die seit mehr als neun Jahren Tag und Nacht vor
dem Hauptbahnhof steht, und die vielen Fachgruppen: Ingenieurinnen,
Architekten und Verkehrsfachleute decken unerbittlich die dreisten
Tricksereien und Fehlplanungen der Deutschen Bahn (DB) auf und
entwickelten das Umstiegskonzept. Bundesweit ist die
Widerstandsbewegung auch durch beiden Demo-Bands "Lokomotive
Stuttgart" und "Capella Rebella" bekannt geworden.

Grüner Gesichtsverlust

Bald zehn Jahre nach dem offiziellen Baubeginn sind grundlegende
Pfeiler des Immobilien- und Infrastrukturprojekts S21 weiterhin
wackelig: Die DB kann immer noch nicht beweisen, dass die geplante
"Schrägtiefbahnhofhaltestelle" mehr Züge abfertigen kann als der
bestehende Kopfbahnhof - vor Baubeginn einer der pünktlichsten in
Deutschland. Zwischen der DB und dem Land Baden-Württemberg läuft ein
offener Rechtsstreit, wer die offiziell veranschlagten Kosten
übernehmen muss, die Finanzierung von mindestens zwei Milliarden Euro
ist deshalb unklar. Und zwei Projektabschnitte haben immer noch keine
Baugenehmigung - unter anderem die Flughafenanbindung.

In Anbetracht dieser Fakten richtete Lösch seinen Appell vor allem an
die grünen Amtsinhaber, die als Projektgegner in ihre Ämter gewählt
wurden und inzwischen zu "kritischen Begleitern" von S21 mutiert sind:
"Ihr wisst selber ganz genau, dass ihr euch seit Jahren in die Tasche
lügt und das Offensichtliche leugnet. Selbst professionelle
Realitätsverweigerer wie ihr können so etwas wie ein Gesicht verlieren
- sei es noch so konturlos und unmarkant."

Und Lösch fragte - auch in Richtung der Bundesregierung: "Wollt ihr
immer noch deutlich mehr als zehn Milliarden Euro in ein
klimazerstörerisches Bahnhofs-Verkleinerungsprojekt stecken? Wollt ihr
weiterhin leugnen, dass die Verzögerungen eintreten, weil euer
Stadtzerstörungsprojekt aufgrund falscher politischer Vorgaben geplant
wurde? Wollt ihr weiterhin abstreiten, dass es immer nur und um nichts
anderes als um die Realisierung riesiger Immobilienprojekte auf dem
frei werdenden Gleisvorfeld ging?"

Staatskonzern außer Kontrolle

Ähnlich markant fällt die Kritik des "Stern"-Journalisten Arno Luik
aus, der als Sohn eines Bahnvorstehers in der Nähe von Stuttgart
aufwuchs und einige S21-Skandale öffentlich machte. In seinem neuen
Buch "Schaden in der Oberleitung" zeigt er kenntnisreich, alltagsnah
und detailliert die desaströsen Entwicklungen auf, die zum Niedergang
der DB geführt haben.

Dass der Staatskonzern außer Kontrolle geraten sei, habe seine Gründe
zum einen bei ehemaligen Daimler-Managern, die an der Bahnspitze ihren
steuergeldfinanzierten Weltmachtphantasien nachhingen, und zum anderen
bei unfähigen Verkehrsministern, die Luik als "Benzinkanister auf zwei
Beinen" bezeichnet.

Der Systemzerfall der DB wird für Luik besonders deutlich beim Projekt
Stuttgart 21, das "längst zur Chiffre für den strukturellen Irrsinn
der Bahn" geworden sei. Der Autor verwebt dabei interne Informationen
von frustrierten Bahnmitarbeitern mit detaillierten Recherchen aus den
Reihen der Stuttgarter Widerstandsbewegung zu einem packenden
Wirtschaftskrimi. Es sei endlich an der Zeit, deutlich zu machen, dass
es Täter für dieses Desaster gebe, so Luiks Fazit. Sie würden in der
Bundesregierung und im Tower der Deutschen Bahn sitzen.

Vorschläge zur Rettung der Bahn

Ein weiteres aktuelles Buch von zwei Autoren, die beide ebenfalls
öfter auf der Stuttgarter Montags-Demobühne redeten, beleuchtet die
Bahnpolitik der letzten 25 Jahre. In "Abgefahren" vergleichen Bernhard
Knierim und Winfried Wolf die Versprechungen der Bahnreform von 1994
mit den Entwicklungen des letzten Vierteljahrhunderts und kommen zu
einer überwiegend negativen Bilanz: "Abbau von Infrastruktur statt
Ausbau, Halbierung der Belegschaft statt 'sicherer Arbeitsplätze',
Rückzug aus der Fläche anstelle von Präsenz, Bolzstrecken anstelle
eines Integralen Taktfahrplans, Immobiliengroßprojekte mit Bahngelände
und Ausverkauf von Bahnhöfen anstelle einer Renaissance der
Bahnhofskultur".

Doch die beiden Autoren bleiben nicht bei der desaströsen
Bestandsaufnahme stehen, sondern entwickeln daraus "finanzierbare
Vorschläge für eine Rettung der Bahn". Denn die Krise des
Schienenverkehrs in Deutschland sei existenziell.

Petition für ein Umsteuern bei Stuttgart 21

Angesichts seines horrenden und weiter ansteigenden Defizits
entwickelt sich S21 immer mehr zum Betonklotz am Hals der Deutschen
Bahn. Das sagen nicht nur die, die das Projekt schon immer
kritisieren, sondern auch der Bundesrechnungshof, der die Kosten von
S21 bereits vor zwei Jahren auf zehn Milliarden Euro schätzte. Er
warnte nicht nur davor, dass S21 teurer und noch später fertig wird,
sondern dass auch die bisherigen Projektkosten für den Staatskonzern
kaum tragbar seien.

Überraschenderweise schloss sich der Rechnungsprüfungsausschuss des
Bundestags im September dieser Bewertung einstimmig an - also auch mit
den Stimmen der projektbefürwortenden Parteien CDU, CSU, SPD und FDP.

Vor diesem Hintergrund startete das Aktionsbündnis zum Erhalt des
Stuttgarter Kopfbahnhofs die Petition "Rettet das Klima", die sich an
Verkehrsminister Scheuer wendet. Darin wird gefordert, dass alle
Ausgaben und Bauarbeiten für Stuttgart 21 gestoppt werden, "bis über
eine Klimaverträglichkeitsprüfung entschieden worden ist". Und es
müsse endlich ernsthaft das Konzept "Umstieg 21" geprüft werden, mit
dem der Kopfbahnhof modernisiert und das für S21 schon Gebaute
sinnvoll umgenutzt werden soll - für eine "moderne Logistik in einem
Hauptbahnhof als alle Verkehrsarten umfassende Drehscheibe
klimaverträglicher Mobilität".


Autor Peter Streiff ist Redakteur bei Contraste - Zeitung für
Selbstorganisation und seit 10 Jahren aktiv in der Widerstandsbewegung
gegen Stuttgart 21.

Weitere Informationen:

www.bei-abriss-aufstand.de

Petition: weact.campact.de

(Suche: rettetdasklima)

Umstiegskonzept: www.umstieg-21.de


Arno Luik:

Schaden in der Oberleitung

Das geplante Desaster der Deutschen Bahn

Westend Verlag, Frankfurt a. M. 2019

224 Seiten, 18 Euro

ISBN 978-3-86489-267-7

Bernhard Knierim, Winfried Wolf:

Abgefahren. Warum wir eine neue Bahnpolitik brauchen

Papyrossa Verlag, Köln 2019

290 Seiten, 17,90 Euro

ISBN 978-3-89438-707-5
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WOHNEN/243: Leitbilder der Wohnungsbelegung beeinträchtigen den Zugang Zugewanderter zum Wohnungsmarkt (idw)

vhw - Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e.V. - 03.03.2020

Leitbilder der Wohnungsbelegung beeinträchtigen den Zugang Zugewanderter
zum Wohnungsmarkt



Studie untersucht bundesweit erstmalig Vergabepolitiken institutioneller
Wohnungsanbieter und legt konkrete Maßnahmen zur Sicherstellung
diskriminierungsfreier Vermietung vor.

Der Wohnungsmarkt stellt zentrale Weichen für die Integration
Zugewanderter. Aktuell stehen Wohnungsanbieter gerade in angespannten
Wohnungsmärkten vor großen Herausforderungen "den Mangel fair zu
verwalten". Entsprechende Engpässe werden durch die Fluchtzuwanderung
besonders sichtbar.

Das Forschungsprojekt "Wohnraumversorgung und sozialräumliche Integration
von Migrantinnen und Migranten - Belegungspolitiken institutioneller
Wohnungsanbieter" untersucht bundesweit erstmalig, welche Positionen und
Funktionen unterschiedliche Wohnungsunternehmen (städtische,
genossenschaftliche und privatwirtschaftliche Akteure) bei der
Wohnraumversorgung von Menschen mit Migrationshintergrund einnehmen. Ein
Schwerpunkt der Untersuchung lag auf den Städten Berlin, Düsseldorf und
Hamburg. Das Projekt wurde vom ILS - Institut für Landes- und
Stadtentwicklungsforschung und dem Büro UrbanPlus im Auftrag des vhw -
Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. durchgeführt.

"Der Umgang mit Diversität ist bereits gelebte Praxis. Trotzdem erschwert
ein Zuwanderungshintergrund die Wohnraumsuche in Deutschland vielerorts
deutlich", berichtet Dr. Heike Hanhörster vom ILS.

76 Interviews mit Expertinnen und Experten aus Wohnungswirtschaft,
Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft und Forschung illustrieren: Die
Zugänglichkeit zum Wohnungsmarkt wird nicht nur durch das quantitative
Angebot bezahlbaren Wohnraums beeinflusst, sondern maßgeblich durch die
jeweiligen Belegungspolitiken und Leitbilder von Wohnungsunternehmen.

Zentrale Ergebnisse der Studie sind:


	Die Beiträge verschiedener Wohnungsanbietender zur sozialen Wohnraumversorgung variieren deutlich. Städtische Wohnungsunternehmen leisten hier den größten Beitrag.

	Leitbilder einer "gesunden" (sozialen und ethnischen) Mischung zum Erhalt "stabiler Quartiere" bestimmen die Belegungspraktiken von vielen Wohnungsunternehmen. Dadurch wird der Zugang von Zugewanderten zum Wohnungsmarkt erschwert.

	Der Prozess des Belegungsmanagements ist intransparent. Insbesondere auf Ebene der Sachbearbeitung fehlen häufig interkulturelle Kompetenzen. Dies wirkt sich benachteiligend auf die Wohnungszugänge von Migrantinnen und Migranten aus.

	Eine gute lokale Zusammenarbeit von Wohnungsanbietenden, öffentlichen Verwaltungen und zivilgesellschaftlichen Akteuren beeinflusst den lokalen Umgang mit Fragen der sozialen Wohnraumversorgung und Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt positiv.

	Zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure wie Antidiskriminierungsbüros, Mietervereine und Migrantenorganisationen haben eine wichtige Funktion als lokales Korrektiv von diskriminierenden Vergabepraktiken.



"Um die Zugangschancen von Migrantinnen und Migranten zu erhöhen, ist ein
konsequenter institutioneller Wandel innerhalb der Wohnungsunternehmen hin
zu einer stärkeren interkulturellen Öffnung und Diversitätspolitik
elementar", ordnet Heike Hanhörster vom ILS die Ergebnisse ein. Die
Projektergebnisse legen konkrete Maßnahmen zur Sicherstellung einer
diskriminierungsfreien Vermietung und im Sinne eines Qualitätsmanagements
nahe. So konnten im Rahmen der Studie viele gute Lösungen identifiziert
werden, die noch stärker in der Breite der Wohnungsunternehmen
berücksichtigt werden sollten. So hat beispielsweise die GESOBAU im August
2019 als "freiwillige Serviceleistung" die erste
(Anti)Diskriminierungsbeauftragte in der Wohnungswirtschaft berufen.


Das ILS - Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung ist ein
außeruniversitäres Forschungsinstitut, das die aktuelle und künftige
Entwicklung von Städten interdisziplinär und international vergleichend
untersucht.

Weitere Informationen auf www.ils-forschung.de.

Das Büro UrbanPlus forscht zu integrierter Stadt- und
Quartiersentwicklung, Governance-Prozessen, wissensbasierter Stadt- und
Regionalentwicklung, vernetztem Handeln für energieeffiziente Quartiere,
Strategien für soziale Wohnraumversorgung und innovativen Wohnkonzepten.

Der vhw - Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e. V. ist ein
gemeinnütziger Verband. Er engagiert sich durch Fortbildung und Forschung in
den Handlungsfeldern Wohnen und Stadtentwicklung für die Leistungsfähigkeit
der Kommunen, eine vielfältige Bürgergesellschaft sowie die Stärkung der
lokalen Demokratie. Die Forschungsabteilung des vhw e. V. untersucht
Grundlagen nachhaltiger Stadt- und Quartiersentwicklung, lokale
Steuerungs- und Kommunikationsprozesse und arbeitet unmittelbar mit
Akteuren vor Ort daran, Teilhabe und Co-Produktion von Stadt in der Praxis
möglichst inklusiv zu gestalten und an das repräsentativdemokratische
System anzubinden.


Weitere Informationen unter:

https://www.vhw.de/publikationen/vhw-schriftenreihe/

https://www.vhw.de/fileadmin/user_upload/08_publikationen/vhw-schriftenreihe-tagungsband/PDFs/vhw_Schriftenreihe_Nr._16_Vergabepraktiken.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2388

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

vhw - Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung e.V., 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/113: Nachruf auf den Befreiungstheologen Ernesto Cardenal (Gerhard Feldbauer)

Der Priester Ernesto Cardenal ist verstorben

Er unterstützte die sandinistische Befreiungsbewegung im Kampf gegen die Somoza-Diktatur, war Daniel Ortegas Kulturminister

von Gerhard Feldbauer, 4. März 2020



Der nicaraguanische Priester und Schriftsteller Ernesto Cardenal war
ein führender Repräsentant der Befreiungstheologie, unterstützte in
den 70er Jahren die sandinistische Befreiungsbewegung im Kampf gegen
die Somoza-Diktatur und übernahm nach deren Sturz 1979 in der
Regierung Daniel Ortegas das Amt des Kulturministers. Wie die
Katholische Nachrichtenagentur KNA, Domradio, die staatliche
italienische ANSA und zahlreiche Medien weltweit berichteten,
ist er am Sonntag in Managua im Alter von 95 Jahren verstorben.




[image: Foto: Herbert Erwin / Public domain via Wikimedia Commons]

Ernesto Cardenal am 9. März 2010 auf einer Lesung in München

Foto: Herbert Erwin / Public domain via Wikimedia Commons



Die Theologie der Befreiung breitete sich in Lateinamerika, wo knapp
die Hälfte der Katholiken der Welt leben, seit der zweiten Konferenz
des dortigen Episkopats 1969 in Medelin (Kolumbien) machtvoll aus.
Sie erhielt entscheidende Impulse von den nationalen Befreiungskämpfen
auf dem Kontinent, besonders durch deren Erfolge in Kuba und
Nicaragua, aber auch von dem unter dem Sozialisten Salvador Allende in
Chile unternommenen Versuch einer revolutionären Veränderung der
Gesellschaft. Die Befreiungstheologen gingen direkt von solchen
Verkündungen aus, dass Christus sein Werk der Erlösung "in Armut und
Verfolgung" vollbrachte und so auch die Kirche berufen sei, den
gleichen Weg einzuschlagen. Nicht wenige lateinamerikanische Bischöfe
verkündeten, als ihre Anhänger mehr oder weniger offen an der Seite
der kämpfenden Völker standen, angesichts des unerträglichen Elends
und des Hungers, dass das Reich Gottes nicht erst im Jenseits beginnen
könne.

Cardenal stand in einer Reihe mit dem "Vater der Theologie der
Befreiung", dem Peruaner Gustavo Gutiérrez, dem brasilianischen
Professor Leonardo Boff oder dem ebenfalls aus Brasilien stammenden
Erzbischof Hélder Câmara. Die Befreiungstheologen waren einer
regelrechten inquisitorischen Verfolgung durch den polnischen Papst
Karol Wojtyla alias Johannes Paul II. (Papst von 1978-2005) und des
deutschen Kardinals Joseph Ratzinger, seit 1981, bis er 2005 selbst
Papst wurde, Chef der Glaubenskongregation, ausgesetzt. Hunderte von
ihnen wurden wie Cardenal wegen ihres sozialen Einsatzes für die Armen
und Unterdrückten verfolgt, gemaßregelt, aus ihren Ämtern entfernt und
auch regelrechten neuzeitlichen Inquisitionsprozessen unterworfen.
Kardinal Ratzinger hat in den 24 Jahren seiner Zeit als
Großinquisitor - wie der frühere Dekan der katholisch-theologischen
Fakultät der Universität Wien, Hubertus Mynarek, in dem Buch "Papst
ohne Heiligenschein" (Frankfurt/Main 2006) einschätzte - 150 Theologen
nach einem Inquisitionsprozeß verurteilt. Unter ihnen Leonardo Boff
und Hélder Câmara.

Wojtyla hatte nichts dagegen einzuwenden, dass Mitglieder des
klerikalfaschistischen Opus Dei in Chile in die Pinochet-Regierung
eintraten. Während eines Besuchs in Chile rief ihm eine
protestierenden Menge zu: "Papa pellegrino, maledeci l'Assasino"
(Pilgerpapst, verfluche den Mörder). Ungerührt zeigte er sich
stattdessen mit dem faschistischen Diktator auf dem Balkon und segnete
ihn und die Mitglieder seiner Regierung. Cardenal aber forderte er bei
einem Besuch in Managua im März 1983 in demütigender Weise auf, sein
Ministeramt niederzulegen. Als Cardenal, der obendrein "beschuldigt"
wurde, Marxist zu sein, sich weigerte aus der Regierung auszutreten,
erteilte ihm der Papst 1984 Berufsverbot und suspendierte ihn als
katholischer Priester. Sein 2016 verstorbener Bruder Pater Fernando
SJ, der Erziehungsminister war, wurde 1984 aus dem Jesuitenorden
ausgeschlossen.

Als der Theologie-Professor Johann Baptist Metz, langjähriger Direktor
des Seminars für Fundamentaltheologie an der westfälischen
Wilhelms-Universität in Münster, sich lobend über Cardenal äußerte und
anführte, er habe dazu beigetragen, sein Land von dem korrupten Clan
des Diktators Somoza zu befreien, ließ ihn Ratzinger dafür aus der
Liste der Bewerber um einen Lehrstuhl an der Universität in München
streichen. Der polnische Papst stellte sich auf einer Eucharistiefeier
schützend vor die Mörder der von den USA nach Nicaragua
eingeschleusten Terrorbanden "Contras" und gebot Müttern, welche diese
Mordtaten anklagten, zu schweigen.

Cardenals poetisches, in Wuppertal erschienenes Werk umfasst neun
Bände. Von seinem kämpferischen Engagement zeugen "Das Evangelium der
Bauern von Solentiname", 2 Bände, Wuppertal 1976/1978, "Zerschneide
den Stacheldraht. Südamerikanische Psalmen", Wuppertal 1967 oder
"Kuba. Bericht von einer Reise", Wuppertal 1972. Cardenal hat damit
einen Beitrag zur Weltliteratur geleistet und dafür sowie für sein
Engagement für den kulturellen Austausch zwischen Nicaragua und
anderen Nationen eine Reihe hoher und höchster Ehrungen erhalten. Das
schloss das soziale und politische Engagement des streitbaren
Gottesmannes ein. Mehrere Universitäten, darunter 2017 die Universität
Wuppertal, verliehen ihm den Doktor honoris causa, Städte die
Ehrenbürgerschaft. Als er 2000 emeritierte, nahm er in Paris den
internationalen Simon-Bolivar-Preis der UNESCO entgegen, in
Deutschland den Internationalen Nürnberger Menschenrechtspreis und den
Friedenspreis des Deutschen Buchhandels.

Zuletzt machte Cardenal 2019 Schlagzeilen in den Medien, als dem an
einer Niereninfektion Schwererkrankten im Krankenhaus der Nuntius
(Botschafter) des Vatikan in Nicaragua, Erzbischof Waldemar Stanislaw
Sommertag, eine Botschaft des Papstes überbrachte. Laut
Medienberichten hatte Franziskus die Verurteilung von Ernesto Cardenal
zurückgenommen. Es habe außerdem, so die spanische El País,
vorher ein Briefwechsel zwischen Franziskus und Cardenal
stattgefunden. Ein weiterer Besucher war der Weihbischof von Managua,
Silvio José Báez Ortega, der, wie Medien berichteten, direkt einem
"Wunsch aus Rom" gefolgt sei. Er habe vor Cardenals Krankenbett
niedergekniet und den "Abtrünnigen" um seinen "priesterlichen Segen"
gebeten. Die Visite habe, wie in einer Verlautbarung des Vatikans
betont wurde, jedoch dem "Priester-Poeten" gegolten. Entgegen
anderweitiger Verlautbarungen berichtete ANSA damals, Cardenal
habe sich vom Marxismus und seiner revolutionären Vergangenheit nicht
distanziert. Wie El País schrieb, hatte Cardenal jedoch die
Wahl Franziskus'begrüßt und geäußert: "Ich identifiziere mich mit dem
neuen Papst. Er ist besser, als wir ihn uns hätten erträumen können."

 * 

Quelle:

© 2020 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07200: Die Front in den Blick gerückt (SB)

"Mitten in unserem geschäftigen Leben, mitten in unseren Kämpfen und
Hoffnungen", schrieb einmal der Wiener Großmeister Savielly
Tartakower, "liegt eine verzauberte Welt, die Welt des Schachspielers.
Scheinbar ein einfaches Spiel, ein Brettspiel, wie so viele andere, in
Wirklichkeit aber ein grandioses Spiegelbild des menschlichen
Strebens, eine ergreifende Symphonie der Leidenschaften, das Hohelied
des Siegers". Ohne die Verquickung des menschlichen Standpunktes mit
halbphilosophischen Wahrheiten kamen die wenigsten Schachspieler in
ihrer Darstellung dessen, was für sie das Schachspiel bedeutet, aus.
Stets war in den Aussagen im Kern der wunde Punkt vital, daß das
Königliche Spiel als Spiegel zu gebrauchen sei, um in die Wirrnisse
des Alltags eine bedeutsame Linie hineinzubrechen. Jeder Mensch
beliebiger Profession stellt sich ja dieselbe Frage. Was erreiche ich
mit meiner Kunst, komme ich den Grundschwierigkeiten nahe, bietet sich
mir hier vielleicht die greifbare Möglichkeit, über den Schatten der
Reflexion hinaus Wesentliches zu verstehen? Für Tartakower war das
Schachspiel weit mehr gewesen als nur bloßer Zeitvertreib. Er besaß in
seinen Überlegungen jedoch den vielfach bei anderen entbehrten Ernst,
sich nicht zu leicht mit herkömmlichen Antworten zufriedenzugeben. Als
Kriegsspiel wollte er es nicht abstrahiert sehen, Kampf war ihm nie
das letzte Motiv und die Kunst trug ohnehin an ihren eigenen
Versprechungen schwer. Wohl wählte der Wiener nicht zufällig das Wort
von den "Leidenschaften", um die Front in den Blick zu rücken, an der
ein Schachspieler, sofern es in seiner Absicht liegt, sich mit den
Sinnfragen des Lebens herumschlägt. Im heutigen Rätsel der Sphinx
scheint Schwarz das Ganze eher aus der Perspektive der Unterhaltung
betrachtet zu haben, denn mit seinem nächsten Zug 1...Da5xa2? gab er
im Grunde alles aus der Hand, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07200: Die Front in den Blick gerückt (SB)]



Rusch - Schröder

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nachdem Schwarz in den entscheidenden Phasen der Partie ins
Hintertreffen geraten war, organisierte Weiß einen im Matt gipfelnden
Angriff: 1.Se4xg5! f6xg5 2.Dh5-h8+! und der Nachziehende gab auf, ohne
sich das Matt durch 2...Lg7xh8 3.Th1xh8# zeigen zu lassen.



Erstveröffentlichung am 13. Februar 2007

4. März 2020
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





SOZIALES/152: Prognose über die Dauer von Beziehungen ist möglich - aber auch notwendig? (idw)

Friedrich-Schiller-Universität Jena - 03.03.2020

Prognose über die Dauer von Beziehungen ist möglich - aber auch notwendig?



"Prognosen über die Langlebigkeit einer Beziehung sind durchaus möglich",
sagt Dr. Christine Finn von der Universität Jena. Im Rahmen der
Langzeitstudie "pairfam" hat sie fast 2.000 Paare über sieben Jahre hinweg
in regelmäßigen Abständen befragt, von denen sich 16 Prozent in diesem
Zeitraum getrennt haben. "Bereits zu Beginn einer Beziehung lassen sich
Prädiktoren - also gewisse Vorhersagevariablen - finden, die Informationen
darüber liefern, ob die Beziehung lange hält oder nicht."

Wahrscheinlich war es noch nie so einfach wie heute, eine Partnerin oder
einen Partner zu finden, die oder der zumindest theoretisch auch zu einem
passt. Dating-Plattformen im Internet füttern Algorithmen mit
Informationen von Suchenden, um für sie das beste Gegenstück zu finden.
Doch lässt sich diese Berechenbarkeit auch auf eine Beziehung übertragen?
Kann man zu Beginn einer Beziehung schon vorhersagen, ob sie hält?

Dieser Frage sind Psychologinnen und Psychologen der
Friedrich-Schiller-Universität Jena und der University of Alberta, Kanada,
nachgegangen und zu einem eindeutigen Ergebnis gekommen: "Prognosen über
die Langlebigkeit einer Beziehung sind durchaus möglich", sagt Dr.
Christine Finn von der Universität Jena. Im Rahmen der Langzeitstudie
"pairfam" hat sie fast 2.000 Paare über sieben Jahre hinweg in
regelmäßigen Abständen befragt, von denen sich 16 Prozent in diesem
Zeitraum getrennt haben. "Bereits zu Beginn einer Beziehung lassen sich
Prädiktoren - also gewisse Vorhersagevariablen - finden, die Informationen
darüber liefern, ob die Beziehung lange hält oder nicht."

Wer unglücklich startet, wird noch unglücklicher

In der Psychologie gebe es derzeit zwei wissenschaftliche Modelle, die den
Verlauf einer Paarbeziehung unterschiedlich beschreiben, erklärt Finn.
Eines beinhalte, dass alle Paare zu Beginn etwa gleich glücklich seien.
Endet die Beziehung mit einer Trennung, dann sei das auf Probleme
zurückzuführen, die sich erst im Laufe der gemeinsamen Zeit entwickeln.
Das zweite Modell gehe davon aus, dass Paare bereits auf unterschiedlichen
Glücksniveaus starten. Generell hielten sie dieses zwar, aber eine
negativere Ausgangssituation erhöhe die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns.
"Wir haben nun herausgefunden, dass eine Mischung aus beiden Modellen wohl
zutrifft", sagt die Jenaer Psychologin. "Auch wir können ein
unterschiedliches Ausgangsniveau bestätigen. Zusätzlich nimmt bei beiden
Gruppen die Glücklichkeit ab - bei denen, die sich später trennen,
passiert das allerdings deutlich rapider. Das bedeutet: Wer unglücklich
startet, wird noch unglücklicher."

Der Beginn einer Beziehung kann also schon einiges über ihren Verlauf
verraten. Die Zufriedenheit ermittelten die Jenaer Forschenden, indem sie
beispielsweise danach fragten, wie sehr die Partnerinnen und Partner ihre
Bedürfnisse befriedigt sehen. Generell gilt dabei: Wer ähnliche
Bedürfnisse hat, zum Beispiel nach Nähe, aber auch danach weiterhin eigene
Interessen verfolgen zu können, bleibt meist länger zusammen.

Keine Beziehung ist von vornherein zum Scheitern verurteilt

Durch die neuen wissenschaftlichen Erkenntnisse könnten also Paare schon
vorher Informationen erhalten, wie hoch die Chance ist, dass sie
zusammenbleiben. Aber ist eine solche Auskunft auch sinnvoll? Christine
Finn ist skeptisch: "Uns geht es nicht darum, den allgemeinen
Optimierungstrend weiter zu unterfüttern und eine Beziehung nur
ergebnisorientiert mit der Aussicht auf Langlebigkeit zu führen. Wenn sich
Paare nach einiger Zeit trennen, kann das trotzdem eine wertvolle und
wichtige Phase in ihrem Leben sein - die möglicherweise die folgenden
Beziehungen positiv beeinflusst. Außerdem können Paare das Gemeinsame, wie
das Ausleben von Nähe und Unabhängigkeit, auch bewusst steuern und daran
arbeiten. Keine Beziehung ist von vornherein zum Scheitern verurteilt."
Insofern könnten die Ergebnisse der Studie durchaus wertvoll für
Beratungsstellen und Therapeuten sein.

Möglich ist die wissenschaftliche Betrachtung solcher Paarbeziehungen nur
dank der Langzeitstudie "pairfam" ("Panel Analysis of Intimate
Relationships and Family Dynamics"). Im Rahmen dieses Projektes
untersuchen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler von vier deutschen
Universitäten seit 2008 die Entwicklung von über 12.000 Personen
unterschiedlichen Alters. Die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
geförderte Langzeitstudie läuft noch bis ins Jahr 2022.


Originalpublikation:
C. Finn, M. D. Johnson, F. J. Neyer:

Happily (N)ever After? Codevelopment of Romantic Partners in Continuing
and Dissolving Unions,

Developmental Psychology, 2020,

http://dx.doi.org/10.1037/dev0000897

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 03.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1347: Hamburg - Abschlussarbeiten der Theaterakademie, Kampnagel, 28. - 30.3.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Abschlussarbeiten der Theaterakademie

Woody Mues: MACHT'S GUT

Sa. 28.03. bis Mo. 30.03.2020, 19:30 Uhr, Kampnagel - K2

Theater & Performance / mit Hörverstärkung / Rollstuhlgerecht

12 Euro (erm. 8 Euro)



EINE STÜCKENTWICKLUNG ALS HÖHLENMALEREI, DIE BLEIBT.

Wir befinden uns im Jahr 2320. Die Menschheit ist vergangen - und
vergessen. Die ganze Menschheit? Nein: So lange man sich an dich
erinnert, bist du noch nicht ganz weg. Genau deshalb findet sich ein
letztes Mal eine Hand voll Übriggebliebener zusammen, um sich auf eine
finale Äußerung zu einigen: auf die letzte Nachricht der Menschheit.
Es sind die Geister des Anthropozäns. Nachbilder einer beendeten
Historie. Die letzten Nachwehen eines evolutionären Versuchs. In ihrem
Aufeinandertreffen gibt es keine Losung, kein Ziel, keine Zukunft zu
verhandeln. Einzig und allein die Möglichkeit ihrer fantastischen
Maschine, dem Universum eine finale Nachricht entgegen zu hauchen, um
dieser und allen noch kommenden Welten »Adieu « zu sagen. Aber wie
könnte diese Nachricht aussehen?

Die Abschlussarbeiten 2020 der Theaterakademie Hamburg, Hochschule für
Musik und Theater, in Kooperation mit Kampnagel Hamburg und
JungesSchauspielHaus sind gefördert von: Mara & Holger Cassens
Stiftung, Claussen-Simon-Stiftung, Dr. Margitta und Dietmar
Lambert-Stiftungsfonds, Hamburgische Kulturstiftung, Alfred Toepfer
Stiftung F.V.S., Rudolf Augstein Stiftung, ZEIT-Stiftung Ebelin und
Gerd Bucerius.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1346: Hamburg - Ramadram, Kampnagel, 25.3.-15.4.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Jessica Nupen

RAMADRAM

Diasporische Soap-Opera

Von und mit Judith Rau, Sirwan Ali, Nadine Jessen, Anas Aboura, Salam
Hanarweh, Moaeed Shekhane, Boye Diallo, Abou Jabbie, Larry Macaulay,
Wasiu Oyegoke, Lenja Busch, Daniel Chelminiak, Michael Spormann und
vielen, vielen anderen

Mittwoch, 25.3., 1.4., 8.4., 15.4.2020, 20.15 Uhr



New Media Socialism ist eine freie Mediengruppe, die alternative
Realitäten produziert. Zentral sind empowernde Formate, in denen
Migrant*innen als Protagonist*innen und aktive Gestalter*innen
vertreten sind. Die Gruppe setzt sich aus Theaterschaffenden und
Medienproduzent*innen zusammen, die gemeinsam an neuen Formen zwischen
Performance und (Web-) Video, Dokumentartheater und New Virtual
Reality experimentieren. Einige Mitglieder der Gruppe haben
Fluchthintergrund, andere nicht. Gemeinsam sucht und entwickelt die
Gruppe avantgardistische, kritische und gleichsam unterhaltsame
Formate.

"Ramadan-Drama" ist ein mehr oder weniger feststehender Begriff in der
arabischen Welt. Er beschreibt Seifenopern, die extra für die
Ausstrahlung im muslimischen Fastenmonat Ramadan produziert werden.
Kulturell bedingte Schlafenszeiten und das Bedürfnis nach
Verdauungsbegleitern produzieren einen riesigen, hart umkämpften
Markt: 300 Millionen Zuschauer*innen sind zu unterhalten. Durch die
diversen Kriege und Krisen im arabisch-geprägten Raum sind viele
Menschen im Exil. Und von dort aus wird weiter produziert - auch
explizit für die syrische Diaspora in Deutschland.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - PERFORMANCE/272: Hamburg - The Nose, Kampnagel, 18. - 21.3.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Franck Edmond Yao

THE NOSE

Mit: Mable Preach, Gotta Depri aka Dr. Bier Bier, DJ Waxs, Ricky
Kalizam le Ccp, Danny Banany, Franck Edmond Yao alias Gadoukou La
Star

Mi. 18.03. bis Sa. 21.03.2020, 21:00 Uhr, Kampnagel - P1

Tanz / Uraufführung



Zwischen zwei Kontinenten zu leben ist nicht nur anstrengend, sondern
eine Zerreißprobe. SANDWICH SYNDROM transformiert diese sehr
persönliche aber auch kollektive Erfahrung in eine
künstlerisch-diskursive Reihe zwischen Debatte und Tanz: Der ivorische
Performer und Choreograf Franck Edmond Yao (bekannt aus
Gintersdorfer/Klaßen und La Fleur) alias Gadoukou la Star lädt über
die Spielzeit hinweg an vier Abenden Gäste mit Alltagsexpertise dazu
ein, kontroverse Themen rund um die Identität zwischen dem
europäischen und dem afrikanischen Kontinent durchzukneten. Es werden
Erfahrungen geteilt, Standpunkte verteidigt, Schlüsse gezogen und
hitzig diskutiert - eine postkoloniale, praxisnahe Analyse. Die
aufgeladene Stimmung wird im zweiten Teil des Abends auf die Körper
umgeleitet: Der kongolesische Ndombolo, der in Synchronität und Dauer
Solidarität schafft; der ivorische Coupé-Décalé, der sagt: Nicht das
Leben frisst mich, ich fresse das Leben; der nigerianische Azonto, der
dem subjektiven Zustand im Jetzt Raum gibt; oder der ivorische
Zouglou, der politischen Ausdruck im Kontext eines
Studentenwiderstandes als körperliche Praxis etablierte - die
verschiedenen Tänze werden als Ventile benutzt, um die geteilten
Positionen zu verdauen und sich aus fremdbestimmten Bildern und
Machtgefügen zu befreien.

Im Anschluss: Afro Pride mit DJ Waxs

Französische Übersetzung

Vivre entre deux continents - ce n'est pas seulement épuisant, mais
une vraie épreuve. SANDWICH SYNDROME transforme cette experience très
personnelle, mais qui est également une expérience collective, en une
série entre débat et danse: Le performeur et chorégraphe ivorien,
Franck E. Yao (connu des projets Gintersdorfer/Klaßen et La Fleur)
alias Gadoukou la Star invite le public à travailler les questions
controversées autour de l'identité entre le continent européen et
africain, en discutant avec des experts de la vie de tous les jours.
Lors de quatre soirées au long de la saison, quatre sujets seront
débattus. Les différents experts partageront leurs experience et leurs
perspectives divers, défendront leur point de vue, et tireront des
conclusions - und analyse postcoloniale et pragmatique. La tension
sera transformée dans la deuxième partie de chaque soirée: Nous
danseront le Ndombolo congolais qui crée la solidarité en synchronité,
le coupé-décalé ivorien qui dit: ce n'est pas la vie qui me mange,
mais moi je mange la vie, l'Azonto nigérien qui donne place à l'état
ressenti du sujet, ou le Zouglou ivorien, expression corporelle
politique dans le context des révoltes des étudiants. Les différentes
danses seront utilisées pour digérer les positions prises et
s'émanciper des images stéréotypées comme des systèmes de pouvoir
établis.

Gefördert im Rahmen des Bündnisses internationaler Produktionshäuser
von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





INITIATIVE/416: Licht aus schützt die Fledermaus (NABU RP)

NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 4. März 2020

Licht aus schützt die Fledermaus

Zum Tag des Energiesparens am 05. März ruft der NABU Rheinland-Pfalz
dazu auf, auf unnötige nächtliche Beleuchtung zu verzichten



Mainz - In Rheinland-Pfalz verschwenden Kommunen sowie Kirchen jedes
Jahr viele Millionen Kilowattstunden Strom für die öffentliche
Beleuchtung von Straßen, Brücken, Plätzen und Gebäuden. "Die
Modernisierung der Stadtbeleuchtung ist ein Beitrag zum Klimaschutz.",
sagt Fiona Brurein, Mitarbeiterin des NABU Rheinland-Pfalz, "Vor allem
aber ist unnötiges Licht, zum Beispiel bei nächtlich angestrahlten
Gebäuden, eine tödliche Falle für viele nachtaktive Tiere, wie
Fledermäuse." Der NABU Rheinland-Pfalz fordert die Verantwortlichen
auf, den verschwenderischen und zum Teil völlig nutzlosen Einsatz von
Licht zu begrenzen.

"Weniger ist mehr, muss die zentrale Leitlinie für die nächtliche
Beleuchtung lauten." fordert Brurein. Daher sollte auch die aus
ökologischen Gründen unverzichtbare Dunkelheit in Naturräumen in der
Stadt und im Umland erhalten bleiben. Vielerorts fällt das Licht aber
nicht nur auf Straßen-, Rad- und Gehwege, sondern strahlt ungenutzt in
den Nachthimmel, in Schlafzimmerfenster und benachbarte Naturräume.
"Diese Lichtverschmutzung muss nicht sein. Für Fledermäuse ist eine
Beleuchtung bei den Ausflügen und im Quartier äußerst bedrohlich. Die
Tiere fliegen dann deutlich später aus und finden nicht mehr so viel
Nahrung. Daher sollte in den Quartieren und an deren Öffnungen keine
Lichtquelle vorhanden sein.", so Brurein. Die grundsätzliche Frage bei
der Beleuchtung ist, ob und wo das Licht wirklich notwendig ist. Dies
sollte häufiger kritisch hinterfragt werden.

Das Ausmaß an künstlicher Beleuchtung in der Nacht hat durch immer
mehr und vor allem hellere Lichtquellen in Rheinland-Pfalz immer
weiter zugenommen. Durch intelligente Lichtplanung und
Beleuchtungstechnik kann der Energieverbrauch deutlich gesenkt und die
klammen Haushalte vieler Städte von steigenden Kosten für Strom und
Wartung entlastet werden. Eine energetische und gleichzeitig
naturverträgliche Sanierung der Beleuchtung kann dazu beitragen, pro
Jahr tausende Tonnen an klimaschädlichem Kohlendioxid zu vermeiden und
gleichzeitig auch bedrohten Arten zu helfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 07/20, 04.03.2020

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Rheinland-Pfalz e.V.

Frauenlobstr. 15-19, 55118 Mainz

Tel. 06131/140 39-24, Fax: 06131/140 39-28
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MELDUNG/518: Schonzeit ab 1. März - Rücksicht auf brütende Vögel nehmen (NABU NRW)

NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 4. März 2020

Rücksicht auf brütende Vögel nehmen

NABU NRW fordert Straßen.NRW zum sofortigen Stopp der Pflegearbeiten
auf | Bei Gartenarbeit nur Pflegeschnitt des Jahreszuwachses erlaubt



Düsseldorf - Überall in der Natur sind die Vögel derzeit dabei, ihre
Reviere abzugrenzen und Nester zu bauen. Deshalb ist es wichtig, die
gesetzliche Schonzeit beim Pflege- und Rückschnitt von Sträuchern und
Hecken zu beachten, die vom 1. März bis zum 30. September gilt. "In
dieser Zeit sind nur noch vorsichtige Form- und Pflegeschnitte
erlaubt, die den Zuwachs des Jahres entfernen", erklärt die
NABU-Landesvorsitzende Dr. Heide Naderer. Bei allen Pflegemaßnahmen
müsse besondere Rücksicht auf brütende Vögel genommen werden. Ein
brütender Vogel dürfe durch die Heckenpflege nicht gestört werden. Im
Zweifelsfall gelte es nun, mit dem Schnitt bis zum Herbst zu warten.

Der NABU NRW fordert Straßen.NRW deshalb auf, nun sämtliche
Pflegearbeiten sofort einzustellen und den Vogelschutz zu
berücksichtigen. An nordrhein-westfälischen Straßen liegen noch viele
abgesägte Baumstämme und Äste aus den letzten Monaten, die bislang
nicht abgeholt worden sind. "Aufgrund der milden Wintertage haben die
ersten Vögel schon früh mit dem Nestbau in den Reisighaufen begonnen.
Auch Igel und andere Säugetiere haben dort eventuell einen
Unterschlupf gefunden", so die NABU-Landeschefin. Der NABU erwarte
von einem NRW-Landesbetrieb, dass dieser sich an geltendes
Naturschutzrecht hält und die Reisighaufen jetzt nicht mehr entfernt,
sondern als Biotopstrukturen im Bestand belässt. Naderer: "Zudem
erwarten wir, dass die Ankündigungen des Landesbetriebs Straßen NRW,
mehr für Insekten zu tun, keine Lippenbekenntnisse sind und nicht mehr
wie bisher radikal alles abgemäht beziehungsweise gefällt und
abgeschnitten wird."

Da ein vogelfreundlicher Heckenschnitt nur schwer umzusetzen ist,
appelliert der NABU Nordrhein-Westfalen zudem an Gartenfreund*innen
und Gartenbauunternehmen, Pflegeschnitte generell nicht in der
Hauptbrutzeit der Vögel von März bis Juni durchzuführen. "In diesem
Zeitraum bieten Gebüsche einen optimalen Unterschlupf für Vögel,
Säugetiere und Amphibien. Die Tiere ziehen dort ihren Nachwuchs groß,
finden darin eine gute Versteckmöglichkeit und ziehen sich im frischen
Grün auch mal zum Schlafen zurück", erläutert Naderer.

 * 
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FRAGEN/027: Antonio Elio Brailovsky - "Für den argentinischen Staat sind die Indios bloß ein Störfaktor" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien

"Für den argentinischen Staat sind die Indios bloß ein
Störfaktor"

Von Mario Hernández



"Seitdem der Kapitalismus erfunden wurde, arbeiten die Konzerne
mit Schlägertrupps und Killern. Das gehört zum Prinzip der
kapitalistischen Produktion."

(Buenos Aires, 26. Februar 2020, RedEco) - Mario Hernandez sprach mit
dem Ökologen Antonio Elio Brailovsky über die fehlende politische
Unterstützung der indigenen Gemeinschaften sowie über die Auswirkungen
von Glyphosat und Chlorpyrifos.

 * 

Mario Hernández: Am 8. Februar wird traditionell an Martín Miguel
de Güemes, General des argentinischen Unabhängigkeitskrieges aus der
Provinz Salta, erinnert. Dabei kam dieses Jahr auch die erhöhte
Sterblichkeit der Kinder aus den Wichí-Gemeinschaften zur Sprache.
Wie hängt der Tod dieser Kinder mit der Vernichtung von fast 80.000
Hektar Wald in den letzten vier Jahren zusammen?

Elio Brailovsky: Ein Großteil dieses vernichteten Waldes in der
Provinz Salta gehörte ursprünglich zum Wichí-Gebiet. Die
Bewohner*innen wurden von Großgrundbesitzern vertrieben. Das Ganze ist
in einem politischen Kontext zu betrachten: Argentinien hatte noch nie
eine politische Strategie für den Umgang mit indigenen Völkern. Die
Positionen reichen von "Argentinien braucht keine Indios" bis zum
Konzept von Roque Sáenz Peña [von 1910 bis 1914 argentinischer
Staatspräsident. Anm. d. Übers.], der für die
Holzverarbeitungsbetriebe im Norden auf die indigene Bevölkerung als
billige Arbeitskräfte zurückgreifen wollte. Damit war er auch schon
der einzige Politiker, der jemals eine Integration in Betracht gezogen
hat. Die Entwaldung und die Vertreibung der Bevölkerung vom Land ihrer
Vorfahren haben definitiv Auswirkungen auf die Nahrungssituation, das
ursächliche Problem ist jedoch, dass Argentinien sich stets verhält,
als sei es ein rein weißes Land. Die indigenen Völker sind nichts
weiter als ein Störfaktor. Und das, was stört, versteckt man, man
kehrt es unter den Teppich und lässt die indigene Bevölkerung dort
verhungern.


Die Schuld gegenüber den indigenen Völkern wiegt weitaus
mehr als die Schulden des argentinischen Staats beim WMF

M.H.: Wie der Kinderarzt und Koordinator des Universitären Umwelt-
und Gesundheitsnetzwerks Medardo Ávila Vázquez schon sagt: Der
Staat hat ausschließlich die industrielle Landwirtschaft unterstützt.
Er meint: "Die Indios sind ein Problem, eine Last, man will, dass sie
das Land verlassen und sich in der Stadt ansiedeln. Aber die Wichí
gehen nicht. Anders als andere indigene Völker, die sich dem
städtischen Leben mehr angenähert haben, bleiben diese Bergvölker, wo
sie sind und hoffen, dass sie bald wieder ein Gebiet haben werden, auf
dem sie leben können".

E.B.: Der brasilianische indigene Autor Ailton Krenak ist der Meinung,
dass man analog zur Bürgerschaft auch von einer Waldschaft/Florestanía
sprechen sollte. Abgeleitet wird die Waldschaft von Floresta, dem
portugiesischen Wort für Urwald. Menschen und Völker, die den Begriff
der Waldschaft ernstnehmen, gehen davon aus, dass die Welt nicht
unbedingt ein einziger Zementbrocken sein muss. Sie haben eine
komplett andere Beziehung zu ihrer Umwelt und zueinander, und sie
gehen davon aus, dass man die Florestía ebenso respektieren müsse wie
die Bürgerschaft. Ich glaube, das ist ein interessanter Aspekt und
zugleich ein guter Ansatz, um sich diesem Thema zu nähern.


Das Agrobusiness steht mit wissenschaftlichen Perspektiven
auf Kriegsfuß

M.H.: Ich finde den Dokumentarfilm Ciencia Disruptiva/Dispuptive
Wissenschaft mit Andrés Carrasco sehr empfehlenswert. Was für einen
Stellenwert haben die Positionen von Andrés Carrasco?

E.B.: Grundsätzlich halte ich Carrasco ohne Zweifel für integer und
ehrlich, als Mensch und als Wissenschaftler. Wie jeder andere
Forscher, der aus unserem Bildungssystem hervorgeht, zog er los, um
aussagekräftige Daten zu sammeln, und die fand er auch. Seine Studien
ergaben, dass das hierzulande am meisten verwendete
Pflanzenschutzmittel Glyphosat Missbildungen der Embryonen
verschiedener Wassertiere hervorruft. Der Nationale Rat für
wissenschaftliche und technologische Forschung CONICET, die
Universitäten, das Ministerium für Wissenschaft und Technologie - alle
reagierten empört, haben ihn zensiert, ihm Publikationsverbot erteilt
und ihn überall ausgegrenzt. Dabei hatte Carrasco lediglich
wissenschaftliche Experimente durchgeführt und die Ergebnisse
veröffentlicht. Daraus folgern wir, dass das Agrobusiness mit der
Wissenschaft auf Kriegsfuß steht: In den Werbestrategien nimmt der
Bezug auf die Wissenschaft einen wichtigen Raum ein. Wenn dann aber
jemand Ernst macht und die wissenschaftlichen Ergebnisse ungeschönt
veröffentlicht, rudern die Wirtschaftsvertreter plötzlich zurück.

M.H.: Über Glyphosat haben wir schon öfters geredet. Heute tun wir
es noch einmal im Zusammenhang mit Dr. Carrasco, dabei möchte ich noch
ein Detail anfügen, und zwar habe ich gehört, dass es ein Pflanzengift
gibt, das noch viel gefährlicher ist als Glyphosat, nämlich das
Chlorpyrifos.

E.B.: Ja genau, Chlorpyrifos ist ein Insektizid, und Glyphosat ein
Herbizid. Mit Herbiziden vernichtet man Pflanzen und mit Insektiziden
Insekten, und da wir Menschen viel mehr mit einem Insekt gemein haben,
sind Insektizide für uns Menschen viel gefährlicher als Pflanzengifte.

M.H.: Dieses Insektizid ist in den USA bereits verboten, und in der
EU läuft, glaube ich, seit Januar das Beschlussverfahren.

E.B.: Das Verfahren zum Verbot von Chlorpyrifos innerhalb der
Europäischen Union wird gerade abgeschlossen, falls es der Firmenlobby
nicht doch noch gelingt, das Ganze hinauszuzögern. In den nördlichen
Ländern gibt es immerhin ein Bewusstsein dafür, dass man schädliche
Mittel nicht anwenden soll. Chlorpyrifos zerstört das Nervensystem der
Insekten, und auch wenn wir Menschen uns glücklicherweise äußerlich
sehr von Insekten unterscheiden, sind unsere physiologischen
Mechanismen doch recht ähnlich. Das heißt, Chlorpyrifos hat auch auf
das menschliche Nervensystem eine toxische Wirkung. Es schädigt die
mentale und motorische Entwicklung von Kindern bereits im Mutterleib,
und auch erwachsene Menschen können Schäden erleiden, die Nerven und
Muskeln beeinträchtigen und zu Bewegungseinschränkungen führen. Es hat
keinen Sinn, ein Produkt zu verwenden, wenn das ausschließlich zum
Vorteil des Anbieters ist.

M.H.: Aber wie erklärt es sich dann, dass in Buenos Aires jedes
Jahr sechs Millionen Liter für den Sojaanbau verwendet werden?

E.B.: Das erklärt sich so: Uns macht es Sorgen, wenn Pflanzengifte
Menschen töten. Den Insekten ist es jedoch herzlich egal, wenn ihre
Artgenossen durch diese Gifte hingerafft werden. Sie entwickeln eine
neue Insektengeneration, die gegen das Chlorpyrifos resistent ist. Wie
reagiert die Industrie? Sie verdoppelt die Dosis und tötet damit fast
alle Insekten, doch die wenigen, die überleben, entwickeln umso
stärkere Resistenzen, auf dass die Industrie in der folgenden Saison
das Vierfache versprüht. Es ist ein Teufelskreis. Es werden immer
höhere Dosen an Gift eingesetzt, und das bedeutet immer höhere
Gesundheitsrisiken für die Menschen, von den Ökosystemen ganz zu
schweigen.

M.H.: Es war das meistgenutzte Insektengift im Jahr 2017, es wurden
über 270 Millionen Kilo importiert.

E.B.: Mittlerweile ist es verboten, aber bis Anfang 2000 war in den
USA sogar die private Nutzung erlaubt.

M.H.: Um Kakerlaken zu töten.

E.B.: Kakerlaken tötet man am besten mit dem Schuh. Aber in
geschlossenen Räumen, also in Wohnräumen, mit Substanzen zu arbeiten,
die kontinuierlich nervenschädigende Gifte absondern, ist absoluter
Wahnsinn.

M.H.: Die Schädigungen reichen von motorischen
Koordinationsstörungen bis zum Erstickungstod; ferner kann es zu
Missbildungen, Wachstums- und Entwicklungsverzögerungen bei Embryonen
sowie Beeinträchtigungen des Nervensystems und der
Verhaltensfunktionen kommen. Auch ein erhöhtes Krebsrisiko durch
DNA-Schädigungen und tödliche Verläufe als Spätfolge sind nicht
ausgeschlossen. Wie sollen wir damit umgehen?

E.B.: Ganz offensichtlich muss man das Zeug vom Markt nehmen. Dabei
sollten wir jedoch nicht in die Falle tappen, die die Firmen uns zu
stellen versuchen, und jedes Produkt einzeln durchprobieren. Es gibt
tausende Giftstoffe, die uns in den verschiedensten Bereichen
untergejubelt werden: im Agrobusiness, klar, aber auch in der
Kosmetik, in den Lebensmitteln, den Reinigungsmitteln, in der
Abdeckhaube für den Fernseher - überall. Wir brauchen also eine
politische Instanz, die über Zulassung und Verbot chemischer
Substanzen entscheidet. Bei den Pflanzengiften läuft das mit der
Zulassung so: Der Konzern legt eine Broschüre vor, in der er seine
Version darlegt: Natürlich ist alles einwandfrei, es bestehen keine
Gesundheitsrisiken für den menschlichen Organismus, die
Umweltbelastung ist minimal usw. Das Ganze wird unterlegt mit einer
Reihe von Studien, wobei lediglich der Titel genannt wird. Die
Untersuchungen selber bekommt man nicht zu sehen, denn das ist ja
alles vertraulich, geistiges Eigentum des Unternehmens und nicht zur
Veröffentlichung freigegeben. Also werden die Pflanzengifte von den
Landwirtschaftsministerien der Regierung zugelassen, diese stützt sich
dabei auf die Aussagen der Unternehmen als auch auf die angeblichen
wissenschaftlichen Untersuchungen, obwohl die niemand gesehen hat,
weil sie ja nicht veröffentlicht werden. Diese Chemikalien müssten
einer Qualitätsprüfung unterzogen werden, bevor sie auf dem Markt
zugelassen sind. Das könnten das Institut für Industrietechnik (INTI),
das Institut für Landwirtschaftstechnologie (INTA) oder auch die
Universitäten übernehmen. Das scheitert jedoch an der immer gleichen
Debatte, dass das Gewinneinbußen für das Unternehmen bedeuten könnte;
aber Substanzen zuzulassen, ohne zu wissen, welche Auswirkungen sie
auf die menschliche Gesundheit haben, das ist doch das eigentliche
Risiko. Wir warten erst, bis wir eine gewisse Krebsrate erreicht
haben, und dann nehmen wir das Produkt vom Markt.

M.H.: Bei meinen Recherchen zu dem Thema bin ich auf eine gewisse
Melina Álvarez, Doktor der Biologie in Hurlingham gestoßen, die
meint: "Es kann doch nicht sein, dass wir ständig die Rückstände der
Agrargifte zu uns nehmen. Wir müssen unsere Produktionsgrundlage
ändern. Wir geben Millionen für onkologische Behandlungen aus, weil
bereits das Saatgut nicht der notwendigen Kontrolle unterzogen
wird".

E.B.: Das Institut für Landwirtschaftstechnologie hat eine Reihe
agroökologischer Projekte in verschiedenen Bereichen durchgeführt und
die Ergebnisse mit der Ernte nach dem Anbaumodell der großen Konzerne
verglichen. Dabei kam es zu dem Schluss, dass rein mengenmäßig (Tonne
pro Hektar) ein vergleichbares Ergebnis erzielt wurde, die
Produktionskosten waren jedoch erheblich geringer, da keine Ausgaben
für Pflanzenschutzmittel angefallen waren. Der Anbau ohne
Pflanzengifte erwies sich also als die preiswertere Variante. Dieses
Ergebnis wurde natürlich weder in den landwirtschaftlichen Beilagen
der großen Tageszeitungen noch in den Berichten des Radiosenders Canal
Rural erwähnt.

M.H.: Das haben wir in der letzten Ausgabe besprochen und das
Interview schon mal angekündigt, und das wurde dann,
überraschenderweise, wie ich finde, von etlichen Leuten gelesen. Eine
der ersten Seiten, die sie veröffentlicht haben, erhielt über 500
Likes. Der Titel deutet bereits an, dass die Agrarproduktion ohne
Pflanzengifte preisgünstiger ist. Das schien mir schon fast gewagt.
Aber es passieren auch solche Sachen wie zum Beispiel in Sastre in der
Provinz Santa Fe. Dort hatten 6.000 Einwohner*innen den Prozess gegen
Pflanzengifte und für den Schutz der Gesundheit gewonnen. Nun dürfen
Agrochemikalien dort nur noch in einem Abstand von 800 Metern zur
Ortschaft verwendet werden. Vorher waren die Ackergifte überall. Den
Konzernen sei geraten worden, ihre Arbeitnehmer*innen doch einfach zu
entlassen, erzählen die Bewohner, ihr Verhalten sei
geschäftsschädigend. Dabei hat jeder und jede von ihnen schon
Freund*innen und Familienmitglieder verloren, weil die Agrarkonzerne
sich einfach keine andere Lösung einfallen lassen wollen als alles und
alle und auch sich selbst zu vergiften. In dem Gebiet hat jede*r ein
Familienmitglied zu betrauern, das an Krebs gestorben ist.

E.B.: Seitdem der Kapitalismus erfunden wurde, arbeiten die Konzerne
mit mafiösen Strategien, mit Schlägertrupps und Killern, die die Leute
einschüchtern. Das gehört zum Prinzip der kapitalistischen Produktion.
Al Capone zum Beispiel konnte sich so lange halten, weil er
Streikbrecher finanziert hat. Man hat ein Auge zugedrückt und ihm
seine Erpressungsgeschäfte mit den Friseursalons und den verdeckten
Handel mit Alkohol gelassen. Dafür hat er den Unternehmen geholfen,
die Streiks der Arbeiter*innen zu brechen. Mit Mafiastrukturen muss
man also rechnen. Und man muss beim Bewusstsein der Menschen ansetzen
und ihnen klarmachen, dass nicht alle Menschen im Herzen gut sind und
nach bestem Wissen und Gewissen handeln, sondern dass das
kapitalistische System auf die Unterstützung mafiöser Strukturen
angewiesen ist. Dieses Argument muss man bringen, wenn alles andere
schon nicht gezündet hat.


Übersetzung: Lui Lüdicke
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PROTEST/141: Protest gegen Zerstörung rumänischer Urwälder für Stromtrasse (ROBIN WOOD)

ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 4. März 2020

Protest gegen Zerstörung rumänischer Urwälder für Stromtrasse

14 Schutzgebiete werden durch Kahlschläge geschädigt / EU muss
einschreiten gegen die Missachtung des Naturschutzrechts



Aktivist*innen der Umweltorganisationen ROBIN WOOD und Agent Green
protestieren seit heute früh gegen Kahlschläge im rumänischen Urwald
zum Bau einer Hochspannungsleitung. Die Aktion findet im
Iardastita-Urwald im Südwesten Rumänien statt, wo der mehrheitlich
staatseigene Energiekonzern Transelectrica die Stromtrasse LEA ("linie
electrica aeriana", oberirdische Stromleitung) errichten will. Sie
soll vom südlichen Portile de Fier über Resita einmal über die
Karpaten bis ins nördliche Arad führen.

ROBIN WOOD-Kletter*innen spannten ein 50 Meter langes Banner mit der
Aufschrift: "SAVE ROMANIAN PRIMARY FORESTS!" ("Rettet Rumäniens
Urwälder!") über einer Forststraße, die zu dem Gebiet führt, in dem
gefällt wird. Zeitgleich bildeten mehrere Dutzend Aktivist*innen von
Agent Green eine Menschenkette und entrollten ein Banner mit der
Forderung: "Electric Power Line Portile de Fier - Resita NOT via
National Parks" ("Stromtrasse Fier - Resita NICHT durch
Nationalparks").

In Rumänien befinden sich die größten intakten Natur- und
Urwaldgebiete der EU außerhalb Skandinaviens. Obwohl diese Gebiete für
den Klima- und Artenschutz in Europa unersetzlich sind, soll die
geplante Stromtrasse 14 Schutzgebiete durchschneiden. Darunter sind
Natura 2000-Gebiete, die unter europäischem Schutz stehen sowie von
der rumänischen Regierung selbst als streng geschützt eingestufte,
unberührte Urwaldflächen ("virgin forests").

Anfang Februar 2020 hatte die EU-Kommission in einem Schreiben die
rumänische Regierung aufgefordert, den illegalen Holzeinschlag in
Rumänien zu unterbinden und damit ein offizielles
Vertragsverletzungsverfahren gegen das EU-Mitglied eingeleitet.

"Rumänien will hier offenbar Tatsachen schaffen, bevor das
Vertragsverletzungsverfahren in Gang kommt und Rumänien sich vor dem
Europäischen Gerichtshof für die Zerstörung von Schutzgebieten
verantworten muss", sagt ROBIN WOOD-Aktivistin Lea.

Die Aktivist*innen alarmierten heute die Polizei und kontaktierten die
Wild- und Umwelthüter der Region sowie die Vertreter*innen des
Umweltministeriums. Sie forderten, den Holzeinschlag sofort zu stoppen
und das LEA-Projekt auf alternativen Routen zu verwirklichen, um die
geschützten Naturgebiete zu umgehen. Agent Green hat inzwischen ein
Verfahren gegen alle involvierten Behörden eingeleitet und eine
Beschwerde an die EU-Kommission geschickt.

"Das Projekt Transelectrica stellt die Quintessenz der Korruption in
Rumänien dar. Transelectrica verfügt über alle möglichen Genehmigungen
und Vereinbarungen, um mit Zustimmung des rumänischen Parlaments und
der Regierung eine Art Legalität für ein Projekt vorzutäuschen, das 14
Naturschutzgebiete schädigt. Wir dürfen sie definitiv nicht
weitermachen lassen", sagt Gabriel Paun, Präsident von Agent Green.

"Die rumänische Regierung schützt die wertvollen Urwälder des Landes
nicht. Deshalb müssen wir als Waldnaturschutzorganisationen
international zusammenstehen und auch die EU-Kommission muss nun
handeln. Die letzten Urwälder Europas dürfen nicht Opfer von
Korruption und Profitgier werden. Wir sind auf ihre
Ökosystemleistungen dieser Wälder angewiesen und sie sind durch keine
Technologie ersetzbar!", sagt Jana Ballenthien, Waldreferentin von
ROBIN WOOD.




Weiterführende Links:

ROBIN WOOD-Protest zur internationalen Waldkonferenz der Europäischen
Kommission in Brüssel:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/robin-wood-protest-zur-internationalen-waldkonferenz-br%C3%BCssel

Agent Green zum europäischen Green Deal als Schutzwerkzeug für die
letzte europäischen Natur- und Urwälder: 

http://en.agentgreen.ro/greendeal/

Euronatur zum Vertragsverletzungsverfahren:

https://www.saveparadiseforests.eu/de/eu-ergreift-rechtliche-schritte-gegen-rumaeniens-behoerden-wegen-illegaler-abholzungen-der-letzten-urwaelder-europas/

Spektakuläre Kletteraktion von ROBIN WOOD, Agent Green und Euronatur
in den rumänischen Karpaten gegen den Bau einer Nationalstraße durch
UNESCO-Weltnaturerbe-Gebiete:

https://www.robinwood.de/pressemitteilungen/spektakul%C3%A4re-kletteraktion-zum-schutz-der-urw%C3%A4lder-den-karpaten
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WALD/243: Produktivität von Wäldern kann trotz grosser Artenvielfalt sinken (idw)

Universität Zürich - 02.03.2020

Produktivität von Wäldern kann trotz grosser Artenvielfalt sinken




In Wäldern mit grosser Biodiversität führt der gerichtete - also der
nicht zufällige - Verlust von Arten zu einer starken Abnahme der
Produktivität. Studien, die auf einem zufälligen Verlust basieren,
führen daher möglicherweise zu unrealistischen Prognosen. Dies zeigen
Daten aus einem grossen Waldprojekt in China, an dem die Universität
Zürich beteiligt ist.




[image: Foto: © Yuanyuan Huang]

500 Parzellen von Waldflächen mit verschiedenen und unterschiedlich
vielen Baumarten.

Foto: © Yuanyuan Huang



Vor etwa zehn Jahren begann in den subtropischen Wäldern im Südosten
von China das BEF-China Projekt, eines der weltweit grössten
Freilandexperimente: Ein internationales Forscherteam bepflanzte über
500 Parzellen von 670 Quadratmetern Fläche mit jeweils 400 Bäumen -
dabei erhielt jede Parzelle zwischen einer und 16 Baumarten in
unterschiedlichen Kombinationen.

Eine soeben erschienene Studie hat nun analysiert, wie sich die Anzahl
und Zusammensetzung der Arten auf die Produktivität der einzelnen
Parzellen auswirkt. «Die Ergebnisse haben erhebliche Bedeutung für den
Erhalt der Biodiversität und den Klimaschutz, da produktivere Wälder
auch mehr Kohlendioxid aus der Luft entfernen», sagt Bernhard Schmid,
Professor am Institut für Geographie der Universität Zürich (UZH) und
Letztautor der Studie.
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Freilandversuch BEF-China in Xingangshan in der Provinz Jiangxi in
Südostchina.

Foto: © Yuanyuan Huang



Gerichteter Verlust von Arten hemmt Produktivität

Das Team von chinesischen, deutschen und Schweizer Forschenden
ermittelte hierfür den Durchmesser und die Höhe der Bäume und
berechnete daraus die Produktivität von 469 Parzellen. Einige der
Parzellen verfügten über das Maximum an 16 Baumarten, bei anderen
fehlten nach dem Zufallsprinzip einige Arten. Auf manchen Parzellen
war der Artenverlust nicht zufällig, sondern gerichtet: Es fehlten
also ganz bestimmte Arten mit ähnlichen Eigenschaften - etwa alle
Mitglieder einer kleinen Pflanzenfamilie.

Bei den Parzellen mit einem solchen gerichteten Verlust nahm die
Waldproduktivität deutlich stärker ab, als bei Parzellen mit zufällig
fehlenden Arten - obwohl die betroffenen Parzellen insgesamt noch über
eine hohe Vielfalt verfügten. Besonders ausgeprägt war der Effekt,
wenn das Aussterben von Arten simuliert wurde, die im Stammbaum der
Evolution einen eigenen Zweig bilden.

Vielfalt allein schützt nicht vor Einbussen

«Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass der gerichtete Verlust von
Arten die Funktionsfähigkeit des Ökosystems stark beeinträchtigen
kann, auch bei einem hohen verbleibenden Artenreichtum», sagt Schmid.
«Das stellt jahrzehntelange Annahmen in Frage, die aus Studien
abgeleitet wurden, die auf dem zufälligen Verlust von Arten beruhten.»
Diese Annahmen besagen, dass das Aussterben von Arten in
Gemeinschaften mit hoher Biodiversität nur eine geringe Auswirkung auf
das Ökosystem hat - weil verbleibende Arten mit ähnlichen
Eigenschaften die Funktion der verschwundenen Arten übernehmen können.
Die Studie unterstreicht jedoch, dass der Schutz der Biodiversität
auch in artenreichen Ökosystemen wichtig ist.

Ausgestorbene Arten fehlen im Netzwerk

Doch warum kann der gerichtete Verlust von Arten zu einer so starken
Einbusse an Produktivität führen? Wichtig ist in einem Wald nicht nur
die Anzahl Baumarten, sondern auch die Zusammensetzung und die
funktionellen Eigenschaften, die dadurch abgedeckt sind. «Beim
gerichteten Artverlust verlieren wir möglicherweise zuerst die Arten
mit ganz bestimmten Funktionen, wenn gerade diese funktionellen
Besonderheiten auch die Ursache für das Aussterben sind», sagt
Erstautor Yuxin Chen, ehemaliger UZH-Postdoktorand und jetzt
ausserordentlicher Professor an der Universität Xiamen in China.
«Arten leben nicht voneinander unabhängig, sondern sind Teil eines
komplexen Netzwerks von Interaktionen. Der Verlust von Arten kann
diese Interaktionen verändern, was wesentlich zu den beobachteten
Effekten beiträgt.»

China reagiert mit neuen Gesetzen

«Diese Ergebnisse kommen gerade rechtzeitig, um die Gesetzgebung zur
Biosicherheit in China zu unterstützen», sagt Keping Ma, Professor an
der Chinesischen Akademie der Wissenschaften und Mitbegründer des
Projekts. Das neue Gesetz, das durch die schwere Coronavirus-Epidemie
beschleunigt wird, würde unter anderem auch den Erhalt der
Biodiversität beinhalten. «Denn der Verlust von Arten in artenreichen
Wäldern könnte auch das Risiko von Schädlingsbefall und
Krankheitsausbrüchen erhöhen.»

Originalpublikation:

Yuxin Chen, Yuanyuan Huang, Pascal A. Niklaus, Nadia Castro-Izaguirre,
Adam Thomas Clark, Helge Bruelheide, Keping Ma, Bernhard Schmid.
Directed
Species Loss Reduces Community Productivity in a Subtropical
Forest-Biodiversity Experiment. Nature Ecology & Evolution. 2 March
2020, DOI:
10.1038/s41559-020-1127-4



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/en/Press-Releases/2020/Direct-Species-
Loss.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news739801

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Zürich - 02.03.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/168: EU-Klimaschutzgesetz - Chance auf rechtsverbindlichen Rahmen (Klima-Allianz)

Klima-Allianz Deutschland - 4. März 2020

EU-Klimaschutzgesetz: Rahmen steht, ambitionierte Zwischenziele und
der Ausstieg aus den fossilen Energieträgern fehlen



EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat heute den Entwurf
eines europäischen Klimaschutzgesetzes vorgestellt. Dr. Christiane
Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz Deutschland, sieht darin
die Chance auf einen rechtsverbindlichen Rahmen, um deutlich vor 2050
in Europa Klimaneutralität zu erreichen. "Noch besser wäre,
Klimaneutralität bis 2040 anzustreben. Das Langfristziel muss zudem ab
2030 mit Zwischenzielen alle fünf Jahre hinterlegt werden", sagt
Averbeck. Um das europäische Klimaschutzziel 2030 in Einklang mit dem
Pariser Klimaschutzabkommen zu bringen und auf internationaler Ebene
zusätzliche Dynamik in den Klimaverhandlungen zu erzeugen, sollte die
EU eine Verringerung der klimaschädlichen Emissionen von 65 Prozent
bis 2030 auf Machbarkeit prüfen. Spätestens im Juni muss die
EU-Kommission mit einem Vorschlag zur Zielverschärfung herauskommen.

"Damit das europäische Klimaschutzgesetz die notwendige Wirkung
entfalten kann, sollte die EU mit ihrem Klimaschutzgesetz
sicherstellen, dass Subventionen für fossile Energieträger sowie die
Bereitstellung von Geldern für fossile Infrastruktur ein Ende haben",
so Averbeck weiter. Da müsse die Kommission noch nachbessern.

Das europäische Klimaschutzgesetz ist Teil einer Reihe von wichtigen
politischen Entscheidungen, die dieses Jahr im Rahmen des European
Green Deals anstehen, der nicht nur Treibhausgasneutralität, sondern
auch die Umsetzung der Biodiversitätsziele und eine
Kreislaufwirtschaft bis spätestens 2050 anstrebt. Als Grundlage ist
dabei von besonders hoher Wichtigkeit die Erhöhung der europäischen
Klimaschutzziele.

Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 130 Mitgliedsorganisationen aus
den Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur,
Gesundheit, Verbraucherschutz, Jugend und Gewerkschaften setzt sie
sich für eine ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche
Energiewende auf lokaler, nationaler, europäischer und internationaler
Ebene ein. Ihre Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund
25 Millionen Menschen.

 * 

Pressemitteilung, 04.03.2020

Klima-Allianz Deutschland

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: 030 780 899 514

Internet: www.klima-allianz.de
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STIMMEN/167: Statement zum Entwurf der EU-Kommission für ein Klima-Gesetz (PIK)

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 4. März 2020

Statement zum Entwurf der EU-Kommission für ein Klima-Gesetz



Heute soll die EU-Kommission einen Entwurf für ein Klimagesetz
vorlegen, mit Regelungen zur Umsetzung von Teilen ihres Green Deal.

Dazu Ottmar Edenhofer, Direktor des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung und Professor für Klima-Ökonomie an der
Technischen Universität Berlin, Deutschland:

"Um zur Stabilisierung des Klimas beizutragen, schlägt die Europäische
Kommission jetzt ein Klimagesetz vor. Das ist ein wichtiger Schritt in
die richtige Richtung - für die Sicherung nachhaltigen Wohlstands ist
es an der Zeit, nicht mehr herum trippeln, sondern sich in Bewegung zu
setzen. Es genügt aber nicht, die richtigen Ziele zu setzen. Wir
brauchen klar definierte Wege und kurzfristige Einstiegspunkte, um die
Ziele tatsächlich zu erreichen. Aus ökonomischer Sicht ist eine klug
gemachte und umfassende CO2-Bepreisung die effizienteste und sozial
gerechte Maßnahme für eine sichere Klimazukunft. Die EU sollte das
jetzt angehen, wenn sie den Ausstoß von Treibhausgasen substanziell
senken möchte. Ein fairer Preis auf CO2-Emissionen könnte helfen, mit
Mechanismen wie Kompensationsregeln und Lastenteilung die
EU-Mitgliedsstaaten zu einigen und zugleich ihre Verschiedenheit zu
berücksichtigen. Das könnte der nächste Schritt sein."

Wer wir sind: 

Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK) ist eines der
weltweit führenden Institute in der Forschung zu globalem Wandel,
Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 04.03.2020

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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STIMMEN/166: EU-Kommission zückt stumpfes Schwert im Kampf gegen Klimawandel (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. März 2020

NABU: EU-Kommission zückt stumpfes Schwert im Kampf gegen
Klimawandel 

Krüger: Kommission verkennt die Bedeutung gesunder Wälder, Moore und
Meere für den Klimaschutz



Berlin/Brüssel - Das am heutigen Mittwoch vorgestellte EU-Klimagesetz
kommentiert NABU-Präsident Jörg-Andreas Krüger:

"Mit ihrem Klimagesetz zückt die EU-Kommission leider ein stumpfes
Schwert. Richtig und wichtig ist, dass die EU bis 2050 klimaneutral
werden soll und die Messlatte dazu alle fünf Jahre höher gelegt wird.
Doch Papier ist bekanntlich geduldig: Hehre Ziele bringen nichts, wenn
die Resultate ausbleiben.

Fatal ist, dass die Kommission bisher komplett verkennt, wie wichtig
gesunde Wälder, Moore und Meere für den Klimaschutz sind. Als
Treibhaussenken sind sie unsere natürlichen Verbündeten im Kampf gegen
die Erderhitzung, sie müssen wiederhergestellt und wirksam geschützt
werden. Ohne den Fokus auf diese natürlichen Senken wird uns das
Gesetz nicht auf einen 1,5-Grad-Pfad bringen.

Wichtig ist jetzt auch Schnelligkeit: Je eher alle Länder beginnen
wirksame Maßnahmen für den Klimaschutz umzusetzen, desto mehr
Spielraum haben wir in den kommenden Jahrzehnten. Doch leider fehlt im
Gesetz ein Mechanismus, der die Länder zu Sofort-Maßnahmen zwingt.
Entscheidend ist daher auch, dass die Kommission schon im Juni
beschließt, bis 2030 bestenfalls 65 Prozent der Treibhausgase im
Vergleich zu 1990 einzusparen."

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 04.03.2020

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STIMMEN/165: EU-Klimaschutzgesetz notwendiger Rahmen für Klimaneutralität 2050 (BEE)

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. - 4. März 2020

EU-Klimaschutzgesetz ist notwendiger Rahmen für Klimaneutralität
2050 -Erneuerbare Energien sind der Schlüssel



Berlin, 03.03.2020: "Das Klimaschutzgesetz der Europäischen Kommission
ist der überfällige gesetzliche Rahmen, um die EU-Länder auf
Klimaneutralität bis zum Jahr 2050 zu verpflichten. Leider fehlt aber
ein wichtiger Meilenstein bis dahin: eine ambitionierte Zielsetzung
für 2030, die für das Erreichen der Paris-Klimaziele unabdingbar ist
und für die Verhandlungen auf dem UN-Klimagipfel in Glasgow im
November gebraucht wird. Deshalb ist es gut, dass ein Dutzend
EU-Mitgliedstaaten auf eine zeitnahe Zielsetzung für 2030 drängen.
Hier muss sich die Bundesregierung anschließen und darf sich nicht
länger wegducken. Das gilt auch für die Festlegung der Zielhöhe, die
auf mindestens 55 Prozent bis 2030 festgelegt werden muss, wobei zu
berücksichtigen ist, dass Forderungen von 65 Prozent auf dem Tisch
liegen. Es reicht bei weitem nicht aus, das derzeitige 40%-Ziel bis
September 2020 zu überprüfen. Hier muss Butter bei die Fische, sonst
ist das Gesetz zahnlos ", so Dr. Simone Peter, Präsidentin des
Bundesverbands Erneuerbare Energie (BEE) e.V.

Außer der rechtlichen Verankerung der Klimaneutralität stünde zudem
jetzt an, Regeln zur Sicherstellung dieses Ziels sowie
Sanktionsmaßnahmen beim Nichterreichen von Zwischenzielen festzulegen.
Deswegen sei es zu begrüßen, dass die Zielerfüllung ab 2023 alle fünf
Jahre im Rahmen delegierter Rechtsakte überprüft und nach dem Pariser
Klimaschutzabkommen ausgerichtet werden sollen. Positiv sei auch die
Möglichkeit einer Erhöhung der Klimaziele ab 2030 durch eine
Verordnung der Kommission, der nur mehrheitlich widersprochen werden
kann.

Das europäische Klimaschutzgesetz verpflichtet die Europäische Union
auf ein Netto-Null-Emissionsziel im Jahr 2050, wobei die Länder
untereinander ausgleichen dürfen. Österreich, Finnland und Schweden
haben sich bereits verpflichtet, Kohlenstoffsenken zu werden. Finnland
will seine CO2-Emissionen bereits bis 2035 vollständig auf null
senken. Das sei akzeptabel, solange es genügend Vorreiter gebe, die
mit ambitionierten Zielen und entsprechenden Maßnahmen vorangingen, so
Peter. Der Schlüssel hierzu seien die Erneuerbaren Energien, die ein
ausreichendes Potenzial für die vollständige Versorgung böten. "Die
Technologien stehen bereit, sind wettbewerbsfähig und tragen erheblich
zu regionaler Wertschöpfung bei", so Peter. "Hier ist auch die
Bundesregierung gefordert, die deutsche Ratspräsidentschaft im zweiten
Halbjahr zu nutzen, um für eine beschleunigte Energiewende in Europa
zu werben. Sie sollte hier mit bestem Beispiel vorangehen und hemmende
Deckel und Bremsen bei den Erneuerbaren entfernen. Von weiteren Hürden
wie pauschalen Abstandsregelungen bei der Windenergie sei Abstand zu
nehmen, dafür aber endlich verbindliche Ausbaupfade für das Ziel von
65 Prozent bis 2030 zu definieren und eine Chancendebatte zu starten,"
so Peter. Die Bundesregierung müsse deshalb auch darauf hinwirken,
dass eine vollständige Überprüfung der Rechtsvorschriften zu den
Richtlinien für Erneuerbare Energien und Energieeffizienz jetzt
zeitnah und nicht erst bis Juni 2021 erfolgen müsse.

Als Dachverband der Erneuerbare-Energien-Branche in Deutschland
bündelt der BEE die Interessen von 55 Verbänden, Organisationen und
Unternehmen mit 30 000 Einzelmitgliedern, darunter mehr als 5 000
Unternehmen. Zu unseren Mitgliedern zählen u. a. der Bundesverband
WindEnergie, der Bundesverband Solarwirtschaft, der Fachverband Biogas
und der Bundesverband Deutscher Wasserkraftwerke. Wir vertreten auf
diese Weise 316 000 Arbeitsplätze und mehr als 3 Millionen
Kraftwerksbetreiber. Unser Ziel: 100 Prozent Erneuerbare Energie in
den Bereichen Strom, Wärme und Verkehr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.03.2020

Bundesverband Erneuerbare Energie e.V.

Invalidenstraße 91, 10115 Berlin

Tel: 030/2758170-16, Fax: 030/2758170-20

E-Mail: presse@bee-ev.de

Internet: www.bee-ev.de
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KLIMA/744: Grüner Kapitalismus - Vampirphilanthrop ... (SB)



Vorgeblich in Sorge, daß Kohlekraftwerke klimaschädlich sind, hat der
britische Milliardär und Hedgefonds-Manager Chris Hohn eine Reihe von
Zentralbanken angeschrieben und diese aufgefordert, sich aus der
Finanzierung des fossilen Energieträgers Kohle zurückzuziehen. [1]
Gleichzeitig warnt er jedoch vor einem plötzlichen Wertverlust von
Kohlekraftwerken aufgrund politischer Entscheidungen. [2] Das legt
die Vermutung nahe, daß er als Finanzjongleur die Fäden in der Hand
behalten, bzw. sicherstellen will, daß seine Branche auch nach der
Transformation der Gesellschaft in Richtung grüner Kapitalismus
weiterhin starken Einfluß ausüben wird. Daß sein Vermögen nicht
zuletzt mit der Förderung von klimaschädlichen Technologien zustande
kam und er weiterhin daran verdient, übersieht Hohn ebenso wie, daß
die von ihm betriebene Bereicherung auf der Basis von Verarmung
beruht, die andere zu erleiden haben.

Die Möglichkeit zur Reichtumsanhäufung war auch die zwingende
Voraussetzung dafür, daß Hohn schon viele hundert Millionen Euro an
Kinderhilfs- und Klimaschutzorganisationen spenden konnte. Deswegen
wird er nun als Philanthrop bezeichnet - eine ideologische, die
vorherrschende gesellschaftliche Raubordnung verschleiernde
Charakterisierung, die immer nur auf besonders wohlhabende Menschen
angewendet wird und nicht etwa auf einen Menschen, der beispielsweise
von Hartz-IV lebt und seinen gesamten Besitz mit anderen teilt.

Im Dezember vergangenen Jahres hatte der Hedgefonds-Manager eine
Reihe von Unternehmen wie Airbus, Moody´s und Charter Communications
aufgefordert, ihre CO₂-Bilanz offenzulegen. Andernfalls werde
er sich gegen sie stellen, drohte er. [3] Diese offensive Art, seine
Interessen durchzusetzen, wird in der Welt der Investoren
"aktivistisch" genannt. Dafür wird Hohn von seinen Gegnern gefürchtet
... und von seinesgleichen anerkannt.

Als Chef des von ihm gründeten Hedgefonds TCI (The Children's
Investment Fund) hat Hohn in zahlreichen Unternehmen Aktienpakete
erworben und kann auf den Aktionärsversammlungen entsprechend Druck
ausüben. Vergangenes Jahr hatte er noch den weltgrößten
Vermögensverwalter BlackRock des "Greenwashings" bezichtigt, weil
dieser keine CO₂-Bilanz einfordere. Ein Vorwurf, der
inzwischen vom Tisch sein dürfte, denn im Januar dieses Jahres hat
auch BlackRock-Chef Larry Fink in einem offenen Brief die
Unternehmensleitungen aufgefordert, sich stärker für den Klimaschutz
zu engagieren, und damit gedroht, bei Aktionärsversammlungen das
Management nicht zu entlasten. [4]

Mit einem verwalteten Vermögen in Höhe von 28 Mrd. Dollar ist TCI ein
Winzling gegenüber Finks BlackRock, das ein Vermögen in Höhe von rund
7.000 Mrd. Dollar unter seinen Fittichen hat. Beide haben von
Technologien profitiert, die maßgeblich zur globalen Erwärmung
beitragen. Laut Bloomberg [5] war TCI an großen indischen
Kohleverstromern beteiligt und hält auch heute noch Anteile an
Eisenbahngesellschaften wie Canadian Pacific Railway Ltd., die Diesel
verbrennt und fossile Energieträger wie zum Beispiel Ölsande
transportiert. Zum Portfolio von TCI gehört auch Ferrovial SA, ein in
Madrid ansässiger Konzern, der unter anderem den Londoner Flughafen
Heathrow betreibt.

Hohn, alleiniger Aktieninhaber von TCI, hat sich im vergangenen Jahr
ein Gehalt von umgerechnet knapp 230 Mio. Euro ausbezahlt. Das sind
629.260 Euro pro Tag oder in jeder Sekunde über 7 Euro. Luke
Hildyard, der eine Kampagne für höhere Steuern für Spitzenverdiener
betreibt, kommentiert dies im "Guardian" mit den Worten: "Man muß
nicht das gesamte System abschaffen oder irgendwas gegen Sir Chris
Hohn persönlich haben, um nicht damit einverstanden zu sein, daß eine
einzelne Person 200 Millionen brit. Pfund in einem Land scheffelt, in
dem einfache Arbeiter die längste Zeitspanne an Lohnstagnation seit
den Napoleonischen Kriegen erdulden und in Rekordzahlen die Tafeln
aufsuchen, um ihre Familien zu ernähren." [6]

Man muß nicht "das gesamte System" abschaffen, wie Hildyard sagt,
aber warum sollte man das nicht tun? Kapitalismus bleibt Kapitalismus
bleibt Kapitalismus, in welche Farbe er auch immer getüncht wird.
Solange jenes kapitalistische System Menschen hervorbringt, die,
würden sie sich nach einer Flasche mit Dosenpfand bücken, allein
dabei schon rund 35 Euro verdient haben, während andere
möglicherweise mit ihren Artgenossen darüber in Streit geraten, wer
die Dose zuerst gefunden und Anspruch auf 0,25 Eurocent hat, wird
dieses System auch dann noch Mangel und Not produzieren, wenn die
Reichen höher besteuert werden als bisher. Wobei der Begriff "System"
davon ablenkt, daß hinter allen politischen Entscheidungen und
gesellschaftlichen Prozessen Interessen stecken, die sich
durchsetzen, während andere Interessen unterdrückt werden.

50.000 brit. Pfund hat Hohn der Klimaschutzbewegung Extinction
Rebellion gespendet und ihr über eine Stiftung nochmal 150.000 brit.
Pfund zukommen lassen. Er unterstützt diese Klimaschutzorganisation
laut dem "Guardian", "weil die Menschheit mit dem Klimawandel die
Welt fortgesetzt zerstört und es angesichts dieser Tatsache dringend
geboten ist, aufzuwachen".

Aufwachen klingt gut, aber soll wohl nur so weit gehen, wie es Hohn
und seinesgleichen goutieren. Dessen "Menschenfreundlichkeit" hat ihm
2014 den Ritterschlag eingebracht. Seitdem darf er sich Sir
Christopher Hohn nennen. Adel verpflichtet.


Fußnoten:

[1] https://ciff.org/news/ciff-calls-leading-banks-and-regulators-end-coal-finance/

[2] https://ciff.org/documents/873/CIFF_letter_to_Mark_Carney_270220.pdf

[3] https://www.ft.com/content/dde5e4d4-140f-11ea-9ee4-11f260415385

[4] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/redakt/umkl-739.html

[5] https://www.bloomberg.com/news/articles/2020-01-22/the-world-s-most-profitable-hedge-fund-is-now-a-climate-radical

[6] Übersetzt nach:

https://www.theguardian.com/business/2019/dec/04/hedge-fund-boss-pays-himself-200m-despite-funds-profits-falling
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BILDUNG/3442: Vortrag von Kai Füldner, "Ab in die 80er! Waldsterben - damals und heute". Kassel, 18.03.2020

documenta-Stadt Kassel

Dr.
Kai Füldner hält Vortrag zum Waldsterben in den 80er-Jahren



"Ab in die 80er!: Waldsterben - damals und heute" heißt ein Vortrag,
zu dem das Stadtmuseum am Mittwoch, 18. März, um 18 Uhr einlädt.

In den frühen 80er-Jahren war das "Waldsterben" ein großes Thema. Was
als "Tannensterben" begann, wurde schnell bedrohlich für alle
Baumarten - vornehmlich durch den Schwefeleintrag des "sauren Regens".
Vor allem Wälder in den industriefernen Mittelgebirgen wurden
erheblich getroffen. Der Vortrag von Dr. Kai Füldner, Leiter der
Städtischen Museen Kassel, blickt aus forstwissenschaftlicher Sicht
auf Ursachen und Gegenmaßnahmen zurück auf diese damals noch lokale
Krise der Wälder Mitteleuropas. Dieser stellt er die massiven
Waldschäden gegenüber, die seit dem Dürresommer 2018 entstanden sind.
Was ist nun die Zukunft unseres Waldes?

Der Eintritt ist kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.03.2020
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